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Die Niedersächsische Landesregierung hat 2008 
die Regierungskommission Klimaschutz mit dem 
Auftrag berufen, umfassende Empfehlungen 
sowohl für eine niedersächsische Klimaschutzstra-
tegie als auch für eine niedersächsische Anpas-
sungsstrategie zu erarbeiten. Mit diesem mehr als 
dreijährigen Beteiligungsprozess hat Niedersachsen 
für die Entwicklung seiner Klimapolitik einen eige-
nen Weg eingeschlagen, der in Deutschland in die-
ser Form bislang einmalig ist. Ziel der Einrichtung 
der Regierungskommission war es zum einen, der 
Forderung nach gesellschaftlicher Kooperation 
und Teilhabe gerecht zu werden, zum anderen, 
die unterschiedlichen Betroffenheiten gesellschaft-
licher Akteure herauszufi nden und das Wissen 
der Akteure über mögliche Lösungswege für eine 
effi ziente, praxisorientierte und von einem breiten 
gesellschaftlichen Konsens getragene Klimaschutz- 
und Klimaanpassungspolitik zu nutzen. 

Im März 2009 nahm die Regierungskommission 
ihre Arbeit zum Bereich Klimaanpassung auf, mit 
der Aufgabe, die Bedeutung des Klimawandels 
in einzelnen Handlungsfeldern mit Vertretern 
von Behörden, Wissenschaft, Verbänden und 
Unternehmen herauszuarbeiten, den politischen 
Handlungsbedarf des Landes einzuschätzen und 
Maßnahmen zur Klimaanpassung vorzuschlagen. 
Risiken und Chancen sowie neue Konfl iktfelder 
sollten unvoreingenommen und ergebnisoffen 
identifi ziert werden. Ein Schwerpunkt lag darin, 
die Rolle des Landes zu beschreiben, ein anderer, 
die Verantwortlichkeiten, Zuständigkeiten und 
Aufgaben des Landes zu benennen. Gleichwohl 
soll die Empfehlung für eine niedersächsische 
Klimaanpassungsstrategie auch nicht-staatlichen 
Akteuren und Kommunen als Information und 
Orientierung zur Anpassung an den Klimawandel 
dienen. 

Eine besondere Kooperation bestand mit dem von 
der Landesregierung fi nanzierten Forschungsver-
bund KLIFF „Klimafolgenforschung in Niedersach-
sen“, der unter anderem den Forschungsstand 
zur Klimaentwicklung in Niedersachsen beitrug 
(s. Kap. 4) und den Erarbeitungsprozess in allen 
Phasen begleitete. 

Weitere Bausteine zur Erarbeitung der Empfehlung 
lieferten das Strategiepapier „Klimawandel - 
Herausforderung für Staat und Gesellschaft - 
Struktur für eine Anpassungsstrategie“ und die 
„Hanse-Thesen“. In den Hanse-Thesen beschreibt 
ein unabhängiges, interdisziplinär zusammen-
gesetztes Wissenschaftsgremium aus Natur-, 
Ingenieur-, Wirtschafts-, Sozial- und Rechtswissen-
schaften gemeinsam mit Vertretern der Landesre-
gierung Eckpunkte für eine aus wissenschaftlicher 
Perspektive wünschenswerte zukünftige nieder-
sächsische Klimaanpassungspolitik. Auf diesen 

Papieren aufbauend wurde von der Regierungs-
kommission Klimaschutz die vorliegende Empfeh-
lung erarbeitet.

In einem ersten Schritt wurde für die einzelnen 
Handlungsfelder eine umfassende Abschätzung im 
Hinblick auf Art und Ausmaß des zu erwartenden 
Klimawandels in Niedersachsen vorgenommen. 
Die Regierungskommission griff dabei auf die 
neuesten Erkenntnisse der norddeutschen Klima-
folgenforschung zurück. Dieser Schritt beinhaltete 
weiterhin eine Analyse des Themenspektrums der 
Anpassungsstrategien der Europäischen Union, 
Deutschlands und weiterer ausgewählter Bundes-
länder. 

Zu berücksichtigen ist, dass das Klima in Nieder-
sachsen eine starke regionale Differenzierung 
aufweist. Entlang der Küsten wird das Klima vor 
allem von Meer und Wind beeinfl usst, nach Osten 
hin und ins Landesinnere wird es zunehmend 
kontinentaler. Die Klimaentwicklung bis zum Ende 
des Jahrhunderts ist regional entsprechend diffe-
renziert zu betrachten. Für viele Handlungsfelder 
– etwa zu den Auswirkungen des Klimawandels 
im Verkehr – liegen noch zu wenige Daten vor, 
um konkrete Aussagen für das gesamte Gebiet 
Niedersachsens treffen zu können. Kleinräumige 
Analysen lassen sich oft nicht auf andere Regionen 
Niedersachsens übertragen, großräumige Unter-
suchungen etwa des Bundesgebiets nicht zwangs-
läufi g auf Niedersachsen beziehen.

In einem zweiten Schritt wurden Handlungsziele 
und soweit möglich, Handlungsempfehlungen für 
das Land Niedersachsen diskutiert und formuliert. 
Die Diskussion der Regierungskommission über 
Risiken und Chancen des Klimawandels konnte 
mögliche Lösungswege für die niedersächsische 
Anpassungspolitik frühzeitig aufzeigen. Die vorlie-
gende Empfehlung für eine Klimaanpassungsstra-
tegie des Landes wurde von der Regierungskom-
mission einvernehmlich beschlossen.

Die gemeinsame Arbeit sowohl der Regierungs-
kommission als auch der beteiligten Experten trug 
neben der wichtigen inhaltlichen Verständigung 
und dem Austausch über Klimawandel und Kli-
mafolgen auch zur Vernetzung relevanter Anpas-
sungsakteure bei. Auch die personelle Einbindung 
der wichtigsten Klimafolgen-Forschungsverbünde 
in Niedersachsen förderte wichtige Lernprozesse 
zwischen den Akteuren. 

Mit der Vorlage der Empfehlung für eine nieder-
sächsische Strategie zur Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels ist der zweite Teil der Arbeit der 
Regierungskommission vollendet.

Einleitung
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Herausforderung Klimawandel

Das Klima auf der Erde verändert sich. Die stei-
gende Konzentration von Treibhausgasen in der 
Atmosphäre und die großräumigen Landnut-
zungsänderungen führen dazu, dass sich die Erde 
erwärmt. Sowohl Risiken als auch Chancen des 
Klimawandels sind jedoch auf der Erde ganz unter-
schiedlich verteilt. 

Dafür gibt es mehrere Gründe: Die globale Erwär-
mung wirkt sich unterschiedlich in den verschie-
denen Klimazonen aus. Klimavariablen wie die 
Temperatur oder der Niederschlag entwickeln sich 
uneinheitlich. Die Temperatur in der Arktis oder in 
den Alpen steigt zum Beispiel stärker als im globa-
len Mittel. Weiterhin sind Regionen wie tief liegen-
de Küstengebiete oder Gebiete, die bereits heute 
unter einem Mangel an Süßwasser leiden, anfäl-
liger als andere. Und nicht zuletzt haben die vom 
Klimawandel betroffenen Staaten und Kommunen 
unterschiedliche Fähigkeiten und Ressourcen, um 
sich an die veränderten Bedingungen anzupassen. 

In den letzten Jahren hat sich das Wissen um 
mögliche Folgen des Klimawandels durch zahl-
reiche Untersuchungen ständig verbessert. Dabei 
stehen für Deutschland und Niedersachsen vor 
allem wachsende Hitzebelastungen, Zunahme von 
Extremwetterereignissen und der Anstieg des Mee-
resspiegels im Fokus. Im Forschungsverbund KLIFF 
„Klimafolgenforschung in Niedersachsen“ wurde 
für Niedersachsen zum Ende des Jahrhunderts 
(2071-2100) im Vergleich zur Referenzperiode 
1971-2000 eine Erhöhung der Jahresmitteltempe-
ratur um ca. 2,5 Grad projiziert, wobei der Anstieg 
im Winter mit etwa 3 Grad am höchsten ausfällt. 
Mit der höheren Temperatur kann auch die Länge 
der Vegetationsperiode zunehmen: bis um circa 60 
Tage bis zum Ende des Jahrhunderts; entsprechend 
kann sich die Anzahl der Frosttage um circa zwei 
Drittel verringern. Die Klimaforscher erwarten, 
dass die Niederschläge zum Ende des Jahrhunderts 
im Winter, Frühling und Herbst zunehmen können, 
für den Sommer wird eine Abnahme um rund 10 
Prozent in Niedersachsen projiziert. Die Anzahl 
der Starkniederschlagstage kann sich nach den 
Berechnungen deutlich erhöhen, insbesondere im 
Herbst. Die mittlere Dauer von Wärmeperioden 
könnte im Sommer um 50 Prozent zunehmen. 

Die projizierten Änderungen der Klimavariablen 
werfen für die Menschen, die in Niedersachsen 
leben, arbeiten und wirtschaften, konkrete Fragen 
auf: Wie ist der Hochwasser- und Küstenschutz 
angesichts höher aufl aufender Sturmfl uten und 
der Zunahme von Starkniederschlägen zu bewer-
ten? Welche Wirtschaftssektoren sind besonders 
betroffen? Welchen Einfl uss hat der Klimawandel 
auf die Energie- und Wasserversorgung oder die 

Tier- und Pfl anzenwelt der vielfältigen niedersäch-
sischen Ökosysteme, etwa auf das Weltnaturerbe 
Wattenmeer oder den Nationalpark Harz? Wo 
entstehen oder verschärfen sich Konfl ikte um 
Wasserressourcen und wo ist mit der Verschlech-
terung von Böden zu rechnen? Welche Baumarten 
können sich an die veränderten Klimabedingungen 
besser anpassen? Wie viel Grundwasser steht der 
Landwirtschaft zukünftig zur Beregnung, zum 
Beispiel im bereits heute niederschlagsarmen 
Osten Niedersachsens zur Verfügung? Und nicht 
zuletzt: Wie wirkt sich der Klimawandel auf die 
menschliche Gesundheit aus angesichts zuneh-
mender Extremwetter, stärkerer Hitze oder der 
möglichen Ausbreitung von Infektionskrankhei-
ten? Mit diesen Fragen beschäftigt sich die Klima-
folgenforschung. Das Wissen über die Folgen des 
Klimawandels weist in vielen Sektoren jedoch noch 
große Lücken auf. Die Verbesserung des Wissens 
über den Klimawandel und mögliche Anpassungs-
optionen ist deshalb eine wichtige Bedingung für 
eine erfolgreiche Anpassungspolitik. 

Fest steht, dass sich der Wandel des Klimas auf-
grund der Trägheit des Klimasystems nur noch 
abmildern, aber nicht mehr aufhalten lässt. Auch 
ist fraglich, ob das 2-Grad-Ziel, dass sich die 
internationale Klimapolitik gesetzt hat, erreicht 
werden kann. Die Treibhausgasemissionen steigen 
im weltweiten Mittel weiter an. Bei den derzei-
tigen Emissionen (Stand 2008) wäre mit einer 
Wahrscheinlichkeit von zwei Dritteln bereits in 25 
Jahren ein Emissionsbudget erreicht, dass zu einer 
globalen Erwärmung von 2 Grad führen kann. 
(WBGU 2009: 2) Die Regierungskommission hält 
es für notwendig, in Niedersachsen neben einer 
Klimaschutz- auch eine aktive Klimaanpassungspo-
litik zu betreiben.

Internationale und nationale 
Klimaanpassungspolitik

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union wie 
auch der Vereinten Nationen haben sich zum Ziel 
gesetzt, die Erderwärmung auf 2 Grad Celsius zu 
begrenzen, um gefährliche anthropogene Störun-
gen des Klimasystems zu verhindern. Maßnahmen 
zum Klimaschutz sind deshalb von besonderer 
Bedeutung. 

Auch Niedersachsen steht in der Verantwortung, 
zielstrebig und wirksam Klimaschutz zu betreiben. 
Die Regierungskommission Klimaschutz hat im 
Auftrag der Landesregierung zum Jahresbeginn 
2012 eine umfangreiche Empfehlung für eine 
niedersächsische Klimaschutzstrategie vorgelegt, 
um bestehende Aktivitäten zu verstärken oder 
auszubauen. 

Bereits in dem Rahmenübereinkommen der 
Vereinten Nationen über Klimaänderungen (UN-

TEIL A
1. Rahmenbedingungen
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Klimarahmenkonvention) aus dem Jahr 1992 wird 
neben dem Schutz des Klimas auch die Bedeutung 
der Anpassung an den Klimawandel betont. In 
dem Übereinkommen verpfl ichten sich die Ver-
tragsparteien, nationale und gegebenenfalls regio-
nale Programme zu erarbeiten. Aktivitäten zur An-
passung wurden auf internationaler, europäischer, 
nationaler und kommunaler Ebene in den letzten 
Jahren intensiviert: Die EU veröffentlichte 2009 
das Weißbuch „Anpassung an den Klimawandel: 
Ein europäischer Aktionsrahmen“. Auf UN-Ebene 
hat die internationale Staatengemeinschaft 2010 
mit dem „Cancún Adaptation Framework“ die 
Behandlung des Themas international gestärkt.

Die Bundesregierung legte 2008 mit der „Deut-
schen Anpassungsstrategie“ einen Grundstein für 
einen „mittelfristigen Prozess, in dem schrittwei-
se mit den Ländern und den gesellschaftlichen 
Gruppen die Risiken identifi ziert, der mögliche 
Handlungsbedarf benannt, die entsprechenden 
Ziele defi niert sowie mögliche Anpassungsmaß-
nahmen entwickelt und umgesetzt werden.“ Als 
Ziele nennt die „Deutsche Anpassungsstrategie“ 
die „Verminderung der Verletzlichkeit bzw. den 
Erhalt und die Steigerung der Anpassungsfähigkeit 
natürlicher, gesellschaftlicher und ökonomischer 
Systeme an die unvermeidlichen Auswirkungen 
des globalen Klimawandels“. Der Aktionsplan 
Anpassung der Bundesregierung (2011) unterlegt 
die in der Deutschen Anpassungsstrategie genann-
ten Ziele und Handlungsoptionen mit spezifi schen 
Aktivitäten des Bundes und legt Verknüpfungen 
mit anderen nationalen Strategien offen. 

Die Entwicklung des Aktionsplans erfolgte in 
Abstimmung und Konsultation mit den Bun-
desländern. Der Aktionsplan Anpassung der 
Bundesregierung hat deutlich gemacht, dass die 
Bundesländer für die Klimaanpassung eine große 
Verantwortung tragen. 
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Verantwortungsübernahme und 
Zuständigkeiten

Die Anpassung an die Folgen des Klimawandels ist 
eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung und 
Aufgabe, die eine Vielzahl von Akteuren betrifft 
– nicht nur Regierungen und Verwaltungen. Es ist 
bedeutsam, dass die verschiedenen Akteure aktiv 
Verantwortung für die Herausforderungen des 
Klimawandels übernehmen. Weiterhin müssen 
Zuständigkeiten geklärt und benannt werden. 
Viele Zuständigkeiten in der Klimaanpassungspoli-
tik obliegen den Bundesländern, dazu gehört auch 
der Vollzug von Bundesgesetzen. 

Um nicht-staatliche Akteure stärker in politische 
Prozesse einzubinden, wurden in den letzten 
Jahren – etwa unter dem Stichwort Governance 
– neue Formen der Politikgestaltung diskutiert und 
eingeführt. Dabei handelt es sich um neue Formen 
koordinierten kollektiven Handels, die unter an-
derem das hierarchische Verhältnis zwischen Staat 
und den Adressaten von Politik nivellieren und 
auf diese Weise dazu beitragen, gemeinsam neue 
Probleme wie die Anpassung an den Klimawandel 
auf die politische Agenda zu bringen und nach 
Lösungswegen zu suchen. Hierzu zählt auch die 
Regierungskommission Klimaschutz der Nieder-
sächsischen Landesregierung.

Die Rolle des Staates und der 
Kommunen

Zwischen Zuständigkeiten der öffentlichen Hand 
und Eigenverantwortung privater Akteure gibt es 
einen großen Übergangsbereich. Das Land kann 
je nach Handlungsfeld und Problemlage unter-
schiedliche Rollen einnehmen – als Sensibilisierer 
für die Risiken des Klimawandels, als Impulsgeber 
der Forschung zu Themen des Klimawandels, der 
Klimafolgen und der Anpassungspolitik, als Ver-
walter von klimarelevanten Daten sowie Informati-
onsgeber und Berater. Dort, wo das Land in seinen 
originären Aufgaben direkt betroffen ist, etwa 
beim Küsten- oder Hochwasserschutz, gilt es, den 
Klimawandel in die Aufgabenwahrnehmung zu 
integrieren. Sind das Interesse zur Eigenvorsorge 
oder die Anpassungsressourcen nicht-staatlicher 
Akteure als unzureichend einzuschätzen, kann das 
Land Anreize zur Anpassung setzen oder ord-
nungsrechtliche Vorgaben tätigen. Ein Beispiel des 
Zusammenwirkens von staatlicher und privatwirt-
schaftlicher Anpassung ist die Versicherung von 
klimabedingten Elementarschäden: Aufgabe des 
Staates ist es, das Risikopotenzial von Naturgefah-
ren zu reduzieren. Trotzdem bleibt ein Risiko beste-
hen. Die auf die Einschätzung und Absicherung 
von Risiken spezialisierte private Versicherungswirt-
schaft verteilt das Risiko von Elementarschäden auf 
viele Schultern und stärkt gleichzeitig bei den pri-

vaten Versicherungsnehmern die Übernahme von 
Eigenverantwortung. Dies beinhaltet auch die indi-
viduelle Risikovorsorge durch Schadenverhütungs-
maßnahmen. Zudem setzt die Versicherungswirt-
schaft durch die risikogerechte Bepreisung Anreize 
zum klimabewussten Handeln. Auf der Grundlage 
eines Beschlusses der Regierungskommission hat 
das Land Niedersachsen deshalb,  gemeinsam mit 
der niedersächsischen Versicherungswirtschaft 
zum Jahresbeginn 2012 eine Informationskam-
pagne zur Versicherung von Elementarschäden 
gestartet (s. Kap. 5.19). Eine besondere Rolle bei 
der Klimaanpassung nehmen das Land und die 
Kommunen ein. Viele Maßnahmen der Klimaan-
passung und Risikovermeidung (z. B. durch die 
Ausweisung von Bebauungsgebieten) liegen im 
Verantwortungsbereich der Gebietskörperschaften 
oder werden dort umgesetzt.

Handeln unter Unsicherheiten

Entscheidungen über Maßnahmen zur Anpassung 
an den Klimawandel sind Entscheidungen unter 
Unsicherheit, da wir die regionale und zeitliche 
Verteilung der Klimaänderungen, deren Intensität 
sowie die damit verbundenen Auswirkungen auf 
ökologische, ökonomische und soziale Systeme 
nicht genau kennen. 

Bei der regionalen gibt es ebenso wie bei der 
globalen Klimamodellierung mehrere Quellen von 
Unsicherheiten: Da wir die zukünftige politische 
und wirtschaftliche Entwicklung nicht vorhersagen 
können, wissen wir auch nicht genau, wie hoch 
der Ausstoß von Treibhausgasen in den nächsten 
Jahrzehnten sein wird. Um eine mögliche Band-
breite zukünftiger Entwicklungen abbilden zu kön-
nen, wurden vom Zwischenstaatlichen Ausschuss 
für Klimaänderungen (IPCC) Emissionsszenarien 
erarbeitet.

Unsicherheiten entstehen außerdem durch das 
unvollständige Wissen über Prozesse im Klimasys-
tem und die unzureichende Beschreibung kleinräu-
miger Prozesse, die in den Klimamodellen bisher 
nicht aufgelöst werden können. Sie können auch 
durch eine Modellvalidierung mit Beobachtungs-
daten noch nicht vollständig erfasst werden, da es 
in zu vielen Gebieten an entsprechenden Daten 
mangelt. Zusätzlich fehlen für die hochkomple-
xen und hochaufgelösten Modellrechnungen die 
Rechnerkapazitäten. 

Die Wissensgrundlage für regionalisierte Aussagen 
zu Klimaänderungen und deren Folgen wird durch 
Multimodellrechnungen (Ensembleanalysen) stetig 
weiter ausgebaut. Dabei werden Ergebnisse ver-
schiedener Rechenläufe regionaler Klimamodelle 
miteinander kombiniert (s. Kap. 4 Klimaentwick-
lung). Die Auswertung solcher Ensembles erlaubt 
Aussagen zu den Bandbreiten der zu erwartenden 

2. Aufgaben einer Klimaanpassungsstrategie des Landes
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Änderungen von Klimaparametern. Durch die 
Verknüpfung der Ergebnisse solcher Ensembles mit 
verschiedenen Wirkungsmodellen (z. B. verschie-
denen Wasserhaushaltsmodellen) lassen sich auch 
die Spannbreiten der möglichen Folgen der Klima-
änderungen besser abschätzen. 

Letzten Endes ist die Politik jedoch gezwungen, 
mit einem gewissen Grad an Unsicherheit um-
zugehen und zu handeln. Helfen kann dabei der 
No-regret-Ansatz, ein am Vorsorgegrundsatz 
orientierter pragmatischer Ansatz, der an bereits 
erkannten klima- bzw. extremwetterrelevanten 
Schwachstellen in Systemen ansetzt und auf der 
Annahme bestimmter Szenarien beruht. Die hier-
aus abgeleiteten Maßnahmen sind in vielen Fällen 
sogenannte „Maßnahmen ohne Reue“ („No-re-
gret-Maßnahmen“), d. h. die Maßnahmen haben 
auch dann einen Nutzen, wenn sich Klimaände-
rungen schwächer auswirken als angenommen.
Diese Herangehensweisen erfordern eine Begrün-
dung der ausgewählten Anpassungsmaßnahmen 
unter Nennung der genutzten wissenschaftlichen 
Grundlagen und Annahmen, sowie die Beach-
tung knapper volkswirtschaftlicher Ressourcen. 
Zur Erreichung der anzustrebenden Ziele sind 
drei Arten von Wissen notwendig (s. Kap. 5.16): 
Systemwissen (Wissen über den Ist-Zustand und 
Klima(folgen)szenarien); Zielwissen (Wissen über 
den Sollzustand); Transformationswissen (Wissen 
über die Gestaltung des Übergangs, vom Ist- zum 
Sollzustand). 

Klimaanpassung ist ein dynamischer Prozess, 
der offen und fl exibel gestaltet erfolgen muss, 
um neue wissenschaftliche Erkenntnisse aus der 
Klimaforschung sowie neue gesellschaftliche 
Entwicklungen aufnehmen zu können. Die An-
passungsstrategie muss deshalb fortgeschrieben 
und erweitert und falls nötig korrigiert werden. 
Die Mitglieder der Regierungskommission werden 
die gesellschaftliche Diskussion zu diesem Thema 
fortführen.

Priorisierung von Maßnahmen

Die Priorisierung von Maßnahmen setzt eine Priori-
sierung von Klimarisiken und -folgen voraus. Diese 
erfordert eine sektor- und handlungsfeldübergrei-
fende, einheitliche Bewertung der Risiken auf Basis 
einer integrierten Vulnerabilitätsanalyse, inklusive 
Abschätzung der sektoral und regional unter-
schiedlichen Anpassungskapazitäten. Eine derarti-
ge Analyse liegt für Niedersachsen derzeit auf-
grund methodischer Bewertungsprobleme nicht 
vor. Ein zweiter notwendiger Schritt einer Priorisie-
rung wäre eine Kosten-Nutzen-Analyse möglicher 
Anpassungsmaßnahmen. Quantifi zierte Angaben 
zu erwarteten Wirkungen des Klimawandels und 
der Wirksamkeit von Anpassungsmaßnahmen, 
die als Grundlage für Kosten-Nutzen-Analysen 

dienen könnten, liegen bisher auch nur vereinzelt 
und unvollständig vor. Kosten-Nutzen-Analysen 
sind zudem noch mit erheblichen methodischen 
Problemen behaftet. Die ökonomische Klimaan-
passungsforschung steht hier noch am Anfang. 
Die Priorisierung von Maßnahmen zeigt zudem die 
Grenzen der Wissenschaft auf. Priorisierungen las-
sen sich nicht allein anhand wissenschaftlicher und 
ökonomischer Kriterien aufstellen. Sie erfordern 
eine politische Diskussion und Bewertung. Aus 
diesen Gründen wird auf eine Priorisierung der 
vorgeschlagenen Maßnahmen zunächst verzich-
tet. Die Rolle der Kommission beschränkt sich hier 
auf eine Unterstützung von Prozessen politischer 
Willensbildung.
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Kapitel 1 bis 3 spannen den Bogen von den 
politischen Rahmenbedingungen über die Auf-
gaben des Landes bis zum Vorgehen der Regie-
rungskommission bei der Erarbeitung der vorlie-
genden Empfehlung. Das  Kapitel 4 enthält eine 
ausführliche Darstellung der Klimaentwicklung in 
Niedersachsen. Analysiert werden die Änderun-
gen von Temperatur, Niederschlag, Extremwet-
terereignissen und Windgeschwindigkeit für die 
Perioden 2021-2050 und 2071-2100 im Vergleich 
zur Referenzperiode 1971-2000. Überdies werden 
die hier verwendeten Klimamodelle und regionale 
Klimaprojektionen beschrieben sowie Unsicherhei-
ten der regionalen Klimamodellierung systematisch 
dargelegt. 

Das Kapitel 4 bildet die klimatologische Grundla-
ge für die folgende Betrachtung der Klimafolgen 
in verschiedenen Handlungsfeldern (Kap. 5). In 
den Handlungsfeldern wurden zusätzliche fach-
spezifi sche Untersuchungen herangezogen. Die 
Ausarbeitung von 14 sektoralen und 5 sektorüber-
greifenden Handlungsfeldern stellt den Kern der 
Empfehlung dar und ist in den sektoralen Hand-
lungsfeldern nach einem einheitlichen Schema 
beschrieben. Zuerst werden die Auswirkungen 
detailliert betrachtet, anschließend übergreifende 
Handlungsziele der Klimaanpassung in diesem 
Handlungsfeld skizziert und schließlich konkrete 
Maßnahmenempfehlungen benannt. In einigen 
Handlungsfeldern war es notwendig, kurze Sektor-
beschreibungen voranzustellen, um die folgenden 
Ausführungen und Maßnahmenempfehlungen 
nachvollziehbar zu machen und einen Zusammen-
hang herzustellen.

3. Aufbau und Methodik der Empfehlung für 
eine niedersächsische Klimaanpassungsstrategie

Das letzte Kapitel (Kap. 6) fasst allgemeine 
Empfehlungen einer Klimaanpassungspolitik des 
Landes zusammen und schließt mit einem Ausblick 
zur weiteren Anpassungspolitik in Niedersachsen.
In Ergänzung zu ihrer Empfehlung für eine nieder-
sächsische Strategie zur Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels verweist die Kommission auf die 
anliegende Maßnahmenübersicht (Anhang I). 

In der Übersicht werden Maßnahmenoptionen für 
die betrachteten Handlungsfelder systematisiert 
und präzisiert. Die Anpassungsmaßnahmen sind 
immer in Abhängigkeit von oftmals stark variie-
renden regionalen und situativen Bedingungen zu 
sehen. Die Kommission hält diese Maßnahmenü-
bersicht aber für eine wichtige Grundlage für die 
vielfältigen örtlichen Entscheidungsfi ndungspro-
zesse im Land, die durch die Anpassungsstrategie 
begonnen oder aber weiter stimuliert werden 
sollen.

Im Anhang II, III und IV der Empfehlung für eine 
niedersächsische Strategie für die Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels fi nden sich weitere 
detaillierte Klimadaten sowie Darstellungen zu den 
Auswirkungen des Klimawandels und klimabezo-
genen Projekten im Sektor Landwirtschaft.
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4.1 Zusammenfassung

Gegenwärtiges Klima

Das Klima in Niedersachsen wird in den Küsten-
gebieten vor allem von Wind und Meer geprägt, 
während es im Landesinneren zunehmend konti-
nentaler wird. Für die Beschreibung des gegenwär-
tigen Klimas in Niedersachsen werden Beobach-
tungsdaten des Deutschen Wetterdienstes (DWD) 
der Lufttemperatur in 2 Metern Höhe und des 
Niederschlages für die Jahre 1971-2000 herange-
zogen. Die Gebirgsregion des Harzes unterscheidet 
sich wegen der Höhenlage klimatisch wesentlich 
von den Tiefl agen, die das Hauptgebiet Nieder-
sachsens bilden. Sie ist deutlich kühler und feuch-
ter als der Großteil des Landes und muss deshalb 
gesondert betrachtet werden.

Der Jahresmittelwert der Lufttemperatur in 
Niedersachsen beträgt zwischen 8 und 9,5 Grad 
Celsius. Die Mitteltemperaturen der Jahreszeiten 
zeigen jedoch deutliche räumliche Muster. So liegt 
die Mitteltemperatur im Winter an der westlichen 
Grenze zu den Niederlanden zwischen 2,5 und 3 
Grad, während sie bis zur Ostgrenze zu Sachsen-
Anhalt um ca. 1 bis 2 Grad abnimmt. In den Som-
mermonaten ist ein leichter Anstieg in Nord-Süd-
richtung festzustellen, mit ca. 15,5 bis 16 Grad in 
Ostfriesland bis ca. 17 Grad in der geographischen 
Breite von Hannover. Weiter nach Süden fällt die 
Mitteltemperatur im Sommer wegen der zuneh-
menden Höhenlage wieder leicht ab. Sommerliche 
Wärmeperioden mit Maximaltemperaturen über 
25 Grad sind an der Ostgrenze im Jahresmittel bis 
zu 9 Tage lang, während an den Küsten kaum län-
gere Wärmeperioden auftreten. Die Vegetations-
periode dauert im größten Teil Niedersachsens zwi-
schen 240 und 280 Tagen, an der südwestlichen 
Grenze von Niedersachsen ist sie etwas länger. Die 
meisten Frosttage – im Mittel bis über 80 pro Jahr 
– treten in den Mittelgebirgen im Süden, und in 
den östlichen Tiefl agen entlang der Elbe auf, bis 
zu 8 davon sind Spätfröste nach dem 1. April. Die 
geringste Anzahl an Frosttagen (50-60) treten an 
der ostfriesischen Küste auf. Spätfröste sind hier 
sehr selten.

Die mittleren Windgeschwindigkeiten zeigen 
ebenfalls ein deutliches räumliches Muster, mit ei-
nem Nord-Süd-Gradienten von 5 bis 6 m/s an der 
Küste, bis zu 1 bis 2 m/s in Südniedersachsen. In 
der Harzregion sind die Geschwindigkeiten wegen 
der Höhenlage deutlich höher, teilweise liegen sie 
über 7 m/s.

Der Jahresniederschlag zeigt ein West-Ost-Gefälle 
mit 70 bis 80 Millimeter pro Monat an der West- 
und ca. 50 Millimeter pro Monat an der Ostgren-
ze. Die meisten Niederschläge fallen im Sommer 
mit ca. 70 bis 80 Millimeter pro Monat und sind 
relativ gleichmäßig über Niedersachsen verteilt, 
die geringsten fallen im größten Teil des Landes 
im Frühjahr mit weniger als 70 Millimeter pro 
Monat. Im Sommer sind im Durchschnitt jährlich 
ein bis zwei Starkniederschlagstage mit mehr als 
20 Millimeter zu erwarten, im Herbst nimmt deren 
Anzahl nach Osten hin ab. Nur in jedem zweiten 
bis dritten Winter ist mit einem Starkniederschlags-
tag zu rechnen, das gilt auch für das Frühjahr. Eine 
ähnliche jahreszeitliche Verteilung zeigt die größte 
5-tägige Niederschlagssumme innerhalb einer Jah-
reszeit. Sie erreicht ein Maximum im Herbst an den 
Küsten mit ca. 55 Millimeter, während sie im Os-
ten im Winter, Frühjahr und Herbst im Mittel nur 
ca. 35 Millimeter beträgt. Die längsten Trocken-
perioden im Sommerhalbjahr zwischen April und 
September dauern in weiten Teilen Niedersachsens 
im Jahresmittel 16 bis 17 Tage. 

Die oben beschriebenen Mittelwerte und räum-
lichen und saisonalen Verteilungen haben sich 
bereits während der letzten 120 Jahre geändert. 
Nach Angaben des DWD wurde in Niedersachsen 
im Zeitraum von 1881 bis 2009 eine Erhöhung 
der Jahresdurchschnittstemperatur um 1,2 Grad 
beobachtet. Die Summe des Jahresniederschlags 
hat sich in diesem Zeitraum um ca. 15 Prozent 
erhöht, wobei die Änderung im Winter mit ca. 30 
Prozent am stärksten ist. Im Sommer dagegen hat 
sie sich kaum verändert. Die Temperaturänderung 
zwischen 1951-2005 sind nach Haberlandt et 
al. (2010b) etwas stärker: Demnach gab es eine 
Erhöhung der Jahresmitteltemperatur im Mittel 
über ganz Niedersachsen um 1,3 Grad. Außerdem 
wurde eine Abnahme der Anzahl der Frosttage im 
Jahr um 23 Tage festgestellt. Für die Niederschlä-
ge wurde eine statistisch signifi kante Erhöhung 
im Winter, Frühjahr und Herbst und eine Abnah-
me im Sommer gefunden, darüber hinaus eine 
Zunahme der Trockenheitsdauer im Sommer und 
eine Abnahme im Herbst, sowie eine Zunahme 
der Anzahl der Starkniederschlagstage im Winter. 
Chmielewski et al. (2007b) wiesen einen Trend zu 
einem früheren Beginn und einer längeren Dauer 
der Vegetationsperiode in Deutschland nach. 

Die mittlere Windgeschwindigkeit hat sich nicht 
geändert. Die Auffassungen über den Einfl uss 
des Klimawandels auf die Anzahl der Stürme sind 
noch kontrovers: Einerseits hat sich die Anzahl 
der Stürme tatsächlich erhöht, andererseits zeigen 
Forschungsergebnisse, dass diese Erhöhung noch 
im Bereich der natürlichen Variabilität liegt.

4. Klimaentwicklung und Klimaszenarien1 

1 Beteiligte Institutionen: Max-Planck-Institut für Meteorologie, Hamburg, Climate Service Center des Helmholtz-Zentrums Geesthacht, 
Büsgen-Institut, Universität Göttingen, Institut für Wasserwirtschaft, Hydrologie und landwirtschaftlichen Wasserbau der Leibniz Universität 
Hannover, Leuphana Universität Lüneburg.
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Klimaprojektionen in 
Niedersachsen bis 2100 

Aussagen über zukünftige Klimaänderungen in 
Niedersachsen bis 2100 wurden aus insgesamt 13 
Klimasimulationen der regionalen Klimamodel-
le REMO und CLM abgeleitet. Die Verwendung 
mehrerer Klimasimulationen (sog. Ensemble-An-
satz) ermöglicht Aussagen über noch bestehende 
Unsicherheit bei den Resultaten der Klimasimula-
tionen. Wenn der überwiegende Teil aller Simu-
lationen des Ensembles eine Klimaänderung (z.B. 
für die Temperatur oder die Monatsniederschlags-
summen) in dieselbe Richtung projiziert, wird 
das Klimaänderungssignal als robust bezeichnet, 
andernfalls gilt es als unsicher. Zudem wird so die 
Bandbreite des Simulationsensembles ermittelt. Als 
Rahmenbedingungen für die Klimaprojektionen 
wurden Emissionsszenarien des IPCC herangezo-
gen. Die Klimasimulationen wurden für die Perio-
den 2021-2050 und 2071-2100 ausgewertet. Als 
Klimaänderungssignale werden die Differenzen der 
Zukunftsperioden zu der Referenzperiode 1971-
2000 bezeichnet.2

 
Für die Periode 2021-2050 wird für das Szena-
rio A1B von REMO und CLM eine Erhöhung der 
Jahresmitteltemperatur von ca. 1 Grad projiziert. 
Die Erhöhung ist im Winter am höchsten und im 
Frühjahr am geringsten. Für 2071-2100 steigt das 
Änderungssignal der Jahresmitteltemperaturen auf 
ca. 2,5 Grad an, wobei es im Winter mit über 3 
Grad am höchsten und im Frühjahr mit ca. 2 Grad 
am geringsten ausfällt. Mit der Temperaturerhö-
hung geht eine Zunahme der Länge der Vegetati-
onsperiode um ca. 23 Tage bis 2021-2050 und ca. 
60 Tage bis 2071-2100 einher, sowie eine Abnah-
me in der Anzahl der Frosttage um ca. ein Drittel 
bis 2021-2050 und um ca. zwei Drittel bis 2071-
2100. Spätfröste nach dem 1. April können in der 
Periode 2021-2050 durchaus noch auftreten, wäh-
rend sie bis 2100 fast völlig verschwunden sein 
könnten. Ob die mittlere Dauer von Wärmeperio-
den bis 2021-2050 zunehmen wird, ist unsicher, 
für 2071-2100 wird jedoch eine Zunahme um ca. 
50 Prozent projiziert. 

Die projizierten Niederschläge erhöhen sich bis 
2021-2050 im Jahresmittel um ca. 7 Prozent, 
wahrscheinlich verteilt über alle Jahreszeiten. Bis 
2071-2100 bleibt das Änderungssignal der Jahres-
niederschlagssummen ähnlich, jedoch gibt es für 
diese Periode starke jahreszeitliche Unterschiede: 
Eine Zunahme der Niederschlagssummen wird 
für Winter, Frühjahr und Herbst projiziert, für den 
Sommer dagegen eher eine Abnahme um ca. 

10 Prozent. Das statistische Modell WETTREG 
2006 projiziert für den Winter für beide Perioden 
eine deutlich größere Niederschlagserhöhung.
Mit den steigenden Temperaturen werden die 
Winterniederschläge zukünftig hauptsächlich als 
Regen fallen. Die Klimamodelle projizieren bis 
2021-2050 eine Abnahme der Schneefallmenge 
um ca. 30 Prozent und bis 2071-2100 um ca. 
50 Prozent. Eine Zunahme in der Häufi gkeit der 
Starkniederschlagstage wird bis 2021-2050 vor 
allem für den Herbst projiziert (Zunahme um ca. 
35 Prozent), und bis 2071-2100 für die Jahres-
zeiten Herbst (bis ca. 75 Prozent), Winter, und 
Frühjahr (jeweils um ca. 40 bis 50 Prozent). Für 
den Sommer ist keine deutliche Zunahme der 
Starkniederschlagstage zu erwarten. Auch für die 
größten 5-Tages-Niederschlagssummen wird vor 
allem im Herbst eine Zunahme um ca. 13 Prozent 
bis 2021-2050 und ca. 20 Prozent bis 2071-2100 
projiziert, während in den übrigen Jahreszeiten 
eher eine moderate Erhöhung möglich ist. Für die 
mittlere Dauer der Trockenperioden werden keine 
Änderungen projiziert.

Für die mittlere Windgeschwindigkeit in 10 Meter 
Höhe werden leichte Änderungen projiziert, die 
sich jahreszeitlich unterscheiden: Für die Periode 
2071-2100 wird im Winter eine Zunahme um ca. 
5 Prozent ermittelt, während im Sommer eher 
eine leichte Abnahme zu erkennen ist. Die von 
den Klimamodellen projizierten Änderungen der 
Windgeschwindigkeit sind jedoch bisher noch mit 
großen Unsicherheiten behaftet. Dies gilt ebenso 
für Projektionen über Änderungen zur Anzahl der 
Stürme und für Extremwinde.

Tab. 1 Klimaänderungen in Niedersachsen, simuliert von 

2 Eine Berechnung der Klimaänderungssignale bis 2011-2040 bezogen auf 1961-1990 liefert tendenziell dieselben Resultate wie 2021-2050 
bezogen auf 1971-2000. 

Tab. 1 Klimaänderungen in Niedersachsen, simuliert von den regionalen Klimamodellen 
REMO und CLM (Referenzperiode 1971-2000; Gebietsmittel für Niedersachsen – die Werte 
können regional stark abweichen; Bandbreiten der Klimaänderungssignale sind in den Abb. 
15-20 angegeben; Datenquelle: KLIFF)
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4.2 Hintergrund

Im vierten Sachstandbericht des Intergovernmental 
Panel on Climate Change (IPCC) wird zum ersten 
Mal offi ziell festgestellt, dass die durch Menschen 
emittierten Treibhausgase (Kohlendioxid, Methan, 
Distickstoffoxid) einen signifi kanten Beitrag zur 
beobachteten Klimaerwärmung leisten und diese 
sehr wahrscheinlich auch verursacht haben. Des-
halb sind Klimaschutzmaßnahmen, zum Beispiel 
Emissionsminderungen, dringend erforderlich um 
den Klimawandel und drohende Klimafolgen ab-
zumildern (Mitigation). Um ökologische und öko-
nomische Schäden als Folge der Klimaänderung zu 
reduzieren, müssen parallel zu den Emissionsmin-
derungen jedoch auch adäquate, fl exible Anpas-
sungsstrategien (Adaptation) entwickelt werden 
(UNFCCC, 2010).

Um solche Anpassungsstrategien für Niedersach-
sen zu entwickeln, wurde vom Niedersächsischen 
Ministerium für Wissenschaft und Kultur der 
Forschungsverbund KLIFF (Klimafolgenforschung 
in Niedersachsen3) initiiert und fi nanziert, der im 
Jahr 2009 anlief und für eine Dauer von 5 Jahren 
konzipiert ist. Ziel von KLIFF ist es, die notwen-
dige Wissensbasis zu schaffen, um sinnvolle und 
realisierbare Anpassungsstrategien an den Klima-
wandel zu entwickeln und um Wege aufzuzeigen, 
diese umzusetzen. Dabei wird für ausgewählte, 
vom Klimawandel möglicherweise besonders be-
troffene Regionen Niedersachsens interdisziplinär 
an Lösungskonzepten gearbeitet. Dieses Kapitel 
liefert eine Zusammenfassung von Informatio-
nen über das Klima in Niedersachsen, die für die 
Entwicklung von Anpassungsstrategien an den 
Klimawandel wichtig sind. Dazu gehören sowohl 
Informationen über das Klima in den vergangenen 
Dekaden und über bereits stattfi ndende Klima-
veränderungen, als auch über die durch Klima-
modelle gewonnenen Erkenntnisse über zukünftig 
mögliche Klimaveränderungen, die unter den 
Annahmen der vom IPCC entwickelten Szenarien 
projiziert werden. Die im Folgenden zusammenge-
tragenen Ergebnisse stützen sich im Wesentlichen 
auf das in dem Verbundprojekt KLIFF zusammen-
getragene und erarbeitete Wissen auf dem Stand 
von Oktober 2011, enthalten aber auch Ergebnisse 
aus anderen Projekten wie KliO, Klimzug Nord, 
GwNM und KFM.

Die Grundlage für Aussagen über das Referenz-
klima bilden Beobachtungsdaten des Deutschen 
Wetterdienstes (DWD), die KLIFF (Stand Oktober 
2011) zur Verfügung standen. Aussagen über 
zukünftige Klimaänderungen stützen sich auf ein 
Ensemble aus regionalen Klimaprojektionen für 
Deutschland. Analysiert werden die Klimaperioden 
2021-2050 als mittelfristiger und 2071-2100 als 
langfristiger Zukunftszeitraum. Im Bericht sind Er-
gebnisse der Modelle WETTREG, CLM und REMO 
dargestellt und wurden, wenn möglich, verglichen. 
Die Betrachtung unterschiedlicher Zeiträume und 
Klimaparameter in den verschiedenen Kapiteln 
wurde themenspezifi sch ausgewählt, um den 
sektoralen Anforderungen gerecht zu werden. So 
wird zum Beispiel Trockenheit aus Sicht verschie-
dener Sektoren mit unterschiedlichen Indikatoren 
und Schwellenwerten defi niert (s. z.B. Kap. 5.3 
Landwirtschaft). In der Gesamttendenz ist eine 
Zunahme der Trockenheit im Sommer in Nieder-
sachsen wahrscheinlich.

3 www.kliff-niedersachsen.de
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4.3 Gegenwärtiges Klima

4.3.1 Räumliche Gliederung des 
Bundeslandes Niedersachsen

Ein schematischer Überblick über die naturräumli-
che Gliederung des Bundeslandes Niedersachsen 
ist in Abb. 1 dargestellt. Niedersachsen erstreckt 
sich von der Küstenregion mit den vorgelagerten 
ostfriesischen Inseln im Nordwesten bis zu den 
Hochlagen von Solling und Harz im Südosten. Die 
höchste Erhebung ist der Wurmberg im Harz mit 
971 m ü. NN. Während das Klima entlang der 
Küsten vor allem von Meer und Wind beeinfl usst 
wird, wird es nach Osten und ins Landesinnere 
zunehmend kontinentaler. Die wichtigsten Flüsse 
sind die Elbe, die im Nordosten größtenteils die 
Landesgrenze zu Schleswig-Holstein und Hamburg 
bildet, die Weser mit den beiden Zufl üssen Aller 
und Leine, die den Süden und das Landeszentrum 
dominieren, sowie die Ems nahe der östlichen 
Grenze zu den Niederlanden.

4 Verfügbar im Internet unter www.umwelt.niedersachsen.de/service/umweltinformationssysteme/geosum/8016.html (Stand: April 2012).
5 Datengrundlage DGM5 der Landesvermessung und Geobasisinformation Niedersachsen (LGN), korrigiert und berechnet durch LBEG/scilands 
(Stand: 2009).

Abb. 1 Naturräumliche Gliederung nach dem niedersächsischen GEOSUM (GEOinformationsSystemUMwelt)4 und Topogra-
phie LBEG (DGM5)5
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4.3.2 Mittelwerte von Temperatur, 
Niederschlag und Wind

Die räumliche Verteilung der Temperaturmittel für 
die Periode 1971-2000 wird in Abb. 2 gezeigt.6 
Der Jahresmittelwert liegt einigermaßen gleich-
förmig verteilt zwischen 8 und 9,5 Grad Celsius, 
nur der Harz ist wegen der Höhenlage ganzjährig 
deutlich kühler. Im Winter ist eine Abnahme der 
Temperatur von Westen nach Osten zu beobach-
ten, mit einem Temperaturmittel zwischen 2,5 und 
3 Grad in der westlichen Küstenregion und der 
südwestlichen Grenzregion zu den Niederlanden 
bis zu 1 bis 1,5 Grad im Osten. In den Sommer-
monaten ist eine leichte Temperaturzunahme von 
Norden nach Süden zu beobachten, mit einem 
Mittelwert zwischen 15,5 und 16 Grad in Ostfries-
land bis zu über 17 Grad in der Region Hannover, 
und einem erneuten Abfallen in den Höhenlagen 
im Süden. Diese räumlichen Verteilungen entspre-
chen auch den Temperaturverteilungen in Gesamt-
deutschland (Panferov et al., 2009). 
         

6 Als Bezugsdatensatz für das gegenwärtige Klima steht KLIFF ein Beobachtungsdatensatz mit täglicher Aufl ösung zur Verfügung, der für den 
Zeitraum 1951 bis 2009 ausgehend von 771 Messstationen des DWD tägliche Niederschlagssummen und von 123 Klimastationen regiona-
lisierte Tagesmittelwerte, sowie Tagesminima und Tagesmaxima der Lufttemperatur in 2 m Höhe für das Gesamtgebiet Niedersachsen liefert 
(Haberlandt et al., 2010a). Er liegt mit einer Aufl ösung von ca. 1x1 km vor. Die Anzahl der für die Regionalisierung verwendeten Stationen ist 
zeitlich nicht konstant, da nicht von allen Stationen lückenlose Daten für den gesamten Zeitraum vorliegen. Dieser Datensatz wurde auf das 
Gitter des regionalen Klimamodell REMO von ca. 10 km x 10 km horizontaler Aufl ösung aggregiert und dient in diesem und im folgenden 
Abschnitt als Grundlage für die Aussagen über Mittelwerte von Temperatur, Niederschlagssummen, sowie über einige Klimaindizes. Die 
folgenden Aussagen beziehen sich auf die Referenzperiode 1971 bis 2000.

Abb. 2 Mitteltemperaturen der bodennahen Lufttemperatur in °C für 1971-2000. Oben: Wintermonate;  unten links: Som-
mermonate, unten rechts: Jahresmittel. Man beachte die unterschiedlichen Farbskalen
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Abb. 3 zeigt die räumliche Verteilung der mittleren 
monatlichen Niederschlagssummen. Auffällig ist 
wieder die Gebirgsregion des Harzes, die infolge 
orographischer Niederschläge (Steigungs- oder 
Stauniederschläge) bis zu 100 Prozent höhere 
Niederschläge aufweist, als die übrigen Gebiete. 
Der mittlere monatliche Jahresniederschlag zeigt 
ein West-Ost-Gefälle. Relativ hohe Niederschläge 
fallen an der Küste und im Westen des Landes 
mit zwischen 70 bis 80 Millimeter pro Monat, 
die geringsten an der südwestlichen Grenze zu 
Sachsen-Anhalt mit teils weniger als 50 Millimeter 
pro Monat. Eine ähnliche räumliche Verteilung 
ist in den Wintermonaten zu beobachten. Die im 
Flächenmittel höchsten Niederschläge fallen in 
den Sommermonaten. Im größten Teil des Landes 
fallen die geringsten Niederschläge im Frühjahr mit 
weniger als 70 Millimeter pro Monat.

Die Jahresgänge der Temperatur und des Nie-
derschlags sind in Abb. 4 dargestellt. Es handelt 
sich um den Mittelwert der Gesamtfl äche Nie-
dersachsens. Der höchste Monatsmittelwert der 
Tagesmitteltemperaturen wird in den Monaten 
Juli und August mit ca. 17 Grad Celsius erreicht, 
der niedrigste im Januar mit 1 bis 2 Grad. Die 
Tageshöchstwerte variieren zwischen ca. 4 Grad 
im Januar und ca. 22 Grad im Juli und August, 
und die Tiefstwerte zwischen ca. -2 bis -1 Grad im 
Januar und ca. 12 Grad im Juli und August. Beim 
Niederschlag liegen die Höchstwerte im Juni und 
im Dezember mit 80 bis 85 Millimeter pro Monat, 
die Tiefstwerte im Februar mit ca. 50 Millimeter 
pro Monat.7

7 Da Niederschlagsbeobachtungsdaten im Allgemeinen mit einer größeren Unsicherheit behaftet sind, als Beobachtungsdaten der Lufttem-
peratur, wurde in Abb. 4 zum Vergleich neben dem Bezugsdatensatz von Haberlandt et al. (2010a) zusätzlich der auf einem Gitter mit einer 
Aufl ösung von ca. 1 km vorliegende REGNIE-Niederschlagsbeobachtungsdatensatz des DWD (interner Bericht im DWD, 2011) dargestellt, in 
den im Wesentlichen dieselben DWD-Stationsdaten eingingen. Während im Sommerhalbjahr zwischen April und September beide Datensätze 
kaum voneinander abweichen, ist REGNIE im Winter bis zu ca. 3 mm pro Monat trockener als der Bezugsdatensatz. Diese Abweichung ergibt 
sich vermutlich hauptsächlich durch abweichende Niederschlagskorrekturen (Niederschlagskorrektur nach Richter, 1995), die u. a. im Winter 
bei Schneefall und gemischten Niederschlägen eine höhere Unsicherheitsquelle darstellen als im Sommer.

Abb. 3 Mittlere Monatssummen des Niederschlags in mm für 1971-2000. Oben: Wintermonate; unten links: Sommermona-
te; unten rechts: Jahresmittel
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Walter et al. (2006) haben DWD-Messungen der 
Windgeschwindigkeit auf 10 Meter Höhe für die 
Periode 1979-1993 auf ein 1x1-Kilometer-Gitter 
interpoliert und analysiert. Die zeitlichen Mittel-
werte über diese Periode zeigten eine deutliche 
Nord-Süd-Abnahme der Windgeschwindigkeit 
von 5 bis 6 m/s an der Küste bis zu 1 bis 2 m/s in 
Südniedersachsen. In der Harzregion steigen die 
Geschwindigkeiten wegen der Höhenlage mit über 
7 m/s erneut an.

4.3.3 Extremereignisse und Klimaindizes

Neben den Mittelwerten von Klimavariablen über 
einen langjährigen Zeitraum spielt auch deren 
Verteilung eine wichtige Rolle. Temperaturen und 
Niederschläge können kurzzeitig stark von den 
Mittelwerten abweichen (Extremereignisse). Um 
Aussagen über die Häufi gkeit des Auftretens von 
Extremereignissen treffen zu können, werden aus 
den vorliegenden Beobachtungsdaten sog. Klima-
indizes berechnet. Einige dieser Indizes wurden 
aus den oben beschriebenen täglichen Beobach-
tungsdaten von HABERLANDT ET AL. (2010a) 
für Mittel-, Minimal- und Maximaltemperaturen 
(Temperaturindizes) und Niederschlägen (Nieder-
schlagsindizes) für Niedersachsen abgeleitet und in 
den Abb. 5 bis 8 dargestellt. Alle Indizes wurden 
über den Zeitraum 1971-2000 gemittelt. 

Temperaturindizes:

• Wärmeperiodendauer: Es wird die maximale 
Anzahl an aufeinander folgenden Tagen im Jahr 
angegeben, an denen die Maximaltemperatur 
25 Grad Celsius überschreitet. 

• Länge der thermischen Vegetationsperiode: 
Angegeben wird die Anzahl an Tagen im Jahr 
zwischen dem ersten Auftreten von mindes-

tens 6 aufeinanderfolgenden Tagen, an der die 
Tagesmitteltemperatur 5 Grad überschreitet 
(Beginn der Vegetationsperiode), und dem 
ersten Auftreten von mindestens 6 aufeinan-
derfolgenden Tagen der zweiten Jahreshälfte, 
an denen die Tagesmitteltemperatur 5 Grad 
unterschreitet (Ende der Vegetationsperiode).

• Frosttage und Spätfröste: Die Anzahl der Frost-
tage ist die Anzahl der Tage im Jahr, an denen 
die Tagesminimaltemperatur den Gefrierpunkt 
unterschreitet. Frosttage, die ab dem 1. April 
oder später auftreten, werden als Spätfröste 
gezählt. 

Während an den Küsten kaum Wärmeperioden 
vorkommen, treten im Landesinneren insbeson-
dere an der Ostgrenze Niedersachsens jedes Jahr 
im Mittel zwischen 8 bis 9 Tage dauernde Wärme-
perioden auf. Die thermische Vegetationsperiode 
dauert im größten Teil des Landes zwischen 240 
und 280 Tage, an der südwestlichen Grenze zu 
den Niederlanden etwas länger. In der Harzregion 
ist sie wegen der tieferen Temperaturen deutlich 
kürzer (bis 170 Tage). Die meisten Frosttage treten 
mit im Mittel über 80 Tagen in den Höhenlagen 
der Mittelgebirge auf. Auch in den östlichen Tief-
lagen entlang der Elbe kommen im Jahresmittel 
bis stellenweise über 80 Frosttage vor. Dort treten 
im Jahresmittel auch bis zu 8 Spätfröste auf. Die 
geringste Anzahl an Frosttagen ist erwartungsge-
mäß an der ostfriesischen Küste zu beobachten 
(zwischen 50 und 60). Hier gibt es auch kaum 
Spätfröste.

Abb. 4 Jahresgänge über das Gebietsmittel von Niedersachsen für 1971-2000. Links: Tagesmittel-, Tagesminimal- und Tages-
maximaltemperaturen [°C]. Rechts: Monatssummen des Niederschlags [mm] des Bezugsdatensatzes von Haberlandt et al. 
(2010a) („KLIFF“) und dem nach Richter (1995) korrigierten REGNIE-DWD Datensatz
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Niederschlagsindizes:

• Starkniederschlagstage (Abb. 6): Es wird die 
Anzahl an Tagen einer Jahreszeit (d.h. eines 
dreimonatigen Zeitraums) gezählt, an denen die 
Niederschlagssumme 20 Millimeter überschrei-
tet.

• Größte 5-Tages-Niederschlagssumme (Abb. 
7): Es wird die höchste Niederschlagsmenge 
in Millimeter innerhalb einer Jahreszeit (d.h. 
eines dreimonatigen Zeitraums) angegeben, die 
innerhalb eines 5-Tages-Zeitraums fällt.

• Dauer der Trockenperiode (Abb. 8): Für das 
Sommerhalbjahr April bis September wird die 
maximale Anzahl aufeinander folgender Tage 
angegeben, an denen weniger als 1 Millimeter 
Niederschlag fällt. 

Die Anzahl der Starkniederschlagstage variiert 
vor allem jahreszeitlich. Im Winter tritt im Mittel 
weniger als ein Starkniederschlagstag auf. Dies 
bedeutet, dass im Süden Niedersachsens nur in 
jedem zweiten Winter, im Zentrum und Norden 
des Landes nur in jedem dritten Winter mit dem 
Auftreten eines Tages mit mehr als 20 Millimeter 
Niederschlag gerechnet werden muss. Das Gleiche 
gilt für den Frühling. Im Sommer dagegen liegt 

die mittlere Zahl an Tagen mit Starkniederschlägen 
relativ gleichmäßig über Niedersachsen verteilt 
zwischen 1 und 2. Im Herbst dagegen ist ein 
West-Ost Gefälle zu beobachten. Im Westen, an 
den Küsten, aber auch im Süden, gibt es im Mittel 
zwischen 1 und 2 Tage mit Starkniederschlägen, 
an der Ostgrenze zu Sachsen-Anhalt sind es weni-
ger als 1 Tag. Nur im Harz ist die Zahl der Tage mit 
Starkniederschlägen im Mittel größer als 2.

Die größten 5-Tages Niederschlagssummen, die für 
das Auftreten von Hochwasserereignissen relevant 
sein können, sind räumlich und zeitlich etwas 
gleichmäßiger verteilt. Sie reichen von 30 bis 40 
Millimeter im Winter und Herbst (im Osten) und 
Frühjahr (größter Teil des Nordens), bis über 50 
Millimeter im Herbst (Küstenregion und südliches 
Weser-Grenzgebiet zu Nordrhein-Westfalen). Im 
Sommer dagegen liegen sie relativ konstant bei ca. 
45 bis 50 Millimeter. Eine Ausnahme sowohl bei 
den Tagen mit Starkniederschlägen als auch bei 
den 5-Tages Niederschlagssummen bildet wieder-
um der Harz, wo diese beiden Niederschlagsextre-
me deutlich häufi ger sind.

Abb. 5 Vier Temperaturindizes (jeweils mittlere Anzahl von Tagen im Jahr). Oben links: Wärmeperiodendauer; oben rechts: 
Dauer der Vegetationsperiode; unten links: Anzahl Frosttage; unten rechts: Anzahl Spätfröste nach dem 1.  April. Man 
beachte die unterschiedlichen Farbskalen.  Mittelungszeitraum: 1971-2000
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Die längsten Trockenperioden im Sommerhalbjahr 
dauern im größten Teil des Landes (Norden, Wes-
ten und Zentrum) im Mittel zwischen 16 und 17 
Tage. An der Ostgrenze zu Sachsen-Anhalt, wo die 
geringsten Niederschläge fallen, sind sie mit ca. 18 
Tagen etwas länger. Im Süden um Göttingen und 
in den Mittelgebirgen sind sie mit 13 bis 16 Tagen 
etwas kürzer. 

Sehr wichtige Extremereignisse sind Stürme, da sie 
große Schäden verursachen können. Ein Beispiel 
für Niedersachsen war der Orkan Quimburga 
oder sogenannte Niedersachsenorkan, der am 
13.11.1972 Windgeschwindigkeiten von über 200 
km/h erreichte und der in Norddeutschland, aber 
hauptsächlich in Niedersachsen, über 1 Milliarde 
DM an Schäden verursacht sowie größere Gebiete 
entwaldet hat (> 100.000 Hektar). Besonders star-
ke Stürme treten vor allem in den Wintermonaten 
auf.

Abb. 6 Mittlere Anzahl der Starkniederschlagstage (Tagessumme > 20 mm) pro 3-Monats-Zeitraum für Winter (oben links), 
Frühjahr (oben rechts), Sommer (unten links), Herbst (unten rechts) Zeitraum 1971-2000
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Abb. 7 Mittlere größte 5-Tages-Niederschlagssumme (in mm) pro 3-Monats-Zeitraum für Winter, Frühjahr, Sommer, Herbst 
(Jahreszeiten wie in Abb.6). Zeitraum 1971-2000

Abb. 8 Maximale Dauer der Trockenperiode im Sommerhalbjahr (April–September) in Tagen 
gemittelt über 1971-2000
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4.3.4 Aussagen über bisherige 
Klimaveränderungen in Niedersachsen

Die vom Deutschen Wetterdienst (DWD) beschriebe-
nen Änderungen der jahreszeitlichen Mittelwerte von 
Lufttemperatur, Niederschlags-, und Sonnenschein-
dauersummen in Niedersachsen von 1881-2009 sind 
in Abb. 9 wiedergegeben. Demnach gab es eine 
Erhöhung der Jahresmitteltemperatur um 1,2 Grad 
Celsius. Im Vergleich dazu wird für das Deutschland-
mittel eine Erhöhung um 1,07 Grad angegeben. Die 
Niederschlagsmenge erhöhte sich im Winter um ca. 
30 Prozent, während sie im Sommer annähernd kon-
stant blieb. Im Jahresmittel wurde eine Niederschlags-
erhöhung von 15 Prozent angegeben. Die Sonnen-
scheindauer erhöhte sich im Winter deutlich um 
17 Prozent, in den übrigen Jahreszeiten nur wenig. 
Bemerkenswert ist die gleichzeitige sehr starke Erhö-
hung des Niederschlags und der Sonnenscheindauer 
in Winter, was indirekt die Erhöhung des Anteils der 
Starkniederschläge an der Niederschlagssumme im 
Winter zeigt.

Von Haberlandt et al. (2010b) wurden Zeitreihen von 
18 Temperaturstationen und 263 Niederschlagssta-
tionen des DWD in Niedersachsen für den Zeitraum 
von 1951 bis 2005, sowie einige daraus abgeleiteter 
Klimaindizes, auf Trends untersucht.8

Die wichtigsten Ergebnisse für die Temperatur:
• Die Änderungen der Temperatur von 1951 bis 

2005 betragen über ganz Niedersachsen für das 
Gesamtjahr ungefähr +1,6 Grad für die Tages-
tiefst- und höchstwerte (10-Prozent-Quantil der 
Tagesminimal- und 90-Prozent-Quantil der Tages-
maximaltemperatur) (Abb. 10) und +1,3 Grad für 
den Mittelwert. Gleichzeitig nimmt die Anzahl der 
Frosttage um 23 Tage im Jahr ab und die Wärme-
periodendauer zu.

• Saisonal differenziert nimmt die Temperatur im 
Winter, Frühling und Sommer zu. Im Herbst kann 
nur eine Zunahme der Wärmeperiodendauer fest-
gestellt werden.

• Ein räumliches Muster der Trends in den Tempera-
turindizes ist auf der Grundlage der verwendeten 
Datenbasis nicht erkennbar.

Abb. 9 Änderung der mittleren Temperatur in 2 Metern 
Höhe, des Niederschlags und der Sonnenscheindauer im 
Gebietsmittel über Niedersachsen seit 1881. Zahlenwerte 
wurden vom DWD übernommen

8 Die kürzere Periode 1951-2005 wurde gewählt, um einen hinreichenden Zeitraum kontinuierlicher Beobachtungen und einen ausreichenden 
Stichprobenumfang der Temperatur- und Niederschlagsstationen, sowie Vergleichbarkeit mit anderen Untersuchungen zu gewährleisten.

Abb. 10 Zeitreihen und Trends der Minimaltemperatur (tnq10: 10Prozent-Quantil der Tagesminima) im Winter (links) und 
der Maximaltemperatur (txq90: 90Prozent-Quantil der Tagesmaxima) im Sommer (rechts) gemittelt über alle 18 Klimastatio-
nen des DWD in Niedersachsen für den Zeitraum von 1951 bis 2005
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Die wichtigsten Ergebnisse für den Niederschlag:
• Es wurde eine Zunahme der Niederschläge im 

Winter (Abb. 11 links), Frühjahr und Herbst 
und eine Abnahme im Sommer (nicht gezeigt) 
festgestellt. Dagegen nimmt die Trockendauer 
im Sommer zu (Abb. 11 rechts) und im Herbst 
ab.

• Die stärksten prozentualen Niederschlagszunah-
men in der Zeit von 1951-2005, gemittelt über 
ganz Niedersachsen, sind im Winter für den 
Anteil des Niederschlages an der Gesamtjahres-
summe und die Anzahl von Tagen mit extremen 
Niederschlägen zu fi nden.

• Räumlich gesehen sind die winterlichen Nieder-
schlagszunahmen vor allem im Norden und Sü-
den und die Zunahme der Dauer der Trocken-
perioden in den letzten 50 Jahren insbesondere 
im zentralen Teil von Niedersachsen signifi kant.

Abb. 11 Räumliche Verteilung von Niederschlagstrends in Niedersachsen im Zeitraum von 1951-2005. Links: 90 Prozent-Quantil des täglichen Niederschla-
ges im Winter, rechts: Trockendauer im Sommer, (Kreise = positive Trends, Dreiecke = negative Trends, ausgefüllte Symbole = signifi kante Trends, Größe der 
Symbole zeigt Stärke der Trends in Prozent)

Aussagen über Veränderungen von Wind-

geschwindigkeit und Stürmen:

Eine Analyse der Windmessungen des DWD von 
Walter et al. (2006) zeigte, dass für den Zeitraum 
1951-2001 kein statistisch signifi kanter Trend der 
mittleren Windgeschwindigkeit für Deutschland 
beobachtet wird.

Die Ergebnisse über die Frequenz und Intensität 
der Stürme in Mittel- und Nordeuropa sind sehr 
kontrovers. Einerseits zeigen die Arbeiten von 
Leckebusch et al. (2008) und Wang et al. (2009) 
für den Nordatlantik eine Erhöhung der Sturmfre-
quenz in den letzten Dekaden, und Alexander et 
al. (2005) berichteten über die Erhöhung der An-
zahl starker Stürme seit 1950. Andererseits zeigten 
Alexander et al. (2005), Miller (2003), die Arbeiten 
der WASA Group (1998), Bärring und von Storch 
(2004) und Matulla et al. (2008), dass die jährliche 
Variabilität der Anzahl und Stärke der Stürme in 
Europa innerhalb der letzten 130 Jahren sehr stark 
variiert hat, und dass die in 90 Jahren beobachtete 
Sturmfrequenzerhöhung innerhalb der natürlichen 
Variabilität liegt. Wang et al. (2009) argumentie-
ren jedoch, dass sich die saisonale Verteilung der 
Stürme stark verändert hat, so dass heute auftre-
tende starke Winterstürme mit früheren starken 
Sommerstürmen verglichen werden können.
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Abb. 12 Mittlerer Beginn der Apfelblüte in Deutschland in Tagen nach Jahresbeginn. (a) 1961-1990. (b) 1991-2000. Quelle: 
Chmielewski (2007a)

Veränderungen in der Vegetationsperiode:

Der DWD stellt phänologische Beobachtungen 
weit verbreiteter Wildpfl anzen, Forst- und Zierge-
hölze, der wichtigsten landwirtschaftlichen Kul-
turen sowie häufi g angebauter Obstgehölze und 
Weinreben zur Verfügung. Ein Trend hin zu einem 
früheren Beginn und einer längeren Dauer der Ve-
getationsperiode in Deutschland ist erkennbar. Die 
räumliche Verteilung des mittleren Beginns der Ap-
felblüte in Gesamtdeutschland, die hier als Beispiel 
dienen soll, für den 30-jährigen Zeitraum 1961-
1990 im Vergleich zu dem 10-jährigen Zeitraum 
1991-2000 zeigt Abb. 12, Chmielewski (2007a). 
Demnach hat sich die Apfelblüte in Niedersachsen, 
die im Zeitraum von 1961-1990 zwischen dem 5. 
und dem 10. Mai lag, in dem Jahrzehnt von 1990-
2001 um bis zu 10 Tage nach vorne verschoben. 

Weitere Informationen über Änderungen in der 
Vegetationsperiode in Deutschland, aber auch zu 
modellierten Änderungen in Klimaänderungssze-
narien, fi nden sich bei Chmielewski et al. (2007b).
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4.4 Regionale Klimaprojektionen: 
Modelle

In diesem Abschnitt wird ein kurzer Überblick über 
die in diesem Kapitel verwendeten Klimaszenarien, 
Klimamodellierungen und regionale Klimaprojekti-
onen gegeben. Eine ausführliche Darstellung wird 
demnächst als Bericht des Hamburger Climate 
Service Centers (CSC) erscheinen.9

4.4.1 Klimaszenarien

Um mögliche Entwicklungen des Klimas im 21. 
Jahrhundert besser abschätzen zu können, wurden 
im Rahmen des IPCC globale Emissionsszenarien 
klimawirksamer Treibhausgase erstellt. Diese wer-
den Special Report Emission Scenarios genannt, 
kurz SRES (IPCC 2000). Die SRES-Hauptszenarien 
A1, B1, A2 und B2 treffen verschiedene Annah-
men zur möglichen Entwicklung der Bevölkerung, 
der Weltwirtschaft und des technologischen 
Fortschritts. Die IPCC-Arbeitsgruppe III erstellt 
nach diesen Vorgaben Emissionsszenarien für die 
wichtigsten klimawirksamen Gase und Aerosole 
und berechnet daraus den zeitlichen Verlauf der 
atmosphärischen Konzentrationen, die wiederum 
in Klimamodelle einfl ießen. 

Mit dem globalen gekoppelten atmosphärischen 
und ozeanischen Klimamodellsystem ECHAM5-
MPIOM wurden im Rahmen des Vierten Sach-
standsberichts des IPCC Klimaprojektionen erstellt. 
Dabei wurden beobachtete Treibhausgaskonzen-
trationen für die Vergangenheit sowie projizierte 
Treibhausgaskonzentrationen entsprechend der 
Emissionsszenarien SRES A1B, A2 und B1 berück-
sichtigt (MPI-M 2006).10  Die für die verschiede-
nen Szenarien getroffenen Annahmen über die 
Emissionen des Treibhausgases CO

2
, sowie die sich 

daraus ergebenden Konzentrationen sind in Abb. 
13 dargestellt. Die CO

2
-Konzentration ist nicht nur 

klimawirksam, sondern hat auch Einfl uss auf das 
Pfl anzenwachstum und auf den Säuregehalt der 
Meere, und damit auf die Biosphäre. Für den kom-
menden Fünften IPCC-Sachstandsbericht wurden 
neue Szenarien – Representative Concentration 
Pathways, RCP – entwickelt, die sich jedoch mit 
den bisher verwendeten SRES-Szenarien verglei-
chen lassen (Moss et al. 2010).

4.4.2 Regionale Klimamodellierungen 
und ihre Grenzen

Um die Auswirkungen globaler Klimaänderungen 
auf regionaler Ebene zu untersuchen, werden zu-
sätzliche Simulationen mit statistischen und dyna-
mischen regionalen Klimamodellen durchgeführt. 
Diese verwenden die global simulierten großskali-
gen Strömungen der Atmosphäre und verfeinern 
diese für bestimmte kleinere Regionen der Erde. 
So ist es möglich, wie mit einer Lupe, eine spezielle 
Region detaillierter zu untersuchen und damit eine 
Brücke zwischen globalen Klimaänderungen und 
regionalen Ausprägungen zu schlagen. Durch die 
höhere horizontale Gitteraufl ösung liefern regio-
nale Modelle wesentlich kleinräumigere Klimain-
formationen durch die bessere Repräsentation der 
Landoberfl äche im Vergleich zu Globalmodellen. 
Zusätzlich wird eine wesentlich höhere Genauig-
keit11 bei der Simulation seltener kleinräumiger 
Extremereignisse, wie z.B. sommerlicher Starknie-
derschläge, erreicht.

9 Jacob et al., 2012: Regionale Klimasimulationen für Europa und Deutschland.
10 Für das Klima in der Vergangenheit wurden drei Realisierungen (d.h. Klimasimulationen mit gleichem Modell und Szenario aber leicht 
unterschiedlichen Anfangs- bzw. Randbedingungen) simuliert, die sich jeweils durch leicht unterschiedliche Initialisierungsbedingungen unter-
scheiden. Diese drei Simulationen der Kontrollperiode von 1950 bis 2000 erfassen jeweils eine Möglichkeit der Entwicklung des Klimas unter 
den beobachteten Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre. Sie sind alle gleich wahrscheinlich und ihre Spannbreite resultiert aus der 
natürlichen Variabilität des Klimas. Den Kontrollsimulationen folgen jeweils drei Realisierungen der Klimaszenarien A1B, A2 und B1, d.h. es 
gibt insgesamt 9 Szenariensimulationen.
11 Die für die folgenden Auswertungen verwendeten regionalen Klimasimulationen haben horizontale Aufl ösungen zwischen 18 km und 10 
km, während die globalen Klimasimulationen des Globalmodells ECHAM5/MPI-OM, aus denen sie erzeugt wurden, eine wesentlich gröbere 
horizontale Aufl ösung von ca. 200 km haben.

Abb. 13 Emission (innerer Graph) und Konzentration (äußerer Graph) des Gases CO
2
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Grenzen der regionalen Klimamodellie-
rung und Ensemble-Ansatz

Wenn Klimamodelle zur Projektion möglicher 
zukünftiger Entwicklungen des Klimas heran-
gezogen werden sollen, dann müssen auch 
die Unsicherheiten in den Simulationsergeb-
nissen benannt und quantitativ abgeschätzt 
werden. Üblicherweise werden drei Quellen 
von Unsicherheiten bei den Projektionen 
unterschieden, die unabhängig voneinander 
abgeschätzt werden müssen, sich jedoch 
gegenseitig beeinfl ussen:

• Unsicherheiten in den Emissionsszenari-
en: Da wir die zukünftige politische und 
wirtschaftliche Entwicklung nicht kennen, 
wurden die IPCC-Emissionsszenarien 
entwickelt, um eine mögliche Bandbreite 
des menschlichen Einfl usses auf das Klima 
(z.B. Treibhausgasemission und Landnut-
zung) abbilden zu können.

• Unsicherheiten durch die interne Mo-
dellvariabilität: Das Klimasystem ist ein 
nichtlineares System, das keine exakten 
Vorhersagen zulässt. Klimasimulationen 
mit minimal unterschiedlichen Anfangs- 
oder Randbedingungen können sich nach 
kurzer Zeit stark voneinander unter-
scheiden, selbst wenn sie mit demsel-
ben Klimamodell durchgeführt wurden 
(Schmetterlingseffekt, Lorenz 1963). Die 
verschiedenen Zeitverläufe, die sich da-
durch ergeben, werden üblicherweise als 
„Realisierungen“ (siehe Glossar) bezeich-
net.

• Unsicherheiten durch Modellungenauig-
keiten: Systematisch signifi kante Abwei-
chungen der Simulationsergebnisse vom 
tatsächlich beobachteten Klima (engl. 
„Bias“, siehe Glossar) ergeben sich durch 
eine unrealistische Beschreibung phy-
sikalischer Prozesse und können durch 
Modellvalidierung mittels Vergleich mit 
Messungen erkannt werden.

Die Unsicherheit durch die interne Modellva-
riabilität spielt auf kurzen Zeitskalen eine do-
minierende Rolle, während sie durch Mitte-
lung über längere Zeitperioden, zum Beispiel 
30-Jahre, geringer wird. Aus diesem Grund 
werden für Aussagen zu möglichen Klima-
änderungen immer verschiedene Perioden 
von etwa 30 Jahren miteinander verglichen. 
Die Unsicherheit durch das Emissionsszenario 
spielt erst auf sehr langen Zeitskalen eine 
Rolle, wird aber selbst am Ende des 21. Jahr-
hunderts noch teilweise von der Unsicherheit 
durch Modellungenauigkeiten übertroffen. 

Um die mögliche Bandbreite der projizierten 
Klimaänderungen zu berücksichtigen, wird 

ein Ensemble-Ansatz angewendet. Dazu werden 
eine möglichst große Anzahl von Klimasimulatio-
nen herangezogen und zwar unter der kombinier-
ten Verwendung von
• möglichst vielen Emissionsszenarien,
• möglichst vielen Realisierungen eines Szenarios 

mit demselben Globalmodell,
• möglichst vielen Kombinationen aus Global- 

und Regionalmodellen. 

Eine solche Vorgehensweise wurde in dem EU-
FP6-Projekt ENSEMBLES realisiert. Eine ausführliche 
Diskussion der Ergebnisse der Auswertung des 
Modellensembles und der Unsicherheiten ist im 
ENSEMBLES Abschlussbericht (2009) zu fi nden. 
Diese Vorgehensweise wird international auch für 
weitere Studien empfohlen. 

Ein Simulationsensemble liefert einen Trend und 
eine Bandbreite von Klimaänderungssignalen. Dies 
ermöglicht robustere Aussagen über mögliche 
zukünftige Klimaentwicklungen als die Verwen-
dung nur einer einzelnen Klimasimulation (zum 
Begriff „Robustheit“ siehe Glossar). Die Daten aus 
dem Simulationsensemble müssen dann möglichst 
vollständig in die Wirkmodelle einfl ießen, um auch 
in den Ergebnissen der Wirkmodelle die Bandbrei-
te möglicher Klimaveränderungen aufzeigen zu 
können. Hierzu besteht noch ein großer For-
schungsbedarf.

Es wird empfohlen, für Anpassungsstudien alle zur 
Verfügung stehenden Informationen (Beobachtun-
gen, Ergebnisse verschiedener Klimamodelle und 
verschiedener Emissionsszenarien) zu berücksich-
tigen. Bis etwa zur Mitte dieses Jahrhunderts kön-
nen diese Ergebnisse zu einem großen Ensembles 
zusammengefasst betrachtet werden, danach 
sind die Veränderungen stark von dem jeweiligen 
Emissionsszenario abhängig und sollten getrennt 
untersucht werden.  

Es muss betont werden, dass generell für die 
Analyse der Klimaveränderungen keine bias-korri-
gierten Klimamodelldaten verwendet werden, wie 
dies gelegentlich bei Klimawirkmodellen der Fall 
ist. Es wird angenommen, dass trotz des Bias der 
modellierten Absolutwerte der Klimavariablen die 
berechneten Klimaänderungssignale, die in Kapitel 
4 angegeben werden, relativ robust sind. Für die 
Wirkmodellierung sind jedoch meist nicht die 
relativen Änderungssignale, sondern die absoluten 
Werte der Klimavariablen entscheidend, wes-
halb hierfür Bias-Korrekturen verwendet werden 
(Mudelsee et al. 2010). Unabhängig davon, ob 
biaskorrigierte oder unkorrigierte Modellsimulatio-
nen herangezogen werden, sollten sich die Wirk-
modellbetreiber über die systematischen Fehler der 
verwendeten Daten informieren.
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4.4.3 Das für KLIFF verwendete 
Ensemble aus regionalen 
Klimasimulationen

Innerhalb des Projektes KLIFF werden Klimasimu-
lationen der dynamischen Regionalmodelle REMO 
und CLM verwendet. Beide Modelle werden von 
Klimasimulationen der globalen IPCC/AR4-Kli-
masimulationen des gekoppelten Modellsystem 
ECHAM5-MPIOM angetrieben. Verwendet wurden 
neun REMO-Simulationen mit jeweils drei Realisie-
rungen des Globalmodells, die sich jeweils in die 
Szenarien A1B, A2 und B1 aufspalten und eine ho-
rizontale Aufl ösung von ca. 10 x 10 Kilometer auf-
weisen. Weiter werden 4 CLM-Simulationen mit 
jeweils 2 A1B- und B1-Realisierungen und einer 
horizontalen Aufl ösung von ca. 18 x 18 Kilometer 
herangezogen. Auch stehen die Daten des statisti-
schen Regionalmodells WETTREG in den Versionen 
2006 (Spekat et al. 2007) und 2010 (Kreienkamp 
et al. 2011) zur Verfügung, die ebenfalls mit 
ECHAM5-MPIOM angetrieben wurden und auf 
Stationen vorliegen12. Das Ensemble aus 20 WETT-
REG 2006 Simulationen des A1B-Szenarios wurde 
mit der Interpolationsmethode von  Haberlandt 
et al. (2010a) auf ein Gitter mit 5 x 5 Kilometer 
Aufl ösung interpoliert und mit dem Ensemble aus 
REMO- und CLM-Simulationen verglichen. 

Abb. 14 Mittlere Temperatur in °C (links) und mittlerer Niederschlag in mm pro Monat (rechts), modelliert von REMO und 
CLM, und beobachtet. Gebietsmittel für ganz Niedersachsen über den Zeitraum 1971-2000

Eine Einschränkung des vorliegenden Ensembles 
ist, dass die globalen Daten nur von einem einzi-
gen Globalmodell (ECHAM5-MPIOM) stammen.13 

Validierung der Regionalmodelle REMO und 
CLM in Niedersachsen

Die systematischen Abweichungen (Bias) der von 
REMO und CLM modellierten Mitteltemperaturen 
vom Beobachtungsdatensatz von Haberlandt et 
al. (2010a) können den in Abb. 14 dargestellten 
Jahresgängen entnommen werden. Gezeigt wird 
jeweils das Mittel über alle Realisierungen des 
Kontrollzeitraums 1971-2000. Während der Tem-
peratur-Bias von REMO nur im Frühjahr und Herbst 
größer ist als 1 Grad Celsius, sind die CLM Tempe-
raturen vor allem im Sommer bis über 1,5 Grad zu 
kühl. Die Niederschläge, die aufgrund der großen 
räumlichen Variabilität schwieriger zu modellieren 
sind, werden in beiden Modellen vor allem im 
Sommer um bis zu 50 Prozent überschätzt.
   

12 Die WETTREG Versionen 2006 und 2010 arbeiten mit unterschiedlichen Methoden, die zu unterschiedlichen Klimaänderungssignalen 
führen. Ein Vergleich beider Methoden ist in KREIENKAMP ET AL. (2010) diskutiert.
13 Für die im Folgenden beschriebene Auswertung werden die Ausgaben der Regionalmodelle mit rotierten geographischen Koordinaten 
(„Datastream 2“) verwendet. 
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4.5 Regionale Klimaprojektionen: 
Klimaänderungssignale

4.5.1 Klimaänderungssignale von 
Temperatur und Niederschlag

Als Klimaänderungssignal bezeichnet man die 
Differenz der Mittelwerte einer Klimavariablen 
zwischen einer zukünftigen Klimaperiode und 
einer Kontrollperiode der Vergangenheit. Die 
von REMO und CLM berechneten Klimaände-
rungssignale sind, besonders für die Temperatur, 
sehr homogen über Niedersachsen verteilt. Das 
Niederschlagsänderungssignal ist in den Küsten-
gebieten und im Harz etwas stärker als im Inland 
(Abb. 15). Die projizierte Niederschlagserhöhung 
ist für WETTREG 2006 etwas größer und zeigt eine 
deutliche Abnahme von Nordwest nach Süd-
ost14. Die Darstellung der räumlichen Verteilung 
zeigt den Mittelwert des Klimaänderungssignals 
mehrerer Klimasimulationen, nicht aber die Band-
breite. Diese ist jedoch notwendig, um Aussagen 
über die Unsicherheit in den Simulationen treffen 
zu können. Aus diesem Grund ist es sinnvoller, 
Gebietsmittel über ganz Niedersachsen oder z.B. 
Naturräume zu betrachten. 

Trotz des unterschiedlichen Bias sind die Klimaän-
derungssignale der Lufttemperatur und des Nie-
derschlages der Regionalmodelle REMO und CLM 
ähnlich. In Abb. 16 sind gleitende 31-Jahresmittel 
der Klimaänderungssignale von Temperatur und 
Niederschlag jeweils für Jahresmittel, Winter- und 
Sommermonate im Gebietsmittel über Nieder-
sachsen dargestellt. Dabei sind alle 9 REMO- und 
4 CLM-Simulationen der drei SRES-Szenarien (A1B, 
B1, A2) von 1970-2100 in jeweils einem Graphen 
gleichzeitig dargestellt. Jedes Jahr auf der x-Achse 
der Graphen ist jeweils der Mittelwert der 31-jähri-
gen Periode. Deshalb schneiden sich alle Graphen 
im Jahr 1985, da dies die Mitte der Bezugsperiode 
1970-2000 ist. 

Das Ende der Graphen bei 2085 bezieht sich auf 
die Periode 2071-2100, und die Periode 2020-
2050 ist bei dem Jahr 2035 abzulesen. Die Spanne 
zwischen dem Minimum und dem Maximum aller 
Simulationen wird als Bandbreite bezeichnet. Hell-
grau unterlegt sind jeweils die Einzeljahresmittel, 
um einen Eindruck der jährlichen Variabilität der 
einzelnen Simulationen zu gewinnen. Während für 
die Temperaturen sowohl im Jahresmittel als auch 
in Sommer und Winter ein monotoner Anstieg 
festzustellen ist, ist für die Niederschläge ein 
Anstieg im Winter, im Sommer jedoch tendenziell 
eher eine Abnahme zu erkennen.15

Abb. 15 Niederschlagsänderungssignal in Prozent im Jahres-
mittel für den Zeitraum 2021-2050 mit dem Referenzzeit-
raum 1971-2000 . Oben: Mittelwert über drei Realisierun-
gen des A1B-Szenarios von REMO; Mitte: Mittelwert über 
zwei Realisierungen des A1B-Szenarios von CLM; unten: 
Mittelwert über 20 Realisierungen des A1B-Szenarios von 
WETTREG 2006

14 Die räumliche Verteilung der simulierten Niederschlagsänderungssignale sowohl von REMO, CLM, als auch von WETTREG hängen stark von 
den von ECHAM5/MPI-OM simulierten Großwetterlagen ab und sind als sehr unsicher einzustufen. Die Unterschiede in den Niederschlagsän-
derungssignalen, die in Abb. 15 zu sehen sind, sind vor allem durch die Darstellung verursacht (Aufl ösung der Farbskala  von 1%).
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Abb. 16 Gleitende 31-Jahresmittel der Temperatur- (links, in °C) und Niederschlagsänderungssignale (rechts, in Prozent) des 
Ensembles aus 9 REMO- und 4 CLM-Simulationen im Gebietsmittel über Niedersachsen. Von oben nach unten: Jahresmit-
tel, Winter, Sommer. Die Einzeljahresmittel aller Ensemblesimulationen sind jeweils in hellgrau unterlegt. Quelle: D. Rechid, 
KLIMZUG-NORD. Zur Bezeichnungen der Datensätze: REMO bzw. CLM – Name des Regionalmodells; C20_1 (2,3) – Refe-
renzszenario C20 (1971-2000), Realisierung 1 (2,3); A2_1 (2,3) bzw B1_1/A1B_1(2,3) – SRES-Szenario A2 (B1, A1B) (2001-
2100), Realisierung 1 (2,3) 

15 Es ist zu beachten, dass die Bandbreite stark von dem verwendeten Simulationsensemble abhängt. Für Gesamtdeutschland wurde gezeigt, 
dass die Bandbreite der Temperatur- und Niederschlagsänderungssignale des hier verwendeten REMO/CLM-Ensembles, in das drei SRES-Sze-
narien eingehen, kleiner ist, als die Bandbreite aller für das EU-FP6-Projekt ENSEMBLES verwendeten Global- und Regionalmodelle für ein ein-
ziges Szenario (A1B) (Jacob et al. 2012: Regionale Klimasimulationen für Europa und Deutschland). Deshalb wird im Folgenden nicht zwischen 
den einzelnen Szenarien unterschieden, d.h. alle drei SRES-Szenarien A1B, B1 und A2 werden als gleichwertige mögliche Zukunftsszenarien 
betrachtet. Eine Aussage über mögliche Klimaänderungen wird als robust bezeichnet, wenn alle Klimasimulationen des Ensembles eine Ver-
änderung in dieselbe Richtung anzeigen. Dabei können sogenannte „Ausreißer“ ausgeschlossen werden. Damit sind einzelne Realisierungen 
gemeint, deren Klimaänderungssignal sich erheblich von der überwiegenden Mehrheit der Simulationen unterscheidet.



36

Eine weitere Möglichkeit, die Klimaänderungssig-
nale des Simulationsensembles für die beiden Pe-
rioden 2021-2050 und 2071-2100 auf kompakte 
Weise darzustellen, sind die Kastengrafi ken (engl. 
Box-Whisker-Plots, Erläuterung s. Glossar) in den 
Abb. 17-22. Zusätzlich ist in den Kastengrafi ken 
durch einen roten Querbalken der Mittelwert des 
Ensembles eingezeichnet und dessen Wert ange-
geben16. Die in den Kastengrafi ken dargestellten 
Werte sind Gebietsmittel über ganz Niedersachsen 
und Bremen. Die Gebietsmittel der Klimaände-
rungssignale über die in Abb. 1 dargestellten nie-
dersächsischen Naturräume sind im Tabellenwerk 
in Anhang II aufgelistet, jeweils mit Ensemblemit-
telwert, -minimum und -maximum.

In den Kastengrafi ken in Abb. 17 für die mittle-
ren Klimaänderungssignale von Temperatur und 
Niederschlag ist zusätzlich zu dem REMO/CLM-
Ensemble zum Vergleich das Ensemble aus 20 
WETTREG 2006 Simulationen (Szenario A1B) 
eingezeichnet. Für 2021-2050 wird eine robuste 
Erhöhung der Jahresmitteltemperatur mit einem 
Ensemblemittel von ca. 0,9 Grad Celsius projiziert. 
Auch für jede Jahreszeit wird im Mittel eine Tem-
peraturerhöhung simuliert, die jedoch im Frühjahr 
nicht robust ist. Für 2071-2100 ist die Tempera-
turerhöhung für alle Jahreszeiten robust und wird 
im Ensemblemittel mit ca. 2,5 Grad im Jahresmittel 
simuliert. Am stärksten ist die Temperaturerhö-
hung am Ende des 21. Jahrhunderts im Winter 
(Ensemblemittel ca. 3,3 Grad) und am geringsten 
im Frühling (Ensemblemittel ca. 2,0 Grad). Für die 
Temperaturänderungssignale sind fast keine Un-
terschiede zwischen den einzelnen Naturräumen 
feststellbar (s. Anhang II, Tab. 1-3). Die projizierten 
Temperaturänderungen von WETTREG 2006 (nur 
A1B-Szenario) decken sich bis 2050 gut mit denen 
des REMO/CLM-Ensembles. Bis 2100 liefert das 
statistische Modell für den Winter eine geringfü-
gig höhere und für das Frühjahr eine geringfügig 
kleinere Temperaturerhöhung.17

Das Niederschlagsänderungssignal für 2021-2050 
ist im Jahresmittel relativ gering (Ensemblemittel 
ca. +7 Prozent), aber robust. Auf die Jahreszei-
ten aufgeteilt wird nur im Herbst eine robuste 
Niederschlagsänderung simuliert (Ensemblemittel 
ca. 12 Prozent). Die Ensemblemittel der übrigen 
Jahreszeiten sind positiv, zeigen jedoch keine 
robuste Niederschlagserhöhung. Bis zum Ende 
des 21. Jahrhunderts wird eine ähnliche, ebenfalls 
schwache, aber robuste Niederschlagserhöhung 
mit einem Ensemblemittel von ca. 7 Prozent simu-

liert, mit einer relativ großen Bandbreite. Das fast 
gleiche Änderungssignal im Zeitraum 2071-2100 
resultiert aber vom veränderten zeitlichen Muster 
des Niederschlags, wo eine starke Zunahme im 
Winter und Herbst durch eine starke Abnahme des 
Niederschlags im Sommer kompensiert wird. Die 
jahreszeitlichen Niederschlagsänderungssignale für 
Winter (Ensemblemittel für ganz Niedersachsen 
ca. 18 Prozent, in den Watten und Marschen ca. 
23, im Inland etwas schwächer s. Anhang II, Tab. 
4), Frühling (ca. 11 Prozent) und Herbst (ca. 17 
Prozent) sind ebenfalls robust positiv, aber die ein-
zelnen Simulationen liefern sehr unterschiedliche 
Werte. Im Sommer ergibt sich im Ensemblemittel 
eine Abnahme von ca. 11 Prozent, obwohl nicht 
alle Simulationen übereinstimmend eine Abnah-
me aufweisen. WETTREG 2006 liefert für beide 
Perioden ein deutlich höheres Änderungssignal im 
Winter (bis 2100 zwischen 40 und 60 Prozent), 
und ein geringeres im Herbst.18

Die Klimaprojektionen ermöglichen auch Aussagen 
über den Anteil des Niederschlags, der als Schnee 
fällt (Abb. 18). Das Simulationsensemble legt für 
2021-2050 eine Abnahme der Schneemenge 
um ca. 30 Prozent nahe, und eine Abnahme der 
Tage, an denen Schnee fällt, um ebenfalls ca. 
30 Prozent. Bis 2071-2100 nimmt die projizierte 
Schneemenge und die Anzahl der Schneetage 
insgesamt um ca. zwei Drittel ab. Am stärksten 
ist die prozentuale Abnahme der Schneemenge 
an den Küsten (Watten und Marschen, Ostfrie-
sisch-Oldenburgische Geest) und am geringsten 
im Harz (s. Anhang II, Tab. 7). Trotz abnehmender 
Schneemenge können vereinzelt sehr schneereiche 
Winter auftreten.

16 In einigen Diagrammen ist die Markierung des Medians durch die rote Mittelwertlinie verdeckt, da hier Median und Mittelwert zusammen-
fallen.
17 Das WETTREG 2010 Ensemble für das A1B-Szenario zeigt ganzjährig ein höheres Temperaturänderungssignal als WETTREG 2006, mit einer 
größeren Bandbreite (KREIENKAMP ET AL., 2011, Abb. 5.4 bis 5.6, 5.13 bis 5.15, und 6.1).
18 Das WETTREG 2010 Ensemble für das A1B Szenario zeigt ganzjährig eine geringe Niederschlagserhöhung als WETTREG 2006 und das 
REMO/CLM-Ensemble, tendenziell sogar eher eine Abnahme (KREIENKAMP ET AL., 2011, Abb. 5.7 bis 5.9, 5.16 bis 5.18, und 6.2).
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Abb. 17 Temperaturänderungssignal in °C (oben) und Niederschlagsänderungssignal in Prozent (unten) im Gebietsmittel 
über Niedersachsen für die Zeiträume 2021-2050 (links) und 2071-2100 (rechts). Der Referenzzeitraum ist jeweils 1971-
2000. Gezeigt sind Box-Whisker-Plots des gesamten Ensembles aus REMO- und CLM-Simulationen aller Szenarien (in 
schwarz, mit rot markiertem Mittelwert, der mit seinem numerischen Wert bezeichnet ist), und der 20 WETTREG 2006 A1B 
Simulationen (in blau), für Winter (DJF), Frühjahr (MAM), Sommer (JJA), Herbst (SON) und Jahresmittelwert.

Abb. 18 Relative Änderung der Jahressummen des Schneefalls und der Anzahl der Schneetage im Jahr, jeweils in Prozent im 
Gebietsmittel über Niedersachsen, die Zeiträume 2021-2050 (links) und 2071-2100 (rechts) relativ zum Referenzzeitraum 
1971-2000. Dargestellt sind Box-Whisker-Plots und Mittelwerte (rot).
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4.5.2 Änderungssignale in der 
Häufi gkeit von Extremereignissen und 
Windgeschwindigkeit

In Abschnitt 4.3.3 wurden die Defi nitionen einiger 
Klimaindizes angegeben. Dieselben Klimaindizes 
lassen sich auch aus den regionalen Klimamodell-
daten berechnen.19

In den Kastengrafi ken in Abb. 19 sind die Än-
derungssignale der Dauer der Trockenperioden 
zwischen April und September, der Länge der 
thermischen Vegetationsperiode in Tagen, der 
Wärmeperiodendauer, sowie der Anzahl der 
Frosttage und Spätfröste angegeben. Bis auf die 
Länge der thermischen Vegetationsperiode sind 
alle angegebenen Werte relative prozentuale 
Änderungen. In der Periode 2021-2050 wird eine 
Verlängerung der thermischen Vegetationsperi-
ode um ca. 10 bis 40 Tage projiziert, sowie eine 
Abnahme der Frosttage um ca. 20 Prozent bis 50 
Prozent. Über Änderungen in der Wärmeperio-
dendauer, aber auch der Anzahl der Spätfröste bis 
2050 können wegen der großen Bandbreite keine 
robusten Aussagen getroffen werden. Bis Ende des 
21. Jahrhunderts für die Periode 2071-2100 wird 
eine Verlängerung der Wärmeperiodendauer um 
ca. 50 Prozent im Ensemblemittel projiziert, sowie 
eine Verlängerung der thermischen Vegetations-
periode um 50 bis 80 Tage, und eine Abnahme 
in der Anzahl der Frosttage (FRT) zwischen ca. 
50 Prozent und 80 Prozent. Spätfröste ab dem 1. 

April sind in dieser Periode in den Klimaprojekti-
onen fast gänzlich verschwunden. Für die Länge 
von Trockenperioden werden für beide Zukunfts-
perioden kaum Änderungen projiziert. Im Harz ist 
die Zunahme der Länge der Vegetationsperiode 
etwas geringer (s. Anhang II, Tab. 9), ebenso die 
prozentuale Abnahme der Anzahl der Frosttage 
und der Spätfröste (s. Anhang II, Tab. 11,12). Für 
die Änderungen der Dauer der Trockenperioden (s. 
Anhang II, Tab. 8) und der Wärmeperiodendauer 
(s. Anhang II, Tab. 10) sind keine klaren räumlichen 
Variationen feststellbar.

Änderungen in der Anzahl der Starknieder-
schlagstage und der maximalen 5-Tages-Nieder-
schlagssumme sind wie in Abschnitt 4.3.3 für 
jede Jahreszeit separat berechnet und werden als 
relative Änderungen in Prozent angegeben. Mit 
der Zunahme der Niederschläge zeigt das Simu-
lationsensemble ebenfalls eine Zunahme in der 
Anzahl der Starkniederschlagstage mit Gesamtnie-
derschlagssummen über 20 mm an (Abb. 20). Bis 
2050 ist diese Zunahme im Herbst am größten, im 
Frühjahr und Sommer ist sie kleiner, jedoch sind 
einzelne Simulationen mit relativ hohen Zunah-
men zu erkennen, was auf hohe Unsicherheiten 
hindeutet. Im Winter ist bis zur Mitte des 21. 
Jahrhunderts keine robuste Aussage über eine 
Zunahme möglich. In der Periode 2071-2100 er-
höht sich die Zunahme in der Anzahl der Starknie-
derschlagstage im Jahresmittel auf ca. 20 bis 50 
Prozent. Am größten ist sie auch für diese Periode 
im Herbst mit einer Zunahme im Ensemblemittel 

19 Ebenso wie für die Klimaänderungssignale der Mitteltemperatur und der Niederschlagssummen, wurden die Änderungssignale der Klimain-
dizes für alle Simulationen des Simulationsensembles bestimmt und über Niedersachsen gemittelt. 

Abb. 19 Änderungen der in Abschnitt 4.2.3 vorgestellten Klimaindizes im Gebietsmittel über Niedersachsen für die Zeit-
räume 2021-2050 (links) und 2071-2100 (rechts) relativ zum Referenzzeitraum 1971-2000: Länge der Dauer der Trocken-
perioden zwischen April und September in Prozent (TPD); Länge der thermischen Vegetationsperiode in Tagen (VEG); rel. 
Wärmeperiodendauer in Prozent (WPD); rel. Anzahl der Forsttage in Prozent (FRT), rel. Anzahl der Spätfröste in Prozent 
(FRTAPR). Dargestellt sind Box-Whisker-Plots und Mittelwerte (rot)
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Abb. 20 Relative Änderung in der Anzahl der Starkniederschlagstage (Tagessumme > 20 mm) in Prozent im Gebietsmittel 
über Niedersachsen, für die Zeiträume 2021-2050 (links) und 2071-2100 (rechts) relativ zum Referenzzeitraum 1971-2000. 
Dargestellt sind Box-Whisker-Plots und Mittelwerte (rot) für Winter (DJF), Frühjahr (MAM), Sommer (JJA), Herbst (SON) und 
der Jahresmittelwert

von mindestens 50 Prozent, möglicherweise bis zu 
100 Prozent. Im Winter und im Frühjahr wird eine 
Erhöhung im Ensemblemittel von ca. 40 bis 50 
Prozent projiziert. Nur für den Sommer, wo auch 
einige Simulationen Abnahmen der Gesamtnieder-
schläge projizieren, ist kein robustes Änderungssig-
nal feststellbar. Die größte Zunahme in der Anzahl 
der Starkniederschlagstage wird für die Ostfrie-
sisch-Oldenburgische Geest simuliert, die geringste 
für den Harz (s. Anhang II, Tab. 13).
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Abb. 21 Relative Änderung in der Anzahl der größten 5-Tages-Niederschlagssumme in Prozent im Gebietsmittel über 
Niedersachsen, die Zeiträume 2021-2050 (links) und 2071-2100 (rechts) relativ zur Referenzzeitraum 1971-2000. Darge-
stellt sind Box-Whisker-Plots und Mittelwerte (rot) für Winter (DJF), Frühjahr (MAM), Sommer (JJA), Herbst (SON) und der 
Jahresmittelwert 

Abb. 22 Relative Änderung der Windgeschwindigkeit in Prozent im Gebietsmittel über Niedersachsen, die Zeiträume 
2021-2050 (links) und 2071-2100 (rechts) relativ zum Referenzzeitraum 1971-2000. Dargestellt sind Box-Whisker-Plots und 
Mittelwerte (rot) für Winter (DJF), Frühjahr (MAM), Sommer (JJA), Herbst (SON) und die Jahresmittelwerte

20 Es muss beachtet werden, dass die von den Modellen simulierten Windgeschwindigkeiten nicht ausreichend validiert sind, was die Unsicher-
heit in den Simulationen erhöht. Dies macht weitere Forschung notwendig, um robuste Aussagen zu Änderungen der Windgeschwindigkeit 
treffen zu können.

Bei den größten 5-Tages-Niederschlagssummen 
(Abb. 21) sind sehr große Bandbreiten zu erken-
nen, weshalb Aussagen über Änderungen dieses 
Klimaindex unsicher sind. Dennoch sind Zunahmen 
in den Klimaprojektionen für 2021-2050 vor allem 
im Herbst zu beobachten. In der Periode 2071-
2100 nimmt das Änderungssignal im Herbst noch 
weiter zu (Ensemblemittel ca. 20 Prozent), auch im 
Winter und im Frühjahr werden robuste Zunah-
men von jeweils ca. 10 Prozent projiziert, während 
im Sommer bei der sehr großen Bandbreite des 
Simulationsensembles keine robusten Aussagen zu 
machen sind. Es sind keine deutlichen räumlichen 
Unterschiede auszumachen (s. Anhang II, Tab. 14).

Das Simulationsensemble projiziert Änderungen in 
der mittleren Windgeschwindigkeit in 10 Metern 
Höhe.20 Die Modelle projizieren übereinstimmend 
eine leichte Erhöhung der Windgeschwindigkeit 
vor allem für die Wintermonate (ca. 5 Prozent), 
während in den Sommermonaten eher eine etwas 
geringere Abnahme projiziert wird. (Abb. 22). Alle 
Projektionen der Windgeschwindigkeit sind noch 
sehr unsicher. 
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4.6 Erfordernisse und Aufgaben in 
der Klimaforschung

• Fortsetzung der statistischen und meteorologi-
schen Bewertung der räumlichen Besonderhei-
ten des Klimas in Niedersachsen.

• Analyse der unterschiedlichen Klimasignal-
muster im Niederschlag für dynamische und 
statistische Klimamodelle.

• Analyse der räumlichen Verteilung von Extre-
mereignissen im Hinblick auf Häufi gkeit, Dauer 
und Intensität.

• Weiterentwicklung des Ensembleansatzes für 
die Anwendung auf Regionen.

• Erweiterung des Ensembleansatzes auf andere 
klimatologische Parameter, die für Wirkmodelle 
benötigt werden.

• Entwicklung von Instrumenten zur Bereitstel-
lung, Interpretation und Visualisierung von 
Klimadaten. 

• Weiterentwicklung des Ensembleansatzes für 
Wirkmodelle

• Entwicklung von Methoden und Schnittstellen 
zur optimalen Verbindung von Klimaänderungs-
signalen mit Wirkmodellen unter Berücksichti-
gung der Unsicherheiten in beiden Modellsyste-
men.

• Pfl ege und laufende Ergänzung sowie nutzer-
gerechte Aufbereitung und Bereitstellung von 
Klimadaten und Projektionen.

• Zusammenarbeit mit Klimaforschern auf nati-
onaler und internationaler Ebene zur Vermei-
dung von Doppelarbeit, zur Abstimmung der 
Resultate und zur Erzeugung von Synergien.

• Wesentliche Arbeiten dazu werden vom 
Klimarechenzentrum und vom Climate Service 
Center durchgeführt. In Niedersachsen ist eine 
Schnittstelle einzurichten, die als Bindeglied 
zwischen den o.g. Zentren und den Datennut-
zern fungiert.
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5.1 Wasserwirtschaft

Die Wasserwirtschaft in Niedersachsen wird 
wesentlich von aktuellen meteorologischen und 
langfristigen klimatischen Faktoren geprägt. 
Faktoren wie Temperatur, Niederschlagsstärke 
oder die Dauer von Regen- und Trockenperioden 
bestimmen zusammen mit weiteren Eigenschaften 
der Einzugsgebiete und der Gewässer die öko-
nomischen und ökologischen Entwicklungsmög-
lichkeiten einer Region und setzen vielfach der 
Nutzung enge Grenzen. Um frühzeitig durch den 
Klimawandel verursachte Änderungen erkennen 
und quantifi zieren zu können und erforderliche 
Anpassungsstrategien vorzusehen, ist es wich-
tig, wasserwirtschaftliche Einfl ussgrößen wie die 
Häufi gkeiten und Intensitäten von Niederschlag, 
Hochwasser- und Niedrigwasserabfl uss oder die 
Grundwasserneubildung hinsichtlich entsprechen-
der Veränderungen zu untersuchen.

In der Wasserwirtschaft gilt das Vorsorgeprinzip. 
Danach müssen Belastungen und Schäden für 
die Umwelt und die menschliche Gesundheit im 
Voraus vermieden oder weitestgehend verringert 
werden. Es dient damit einer Risiko- und Gefah-
renvorsorge, und auf diese Weise der Daseinsvor-
sorge.

Die Regierungskommission Klimaschutz hat die 
Folgen des Klimawandels auf die Bereiche der 
Wasserwirtschaft im Binnenland sehr differenziert 
betrachtet und für die Handlungsfelder mögliche 
Maßnahmen benannt. In der maßnahmenüber-
sicht (Anhang I) sind diese Handlungsfelder mit 
konkreten Maßnahmen zusammengestellt. Für das 
Kapitel 5.1 Wasserwirtschaft wurde auf umfang-
reiche Vorarbeiten aus der Bund-/ Länder-
Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) und den 
Ergebnissen verschiedener Forschungsverbünde 
zurückgegriffen. Die Themen der Wasserwirtschaft 
konnten deshalb detailliert ausgearbeitet und 
zahlreiche Maßnahmen empfohlen werden. Die 
Wasserwirtschaft spielt bei der Anpassung an den 
Klimawandel eine zentrale Rolle. Die Anzahl der 
Maßnahmen soll jedoch keine inhaltliche Gewich-
tung im Verhältnis zu anderen Handlungsfeldern 
darstellen. 

Ihre Umsetzung erfordert wegen der regional 
unterschiedlichen Randbedingungen und Be-
troffenheiten eine differenzierte Bewertung und 
Entscheidung im Einzelfall, denn die bisherigen 
Projektionen zu möglichen Klimaänderungen (Kli-
mamodelle) reichen nicht aus, um sie für konkrete 
Planungen auf regionaler und lokaler Ebene zu 
berücksichtigen. Belastbarere Datengrundlagen 
sind durch die Untersuchung der regionalen und 
lokalen Folgen noch zu schaffen. Die Auswirkun-
gen des Klimawandels auf die Wasserwirtschaft 

werden in Niedersachsen in verschiedenen For-
schungsprojekten untersucht (s. Kap. 5.1.5). 

Die Regierungskommission Klimaschutz empfi ehlt 
die begonnenen Arbeiten im Bereich der Wasser-
wirtschaft konsequent fortzusetzen und im Hin-
blick auf die erwarteten Folgen des Klimawandels 
durch zusätzliche Haushaltsmittel zu ergänzen. 
Dabei werden die Erfahrungen aus den begonne-
nen Projekten einbezogen. 

5.1.1 Hochwasserschutz

Auswirkungen des Klimawandels

Trendanalysen aus historischen Klimadaten be-
legen, dass der Klimawandel bereits das Hoch- 
und Niedrigwasser niedersächsischer Gewässer 
beeinfl usst. Vor allem im Norden und Süden von 
Niedersachsen ist eine Zunahme der (Extrem)-
Niederschläge im Winter, Frühjahr und Herbst zu 
beobachten. 

Die Zahl und die Größe mittlerer Hochwässer im 
Winterhalbjahr nimmt zu (KliBiW 2009, S. 2f). 
Bislang lässt sich nur schwer vorhersagen, wie 
sich die Abfl ussverhältnisse regional und lokal in 
Niedersachsen durch den Klimawandel verändern. 
Hierzu sind Modellierungen mit höherer zeitlicher 
und räumlicher Aufl ösung erforderlich. Für das 
Aller-Leine Gebiet haben Untersuchungen hierzu 
eine Zunahme der mittleren Abfl üsse im Winter 
verdeutlicht sowie eine generelle Zunahme der 
Häufi gkeit kleinerer Hochwässer. Zudem kann 
es zu einer Erhöhung der Scheitelabfl üsse bei 
Hochwasser kommen, insbesondere in kleinen 
Einzugsgebieten (KliBiW 2012). Weitere Ergebnisse 
sind nur für regional begrenzte Räume belastbar 
(LAWA 2010: 14). Es ist jedoch nicht auszuschlie-
ßen, dass vor allem stark versiegelte Flächen, die 
heute noch sicher sind, künftig von Hochwasser 
betroffen sein werden. 

Zu beachten ist, dass das Überschwemmungsrisiko 
an Nebengewässern oft unterschätzt wird. Dabei 
ist der Schaden durch viele kleine und mittlere 
lokale Überschwemmungen an Nebengewässern 
in der Summe höher als an den Hauptgewässern. 
Die Bau- und Siedlungstätigkeit in hochwasserge-
fährdeten Bereichen hat in den letzten Jahren zu 
steigenden Schadenssummen bei Hochwassern 
geführt.

Hochwasserereignisse wirken sich überdies oft 
negativ auf die Wasserqualität aus, etwa durch 
Umlagerung kontaminierter Sedimente oder die 
Überfl utung von Industrie- und Kläranlagen und 
privaten Heizöltanks. Zusätzlich bergen Starkre-
genereignisse die Gefahr, dass Mischkanalisationen 

5. Handlungsfelder

Sektorale Handlungsfelder



43

in Siedlungsgebieten entlastet werden müssen, 
was zu einem erhöhten Stoffeintrag in Gewässer 
führt. Krankheitserreger können dadurch stellen-
weise gehäuft vorkommen.

Handlungsziele

Sobald Bemessungsgrößen, etwa zum regionalen 
Abfl uss, unter Berücksichtigung des Klimawandels 
vorliegen, werden die gesamten bekannten In-
strumentarien des Hochwasserrisikomanagements 
genutzt. Dazu gehören 
• die Förderung des natürlichen Rückhalts – zum 

Beispiel durch vorhandene oder ehemalige 
natürliche Überschwemmungsgebiete und die 
ortsnahe Versickerung von Regenwasser, 

• die Hochwasservorsorge und 
• der technische Hochwasserschutz mit Deichen, 

Rückhaltebecken und anderen wasserbaulichen 
Maßnahmen. 

Dabei stehen nichtbauliche Maßnahmen des 
Hochwasserrisikomanagements im Vordergrund. 
Neue Baumaßnahmen im Hochwasserschutz 
sollten – unter Beachtung des Grundsatzes der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit – vorausschau-
end geplant werden und bei Bedarf anpassbar 
sein. Mit dem jetzigen Wissensstand ist es bei-
spielsweise nicht angebracht, alle Hochwasserdei-
che zu erhöhen. Vielmehr sollten Möglichkeiten 
einer späteren Erhöhung bei Bedarf vorgesehen 
werden, etwa durch das Freihalten eines Streifens 
am Deich.

Mitteleinsatz

Die bedarfsgerechte Förderung von Hochwasser-
schutzmaßnahmen ist weiterhin eine prioritäre 
Aufgabe, die mindestens auf dem Niveau des der-
zeitigen Mitteleinsatzes durch Prioritätensetzung 
in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ fortgesetzt 
werden sollte. Die jährlichen Haushaltsansätze aus 
der Gemeinschaftsaufgabe sind dabei neu an den 
Bedarf anzupassen, da für die Finanzierung von 
Baumaßnahmen für den Hochwasserschutz im 
Binnenland deutlich weniger Haushaltsmittel zur 
Verfügung stehen. Zum einen durch das Ende der 
Förderung aus dem Aufbauhilfefonds Elbe 2010, 
zum anderen durch das Auslaufen der EU-Förde-
rung 2013. Demgegenüber steht ein unverändert 
hoher Bedarf an fi nanziellen Mitteln gerade auch 
bei den kommunalen Körperschaften zur Reali-
sierung von Hochwasserschutzprojekten, der sich 
durch einen neuen Lastfall durch Klimaänderung 
gegebenenfalls noch weiter erhöht.

Wasserrahmenrichtlinie

Bei der Aufstellung der Maßnahmenprogramme 
und Bewirtschaftungspläne zur EG-Wasserrahmen-
richtlinie sind Maßnahmen der Vorzug zu geben, 

bei denen absehbar ist, dass sie auch unter einem 
breiten Spektrum von Klimafolgen robust und 
effi zient den Anforderungen entsprechen. Dies gilt 
insbesondere für investive Maßnahmen mit einer 
langen Bestandsdauer. Es sollten Maßnahmen 
bevorzugt werden, die die natürliche Anpassungs-
fähigkeit der Gewässer wie auch die Lebens-
raum- oder Habitatvielfalt der Gewässer erhalten 
oder stärken, etwa durch Gewässer- und Auen-
renaturierung, durch die Ausweisung von Reten-
tionsräumen und angepasste landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung. Der Schutz und die Bewirtschaf-
tung der Gewässer werden bei der Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie aus einer einheitlichen 
Betrachtung ganzer Flussgebietseinheiten heraus 
vorgenommen. Niedersachsen ist von den Flussge-
bietseinheiten Elbe, Weser, Ems und Rhein berührt.
 
Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie

Die Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie 
der Europäischen Union gibt vor, bis Ende 2015 
Risikomanagementpläne zu erarbeiten. Der dafür 
zuständige Niedersächsische Landesbetrieb für 
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz be-
zieht dabei den aktuellen Wissensstand über die 
Folgen des Klimawandels mit ein. 

Maßnahmen

Im Folgenden sind die Teilbereiche  aufgeführt, 
in denen von der Regierungskommission  Maß-
nahmen für das Handlungsfeld 5.1.1 Hochwas-
serschutz empfohlen werden. Für eine detaillierte 
Darstellung der Einzelmaßnahmen wird auf die 
Maßnahmenübersicht in Anhang I verwiesen.

5.1.1.1 Hochwasserfl ächenmanagement
 5.1.1.1.a Flächenvorsorge
 5.1.1.1.b Natürlicher Wasserrückhalt
5.1.1.2 Technischer Hochwasserschutz
5.1.1.3 Hochwasservorsorge
 5.1.1.3.a Bauvorsorge
 5.1.1.3.b Risikovorsorge
 5.1.1.3.c Informationsvorsorge
 5.1.1.3.d Verhaltensvorsorge
 5.1.1.3.e Vorhaltung und Vorbereitung der 

Gefahrenabwehr und des Katastrophen-
schutzes

5.1.1.4 Nachsorge/ Hochwasserbewältigung

5.1.2 Niedrigwassermanagement und 
Gewässerökologie

Auswirkungen des Klimawandels

Insbesondere in der Mitte Niedersachsens ist 
bereits während der 2. Hälfte des 20. Jahrhunderts 
eine Zunahme der Dauer von Trockenperioden im 
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Sommer zu verzeichnen gewesen (KliBiW 2009 
und 2012). Für die Zukunft geht die Klimafor-
schung u.a. von wärmeren und trockeneren Som-
mern aus. Untersuchungen für Ostdeutschland 
haben ergeben, dass bis Mitte des Jahrhunderts 
die Abfl üsse um 10 - 20 Prozent und bis Ende des 
Jahrhunderts bis zu 30 Prozent abnehmen kön-
nen. Die Dauer der Niedrigwasserabfl üsse nimmt 
hingegen zu. Je nach Grundwasserverhältnissen 
muss es aber auch bei wärmeren und trockeneren 
Sommern nicht zwingend zu geringeren mittleren 
Monatsabfl üssen kommen, wenn sich die Nieder-
schlagsmenge ganzjährig nicht verändert (LAWA 
2010a). 

Gewässergüte

Niedrigwasser- und Hitzeperioden führen auch 
zu Problemen bei der Wasserqualität. Niedrige 
Wasserstände sowie längere Sonneneinstrahlung 
und steigende Lufttemperaturen erhöhen den 
natürlichen Wärmeeintrag in die Gewässer und 
bewirken, dass der Gehalt biologisch lebenswich-
tig gelöster Gase wie Sauerstoff im Wasser sinkt. 
Für die Tiere und Pfl anzen bedeutet das zusätz-
lichen Stress, denn sie leiden bereits unter der 
hohen Wassertemperatur und dem verringerten 
Wasservolumen. 

Die mögliche Zunahme extremer Wind- und Nie-
derschlagsereignisse verstärkt weiterhin die Gefahr 
von Erosion, was möglicherweise dazu führt, dass 
Dünge- und Pfl anzenschutzmittel und Schadstoffe 
aus anderen Quellen in Grund- und Oberfl ächen-
gewässer gelangen. Geringe Sauerstoffgehalte 
und höhere Wassertemperaturen begünstigen 
während Niedrigwasserperioden außerdem Rück-
lösungen aus Sedimenten und können so einen 
Stoffeintrag ins Gewässer nach sich ziehen. Dar-
über hinaus belasten Einleitungen, beispielsweise 
aus Kläranlagen, aber auch diffuse Einträge wegen 
des verschlechterten Verdünnungsverhältnisses die 
Gewässer. 

Häufi geres Auftreten von Trockenperioden in den 
Sommermonaten lassen ebenfalls Feuchtgebiete 
und Moore verstärkt austrocknen, was sich wie-
derum negativ auf die Fähigkeit intakter Feucht-
gebiete und Moore auswirkt, Starkregenereignisse 
abzupuffern.

Das häufi gere Auftreten von Niedrigwasserpe-
rioden könnte in der Konsequenz zu stärkeren 
Einschränkungen bei der Wasserentnahme und 
Einleitungen für Industrieanlagen und Kraftwerke, 
Kühl- und Brauchwasser, Bewässerungswasser, 
Kläranlagen und Fischteiche führen. Das Unter-
schreiten kritischer Wasserstände beträfe damit 
nicht nur die Binnenschifffahrt, sondern auch die-
jenigen Wirtschaftszweige, die auf einen kosten-
günstigen Transport von Massengütern angewie-
sen sind (s. Kap. 5.3, 5.8, 5.9 und 5.11).

Handlungsziele

Die Vorsorge gegenüber Niedrigwasserereignissen 
ist bisher noch unzureichend. Durch den einset-
zenden Klimawandel ist mit häufi geren und länge-
ren Niedrigwasserführungen der Binnengewässer 
zu rechnen. Dies hat gravierende ökologische 
und ökonomische Folgen und wird bestehende 
Nutzungskonfl ikte verschärfen. Diese müssen im 
Vorfeld erkannt und durch Festlegung von Prioritä-
ten entschärft werden. Als mögliches Verfahren sei 
hier das Festlegen von Schwellenwerten genannt, 
ab denen bestimmte Nutzungen einzuschränken 
sind. Darüber hinaus sind Bewirtschaftungsplä-
ne aufzustellen und wasserrechtliche Bescheide 
gegebenenfalls anzupassen. Die Priorisierung von 
Nutzungen sollte fl ussgebietsbezogen erfolgen, da 
insbesondere die naturräumlichen Gegebenheiten 
und die Erfahrungen vergangener Niedrigwassersi-
tuationen mit zu berücksichtigen sind. 

Eine Niedrigwasservorhersage, welche beispiels-
weise an ein Hochwasservorhersagesystem ange-
koppelt ist, bildet die notwendige Voraussetzung, 
um ein fundiertes Niedrigwassermanagement 
zu betreiben und sollte ausgebaut werden. Die 
Synergien zwischen Hochwasser- und Niedrigwas-
sermanagement sollen zukünftig genutzt werden. 
Die Förderung natürlichen Wasserrückhalts und 
dezentraler Niederschlagsversickerung haben für 
die Grundwasser- und Hochwasserbewirtschaftung 
ebenfalls positive Nebeneffekte. 

Zur Anpassung an Klimaänderungen ist zunächst 
eine Strategie der Planung von Maßnahmen und 
Handlungsoptionen zu bevorzugen, die nützlich 
sind, egal wie das Klima in der Zukunft aussehen 
wird (No-regret-Maßnahmen). Die Hitze- und 
Trockenperioden der vergangenen Jahre haben 
gezeigt, dass Maßnahmen wie Verbesserung der 
Durchgängigkeit und der Gewässermorphologie, 
Erhöhung des Wasserrückhalts in der Fläche oder 
eine Reduzierung der Wärmebelastung positive 
Wirkungen für die Lebensbedingungen und die 
Belastbarkeit der Ökosysteme haben. 

Maßnahmen

Im Folgenden sind die  Teilbereiche  aufgeführt, in 
denen von der Regierungskommission  Maßnah-
men für das Handlungsfeld 5.1.2 Niedrigwasser-
management und Gewässerökologie  empfohlen 
werden. Für eine detaillierte Darstellung der Einzel-
maßnahmen wird auf die Maßnahmenübersicht in 
Anhang I verwiesen.



45

5.1.2.1 Niedrigwasservorsorge
5.1.2.1.a Flächenvorsorge
5.1.2.1.b Bauvorsorge, Bauleitplanung, Baupla-

nung
 5.1.2.1.c Abfl ussbeeinfl ussung
 5.1.2.1.d Fließgewässergüte
 5.1.2.1.e Verhaltensvorsorge
 5.1.2.1.f Niedrigwasservorhersage
5.1.2.2 Niedrigwassermanagement
 5.1.2.2.a Niedrigwasserführung
 5.1.2.2.b Administrative Maßnahmen
 5.1.2.2.c Nutzungsbezogene Maßnahmen

5.1.3 Grundwasserschutz

Auswirkungen des Klimawandels

Grundwasserdargebot

Das Klima beeinfl usst ganz wesentlich die Bildung 
des Grundwassers. Für die Grundwasserneu-
bildung sind Niederschlagshöhe, jahreszeitliche 
Verteilung und Intensität sowie die temperaturab-
hängige Verdunstung von Wasser durch Pfl anzen, 
Tiere und die Bodenoberfl äche (Evapotranspira-
tion) entscheidend. 86 Prozent des Trinkwassers 
werden in Niedersachsen aus dem Grundwasser 
gewonnen. Im Allgemeinen verfügt Niedersachsen 
über einen großen Grundwasservorrat. Bisher gibt 
es nur in wenigen Regionen Probleme mit dem 
verfügbaren Dargebot. 

Grundwasserneubildung ist überwiegend auf 
den Winter beschränkt. Die Projektionen zum 
Klimawandel zeigen, dass sich die höchsten 
Niederschlagsmengen vom Sommer in den Winter 
verschieben. Vor allem in Regionen mit gut durch-
lässigen Böden könnte es trotz geringerer Nieder-
schläge im Sommer und einer erhöhten potenziel-
len Verdunstung zu einem Anstieg des Dargebotes 
führen. Dies kann gebietsweise häufi ger zu 
Vernässungen durch hoch stehendes Grundwasser 
führen. 

Das Grundwasserdargebot in Regionen mit 
schlecht durchlässigen Böden und Böden mit 
geringer Speicherkapazität wird hingegen wahr-
scheinlich zurückgehen. Dies kann vor allem in 
heißen Sommern, in denen sich der Wasserbe-
darf der Vegetation zum Teil deutlich erhöht, zu 
Versorgungsproblemen führen. Denn insbesondere 
bei Böden mit geringerer Wasserspeicherkapazität 
und damit auch Fruchtbarkeit ist zu erwarten, dass 
die Landwirte ihre Anbaufl ächen stärker beregnen 
und ihre Beregnungsfl ächen ausweiten. 

In einem Forschungsprojekt wurden die möglichen 
Auswirkungen des Klimawandels auf den Grund-
wasserhaushalt in der Metropolregion Hannover-
Braunschweig-Göttingen(-Wolfsburg) untersucht 
(Abb 23).

Die Veränderung des Grundwasserdargebots im 
Vergleich des Zeitraums von 1961 bis 1990 zum 
Zeitraum von 2071 bis 2100 zeigt einen von 
Nordwest nach Südost gerichteten Trend an. Im 
Nordwesten der Metropolregion könnte es zu Zu-
nahmen des Grundwasserdargebotes zwischen 2,5 
und 7,5 Prozent kommen. Im zentralen Bereich 
der Metropolregion verändert sich das Grundwas-
serdargebot nach den Berechnungen kaum (± 2,5 
Prozent). 

Die südöstlichen Grundwasserkörper (Bode, Fulda, 
Rhume, mesozoisches Festgestein; alle anteilig in 
der Metropolregion) werden von den Klimaän-
derungen stärker betroffen sein. Hier könnte das 
Grundwasserdargebot um 7,5 bis 12,5 Prozent 
abnehmen (WIXWAT 2010, S. 233).

Länger anhaltende Trockenperioden können bei 
Landökosystemen, die direkt vom Grundwasser 
abhängen, zum permanenten oder zumindest 
periodischen Trockenfallen der Gebiete und damit 
zum Rückgang der angepassten einheimischen 
Arten und zur Einwanderung von fremden Arten 
führen. Wie hoch die Grundwasserneubildung 
ausfällt, hängt von der Fähigkeit der Böden ab, 
Niederschlagswasser aufzunehmen (Infi ltrationsfä-
higkeit) und damit von der Nutzungsart und vom 
Grad der Flächenversiegelung. 

Grundwasserqualität

Die Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Grundwasserqualität lassen sich derzeit nur vage 
abschätzen. Es kann davon ausgegangen werden, 

Abb. 23 Mögliche Änderung des Grundwasserdargebots 
(in Prozent) in der Metropolregion Hannover-Braunschweig-
Göttingen(-Wolfsburg) von 2071-2100 im Vergleich zu 
1961-1990 bezogen auf Grundwasserkörpergrenzen. (In 
WIXWAT 2010, S 232, Abb. 3)
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dass die Zunahme der Luft- und Bodentemperatur 
auch zu einer Zunahme der oberfl ächennahen 
Grundwassertemperatur führt. Diese Wirkung 
ist insbesondere bei der Erdwärmenutzung zu 
berücksichtigen. Höhere Temperaturen führen zu 
Veränderungen der chemischen, physikalischen 
und biologischen Prozesse wie Stofftransport und 
Stoffumsatz. In Trockenperioden könnte sich mehr 
Stickstoff im Boden anreichern, da Pfl anzen auf-
grund eines eingeschränkten Wachstums weniger 
Nitrat aufnehmen als erwartet. Durch erhöhte 
Winterniederschläge würde es verstärkt vom Bo-
den ins Grundwasser verlagert. 

Sollte das Grundwasser unter die derzeit bekann-
ten Niedrigwasserstände sinken, könnte sich durch 
die Konzentration von geogenen und anthropo-
genen Stoffen die Qualität des Grundwassers 
verschlechtern. Die Tierarten in der bislang wenig 
erforschten Grundwasserfauna (Stygofauna) sind 
damit ebenfalls veränderten Lebensbedingungen 
ausgesetzt. 

Im Bereich der Küsten ist eine fortscheitende 
Versalzung des Grundwassers zu beobachten, da 
sich die Vermischungszone zwischen Süß- und 
Salzwasser aufgrund höherer Meereswasserstände 
vergrößert.

Handlungsziele

Im Zuge des bereits eingetretenen Klimawandels 
wird es ein maßgebliches Ziel sein, ein ausreichen-
des Grundwasserdargebot aufrechtzuerhalten und 
somit die Grundwasserneubildung zu fördern. 
Es muss damit gerechnet werden, dass sich die 
Grundwasseroberfl äche in den Sommermonaten 
stärker als bisher absenkt und es neben öko-
logischen Auswirkungen vor allem in längeren 
Trockenphasen zu Engpässen bei der Nutzung von 
Grundwasser und somit zu einer Verschärfung der 
zum Teil schon bestehenden Nutzungskonfl ikte 
kommt, etwa zwischen Wasserversorgung, Land-, 
Forstwirtschaft und Naturschutz. Um die vorhan-
denen Grundwasserpotenziale auch in Zukunft 
nutzen zu können, muss der Fokus neben dem 
Monitoring sensibler Bereiche insbesondere auf 
der Priorisierung von Entnahmen und Nutzungen 
liegen. Auch wegen der möglicherweise höheren 
stoffl ichen Belastung des Grundwassers wird es 
notwendig sein, verstärkt Kriterien zur nachhalti-
gen Grundwasserbewirtschaftung zu beachten, 
um die Chancen zur Entwicklung einer angepass-
ten Landbewirtschaftung zu verbessern. 

Maßnahmen

Im Folgenden sind die  Teilbereiche  aufgeführt, 
in denen von der Regierungskommission  Maß-
nahmen für das Handlungsfeld 5.1.3 Grundwas-
serschutz empfohlen werden. Für eine detaillierte 

Darstellung der Einzelmaßnahmen wird auf die 
Maßnahmenübersicht in Anhang I verwiesen.

5.1.3.1 Grundwassermenge
 5.1.3.1.a Grundwasserneubildung
 5.1.3.1.b Grundwasserdargebot
 5.1.3.1.c Grundwasserentnahmen
5.1.3.2 Grundwassergüte
 5.1.3.2.a Bodennutzung und diffuse 

Stoffeinträge
 5.1.3.2.b Grundwasserqualität

5.1.4 Siedlungswasserwirtschaft

Auswirkungen des Klimawandels

Im Bereich der Siedlungsentwässerung können 
folgende Änderungen des Klimas von Bedeutung 
sein:
• Zunahme der Häufi gkeit und Intensität von 

Starkregenereignissen
• Zunahme der Niederschlagssummen im Winter-

halbjahr 
• Zunahme der Häufi gkeit und Dauer sommerli-

cher Trockenwetterperioden
• Zunahme der mittleren Jahrestemperatur 

Eine Zunahme der Häufi gkeit und Intensität von 
Starkregenereignissen wird eine stärkere hydrau-
lische Belastung der Kanalnetze und der Anlagen 
zur Regenwasserbehandlung und -rückhaltung 
bewirken. Überstau- und Überfl utungsereignisse 
werden in bestehenden Kanalnetzen zunehmen. 
Neben bereits bekannten leistungsschwachen 
Teilen des Kanalnetzes werden sich neue Schwach-
punkte einstellen. Der für die Bürger gewohnte 
Entwässerungskomfort kann zumindest in Teilbe-
reichen der Kanalnetze abnehmen. Der bislang 
nicht durchgängig geübten Praxis, geordnete 
Überfl utungswege für das auf die Oberfl äche 
austretende Wasser nachzuweisen, wird erhebliche 
Bedeutung zukommen. 

Abwassereinleitungen werden nach Misch- und 
Trennsystemen unterschieden. Im Mischwasser 
fl ießen Schmutz- und Regenwasser gemeinsam 
ab. Die Emissionen aus Misch- und Trennsyste-
men werden zumindest hinsichtlich des Abfl usses 
zunehmen und zu einer höheren hydraulischen 
Gewässerbelastung („hydraulischer Stress“) füh-
ren. Häufi gere Entlastungen von Mischsystemen 
werden auch eine höhere Frachtbelastung der 
Gewässer nach sich ziehen. Regenrückhaltebecken 
werden häufi ger und intensiver beschickt, so dass 
mit häufi geren Notentlastungen zu rechnen ist. 
Kleinere, siedlungsgeprägte Fließgewässer mit Ein-
leitungen aus Kanalisationen können bei lokalen 
Starkregen sehr schnelle Sturzfl uten mit nennens-
werten Schadenssummen entwickeln. Eine Zunah-
me dieser Ereignisse ist wahrscheinlich.
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Eine Zunahme der Niederschlagssummen im 
Winter, ggf. auch im Frühjahr und Herbst wird das 
Abfl ussvolumen in Mischsystemen erhöhen und zu 
einer höheren hydraulischen Belastung der Kläran-
lagen führen. Die Abbauleistung der biologischen 
Stufe kann infolge geringerer Konzentrationen 
und niedrigerer Abwassertemperaturen reduziert 
werden.

Eine Zunahme sommerlicher Trockenwetterperio-
den wird zu abnehmenden Niedrigwasserabfl üs-
sen und höheren Gewässertemperaturen führen. 
Dies kann die Belastbarkeit der Fließgewässer als 
Vorfl uter für Anlagen der Siedlungsentwässerung 
verringern und Einleitungsbeschränkungen infolge 
immissionsbedingter Anforderungen nach sich 
ziehen.

Handlungsziele

Der Klimawandel hat Auswirkungen auf die 
Siedlungsentwässerung und Abwasserbeseitigung. 
Infolge des veränderten Niederschlagsverhaltens ist 
die Leistungsfähigkeit der vorhandenen Kanalnet-
ze und Anlagen zur Regenwasserbehandlung und 
-rückhaltung, soweit erforderlich, durch validierte 
Berechnungsmodelle zu bewerten. Eine generelle 
Neudimensionierung von Entwässerungsanlagen 
infolge des Klimawandels ist nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht begründbar.

Die Belange der Entwässerungsplanung müssen 
künftig früher und konkreter durch Randbedin-
gungen und Vorgaben in die Bebauungsplanung 
einfl ießen. Ziel ist eine vorausschauende Regen-
wasserbewirtschaftung und eine Absicherung des 
Überfl utungsschutzes in den Kommunen.

Mögliche Maßnahmen im Bereich der Siedlungs-
wasserwirtschaft können beispielsweise eine 
Anpassung des Kläranlagenbetriebs an eine verän-
derte Abwasserzusammensetzung zur Vermeidung 
von Korrosion und Geruchsproblemen, eine neue 
Kanalnetzbewirtschaftung, um die Leistungsfähig-
keit der vorhandenen Kanalisation und Speicher-
bauwerke optimal zu nutzen sowie der  Bau von 
dezentralen und zentralen Retentionsmaßnahmen 
zum Rückhalt von Regenabfl üssen sein. Das Land 
sollte frühzeitig die Kommunen bei diesen zukünf-
tigen Aufgaben durch Informationen, Initialprojekte 
und zum Beispiel auch aus Mitteln vorhandener 
Förderprogramme sowie durch Bereitstellung einer 
dem Konnexitätsprinzip adäquaten Finanzausstat-
tung unterstützen. Die Anliegen des Überfl utungs-
schutzes müssen in enger Zusammenarbeit von 
Stadtplanung, Freiraumgestaltung und Siedlungs-
wasserwirtschaft gelöst werden, um das Scha-
denspotenzial durch häufi gere Überfl utungen zu 
minimieren. Aufklärung und Beratung von Bürgern 
in betroffenen Bereichen im Rahmen der kommu-
nalen Hochwasservorsorge sind zu unterstützen. 

Trinkwasserversorgung

Die Trinkwasserversorgungsunternehmen wer-
den als Folge des Klimawandels im Rahmen ihrer 
Aufgabe, die Trinkwasserversorgung hinsichtlich 
Qualität und Menge sicherzustellen, bei Bedarf 
betriebliche und bauliche Maßnahmen umsetzen 
müssen wie die Erweiterung der Aufbereitung, 
den Ausbau von Verbundsystemen oder die Erhö-
hung des Speichervolumens. Der Mittelbedarf der 
Wasserversorgungsunternehmen für Maßnahmen 
zum vorbeugenden Grundwasserschutz könnte 
sich bei Qualitätsbeeinträchtigungen des Rohwas-
sers erhöhen. Das Land hat die Trinkwasserversor-
gungsunternehmen bei dieser Aufgabe weiterhin 
zu unterstützen. Mittel aus der Wasserentnahme-
gebühr für den vorbeugenden Grundwasser-
schutz in Trinkwassergewinnungsgebieten sollten 
im bisherigen Umfang bereitgestellt werden. 
Die Trinkwasserversorgung hat gegenüber Kon-
kurrenznutzungen, insbesondere im Bereich der 
Wassergewinnung, weiterhin wasserrechtlichen 
Vorrang. 

Maßnahmen

Im Folgenden sind die  Teilbereiche  aufgeführt, in 
denen von der Regierungskommission  Maßnah-
men für das Handlungsfeld 5.1.4 Siedlungswasser-
wirtschaft empfohlen werden. Für eine detaillierte 
Darstellung der Einzelmaßnahmen wird auf die 
Maßnahmenübersicht in Anhang I verwiesen.

5.1.4.1 Siedlungsentwässerung
 5.1.4.1.a Niederschlag und Bemessung
 5.1.4.1.b Bauleitplaung
 5.1.4.1.c Generalentwässerungsplanung
 5.1.4.1.d Retentionsmaßnahmen
 5.1.4.1.e Kommunale Hochwasser-

vorsorge
 5.1.4.1.f Sicherheit abwassertechnischer 

Anlagen
5.1.4.2 Gewässer im Siedlungsbereich
5.1.4.3 Abwasserbeseitigung
 5.1.4.3.a Netzbetrieb
 5.1.4.3.b Abwasserreinigung
 5.1.4.3.c Kreislaufführung/ Nachnutzung
5.1.4.4 Wasserversorgung

5.1.5 Datengrundlage und 
Forschungsbedarf

Zur Bewertung neuer Situationen in der Wasser-
wirtschaft steht eine Vielzahl von geeigneten 
Instrumenten – insbesondere im Gewässerkund-
lichen Landesdienst – zur Verfügung, wie Daten-
banken, Zeitreihenanalysen, Extremwertstatistik, 
hydraulische und hydrologische Modelle. Diese 
vorhandenen Instrumente müssen infolge der neu-
en Herausforderungen durch die Klimaänderung 
weiterentwickelt und angepasst werden. 
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Der Forschungsbedarf zum Klimawandel in Nieder-
sachsen ist erkannt und erste Schritte sind einge-
leitet:

• Die Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserwirtschaft werden in Niedersachsen 
bereits in einigen Projekten untersucht: Das 
Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-
schutz (MU) hat gemeinsam mit dem Nieder-
sächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz (NLWKN) eine Un-
tersuchung zu den Auswirkungen des Klima-
wandels auf die Hochwässer in einem Modell-
projekt mit dem Titel „Globaler Klimawandel 
- Wasserwirtschaftliche Folgenabschätzungen 
für das Binnenland (KliBiW)“ initiiert. Die 2012 
abgeschlossene Untersuchung hat am Beispiel 
des Aller-Leine Gebietes die Entwicklungs-
tendenzen der Hochwasserverhältnisse unter 
zukünftigen klimatischen Bedingungen analy-
siert. In einer weiteren Projektphase sollen ab 
2012 erste Aussagen zu den Auswirkungen auf 
das Niedrigwasser ermöglicht werden. In einem 
weiteren Forschungsprojekt des MU mit dem 
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
(LBEG) ging es um die Grundwasserneubildung. 
Bis Ende 2011 wurden mögliche Einfl üsse von 
Klimaänderungen auf das nachhaltig nutzbare 
Grundwasserdargebot abgeschätzt. 

• Darüber hinaus fördert das Ministerium für Wis-
senschaft und Kultur (MWK) im Rahmen des 
Forschungsverbundes zur Klimafolgenforschung 
in Niedersachsen (KLIFF) ein Teilprojekt, in dem 
die Auswirkungen von Klimaänderungen auf 
Wasserdargebot, Hochwasserrisiko und Ge-
wässerbelastung in Niedersachsen untersucht 
werden (KLIFWA). Die Ergebnisse sollen eine 
Grundlage für notwendige wasserwirtschaftli-
che Entscheidungen bilden. 

• Die Themen Wasserwirtschaft und globaler 
Klimawandel sind auch Gegenstand weiterer 
Projekte und Strategiepapiere. Beispielhaft ge-
nannt werden hier die Erarbeitung eines Papiers 
der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser zu An-
passungsstrategien an den Klimawandel in der 
Wasserwirtschaft sowie ein Projekt zu Auswir-
kungen des globalen Wandels auf Umwelt und 
Gesellschaft im Elbegebiet (GLOWA-Projekt).  

• Niedersachsen ist Gast in der Forschungsinitia-
tive „Klimaveränderung und Konsequenzen für 
die Wasserwirtschaft“ (KLIWA) der Bundeslän-
der Bayern, Baden-Württemberg und Rhein-
land-Pfalz sowie des Deutschen Wetterdienstes. 

Handlungsziele

• Ergänzung und Fortschreibung einer aktuellen 
und belastbaren Datengrundlage unter Berück-
sichtigung des Klimawandels für die Bereiche:

 - Hochwasserschutz und Hochwasserrisikoma-
nagement, 

 - Niedrigwassermanagement und Gewässer-
reinhaltung, 

 - Quantitatives und qualitatives Management 
der Grundwasserkörper

 - Siedlungswasserwirtschaft: Siedlungsentwäs-
serung, Abwasserbeseitigung und Wasserver-
sorgung

 Parallel müssen die Kenntnisse in vorausschau-
ende Planungen wie die Landesraumordnung 
und Regionalplanung einfl ießen und dort mit 
Nachdruck verfolgt werden (s. Kap. 5.15). 

• Weiterführung, Vernetzung und Qualitätssi-
cherung der Klimafolgenforschung in Nieder-
sachsen im Bereich der Wasserwirtschaft, des 
Hochwasserschutzes, des Niedrigwasserma-
nagements, des Grundwasserschutzes und der 
Siedlungswasserwirtschaft

Maßnahmen

• Dauerhafte Implementierung geeigneter Me-
thoden im Gewässerkundlichen Landesdienst 
zur fortlaufenden Bewertung der Daten und 
Einbeziehung der Ergebnisse in wasserwirt-
schaftliche Planungen. Der § 29 Absatz 1 des 
Niedersächsischen Wassergesetzes, der die Auf-
gaben des Gewässerkundlichen Landesdienstes 
festlegt, sollte um den Aspekt Klimawandel 
erweitert werden 
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5.2 Küstenschutz

5.2.1 Hintergrund

Der Insel- und Küstenschutz in Niedersachsen 
richtet sich seit etwa 1.000 Jahren mit ständig 
wachsendem Erfolg darauf aus, den Menschen in 
sturmfl utgefährdeten Gebieten an der Küste, den 
ostfriesischen Inseln und den Tidefl üssen Ems, We-
ser und Elbe Sicherheit für Leib und Leben sowie 
für den Erhalt der Lebensgrundlagen zu gewähr-
leisten. Insel- und Küstenschutz bieten heutzutage 
unmittelbar die unverzichtbare Grundlage für 
Leben und Wirtschaften von etwa 1,2 Millionen 
Menschen (15 Prozent der niedersächsischen Be-
völkerung) auf etwa 14 Prozent der Gesamtfl äche 
des Landes Niedersachsen von etwa 6.600 km² mit 
mehr als 12 Milliarden Einheitswerten21; die wirkli-
chen Werte liegen um ein Vielfaches höher. Mittel-
bar ist der Küstenschutz in Niedersachsen zusätz-
lich für eine große Zahl von Menschen und Werten 
in den benachbarten Bundesländern Bremen und 
Hamburg sowie in den Niederlanden wirksam. 
Unter demografi schen Gesichtspunkten ist der 
bleibend sehr hohe Stellenwert der Weiterentwick-
lung des Küstenschutzes gut zu belegen: Zwischen 
2009 und 2031 wird für die Landkreise und Städte 
im geschützten Gebiet ein Bevölkerungsrückgang 
von weniger als 10 Prozent prognostiziert. Insel- 
und Küstenschutz ist in Niedersachsen einzigar-
tig in einem eigenständigen niedersächsischen 
Deichgesetz geregelt, das für alle nachrangigen 
Regelungen bindend ist. Dementsprechend ist der 
Insel- und Küstenschutz auch im Landes-Raumord-
nungsprogramm festgeschrieben (LROP 2008):22 

„Die Leistungsfähigkeit des Siedlungs-, Wirt-
schafts- und Kulturraums mit seiner Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit kann als Lebensgrundlage 
für die Menschen dauerhaft nur durch wirksamen 
Insel- und Küstenschutz gesichert werden.“

Primäre Zielsetzung ist dabei die Sicherheit und in 
Orientierung daran die Wirtschaftlichkeit, wobei 
ständig in Abhängigkeit vom Erkenntnisgewinn 
zu optimieren ist. Dabei ist zu bedenken, dass 
zukunftsfähiger Küstenschutz sowohl sicher und 
effektiv als auch nachhaltig umwelt- und naturver-
träglich sein sollte. Die langfristige Bewahrung der 
natürlichen Eigenart des Wattenmeeres zum Wohl 
zukünftiger Generationen ist vor dem Hintergrund 
der Herausforderungen durch den Klimawandel 
eine gemeinsame Aufgabe von Staat und Ge-
sellschaft im Rahmen des Integrierten Küstenzo-
nenmanagements und liegt auch in besonderer 
Verantwortung der für den Küstenschutz tätigen 
Organisationen.

Das Wattenmeer vor der niedersächsischen Nord-
seeküste ist seit 1986 als Nationalpark geschützt. 
1992 wurde es von der UNESCO zum Biosphä-
renreservat erklärt. Das deutsch-niederländische 
Wattenmeer wurde 2009 als UNESCO-Weltnatur-
erbe anerkannt.

Traditionell wird in Niedersachsen im Insel- und 
Küstenschutz Vorsorge für absehbare künftige 
Entwicklungen getroffen. Dementsprechend ist 
– nach dem jeweils verfügbaren, umsetzbaren 
Kenntnisstand – den Folgen des Klimawandels im 
Generalplan Küstenschutz (NLWKN 2007, 2010) 
Rechnung getragen worden.

Der derzeitige Sicherheitsstandard im Küsten-
schutz ist der höchste bisher erreichte, an seiner 
Verbesserung wird weiter gearbeitet werden. Bei 
aller Vorsorge bleibt jedoch ein Restrisiko beste-
hen. Die Bevölkerung, die im Schutz der Deiche 
lebt, muss sich dessen bewusst sein. Der hohe 
Stellenwert des Küstenschutzes muss erhalten 
bleiben und die Erhaltung der Sicherheitsstandards 
eine Daueraufgabe sein. 

Die potenziellen Folgen des Klimawandels auf den 
Küstenschutz mit Schwerpunkt auf die Niede-
rungsgebiete an der Festlandküste wurden  in dem 
Forschungsverbund KLIFF eingehend untersucht, 
was für diesen Bereich bereits jetzt ausgespro-
chen konkrete Folgeabschätzungen hinsichtlich 
erfolgversprechender Strategien ermöglicht. Auch 
die Perspektiven für die Ostfriesischen Inseln sind 
eingehend und differenziert betrachtet worden, so 
dass für die benannten Handlungsfelder geeignete 
Maßnahmen benannt werden konnten. In Kap. 
5.2.2 und 5.2.3 sind diese Handlungsfelder mit 
konkreten Maßnahmen zusammengestellt. Deren 
Umsetzung erfordert wegen des unterschiedlichen 
Kenntnisstands sowie der verschiedenartigen 
Randbedingungen differenzierte Bewertungen und 
Entscheidungen; dabei kann nach Abgleich mit 
den international verwandten Handlungsgrund-
lagen einheitlich auf die Szenarien für Klimaän-
derungsfolgen aufgebaut werden, wie sie im 
KLIFF-Forschungsthema A-KÜST angesetzt worden 
sind. Damit sind gute Voraussetzungen für anste-
hende Evaluierungen gegeben, wie sie beispiels-
weise im Rahmen des „North Sea Climate Change 
Assessment“ (www.NOSCCA.org) bis 2014 auf 
internationaler Ebene hinsichtlich der Folgen des 
Klimawandels und Anpassungsstrategien unter 
Einschluss des Themenfelds Küstenschutz erfolgen.

21 Einheitswerte werden durch die Finanzbehörden festgestellt und dienen u.a. der Erhebung der Beiträge der Wasser- und Bodenverbände.
22 Das Landes-Raumordnungsprogramm wurde während der Erstellung dieses Kapitels überarbeitet. Diese Änderungen und Ergänzungen 
konnten nicht mehr berücksichtigt werden. 



50

5.2.2 Geschützte Niederungsgebiete 
der Festlandsküste

Auswirkungen des Klimawandels

Zentrale Aufmerksamkeit bei der Betrachtung von 
Klimaänderungsfolgen hat bisher der Meeresspie-
gelanstieg gehabt. Entsprechend den großen Un-
terschieden in den Eingangsszenarien bei globalen 
Klimamodellierungen hinsichtlich des zukünftigen 
weltweiten Ausstoßes von Treibhausgasen erge-
ben sich Variationen für Größenordnungen des 
zukünftig zu erwartenden Meeresspiegelanstiegs 
(IPCC 2007). Der globale Charakter der IPCC-Stu-
die schließt derzeit deren unmittelbare Nutzung als 
Grundlagen für technische Ausführungsplanungen 
aus. Für regionale Differenzierungen fehlen noch 
weitgehend belastbare Grundlagen. Wesentliche 
Unsicherheiten im Nordseeküstengebiet sind dabei 
neben den Auswirkungen der Eisschmelze u.a. 
mögliche Änderungen im Verhalten des nordatlan-
tischen Golfstroms. Für den Küstenschutz we-
sentliche Absenkungen von Niederungsgebieten 
können zudem insbesondere in Folge von Erdöl- 
und Gasentnahmen relevant sein. 

Die Wasserstandsaufzeichnungen an der deut-
schen Nordseeküste lassen bisher keine signifi kan-
ten Trendänderungen erkennen.

Nach jüngeren Erkenntnissen wird der relative 
statistische Meeresspiegelanstieg durch zusätzliche 
dynamische Klimaänderungsfolgen überlagert: 
• Herunterskalierungen globaler Klimamodelle 

auf die Nordatlantik-Nordsee-Region weisen 
auf zunehmende Sturmstärken auch bei stau-
wirksamen Windrichtungen für die deutsche 
Nordseeküste hin. Als Folge davon sind höhere 
Stauwerte in einer Größenordnung von einem 
bis drei Dezimetern bei Sturmfl uten im nieder-
sächsischen Küstengebiet zu erwarten (Woth 
2005; Weisse et al. 2011). 

• Das Mitwachsen der Watten mit dem Meeres-
spiegelanstieg in den letzten Jahrhunderten 
wird sich bei dessen Beschleunigung zumindest 
verlangsamen (Müller et al. 2007).

Beide Effekte führen zu größeren Wassertiefen vor 
den Küstenschutzwerken entlang der südlichen 
Nordseeküste und somit mittelbar zu stärkerem 
Seegang, dessen Längen und Höhen grundsätzlich 
durch die Wassertiefen begrenzt sind (Niemeyer 
1983). Damit erhöht sich die Gefahr größeren 
Wellenüberlaufs, durch den bei der Sturmfl ut vom 
Februar 1962 die gefährlichsten Deichschäden an 
der Nordseeküste entstanden sind (Ingenieurkom-
mission 1962).

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass 
die zu erwartenden Klimaänderungsfolgen die 
Belastungen von Küstenschutzwerken an den 

Niederungsküsten des Festlands zum einen statisch 
durch den relativen Meeresspiegelanstieg und zum 
anderen dynamscih durch tiefenabhängig stärke-
ren Seegang wesentlich erhöhen werden. Damit 
wird die Sturmfl utgefährdung in den geschützten 
Niederungsküsten erheblich steigen, worauf vor-
sorgliche Planungen im Küstenschutz rechtzeitig 
auszurichten sind.

Handlungsziele

Ausgangslage

Vor dem Hintergrund zu erwartender für den Küs-
tenschutz relevanter Klimaänderungsfolgen stellt 
sich die Frage, ob sich die bisher praktizierte Stra-
tegie des linienhaften Schutzes aufrechterhalten 
lässt oder ob Alternativen anzustreben sind. Da 
allein für das Umsetzen erhöhter Sicherheitsanfor-
derungen bei Beibehaltung der jetzigen Strategie 
- gemessen an der Umsetzung der Erfahrungen 
aus der Sturmfl ut vom Februar 1962 - Jahrzehnte 
benötigt werden, ist im Sinne der Daseinsvorsorge 
eine vorausschauende Planung unter Einbeziehung 
einer hinreichenden Bandbreite von Szenarien 
für Klimaänderungsfolgen unabdingbar. Dabei 
ist im Hinblick auf den zu erwartenden hohen 
Ressourcenbedarf an Geldmitteln, Baustoffen und 
-kapazitäten sowie Fachpersonal eine entspre-
chende Schwerpunktsetzung unter festgelegten 
Standards, etwa eines landesweit identischen 
Schutzniveaus, unabdingbar. 

Die gegenwärtige Bemessung von Küstenschutz-
werken in Niedersachsen trägt den Klimaän-
derungsfolgen bereits bei Deichen durch ein 
Vorsorgemaß beim Bemessungswasserstand von 
50 cm Rechnung, das doppelt so groß ist wie der 
gegenwärtige Anstieg des mittleren Tidehochwas-
sers pro Jahrhundert. Bei Massivbauwerken wird 
sogar ein Vorsorgemaß von 1 m berücksichtigt; 
entweder nach wirtschaftlicher Abwägung über 
entsprechende Auslegung der statischen Grund-
lagen für eine Nacherhöhung oder durch unmit-
telbare Umsetzung. Ein Mitwachsen der Watten 
bleibt bei der Ermittlung des Bemessungsseegangs 
unberücksichtigt, so dass mittelbar auch zusätz-
lich erhöhte dynamische Belastungen vorsorglich 
einbezogen sind (Niemeyer 2008). Um die entspre-
chenden Planungsgrundlagen zeitnah verfügbar zu 
haben, hat das Niedersächsische Ministerium für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz kurzzeitig nach 
Einführung des erhöhten Vorsorgemaßes von 50 
cm im Jahr 2007 Mittel verfügbar gemacht, die es 
der Forschungsstelle Küste im Niedersächsischen 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und 
Naturschutz ermöglichen sollen, bis Mitte 2013 
für die niedersächsischen Küstengebiete und 
Tideästuarien insgesamt eine konsistente Bemes-
sungsgrundlage nach dem Stand der Technik und 
Wissenschaft zu erstellen. Damit werden belastba-
re quantitative Grundlagen für die vergleichbare 
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Sicherheit verfügbar sein und es bleibt für den 
Fall eines verstärken Anstieges des Meeresspie-
gels noch genügend Zeit für eine Anpassung 
der Schutzanlagen.

Bis Mitte 2013 soll für die Küstengebiete und 
Tideästuarien dafür eine Bemessungsgrundlage 
erstellt werden, die dann in die Bauprogram-
me für die kommenden Jahrzehnte einfl ießt. 
Nach deren Umsetzung wird die größte jemals 
in der etwa 1.000 Jahre alten Geschichte des 
Küstenschutzes an der südlichen Nordseeküste 
erreichte Sturmfl utsicherheit für die geschützten 
Niederungsgebiete an der Küste und an den 
Tidefl üssen in Niedersachsen erreicht wer-
den können. Damit besteht die Möglichkeit, 
innerhalb der nächsten eineinhalb Jahrzehnte 
Forschung und Planung auf Konsequenzen 
aus ungünstigeren Szenarien auszurichten, wie 
sie nach gegenwärtigen Erkenntnissen für die 
zweite Hälfte dieses Jahrhunderts möglich sein 
werden. In den nachstehenden Abschnitten 
werden hierzu die folgenden Handlungsfelder 
evaluiert: 

• Verstärkung der bestehenden Schutzwerke 
in Anpassung an zu erwartende Belastungs-
szenarien

• Mögliche Verbesserungen von Randbedin-
gungen für die Sturmfl utsicherheit der Men-
schen in den geschützten Niederungsgebie-
ten an der Festlandsküste durch Einführung 
ergänzender oder alternativer Strategien

• Funktionale und konstruktive Optimierung 
von Küstenschutzwerken

• Neuausrichtung der Binnenentwässerung an 
Klimaänderungsfolgen

• Raumordnerische Vorsorge für Verstär-
kungen oder Neuerrichtungen von Küs-
tenschutzwerken und Vorräten benötigter 
Erdbaustoffe (Sand und Klei)

Evaluierung: Verstärkung bestehender Schutz-
werke

Die Sicherung der Küstengebiete auf der heuti-
gen Schutzlinie setzt die defi nierten Ansprüche 
des Schutzes gegen Sturmfl uten wirksam um. 
Hierfür bilden in Erdbauweise errichtete Deiche 
auch zukünftig ein wesentliches Element des 
Küstenschutzes. 

Im KLIFF-Forschungsthema A-KÜST sind die 
ersten beiden Fragestellungen bereits so 
weitgehend abgearbeitet, dass für das konkret 
erforderliche Handeln im Küstenschutz für die 
nächsten Jahrzehnte belastbare Grundlagen 
vorliegen: Exemplarische Untersuchungen für 
die Rheider Deiche haben gezeigt, dass selbst 
bei einem Vorsorgemaß von 100 cm zusätz-
lich zu dem aktuell für die Sturmfl utsicherheit 
erforderlichen Bemessungswasserstand und den 

damit verbundenen zusätzlichen stärkeren dyna-
mischen Belastungen die daraus abzuleitenden 
Verstärkungen mit heutigen technischen Mitteln 
ohne Änderung von Bauweisen und Baustoffen 
leistbar sind. Dies setzt voraus, dass die hierfür 
aufzubringenden Ressourcen auch künftig zur Ver-
fügung stehen. Damit bleiben die Maßnahmen zur 
Anpassung im Rahmen bisheriger Bauprogramme 
und sind mit den heute bereits verfügbaren tech-
nischen Mitteln umsetzbar (KLIFF 2011; NIEMEYER 
et al. 2012). Neben dem Bauwerk selbst kommt 
seinen deichgesetzlich defi nierten Schutz- und 
Sicherungswerken eine große Bedeutung im Hin-
blick auf dessen Schutzwirkung zu.

Evaluierung: Ergänzende oder alternative Strategien

Die Arbeitsgruppe Küstenzonenmanagement des 
Weltklimarats hat bereits im Ausgang des letzten 
Jahrhunderts drei alternative Strategien des Küs-
tenschutzes - in Anlehnung an historische Erfah-
rungen und in Übereinstimmung mit gleichzeitigen 
Überlegungen in den Niederlanden - skizziert 
(IPCC 1990):
• Schutz
• Anpassung
• Rückzug

In den Niederlanden wurde mit Vorwärtsverteidi-
gung zusätzlich eine - ebenfalls aus der Geschichte 
abgeleitete - vierte Strategie einbezogen (Rijks-
Waterstaat 1989).

Im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts wur-
den im Rahmen nationaler und europäischer 
Forschungsprogramme wie KRIM (Schuchardt & 
Schirmer 2007) oder COMCOAST (COMCOAST 
2007) Modifi zierungen der Strategie „Schutz“ un-
tersucht und als erfolgversprechende Alternativen 
zum traditionellen linienhaften Schutz deklariert:

• Schutz durch Rückdeichung
• Schutz durch Staffelung von seegangsdämpfen-

den und wasserstandskehrenden Bauwerken. 

Die Ergebnisse des KLIFF-Forschungsthemas A-
KÜST haben zu folgenden Ergebnissen geführt, 
deren weitere Erhärtung aus den noch bis Ende 
2013 laufenden Untersuchungen zu erwarten ist:

• Rückzug: Die Aufgabe aller sturmfl utgefährde-
ten Gebiete an der Küste und an den Tideästu-
aren beinhaltet die Aufgabe so großer Sied-
lungs- und Wirtschaftsräume, dass sie nur dann 
volkswirtschaftlich gerechtfertigt erscheint, 
wenn Belastungen aus Klimaänderungsfolgen 
keine entsprechenden sicheren technischen 
Lösungen entgegen gestellt werden können 
(Niemeyer 2005; Niemeyer et al. 2011b). Die 
Strategie steht im Widerspruch zu dem im Nieder-
sächsischen Deichgesetz und im Landes--Raum-
ordnungsprogramm (LROP 2008) defi nierten Ziel 
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des Schutzes der niedersächsischen Küsten vor 
Sturmfl uten.

• Anpassung: Die geschichtlich bekannte Form 
sich an steigende Sturmfl utwasserstände anpas-
sender Siedlungs- und Wirtschaftsräume durch 
Warften oder Wurten scheidet heute weitestge-
hend aus. Ebenso wie bei der Erhöhung noch 
bestehender Warften und der Neuschaffung 
von Warften wird dabei die vollständige Neuer-
stellung der gegen Sturmfl uten zu sichernden 
Infrastrukturen erforderlich. Auch diese Alterna-
tive ist für die gegenwärtig absehbaren Bedro-
hungsszenarien in ihrer wirtschaftlichen Ge-
samtbilanz im Vergleich zur Strategie „Schutz“ 
negativ zu bewerten (NIEMEYER 2004; 2010).

• Schutz-Rückdeichung: Die Idee einer Rückverle-
gung der Linie des Sturmfl utschutzes geht von 
der Annahme aus, damit wegen des größeren 
Stauraums eine Absenkung von Sturmfl utwas-
serständen und wegen der größeren Laufstre-
cke bis zum Deich eine stärkere Dämpfung des 
Seegangs im Vergleich zu der gegenwärtigen 
Schutzlinie zu erreichen (COMCOAST 2007). 
Konkrete Untersuchungen im KLIFF-Forschungs-
thema A-KÜST haben das Gegenteil ergeben: 
Zum einen bleiben die Sturmfl utscheitel in etwa 
gleich oder erhöhen sich geringfügig. Zum 
anderen verstärkt sich der Seegang bis zum 
rückverlegten Deich. Ursache dafür ist, dass 
an fast allen Küstenabschnitten früher an die 
See verlorenes Land im Nachgang schrittweise 
nach gestützter natürlicher Aufl andung bis zur 
Bedeichungsreife wieder eingepoldert wurde. 
Mit jeder Einpolderung wurde das dann hinter 
dem neuen Deich liegende Land von weiterer 
Sedimentation bei Sturmfl uten abgeschirmt, 
während die Außendeichsgebiete mit dem 
Meeresspiegelanstieg weiter wachsen konn-
ten. Somit sind die Wassertiefen bei gleichen 
Sturmfl utwasserständen vor einem rückver-
legten Deich fast immer größer als vor der 
aktuellen Schutzlinie und zwar umso mehr, je 
weiter der neue Deich zurück verlegt wird. Weil 
der Seegang vor der niedersächsischen Küste 
im Bemessungsfall grundsätzlich durch die 
vorhandenen Wassertiefen begrenzt wird, führt 
deren Zunahme im Hinterland zum Auftreten 
stärkeren Seegangs als vor der aktuellen Linie. 
Damit ist festzustellen, dass eine Rückdeichung 
keine geringeren, sondere höhere Belastungen 
als in der aktuellen Schutzlinie bewirkt. Die 
Schutzwerke müssten dann stärker ausgebildet 
werden als in der vorhandenen Linie. Bereits 
dadurch würden die Kosten vergleichsweise 
höher. Da aber bei Rückverlegungen fast immer 
ein völliger Neubau notwendig ist, während in 
der aktuellen Linie nur eine Verstärkung erfor-
derlich wird, ist die Ressourcenbilanz für diese 
Alternative im Vergleich zur Beibehaltung der 
Strategie „linienhafter Küstenschutz“ ungüns-
tiger (Niemeyer et al. 2011a, Niemeyer et al. 
2011b).

• Schutz-Staffelung: Grundidee ist die Aufspal-
tung des konzentrierten Schutzes durch ein 
Bauwerk in zwei Elemente, von denen eins 
primär den Seegang dämpft und das andere 
räumlich nachgelagert die Sturmfl utwasser-
stände kehrt und damit das Hinterland vor 
Überfl utung bei hohen Sturmfl utwasserständen 
schützt (COMCOAST 2007). Das zweite allein 
wasserstandskehrende Bauwerk kann mit stei-
leren Böschungen und niedrigerer Kronenhöhe 
gestaltet werden als ein gegen Wasserstände 
und Seegang gleichzeitig kehrendes Bauwerk, 
da kein oder nur sehr geringer Seegang das 
Bauwerk erreicht. Die Einsparung an Baustoffen 
soll ausreichen, um vorgelagert ein wellenbre-
chendes Bauwerk zu errichten, das bei einer 
geringeren Kronenhöhe als der Scheitelwas-
serstand einer Sturmfl ut wirksam ist. Konkrete 
Untersuchungen im KLIFF-Forschungsthema 
A-KÜST haben aufgezeigt, dass diese positiven 
Annahmen der Wirklichkeit widersprechen: Für 
alle untersuchten Varianten wurde ein höhe-
rer Materialbedarf als für ein konzentriertes 
Bauwerk in einer Linie ermittelt. Je mehr sich 
die Gestaltung der beiden Bauwerksteile der 
grundsätzlichen Zielsetzung des geringeren 
Materialaufwands nähert, umso stärker nahm 
die Seegangsbelastung des nachgelagerten 
-eigentlich nur für Wasserstandskehrung aus-
gelegten- Bauwerks zu (Niemeyer et al. 2011b), 
was zu einer inakzeptablen Bruchgefährdung 
führt. Insofern ist die Alternative Staffelung 
sowohl aus Gründen der Sicherheit als auch in 
wirtschaftlicher Hinsicht im Vergleich zu einem 
in einer Linie konzentrierten Schutzwerk unter-
legen.

• Unter der Evaluierung der Strategie „Schutz-
Staffelung“ ist auch die Diskussion um die 2. 
Deichlinie, die hinter einer voll ausgebauten 1. 
Deichlinie liegt, einzuordnen. In Niedersachsen 
besteht sie - im Gegensatz zur schleswig-hol-
steinischen Westküste - bislang nur für kleinere 
Deichabschnitte. Eine 2. Deichlinie kann im 
Fall des Versagens der ersten Deichlinie die 
Überfl utungsausbreitung erheblich reduzieren 
(Safecoast, 2008, HoRisk 2012). Dieses setzt 
allerdings einen ausreichend dimensionierten 
Querschnitt voraus. Nach Deichrecht sind daher 
bereits gegenwärtig Deiche, die geeignet sind, 
bei einem Bruch des Hauptdeiches oder eines 
Sperrwerkes die Überschwemmung zu redu-
zieren, als zweite Deichlinie zu widmen. Der 
Landesregierung wird darüber hinaus vorsorg-
lich empfohlen, mittelfristig eine Konzeption 
für die raumordnerische Sicherung notwendiger 
Flächen für eine zweite Deichlinie zu erarbeiten. 
Gegen die Neuerrichtung einer zweiten Deichli-
nie sprechen zurzeit folgende Argumente:
-  Entgegen vielfach geäußerter Erwartungen 

weisen die Ergebnisse aus dem Foschungs-
thema A-KÜST aus, dass die Belastungen 
von Bauwerken in der zweiten Linie keines-
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falls von vornherein geringer sind als die in 
der 1. Linie. Sichere Bemessungen müssen 
von mindestens gleich hohen Belastungen 
ausgehen wie in der 1. Linie. 

-  Die begrenzten Ressourcen von deichbau-
fähigem Sand und Klei lassen es als außer-
ordentlich fraglich erscheinen, hinreichende 
Mengen aktivieren zu können, ohne den 
Bedarf für die primäre Sturmfl utsicherheit zu 
gefährden.

- Nach überschlägigen Kostenschätzungen 
des Niedersächsischen Umweltministeriums 
aus dem Jahr 2000 würde die Neuerrichtung 
einer 2. Deichlinie für mehr als 120 Jahre das 
derzeitige Jahresbudget in Niedersachsen 
vollständig binden.

Zusammenfassend wird festgestellt, dass für die 
Einführung alternativer Strategien zum linienhaf-
ten Schutz keine zwingenden Gründe, insbesonde-
re auch nicht unter rechtlichen Aspekten, vorlie-
gen. Vielmehr erweisen sich alternative Strategien 
alle als wirtschaftlich unterlegen, teilweise auch 
im Hinblick auf die Sicherheit. Auf absehbare Zeit  
- das heißt nach gegenwärtigem Kenntnisstand bis 
zum Ende dieses Jahrhunderts - ist die Sturmfl utsi-
cherheit der Niederungsgebiete an der niedersäch-
sischen Nordseeküste in wirtschaftlich optimaler 
Form durch Verstärkung der Schutzwerke in der 
gegenwärtigen Linie gewährleistbar.  

Evaluierung: Funktionale und konstruktive Opti-
mierung von Küstenschutzwerken

Die Erfahrungen aus den Schadensfällen während 
der Sturmfl ut vom Februar 1962 wurden in die 
folgenden Erkenntnisse für die Gestaltung und 
Bemessung von Küstenschutzbauwerken umge-
setzt (Küstenausschuss Nord- und Ostsee, 1962; 
TWB 1969): 
• Abfl achung der Außen- und Binnenböschungen
• Begrenzung des zulässigen Wellenüberlaufs auf 

3 Prozent der angreifenden Wellen
• Ausführung von Außen- und Binnenbermen
• Maßgaben für die Deichkonstruktion

Eine Erhöhung der Bruchsicherheit von Deichen ist 
funktional in erster Linie durch eine Vergrößerung 
der Querschnittsfl äche erreichbar. Weiterhin ist 
eine Minderung von Infi ltration und Erosion der 
Binnenböschung durch deren Abfl achung und 
durch eine hoch liegende Binnenberme erreichbar.
Konstruktiv ist grundsätzlich der Einbau infi ltra-
tionshemmender Elemente denkbar, allerdings 
sind dafür derzeit keine entsprechenden Erkennt-
nisse verfügbar. Ebenso besteht grundsätzlich die 
Möglichkeit, chemisch eine erhöhte Festigkeit des 
Korngefüges von Erdbaustoffen herbeizuführen. 

Erste erfolgversprechende Ergebnisse sind in den 
Niederlanden erreicht worden, allerdings ist der 
dafür erforderliche Kostenaufwand für wirtschaftli-
che Handhabungen bisher zu hoch.     
Hinsichtlich der Überlauftoleranz von Deichen sind 
in den letzten Jahrzehnten vielfältige Untersuchun-
gen vorgenommen worden (Laustrup et al. 1990, 
Van der Meere t al. 2009, Le et al. 2011, Berken-
brink et al. 2009, 2011; Richwien et al. 2011).

Grundsätzlich weisen alle Untersuchungen aus, 
dass wesentlich höhere Überlaufmengen als bisher 
bei der Bemessung berücksichtigt schadensfrei von 
Deichen aufgenommen werden können. In den 
Untersuchungen mit mathematischen Modellen 
sind Überlaufmengen von bis zu 200 l/(ms) simu-
liert worden, ohne dass für bestimmte Kleiquali-
täten ein Versagen des Bauwerks aufgetreten ist 
(Berkenbrink et al. 2011). 

Dieses Potenzial wird nicht vollständig umsetzbar 
sein und bedarf zudem auch weitergehender 
Vorabklärungen. Zum einen kann im geschützten 
Gebiet keinesfalls überall eine Überlaufmenge von 
200 l/(m"s) schadensfrei aufgenommen werden. 
Bei einer Dauer höchster Sturmfl utwasserstän-
de von drei Stunden entspräche dies pro Meter 
einer Gesamtmenge von 2.160 m³. Weiterhin ist 
fraglich, ob die für die angesetzten bodenmecha-
nischen Stabilitätskriterien zu Grunde gelegten 
kennzeichnenden Parameter im für die Abdeck-
schicht von Deichen verwendeten Klei hinreichend 
konsistent sind. Diese wesentlichen Einschrän-
kungen sind allerdings kein hinreichender Grund, 
zukünftig grundsätzlich auf die Ausschöpfung 
dieses Potenzials zu verzichten, da bereits bei einer 
Erhöhung der zulässigen Überlaufmenge von 10 
l/(m"s) entsprechend etwa 100 m³ pro Meter für 
die Dauer der Bemessungssturmfl ut23 sich eine 
Ersparnis bei der zur Erlangung der Sturmfl utsi-
cherheit erforderlichen Kronenhöhe von 0,5 m 
und mehr ergibt (Niemeyer et al. 2011a). Daher 
ist anzustreben, auf der Grundlage dieser neuen 
Erkenntnisse weitergehende Untersuchungen mit 
dem Ziel in Gang zu setzen, zu prüfen, ob eine 
hinreichend sichere und wirtschaftlich praktizier-
bare Methodik zur Einbeziehung erhöhter Über-
laufmengen in der Bemessungspraxis entwickelt 
und verantwortet werden kann. Dies scheint auch 
deshalb geboten, weil sich dadurch die Reaktions-
zeiten für neue Bauprogramme bei Erkenntnissen 
zu höheren Belastungen aus Klimaänderungsfol-
gen verlängern lassen.

23 Die Bemessungssturmfl ut ist ein synthetisch erzeugtes Ereignis mit dem gesetzlichen Bemessungswasserstand als Scheitelwert auf der 
Grundlage einer wirklichen Sturmfl ut.
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Evaluierung: Neuausrichtung Binnenentwässerung

Eine vergleichbar detaillierte Evaluierung der 
Anpassung der Binnenentwässerung wie für die 
vorstehend behandelten Punkte erfolgt hier nicht, 
sondern ist eigenständig zu erledigen. An dieser 
Stelle ist mit der Erwähnung die Verankerung des 
Grundsatzes verbunden, dass eine erfolgreiche 
Anpassung des Küstenschutzes an Klimaände-
rungsfolgen untrennbar mit einer entsprechenden 
Neuausrichtung der Binnenentwässerung verbun-
den ist.

Der Bau einer geschlossenen Deichlinie war erst 
dann sinnvoll, als durch die Erfi ndung des Siels 
eine geregelte Binnenentwässerung möglich 
wurde. Die Sicherstellung eines zukunftssicheren 
Küstenschutzes muss von daher zwingend mit 
einer an den Klimaänderungsfolgen orientierten 
Ausrichtung der Binnenentwässerung gekoppelt 
werden. Hierbei sind aus heutiger Sicht folgende 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen:

• Der Meeresspiegelanstieg ist auch - in geringe-
rem Maß - mit einem Anstieg der Tideniedrig-
wasser verbunden. Der Anteil der Binnenent-
wässerung über Sielzug wird sich dadurch stetig 
mindern.

• Die bestehenden Pumpkapazitäten der Schöpf-
werke werden dadurch und durch die ebenfalls 
zu erwartenden erhöhten Niederschläge in 
Winterhalbjahren immer weniger zureichend 
sein. Die anstehenden Sanierungen dieser 
Bauwerke verlangen daher - ebenso wie die 
vorsorglichen Höhenzuschläge bei Küsten-
schutzwerken - eine zukunftsorientierte Reserve 
für höhere Volumen und vorsorgliche Struktu-
rierungen für spätere Kapazitätserweiterungen. 
Für diese wachsenden Pumpkapazitäten ist eine 
sichere Energieversorgung unabdingbar.

Die zuständigen Entwässerungsverbände haben 
dies bei zukünftigen Planungen zu berücksichti-
gen.

Evaluierung: Raumordnerische Vorsorge für 
Verstärkungen oder Neuerrichtungen von Küsten-
schutzwerken und Vorräten benötigter Erdbaustof-
fe (Sand und Klei)

Die Verstärkung von Küstenschutzwerken ist mit 
wachsendem Flächenbedarf verbunden, der ins-
besondere in Siedlungsgebieten an Grenzen stößt. 
Hier ist für langfristig wirksame Daseinsvorsorge 
zu prüfen, ob, und wenn, wie über eine Novellie-
rung des Niedersächsischen Deichgesetzes und die 
Raumordnung eine verbindliche Privilegierung des 
Küstenschutzes abgesichert werden kann. 

Zur Sicherung der Küstengebiete gegen Sturmfl u-
ten werden in Erdbauweise errichtete Deiche auch 
zukünftig ein wesentliches Element des Küsten-

schutzes bilden. Diese zeichnen sich durch eine 
vergleichsweise leichte Anpassungsfähigkeit aus, 
da im Falle eines Erhöhungsbedarfs das vorhande-
ne Material leicht ausgebaut und wiederverwendet 
werden kann und sich die Bauwerke an setzungs-
empfi ndliche Untergründe anpassen können. 
Dieses ist bei Deichen, die eine massive Bedeckung 
z. B. in Asphalt aufweisen, nicht oder nur sehr 
eingeschränkt der Fall.

Der Bedarf an Klei für zukünftige Deichbaumaß-
nahmen wird angesichts des bereits bestehenden 
Bedarfs langfristig anwachsen. Deshalb besitzt 
die langfristige Sicherung von Flächen für die 
Kleigewinnung in den Küstenmarschen sehr hohe 
Priorität und ist mit anderen konkurrierenden 
Nutzungsansprüchen abzuwägen. Eine Kleige-
winnung im Deichvorland innerhalb des National-
parks „Niedersächsisches Wattenmeer“ ist nur im 
Rahmen der strengen Ausnahmebedingungen des 
Nationalparkgesetzes „Niedersächsisches Watten-
meer“ (NWattNPG) möglich. Die Kleivorkommen 
im Deichvorland können binnen Jahrzehnten von 
der Natur wieder aufgebaut werden, während die 
Regeneration der Salzwiesenökosysteme deutlich 
mehr Zeit benötigt.

Zusammenfassung

Insgesamt lassen sich aus den vorstehend darge-
legten Abwägungen die vorrangigen Handlungs-
ziele wie folgt zusammenfassen:
• Beibehaltung der Strategie „Linienhafter 

Schutz“ als sichere und wirtschaftlichste Form 
zur Gewährleistung der Sturmfl utsicherheit der 
geschützten Gebiete. 

• Statische und erdstatische Auslegung von Mas-
sivbauwerken für Nacherhöhung bis zu 1 Meter

• Verstärkte Beobachtung und möglichst Vorab-
schätzung der Klimaänderungsfolgen „Meeres-
spiegelanstieg, wachsender Stau bei Sturmfl u-
ten, morphologische Entwicklung und Seegang 
für den Küstenschutz und insbesondere die 
Bemessung von Schutzwerken“.

• Beginn eines Untersuchungsprogramms zur Ab-
schätzung von tolerierbaren Überlaufmengen in 
deichnahen geschützten Gebieten und Entwick-
lung einer Methodik zur sicheren Einführung 
erhöhter Überlaufmengen in Abhängigkeit von 
der Kleiqualität bei der Bemessung von See- 
und Ästuardeichen.

• Klärung der zentralen Fragen der Binnenent-
wässerung unter den Bedingungen des Klima-
wandels wie Meeresspiegelanstieg.

• Frühzeitige und konsequente Anwendung von 
Prinzipien des nachhaltigen Umgangs mit knap-
pen Ressourcen (z. B. Effi zienz, Vorsorgeprin-
zip, Vermeidungsprinzip, Wiederverwendung, 
Sparsamkeit) bei der Planung zur Deckung 
eines steigenden Bedarfs an Baustoffen für den 
Küstenschutz (Sand und Klei).

• Erstellung von raumordnerischen Konzepten 
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zur Flächensicherung für den Küstenschutz mit 
längerfristiger Perspektive. Dies erfordert regio-
nal und ortsspezifi sch eine Flächenvorsorge für 
Verstärkungen, Informationen der Fachplanun-
gen zum zukünftigen Kleibedarf, zu geeig-
neten Qualitäten (Kataster), sowie eine enge 
Abstimmung mit Behörden und relevanten 
Akteuren unter Zuhilfenahme von Integriertem 
Küstenzonenmanagement (IKZM). Flächen für 
die Kleigewinnung für den Küstenschutz sind 
vorrangig binnendeichs festzulegen. Soweit kei-
ne ausreichende Flächensicherung für die Klei-
gewinnung für den Küstenschutz  binnendeichs 
erfolgen kann, sind Nutzungsmöglichkeiten 
entsprechender, geeigneter Vordeichsfl ächen zu 
prüfen.

Maßnahmen

Die Regierungskommission empfi ehlt der Landes-
regierung – aufbauend auf den bisher erreichten 
Erkenntnisfortschritten – die daraus abgeleiteten 
Arbeitsziele im Insel- und Küstenschutz konse-
quent weiter zu verfolgen und schrittweise, in 
Orientierung am jeweiligen Kenntnisstand, fortlau-
fend von der Planungs- in die Umsetzungsebene 
zu befördern und damit die konkrete Daseinsvor-
sorge auch künftig zu gewährleisten. Auf Grund 
der zu erwartenden Klimaänderungsfolgen wer-
den für den Insel- und Küstenschutz erforderliche 
zusätzliche Haushaltsmittel bereitgestellt werden 
müssen. Dafür wird es in den Untersuchungs- und 
darauf aufbauenden Planungsphasen zwingend 
erforderlich sein, Klimaänderungsfolgen so kon-
kret wie möglich darzustellen, um für Politik und 
Verwaltung vorausschauend eine angemessene 
Ressourcenplanung zu ermöglichen. 

Von besonderer Bedeutung ist dabei die Akzep-
tanz von Planungen und Umsetzungen durch die 
betroffene Bevölkerung. Auch hierfür hat das KLIFF-
Forschungsthema A-KÜST wesentliche Grundlagen 
geliefert, die konkrete Einschätzungen und Orien-
tierungen erlauben.  

Repräsentative Befragungen24 der betroffenen 
Bevölkerung in sturmfl utgeschützten Gebieten 
Niedersachsens im KLIFF-Forschungsthema A-KÜST 
haben gezeigt, dass die im niedersächsischen 
Deichrecht verankerten konzeptionellen Grundla-
gen des Küstenschutzes und die bisher verfolgte 
und bewährte Strategie des Schutzes durch die 
Hauptdeichlinie breiteste Akzeptanz fi nden. Die 
Küstenbevölkerung erkennt an, dass ein hohes 
Schutzniveau realisiert ist und erwartet zugleich, 
dass der Küstenschutz als Daueraufgabe weiter-
hin mit hoher Aufmerksamkeit und Gewichtung 
weiterverfolgt und ständig angepasst wird. Wie 
die Umfragen weiterhin belegen, genießt die 

staatliche Küstenschutzverwaltung und besonders 
die öffentlich-rechtliche Selbstverwaltungsorga-
nisation der Deichverbände als den gesetzlichen 
Trägern der Deicherhaltung, bei der betroffenen 
Bevölkerung ein ausgesprochen großes Vertrauen 
(KLIFF 2011). Es gilt, die Basis für diese Akzeptanz 
durch Weiterentwicklung und stetige Anpassung 
des Küstenschutzes an neue Herausforderungen 
auch zukünftig weiter auszubauen.

Aus den Handlungszielen leiten sich die folgenden 
Maßnahmen ab:
• Fortführung des Programms „Bilanz Sturmfl ut-

sicherheit im Insel- und Küstenschutz“ mit Mit-
teln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ zur 
Überprüfung der Sturmfl utsicherheit des Hinter-
lands in einem Turnus von 10 Jahren als Grund-
lage kontinuierlich anzupassender Sollvorgaben 
für die Sturmfl utsicherheit der geschützten 
Gebiete wie bereits fest eingeplant. Darauf 
aufbauend kann dann die kontinuierliche Über-
prüfung und Festsetzung des amtlichen Besticks 
erfolgen, das wiederum Grundlage für die 
Fortschreibung des Generalplans Küstenschutz 
ist.

• Kontinuierliche Anpassung der Sollvorgaben für 
die Sturmfl utsicherheit der geschützten Gebiete 
auf Grundlage verfügbarer Vorabschätzungen 
von Klimaänderungsfolgen und Sicherung des 
zukünftigen Flächenbedarfs für weitere Verstär-
kungen.

• Eine mittel- bis langfristige Kompensations-
planung für absehbare Flächen- und Funk-
tionsverluste des Naturhaushaltes und des 
Landschaftsbildes wird als sinnvoll erachtet und 
entsprechende Instrumente sollten entwickelt 
werden. 

• Fortführung der laufenden Bauprogramme für 
Deichverstärkungen mit dem 2007 eingeführ-
ten Vorsorgemaß von 50 cm für bisher be-
kannten Meeresspiegelanstieg und potenzielle 
Klimaänderungsfolgen.

• Einrichtung einer zentralen Stelle zur Erfassung 
von Informationen und Daten mit Relevanz für 
Klimaänderungsfolgen beim Niedersächsischen 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- 
und Naturschutz. Es sind vorrangig fortlaufend 
die Trends von Meeresspiegelanstieg, Tideschei-
teln, Sturmfl uthäufi gkeiten und Seegangsent-
wicklung zu analysieren und zu dokumentie-
ren. Die Zusammenarbeit mit verschiedenen 
Forschungseinrichtungen sollte unter Einschluss 
des Norddeutschen Klimabüros zielgerichtet 
weiterentwickelt werden.

• Erstellung eines Katasters zur schadensfreien 
oder -armen Aufnahme von Wellenüberlauf-
mengen in deichnahen geschützten Gebieten 
unter Orientierung an der verträglichen Abfuhr 

24 Teilprojekt 6 des Forschungsthemas A-Küst im Rahmen von KLIFF.
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der Überlaufmengen bei noch akzeptabler 
Beeinträchtigung zu schützender Güter. Hierzu 
ist ebenfalls zu prüfen, ob und wie eine Anpas-
sung der Binnenentwässerung erforderlich sein 
wird. Weiter zwingende Voraussetzung ist die 
Erstellung eines Katasters bodenmechanischer 
Kennwerte von vorhandenen Kleiabdeckungen 
an See- und Ästuardeichen in Niedersachsen 
einschließlich Entwicklung einer hinreichend 
sicheren Methodik zu deren wirtschaftlich 
praktikabler Erfassung und Bestimmung. Diese 
Methodik kann bei Verstärkungen auch auf 
neu zu gewinnenden und einzubauenden Klei 
angewandt werden. Damit wird die erforder-
liche Grundlage für eine Bemessung unter 
Einbeziehung erhöhter Überlaufsicherheit 
in Abhängigkeit von den kennzeichnenden 
bodenmechanischen Parametern des Kleis ver-
fügbar. Damit lassen sich zudem synergetisch 
verdeckte Mängel in vorhandenen Kleiabde-
ckungen erkennen und gezielt beseitigen sowie 
in neuen vorsorglich vermeiden. Dadurch wird 
die Bruchsicherheit der Deiche wesentlich und 
nachhaltig erhöht, da die Widerstandsfähigkeit 
der Kleiabdeckungen hierfür primär entschei-
dend ist. 

• Die weitere Entwicklung und die detaillierende 
Konkretisierung der Strategie zur Anpassung 
des Insel- und Küstenschutzes in Niedersach-
sen bedarf angesichts der grundsätzlichen 
Bedeutung für das Leben und Wirtschaften 
in der Küstenregion in besonderem Maße der 
frühzeitigen Kooperation der verantwortlichen 
Institutionen sowie der breiten Verankerung 
und der Akzeptanz durch gesellschaftliche 
Akteure. In Anknüpfung an die diesbezüglich 
außerordentlich positiven Erfahrungen des 
KLIFF-Forschungsthemas A-KÜST, als spezifi -
sche Umsetzung des IKZM-Ansatzes und auch 
orientiert an der Vorgehensweise der nieder-
ländischen Delta-Kommission empfi ehlt die 
Regierungskommission zur Weiterführung der 
konzeptionell-strategischen Grundsatzüberle-
gungen sowie zur Begleitung der Umsetzung 
des in diesem Kapitel aufgezeigten Handlungs-
bedarfs zur Beratung der Landesregierung eine 
Kommission aus Vertretern der einschlägigen 
Institutionen und Akteure einzurichten.

Die Gesamtheit dieser Aktivitäten richtet sich auf 
das in Niedersachsen traditionelle Ziel bruchsiche-
rer Deiche, das nach 1962 massiv angestrebt wor-
den ist (INGENIEURKOMMISSION 1962; KRAMER 
1977). Ein vergleichbares Ziel wird mittlerweile 
auch in den Niederlanden mit Überlegungen zur 
Umsetzung des neuen Deltaplans mit dem Kon-
zept des Deltadeichs verfolgt (PBL 2011).

Hinsichtlich der Akzeptanz der hier geschilder-
ten Vorgehensweise in der Bevölkerung wird auf 
sozialwissenschaftliche Studien verwiesen, die 
im Rahmen des KLIFF-Forschungsthemas A-KÜST 
vorgenommen wurden (KLIFF 2011) und eine hohe 
Akzeptanz der gegenwärtigen und hier zur Fort-
führung vorgeschlagenen Strategie in der betrof-
fenen Bevölkerung ausweisen. An der Höhe der 
eingangs genannten Daten wird deutlich, dass mit 
den zur Gewährleistung der Sturmfl utsicherheit 
eingesetzten Mitteln sehr hohe Renditen erzielt 
werden. Diese Informationen sind hinreichend, 
um in der Zukunft bei eintretender Wirkung von 
Klimaänderungsfolgen erforderlich werdenden 
zusätzlichen Mittelbedarf für den Küstenschutz 
erfolgreich zu rechtfertigen.

5.2.3 Schutz der Ostfriesischen Inseln

Auswirkungen des Klimawandels

Ähnlich wie an der Festlandsküste werden auch im 
Bereich der Ostfriesischen Inseln Klimaänderungs-
folgen über den beschleunigten Meeresspiegelan-
stieg hinaus wirken. Die Inseln mit ihren Seegaten, 
Riffbögen25 und den zugehörigen Watteinzugsge-
bieten bilden ein zusammenhängendes morpho-
logisches System, welches in einem dynamischen 
Gleichgewicht steht. Auf Grund der weitgehend 
nichtkohäsiven Sedimente sind für dieses Gebiet 
vielfältige Sekundärerscheinungen zu erwarten: 
• Aufsteilung der Vorstrände (Bruun 1962; Stive 

& de Vriend 1995)
• Verzögertes Mitwachsen der Watten in den 

Tidebecken und Vergrößerung der Seegaten 
(Müller et al. 2007); (s. Kap. 5.2.2)

• Stärkere Erosion der Riffbögen und angrenzen-
der Inselstrände (Stive & Eyssink 1989)

• Mögliche Nachteile erodierender Riffbögen 
für die Versorgung von Inselstränden aus 
dem Küstenlängstransport und somit erhöhte 
Erosionsgefahr für Strände und Randdünen der 
Ostfriesischen Inseln

• Stärkere Seegangsbelastung der durch Riffbö-
gen abgeschatteten Bereiche bei deren Erosion 
(Kaiser & Niemeyer 1999) 

Es ist derzeit unmöglich, diese vielfältigen zu er-
wartenden Naturvorgänge aus zu erwartenden po-
tenziellen Klimaänderungsfolgen quantitativ so zu 
bestimmen, dass entsprechende konkrete Planun-
gen im Insel- und Küstenschutz darauf aufbauen 
könnten. Noch weniger gilt das, wenn deren 
Wechselwirkungen zu berücksichtigen sind. Ohne 
die Behebung dieser Defi zite werden keine Klima-
änderungsfolgen derart abgeschätzt werden kön-

25 Riffbögen sind an seeseitigen Enden von Seegaten eine Aufeinanderfolge von – teils trockenfallenden – Sedimentkörpern und dazwischen 
liegenden Rinnen. Sie bilden sowohl für den Längstransport zur anschließenden Insel als auch  für den Quertransport in die landseitig der 
Inseln liegenden Tidebecken das Materialreservoir. Die Brandung auf Riffbögen dämpft erheblich den einschwingenden Seegang an den in 
ihrem Schatten liegenden Inselstränden und auf den landseitig gelegenen Watten. 
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nen, um darauf aufbauend eine vorausschauende 
Planung im Inselschutz entwickeln zu können. 
Hierfür sind methodische Instrumente verfügbar, 
für deren zielgerichtete Anwendung vom Nieder-
sächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz bereits ein operationell 
umsetzbares Konzept entwickelt worden ist.

Handlungsziele

Ausgangslage

Wie für Küstenschutzwerke am Festland wird 
bei der Bemessung von massiven Schutzwerken 
und bei Deichen an den Wattseiten der Inseln ein 
Vorsorgemaß berücksichtigt. Das dem Inselschutz 
zugrunde liegende Sicherungskonzept ist im Gene-
ralplan Küstenschutz Niedersachsen – Ostfriesische 
Inseln konzeptionell dargestellt. Die in weiten 
Abschnitten der Ostfriesischen Inseln den Sturm-
fl utschutz gewährleistenden Randdünen werden 
bisher nicht so systematisch bemessen, dass für 
diese Bereiche eine methodisch nachvollziehbare 
Vorsorge für Klimaänderungsfolgen erfolgen kann.

In unmittelbarer Zukunft sollte damit begonnen 
werden, für unterschiedliche Szenarien eines 
beschleunigten Meeresspiegelanstiegs mit mathe-
matisch-morphodynamischen Modellen prozessba-
siert alle hier skizzierten Sekundärwirkungen mit 
ihren Wechselwirkungen so zu quantifi zieren, dass 
belastbare Ausgangsgrundlagen für eine voraus-
schauende Planung im Inselschutz in wirklichkeits-
naher, konkreter Form möglich werden. Hierzu 
wird als erster Schritt das beim Niedersächsischen 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und 
Naturschutz entwickelte Konzept fortzuschrei-
ben und umzusetzen sein. Für die erforderlichen 
topografi schen Grundlagen können die Daten 
herangezogen werden, die bei der Umsetzung der 
EG-Wasserrahmenrichtlinie im 6 Jahres-Turnus ge-
wonnen werden. Insgesamt sind die zu gewinnen-
den Erkenntnisse als Grundlage zur Beantwortung 
folgender Fragestellungen heranzuziehen:
• Entwicklungsperspektiven für die Strände und 

Watten im Umfeld der Ostfriesischen Inseln 
bezogen auf die Szenarien eines beschleunigten 
Meeresspiegelanstiegs

• Belastungen und daraus abzuleitende Bemes-
sung massiver Schutzwerke und Deiche auf den 
Ostfriesischen Inseln bei Eintritt von Klimaän-
derungsfolgen wie beschleunigter Meeresspie-
gelanstieg und morphologische Sekundärent-
wicklungen

• Vorsorgliche Eignungsprüfung sogenannter 
„reuefreier Eingriffe“, wie beispielsweise groß-
volumige Materialeinbringungen anhand ma-
thematischer Modelle unter den szenarienhaft 
ermittelten morphologischen Randbedingungen 
auf Effektivität insbesondere hinsichtlich Wirt-
schaftlichkeit und nachteiliger Sekundärwirkun-
gen in anderen Bereichen

Maßnahmen

Aus den Handlungszielen leiten sich folgende 
Maßnahmen ab:
• Die Regierungskommission empfi ehlt die 

Umsetzung des Generalplans Küstenschutz 
– Ostfriesische Inseln einschließlich des 2007 
eingeführten Vorsorgemaßes fortzuführen, 
bis die Erarbeitung neuer Erkenntnisse eine 
Optimierung ermöglicht. Der Generalplan ist 
entsprechend fortzuschreiben.

• Eine mittel- bis langfristige Kompensations-
planung für absehbare Flächen- und Funk-
tionsverluste des Naturhaushaltes und des 
Landschaftsbildes wird als sinnvoll erachtet und 
entsprechende Instrumente sollten entwickelt 
werden. 

• Die Untersuchung potenzieller morphodyna-
mischer Klimaänderungsfolgen und möglicher 
Auswirkungen auf den Sturmfl utschutz auf den 
Ostfriesischen Inseln wird beim Niedersäch-
sischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz konzentriert, der 
bereits auf diesem Feld tätig ist und dafür auch 
Kooperationen mit anderen Institutionen auf 
nationaler und internationaler Ebene betreibt. 

• Die Regierungskommission empfi ehlt ein 
Erkundungsprogramm im Küstengebiet und 
in dessen seeseitigem Vorfeld zu beginnen, 
das Aufschluss über dort verfügbare Sedi-
mentvorkommen mit Eignung für Zwecke des 
Insel- und Küstenschutzes liefert (Durchführung 
des Erkundungsprogramms durch den Nieder-
sächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz in Zusammenarbeit 
mit dem Landesamt für Bergbau, Energie und 
Geologie und der niedersächsischen Raumord-
nungsbehörde).

• Sicherung geeigneter Gewinnungsgebiete für 
Sand im Küstenvorfeld durch raumordnerische 
Ausweisung als Vorrang- und Vorbehaltsgebie-
te. 

• Im Zuge der wachsenden Belastungen der 
deichpfl ichtigen Küstenbewohner in den 
geschützten Niederungsgebieten durch den 
Klimawandel ist auch für die Ostfriesischen 
Inseln eine Gleichbehandlung im Sinne gleicher 
Sicherheit und vergleichbarer Belastung zu 
prüfen. Der Prozess dahin verlangt ein enges 
Zusammenwirken von Staat, Inselkommunen 
und Deichpfl ichtigen. 

• Raumordnerische Sicherung von Schützdünen-
bereichen als Flächenvorsorge für Küstenschutz-
maßnahmen durch Ausweisung von Vorrang- 
und Vorbehaltsgebieten.
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5.3 Landwirtschaft, Garten- und 
Obstbau

5.3.1 Sektorbeschreibung 
niedersächsische Landwirtschaft

Niedersachsen gehört zu den führenden Agrar-
standorten Deutschlands und Europas. Seine 
Landwirtschaft zeichnet sich durch Effi zienz, 
Leistungsstärke und Wettbewerbsfähigkeit aus 
- auch im internationalen Maßstab. Viele land-
wirtschaftliche Produkte aus Niedersachsen fi nden 
ihren Absatz nicht nur in Deutschland, sondern 
auch im europäischen Ausland und auf Märkten 
anderer Kontinente. Bei Brotgetreide beträgt die 
Erzeugung in Niedersachsen beispielsweise mehr 
als das fünffache des Verbrauchs seiner Einwoh-
ner, bei Kartoffeln sogar das zehnfache. Jedes 
fünfte Rind, jedes dritte Schwein und jedes zweite 
Masthähnchen Deutschlands stammt aus einem 
niedersächsischen Stall. 

Die hohe Produktionsintensität erfordert umfang-
reiches spezialisiertes Wissen der Landwirte und 
vorausschauenden, nachhaltigen Umgang mit den 
natürlichen Ressourcen. 

Die Landbewirtschaftung fi ndet in Niedersachsen 
unter sehr unterschiedlichen Standortbedingungen 
statt. Daraus ergeben sich regionale Produktions-
schwerpunkte mit besonderen Spezialisierungen. 
Auf den küstennahen Grünlandregionen dominiert 
die Milchviehhaltung und in den vergleichsweise 
kleinen Betrieben im westlichen Niedersachsen die 
tierische Veredelung. In den Ackerbauregionen 
herrscht je nach Bodenqualität der Anbau von 
Weizen und Zuckerrüben oder der von Kartoffeln 
und Mais vor. 2010 wirtschafteten etwa 42.000 
landwirtschaftliche Betriebe in Niedersachsen mit 
einer durchschnittlichen Flächenausstattung von 
62 ha. Sie erzielten eine Bruttowertschöpfung 
von fast 3 Mrd. € und gaben 150.000 Menschen 
Arbeit (entspricht 78.000 in Voll-Arbeitskräften). 
Rund 60 % der Landesfl äche werden landwirt-
schaftlich genutzt, davon 1,9 Mio. ha als Acker-
land und 0,7 Mio. ha als Dauergrünland. 

Rahmenbedingungen

Die Landwirtschaft hat sich in ihrer Geschichte als 
außerordentlich anpassungsfähig erwiesen. Viele 
der Anpassungsprozesse verliefen erfolgreich. Es 
gibt aber auch Beispiele für das Scheitern, wie 
Hungersnöte und Überproduktionen belegen. Der 
Zwang zur Anpassung hatte dabei ganz unter-
schiedliche Ursachen wie den Klimawandel, den 
technischen Fortschritt, den Wandel der Märkte 
(mit Schwankungen von Produktpreisen und 
Produktionsmittelkosten), die Änderungen der po-
litischen Rahmenbedingungen (z. B. die Streichung 

der Flächenstilllegungsverpfl ichtung, die Einfüh-
rung und Veränderung des EEG, den Beschluss des 
Milchquotenausstiegs, die weitreichende Ein-
schränkung von Preisstützungsmaßnahmen) und 
nicht zuletzt den Wandel der gesellschaftlichen 
Ansprüche (Essgewohnheiten, ethische Ansprüche 
wie z.B. Tier- und Umweltschutz). 

Beschränkt man den Blick allein auf den Tempe-
raturanstieg der letzten 100 Jahre in Höhe von 
0,8°C, dann erscheint der gegenwärtige Klima-
wandel wie eine Schnecke im Vergleich zu den 
anderen externen Einfl üssen, denen die Land-
wirtschaft ausgesetzt war und sein wird. Daraus 
ließe sich folgern, dass der Klimawandel für die 
anpassungserprobte Landwirtschaft kein größeres 
Problem darstellen sollte. 

Eine solche  Annahme würde aber verkennen, 
dass sich der Klimawandel beschleunigt und dass 
nicht der Temperaturanstieg, sondern vor allem 
der Rückgang an Niederschlägen während der Ve-
getationszeit und die erhöhte Wahrscheinlichkeit 
von Witterungsextremen die größeren Herausfor-
derungen für die Landwirtschaft darstellen. Hinzu 
kommt, dass die übrigen Anforderungen an die 
Landwirtschaft deutlich wachsen werden. Sie sind 
entscheidend geprägt durch eine wachsende Welt-
bevölkerung mit steigenden Ansprüchen an die Er-
nährung und die Versorgung mit nachwachsenden 
Rohstoffen. Die FAO projiziert unter der Annahme 
einer gering zunehmenden Bioenergienachfrage 
einen Nachfrageanstieg für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse von +70 Prozent bis zum Jahr 2050 
gegenüber 2005/07 (Grethe 2011). 

Insbesondere werden steigende Preise fossiler 
Energieträger die Agrarmärkte weltweit stark 
beeinfl ussen. Steigenden Agrarpreisen mit i. d. R. 
neuen fi nanziellen Spielräumen für die Landwirt-
schaft wird eine steigende Investitionsbereitschaft 
folgen. Diese schafft Anreize, bisher ungenutzte 
Flächen in Kultur zu nehmen und extensive Wirt-
schaftsweisen zu intensivieren mit der Folge, dass 
der Druck auf potenziell nutzbare Flächen welt-
weit zunehmen wird. Davon werden zunehmend 
Flächen mit Bedeutung für die biologische Vielfalt 
wie natürliche Grasländer und Wälder betroffen 
sein. Ohne eine Ausweitung der Agrarproduktion 
weltweit werden die wachsenden Anforderungen 
nicht befriedigt werden können. 

Gleichzeitig verschlechtern sich die klimatischen 
Anbaubedingungen vor allem in den tropischen 
und subtropischen bevölkerungsstarken Erdteilen 
mit starker und rasch wachsender Bevölkerung. 
Klimatische Verbesserungen sind dagegen vor 
allem in den dünn besiedelten Regionen der nörd-
lichen Halbkugel zu erwarten. Daraus werden sich 
Verschiebungen der Warenströme ergeben, deren 
Folge noch nicht abgeschätzt werden kann.



59

Als größter Landnutzer in Niedersachsen hat die 
Landwirtschaft maßgeblichen Einfl uss auf den 
ökologischen Zustand der Kulturlandschaft. Ihr 
kommt schon heute große Verantwortung für 
die biologische Vielfalt zu. Vor dem Hintergrund 
wachsender Nachfrage und der Auswirkungen 
des Klimawandels auf die heimischen Arten und 
Lebensräume (s. Kap. 5.6) wird es in Zukunft 
schwieriger werden, dieser Verantwortung gerecht 
zu werden. Dennoch muss diese Verantwortung 
im Rahmen zukünftiger landwirtschaftlichen 
Anpassungsmaßnahmen wahrgenommen werden. 
Anpassungsmaßnahmen sind deshalb auch im 
Hinblick auf ihre Auswirkungen auf die biologische 
Vielfalt zu bewerten und ggf. zu modifi zieren.

5.3.2 Auswirkungen des Klimawandels

Direkte Folgen

Um die zukünftige Entwicklung des Klimas in Nie-
dersachsen und die daraus resultierenden Folgen 
abschätzen zu können, wurden regionale Modell-
berechnungen angestellt (Krause 2008, Krause 
& Gross 2011). Sie geben eine Vorstellung von 
den zu erwartenden regionalen Veränderungen 
des Klimas. Eine Beschreibung der Klimamodelle 
und Ergebnisse von Klimaprojekten wie sie im 
Rahmen des Forschungsprojektes KLIFF erhoben 
wurden sind in Anhang IV dargestellt. Die folgen-
den Ausführungen beruhen im Wesentlichen auf 
Klimaprojektionen mit den Regionalmodellen CLM 
und WETTREG (Spekat et al. 2007, Böhm et al 
2006). Projektionen von Klimaänderungen zeigen 
immer eine große Bandbreite in den Ergebnissen, 
vor allem bei der Darstellung der Niederschläge. 

Eine Überprüfung der Ergebnisse der Klimamodel-
le erfolgt mit gemessenen Wetterdaten (Periode 
1961-90, C20 Läufe). Die Abweichungen von 
gemessenen Wetterdaten können noch erheblich 
sein (s. Kap. 4, s. auch Krause 2008). Deshalb sind 
die folgenden Aussagen zur zukünftigen Bereg-
nungsbedürftigkeit mit Unsicherheiten verbunden.

Pfl anzenproduktion

Zur Wasserverfügbarkeit 

Für die landwirtschaftliche Produktion ist die Was-
serversorgung der Kulturpfl anzen von zentraler 
Bedeutung. Daher wird ausführlicher auf diesen 
Aspekt eingegangen. 

In Niedersachsen werden die Jahresniederschläge 
relativ stabil bleiben. Die Niederschlagsverteilung 
wird sich zum Ende des Jahrhunderts allerdings 
ändern. Als wahrscheinlich gilt eine Fortsetzung 
des bereits zu beobachtenden Trends einer Ver-
schiebung der Niederschläge in die Wintermonate. 
Damit einher geht eine Zunahme von Starknie-
derschlagsereignissen und länger anhaltenden 
Niederschlägen mit großen Wassermengen.

Eine wichtige Kenngröße ist die klimatische 
Wasserbilanz. Sie stellt die Differenz zwischen 
Niederschlag und potenzieller Verdunstung dar. 
Dieser Indikator liefert in erster Annäherung ein 
Maß für die regionale Wasserverfügbarkeit und 
gibt einen Hinweis darauf, ob die Vegetation in 
einem Gebiet von Wassermangel betroffen sein 
kann. Die saisonale Verlagerung der Niederschläge 
vom Sommer in den Winter bei gleichzeitigem 
Temperaturanstieg und höherer Verdunstung führt 
zu einer abnehmenden klimatischen Wasserbilanz 
im Sommerhalbjahr (Mai bis Oktober). 

Abb. 24 Klimatische Wasserbilanz (Niederschlag – potentielle Verdunstung) im Sommerhalbjahr (Mai bis Oktober) für die 
Perioden 1961 bis 1990 und 2011 bis 2040, (WETTREG 2010, Klimaszenario A1B, Heidt & Müller 2012b)
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Abb. 24 zeigt die regionale Veränderung der 
klimatischen Wasserbilanz im Sommerhalbjahr 
(KWBv) für den Zeitraum 2011–2040 im Vergleich 
zur Referenzperiode 1961–1990. In ganz Nieder-
sachsen wird vor allem in der Mitte und im Osten 
eine Abnahme der KWBv erwartet (Engel & Müller 
2009, Heidt & Müller 2012a). Im Süden und Wes-
ten des Landes wird die KWBv positiv bleiben.

Die klimatischen Veränderungen haben in einigen 
Regionen Folgen für die Wasserverfügbarkeit der 
Pfl anzen. Abschätzungen der Entwicklung der 
potenziellen zukünftigen Beregnungsbedürftig-
keit geben einen Ausblick auf die Wassermenge, 
die eingesetzt werden muss, um eine optimale 
Wasserversorgung heute angebauter Feldfrüch-
te (Getreide und Hackfrüchte) zu gewährleis-
ten (Heidt & Müller 2012a). Die Ergebnisse für 
den Referenzzeitraum 1961-1990 und für den 
Zeitraum 2011-2040 sind für die Ackerfl ächen Nie-
dersachsens in Abb. 25 dargestellt. Grundlage sind 
Klimaprojektionen des Klimamodells WETTREG, 
Version 2010 (Klimaszenario A1B, Mittelwert aus 
10 Realisationen).

Die potenzielle Beregnungsbedürftigkeit ist auf-
grund der Bodenbeschaffenheit im Süden Nieder-
sachsens gering. Der Übergang zwischen den eher 
sandigen Böden im Norden und den Löss- und 
Verwitterungsböden im Süden ist auch innerhalb 
der potenziellen Beregnungsbedürftigkeit deutlich 
erkennbar. Hohe potenzielle Beregnungsbedürf-
tigkeit herrscht im Nordosten (Heidt 2009) aber 
auch im Westen Niedersachsens. Die mit Abstand 
größte zusammenhängende Region nicht be-
regnungsbedürftiger Flächen bildet das südliche 
Niedersachsen. Südlich von Hannover und Braun-
schweig liegen die Ackerfl ächen fast vollständig 
unterhalb von 50 mm potenzieller Beregnungs-
menge pro Jahr (mm/a). In der Periode 2011-2040 
steigt die potenzielle Beregnungsbedürftigkeit in 
allen Landesteilen.

Abb. 25 Potenzielle Beregnungsbedürftigkeit Niedersachsens für den Zeitraum 1961-1990 und 2011-2040 (Heidt & Müller 
2012a,b)

In Abb. 26 ist die projizierte Zunahme der mitt-
leren potenziellen Beregnungsbedürftigkeit in 
Niedersachsen auf Grundlage der o.g. Klima-
projektionen dargestellt. Danach steigt auch in 
Südniedersachsen die potenzielle Beregnungs-
bedürftigkeit leicht an. Im nordöstlichen Bereich 
Niedersachsens sind moderate Zunahmen zu 
verzeichnen. Die höchsten Zunahmen werden für 
den Westen Niedersachsens projiziert. Es muss 
allerdings bedacht werden, dass je nach verwen-
detem Klimamodell bis zu 30% Überschätzungen 
des Niederschlages auftreten können. Dabei gibt 
es regionale und saisonale Unterschiede (Krause 
2008). Für die Darstellung des Beregnungsbedarfs 
nach Abb. 25 und 26 kann das eine Überschät-
zung von bis zu 30 mm bedeuten. 

Bei verstärkten Ansprüchen an die Grundwas-
servorräte können Konfl ikte zwischen den 
Grundwassernutzern (Trinkwasser, Brauchwasser, 
Beregnungswasser) und den Zielen des Grund-
wasser- und Gewässerschutzes, aber auch des 
Naturschutzes entstehen. In Niedersachsen wären 
davon insbesondere die Bereiche der Norddeut-
schen Tiefebene betroffen.

Durch die Veränderung der Niederschlagsverhält-
nisse ist mit einem verstärkten Oberfl ächenabfl uss 
zu rechnen. Eine zunehmende Bodenerosionsge-
fährdung der Ackerfl ächen mit den bekannten 
On- und Off-Site Schäden (s. Kap. 4) sowie eine 
Zunahme von Hochwasserereignissen wären die 
Folge (Engel & Müller 2009; Niedersächsisches 
Umweltministerium 2006). Eine Zunahme der 
Sommertrockenheit verbunden mit einer stär-
ker werdenden Austrocknung der Böden in der 
Hauptvegetationsperiode wird zu einer Änderung 
der Nährstoffdynamik führen. Da die Nährstoff-
aufnahme und der Transport von Düngenährstof-
fen an das Vorhandensein von Wasser gekoppelt 
sind, werden die Nährstoffverfügbarkeit und die 
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Düngewirkung (ohne zusätzliche Beregnung) ein-
geschränkt. Im Verein mit zunehmendem Trocken-
stress und nässebedingten Auswinterungen steigt 
das Risiko von Mindererträgen. Daraus resultieren-
de höhere Nährstoffüberhänge im Herbst erhöhen 
durch die gleichzeitig zu erwartenden höheren 
Sickerwasserraten im Winter das Auswaschungs-
risiko für nicht sorbierbare Stoffe, insbesondere 
Nitrat, ins Grundwasser (Engel & Müller 2009; 
Verband der Landwirtschaftskammern 2011).

Zu Bodenverdichtungen kann es kommen, wenn 
die Tragfähigkeit von Böden aufgrund hoher 
Wassergehalte überschritten wird. Auch können 
durch erhöhte Niederschlagsmengen im Herbst 
und Winter notwendige Saat- und Erntemaßnah-
men sowie die Bodenbearbeitung beeinträchtigt 
werden. Dies ist insbesondere dann ein Problem, 
wenn sich gleichzeitig die Vegetationsperioden 
verlängern. Eine Abnahme der Frosttage wirkt sich 
negativ auf die Gefügestabilität ton- und lehm-
reicher Böden aus, da ein wiederholtes Auftauen 
und Wiedergefrieren zur Frostgare beiträgt. Auch 
durch einen temperaturbedingten Humusabbau 
kann die Gefügestabilität vermindert und die 
Verdichtungsgefahr erhöht werden. Folgen einer 
Schadverdichtung sind eine Verringerung des 
Wasserspeichervermögens und der Durchwurzel-
barkeit. Das Infi ltrationsvermögen wird vermindert 
und die Verschlämmungsneigung erhöht, was auf 
der einen Seite zu Staunässe und auf der anderen 
Seite zu einer Erhöhung des Erosionsrisikos bei-
trägt. Gefährdet sind vor allem ton- und schluff-
reiche Böden bei einer hohen Bodenfeuchtigkeit 
(Engel & Müller 2009).

Während die Veränderung der Niederschlagsereig-
nisse für die landwirtschaftliche Produktion insbe-
sondere im Nordosten und Westen Niedersachsens 
eher negativ beurteilt wird, sind die Auswirkun-
gen der Temperaturerhöhungen differenziert zu 
betrachten.

Niedersachsen ist auch durch einen großen Anteil 
an grundwassernahen Standorten besonders in 
den Flussniederungen geprägt. Hier können sich 
sommerliche Trockenperioden mit hohen Tempera-
turen positiv auf das Wachstum der Kulturpfl anzen 
auswirken, während naturnahe Feuchtgebiete bei 
einer starken Grundwasserentnahme zusätzlich 
gefährdet würden. Darüber hinaus können diese 
Regionen durch einen erhöhten winterlichen Was-
seranfall zu Übernässung bis hin zur Überfl utung 
neigen, was zu Beeinträchtigungen der Bewirt-
schaftung führen kann. 

Dieser Abschnitt macht deutlich, dass die klimabe-
dingten Anpassungen der Landwirtschaft beson-
ders hinsichtlich des Wasserhaushalts äußerst 
vielschichtig sind und einer genauen Analyse 
bedürfen.

Abb. 26 Zunahme der potenziellen Beregnungsbedürftigkeit in mm/a bis zum Zeitraum 
2011-2040 im Vergleich zum Referenzzeitraum 1961-1990 (WETTREG 2010 Klimaszenario 
A1B, Heidt & Müller, 2012a)
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Temperaturerhöhung

Die Berechnung der Temperaturentwicklung mit 
den o. g. Modellen ergibt eine Erhöhung der 
Mitteltemperaturen in Niedersachsen, die aller-
dings regional und saisonal unterschiedlich ausfällt 
(Krause 2008, Krause & Gross 2011, siehe Kapitel 
4). Bedingt durch die Zunahme der Temperatur 
und die Abnahme der Niederschläge im Sommer 
und damit einhergehender erhöhter Einstrahlung 
würde auch die Verdunstung, vor allem im Som-
mer, zunehmen. Gleichzeitig ist damit zu rechnen, 
dass sich der zu beobachtende Trend bei der 
Veränderung der Phänologie in Folge des Klima-
wandels fortsetzt oder verstärkt. Bereits im 20. 
Jahrhundert setzte die Vegetationsperiode durch 
die Zunahme der Wintertemperaturen und die 
Abnahme von Eis- und Frosttagen immer früher 
ein. Gleichzeitig, aber weniger ausgeprägt, endet 
sie später (Krause 2008). In Kap. 4 wird gezeigt, 
dass sich die Vegetationsperioden in Niedersach-
sen bereits verlängert haben und weiter verlängern 
werden. Bei Kulturen mit einer Keimtemperatur 
von >5 Grad C (z. B. Getreide, Zuckerrüben) wird 
mit einer Verlängerung der Vegetationszeit von ca. 
23 Tagen, bei Kulturen mit einer Keimtemperatur 
von >12 Grad C (z. B. Sorgum) mit einer Verlänge-
rung von ca. 11 Tagen im Zeitraum von 1961/1990 
bis 2021/2050 gerechnet (v. Buttlar et al. 2011). 

Eine durch den Temperaturanstieg verursachte 
Verlängerung der Vegetationszeit, höhere Tempe-
ratursummen und gleichzeitig eine höhere CO

2
-

Konzentration in der Atmosphäre ermöglichen 
auch höhere Biomasseerträge (abb 27) und andere 
Fruchtfolgen (v. Buttlar et al. 2011). Ein Anbau 
wärmeliebender Pfl anzen (z. B. Sorgum, Soja etc.) 
oder ein Zweitanbau sind nur möglich, sofern die 
Grundsätze einer ordnungsgemäßen Grundwas-
serbewirtschaftung beachtet werden. Eine weitere 
Verlängerung der Vegetationsperiode würde zu 
verstärkter Evapotranspiration führen, was sich auf 
den Wasserhaushalt und damit auf das pfl anzen-
verfügbare Wasser auswirkt.
 
Der Temperaturanstieg hat aber auch negative 
Einfl üsse. Stark erhöhte Temperaturen könnten 
die einzelnen Entwicklungsphasen der Pfl anzen 
verschieben bzw. verkürzen, wodurch mit poten-
ziellen Ernte- und Qualitätsverlusten zu rechnen 
ist. Dies betrifft beispielsweise die Kornfüllungs-
phase des Weizens, in der bereits Temperaturen 
von mehr als 30 Grad C zu reduziertem Wachs-
tum führen (v. Buttlar et al. 2011). Ähnliche 
Beobachtungen werden auch für Triticale in CO

2
 

Begasungsversuchen in Klimahäusern auf LWK in 
Nordost Niedersachsen Versuchsfl ächen bei extre-
men Sommertemperaturen (>30 Grad C) gemacht. 
In Bezug auf den Kohlenstoffgehalt des Bodens 
konnte bisher kein durch den Klimawandel indu-
zierter Humusabbau (KLIMZUG-NORD, laufend) 
festgestellt werden (Schmelmer & Urban 2011).

Abb. 27 Änderung des Biomasse-Ertragspotenzials am Beispiel Winterweizen in der Metropolregion Hannover-Braun-
schweig-Göttingen (CLM Klimaszenario A1B, Lenssen & Müller 2011)
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CO
2
-Konzentration

Höhere CO
2
-Konzentrationen und höhere Tempe-

raturen wirken sich positiv auf die Fotosynthese 
aus. So konnte in Untersuchungen am von-Thü-
nen-Institut in Braunschweig (FACE-Projekt)26 an 
Winterweizen und Wintergerste gezeigt werden, 
dass unter optimalen Bedingungen ein Anstieg 
der CO

2
-Konzentration von derzeitiger (387 ppm) 

und zukünftig (550 ppm) erwarteter CO
2
-Konzen-

trationen mittlere Ertragszuwächse bei Winter-
gerste zwischen 7,5 Prozent - 16,5 Prozent und 
bei Winterweizen von jeweils knapp 16 Prozent27 
ergaben. Auf die Ertragsbildung wirken aber eine 
Vielzahl von Faktoren, so dass eine Abschätzung 
der zu erwartenden Mehrerträge bei steigenden 
CO

2
-Konzentrationen schwierig ist, zumal die Re-

aktionen auch pfl anzen- und sortenspezifi sch sind. 
Eine wichtige Rolle spielt auch hier die Wasserver-
sorgung der Pfl anzen. Da CO

2
 über die Stomata in 

die Blätter gelangt und über sie der Wasserdampf 
entweicht, gestaltet sich das Verhältnis zwischen 
CO

2
-Aufnahme und H

2
O-Abgabe günstiger; d. 

h., dass pro Wassereinheit mehr Biomasse gebil-
det werden kann. Die sich daraus ergebenden 
Chancen für den Pfl anzenbau bedürfen noch der 
Quantifi zierung. In Klimakammer-Freilandversu-
chen (550 ppm CO

2
- Konzentra-tion plus durch-

schnittliche Temperaturerhöhung von 2,3 Grad C) 
wurde eine Zunahme der unter- und oberirdischen 
pfl anzlichen Biomasse bei optimaler Wasserver-
sorgung beobachtet28, der sich besonders nach 
Dünger-Injektion von Ammonium (sogenanntes 
CULTAN-Verfahren) auswirkte.

Extremwetterlagen 

Extremereignisse wie Dürre, Überschwemmung, 
Hagel, extreme Stürme oder Spätfröste sind 
schwer vorhersehbar. Landwirte, die unter freiem 
Himmel arbeiten, können sich vor den Schäden 
dieser Ereignisse kaum schützen. Es besteht ledig-
lich die Möglichkeit, den wirtschaftlichen Schaden 
zu mindern. Weitere detaillierte Klimaauswirkun-
gen auf einzelne Produktionsverfahren sind im 
Anhang III zusammengestellt worden. 

Tierproduktion 

Zu einer artgerechten Tierhaltung gehören Hal-
tungsbedingungen, die auf die Bedürfnisse der 
Tiere abgestimmt sind. Dabei ist grundsätzlich zu 
berücksichtigen, dass Tiere, insbesondere im hohen 
Leistungsbereich, sehr empfi ndlich auf Umweltein-
fl üsse reagieren. Wenn sich also die Klimabedingun-
gen ändern, dann müssen dementsprechend auch 
die Haltungsbedingungen angepasst werden. 

Rinder und Kühe 

Rinder und Kühe sind i.d.R. den unmittelbaren 
Klimabedingungen direkter ausgesetzt, weil sie 
seltener in geschlossenen Stallhaltungssystemen 
gehalten werden. Das trifft insbesondere für 
Weidetiere bzw. Tiere in Kaltställen zu. Dabei sind 
hochleistende Milchkühe aufgrund der extremen 
Stoffwechselleistung und der damit einherge-
henden Wärmeproduktion besonders betroffen. 
Zusätzlich besteht im Bereich des Ackerfutterbaus 
und der Grünlandbewirtschaftung die gleiche Kli-
maabhängigkeit wie in der bereits beschriebenen 
Pfl anzenproduktion.

Schweine und Gefl ügel 

Weil die Schweine- und Gefl ügelhaltung haupt-
sächlich in geschlossenen Stallhaltungssystemen 
erfolgt, sind sie vom Klimawandel grundsätzlich 
weniger betroffen. Dies schließt nicht die Notwen-
digkeit der technischen Weiterentwicklung z.B. 
von Klimaführungssytemen in Stallhaltungssys-
temen aus. Vor allem hohe Temperaturen stellen 
an die Klimasteuerung erhebliche Ansprüche, die 
von vielen gegenwärtig verfügbaren Anlagen nicht 
geleistet werden können.

Daneben wirkt der Klimawandel indirekt auch auf 
das Vorkommen und die Verbreitung von Krank-
heitserregern, die an die neuen Umweltbedingun-
gen angepasst sind oder auch neu in die Region 
einwandern und die Tiere belasten (Brandt et al. 
2011).

Fazit

Für die landwirtschaftliche Produktion ist die 
Wasserversorgung der Pfl anzen von zentraler Be-
deutung. Dabei spielen nicht nur die Klimabedin-
gungen und Bodenverhältnisse eine Rolle, sondern 
auch die Grundwassernähe oder -ferne.

Insgesamt wird die potenzielle Bewässerungsbe-
dürftigkeit steigen. Eine genaue Prognose über 
Höhe und die resultierende Beregnungsmenge 
ist aufgrund der Klimaprojektionen bisher noch 
unsicher. 

Durch die beschriebenen Veränderungen des 
Klimas erhöht sich das Risiko von Bodenerosion, 
Nährstoffauswaschung, gasförmigen Nährstoffver-
lusten und Bodenverdichtung. Eine Temperaturer-
höhung kann zu einem Problem werden, wenn 
sich die übrigen Produktionsfaktoren, insbesondere 
Wasser, nicht im produktionstechnisch optimalen 

26 „Das Braunschweiger FACE-Projekt“, Johann Heinrich von Thünen-Institut.
27 Weigel, Hans-J., R. Manderscheid und M. Schaller , Braunschweig: „Mögliche Auswirkungen des Klimawandels auf Ertrag und Qualität von 
Getreide“ www.agfdt.de/loads/gt07/weigel.pdf
28 Schmelmer, K. und B. Urban (2011): Humusgehalte ackerbaulich genutzter Sandböden im Klimawandel – Experimente und Modellierung. 
www.dbges.de
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Bereich befi nden. Dies könnte bei zunehmender 
Sommertrockenheit besonders auf leichten Stand-
orten Niedersachsens der Fall sein.

Höhere CO
2
-Konzentrationen und höhere Tempe-

raturen fördern die Fotosynthese. Wie sich diese 
auf die Pfl anzenerträge und den Wasserverbrauch 
auswirken, bedarf noch der Quantifi zierung.

Die Tierproduktion ist u.a. über den Futterbau 
und die Weidewirtschaft direkt an die Wirkmecha-
nismen von Klimaerwärmung, Sommertrocken-
heit und CO

2
-Erhöhung auf Pfl anzen gekoppelt. 

Hitzestress und Neuverteilungen von Krankheits-
erregern sind zusätzliche Faktoren, auf die sich 
Betriebe einstellen müssen. 

Es ist nicht unwahrscheinlich, dass kurz- und 
mittelfristig die landwirtschaftliche Produktion in 
Niedersachsen von den direkten Auswirkungen 
des Klimawandels sogar profi tieren könnte. Vor-
aussetzung dafür ist, dass die Landwirtschaft auch 
weiterhin ihre Anpassungsfähigkeit im Bereich 
Pfl anzenbau, Düngung, Pfl anzenschutz, Pfl anzen-
züchtung oder Tierhaltung umsetzt oder sogar 
ausbaut, und diese z. B. durch Sensibilisierung, 
Qualifi zierung, Beratung, Diversifi zierung, nachhal-
tige Beregnungssysteme oder Versicherungsange-
bote erhalten oder sogar verbessern kann. 

Indirekte Folgen

Auswirkungen des Klimawandels auf den 
Weltagrarmarkt

Der Klimawandel beeinfl usst das Wirtschaftsge-
schehen weltweit und insbesondere auch die Welt-
agrarmärkte. Weil der Klimawandel regional sehr 
unterschiedliche Wirkungen entfaltet, verändert 
er die Wettbewerbsfähigkeit der verschiedenen 
Weltregionen und Länder. Die Produktions- und 
Exportbedingungen von Agrarerzeugnissen verbes-
sern oder verschlechtern sich. Dies hat Auswirkun-
gen auf die landwirtschaftlichen Sektoren, aber 
auch auf die Versorgungssituation in den Ländern. 
Es ist durchaus denkbar, dass diese indirekten 
Folgen des Klimawandels von sehr viel größerer 
Bedeutung für die niedersächsische Landwirtschaft 
werden können als die direkten Folgen. 

Nach Dominique Bruhn et al. vom Institut für 
Weltwirtschaft (Loccumer Protokolle 2010)29 wird 
im Durchschnitt die landwirtschaftliche Produk-
tion in den Entwicklungs- und Schwellenländern 
deutlich stärker vom Klimawandel betroffen sein 
als die in den Industrieländern. Dies ist auch 

konform mit anderen Studien, etwa Stern30 2007, 
IPCC 2007, in denen unterschiedliche Modelle bei 
einer Verdopplung der CO

2
-Konzentration in der 

Atmosphäre eine Ausweitung der Getreideproduk-
tion in den Industrieländern von 3 bis 15 Prozent 
und einen Rückgang um bis zu 15 Prozent in den 
Entwicklungsländern zeigen. Verstärkt würde dies 
durch die dort i. d. R. herrschenden negativen 
sozioökonomischen Beschränkungen, so dass die 
negativen Klimafolgen gar nicht oder nur sehr 
langsam kompensiert werden können. Dagegen 
würde mit Ausnahme des Mittelmeerraumes die 
europäische Landwirtschaft absolut und relativ 
vom Klimawandel profi tieren. Innerhalb Europas 
gilt dies insbesondere auch für Deutschland. Nach 
einem Fact Sheet31 Klimawandel der EU (EU 2008) 
wird der Süden und Südosten Europas durch den 
Klimawandel in Form abnehmender Wasserverfüg-
barkeit und Dürren leiden, so dass die Ernteerträge 
zurückgehen werden, während sowohl für den 
Westen als auch für den Osten Europas steigende 
Ernteerträge projiziert werden. 

Auch nach dieser Darstellung ergeben sich grund-
sätzlich Vorteile für die Industrieländer und z. T. so-
gar deutliche Nachteile für die Entwicklungs- und 
Schwellenländer. 

Die niedersächsische Landwirtschaft kann wahr-
scheinlich absolut und relativ zu anderen Produk-
tionsgebieten im weltweiten Vergleich an land-
wirtschaftlicher Produktivität gewinnen. Denn der 
Agrarstandort Niedersachsen 
• wird in der Regel weniger deutlich vom Klima-

wandel betroffen sein als andere Regionen, 
auch wenn es innerhalb Niedersachsens Unter-
schiede gibt, 

• verfügt mit Ausnahmen über relativ gute Böden 
mit in der Regel ausreichend Wasser, 

• produziert in Marktnähe mit einer z. Zt. relativ 
zahlungskräftigen Bevölkerung im Hintergrund,

• verfügt über Kapital bzw. kann es mobilisieren 
und damit investieren, 

• verfügt über Technik und 
• über gut ausgebildete Menschen, die in der 

Lage sind, diese Technik adäquat zu entwickeln, 
zu verbreiten und anzuwenden. 

Dies kann bei zunehmend globalisierten Agrar-
märkten zur Verschiebung von Handelsströmen 
und zu neuen Exportmöglichkeiten für die nieder-
sächsische Landwirtschaft führen. 

Diese eigenen Vorteile dürfen aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die weltweiten Folgen 
des Klimawandels insgesamt zu neuen Kalamitä-

29 Loccumer Protokolle 02/10 (2010), Klimawandel und Deutsche Landwirtschaft, Dominique Bruhn, Mareike Lange, Sonja Peterson – Institut 
für Weltwirtschaft Kiel, S. 10, Evangelische Akademie Loccum.
30 Stern, N., Stern Review. The Economics of Climate Change UNFCCC.
31 EU (2008). Europäische Kommission Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung. Fact Sheet Klimawandel: Die Herausforde-
rungen für die Landwirtschaft.
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ten, Spannungsfeldern, Instabilitäten und nicht 
zuletzt zu Hunger führen können mit negativen 
Folgen für den Weltfrieden und die Migration. 
Deshalb bleibt das Treibhausgas-Minderungsziel 
(vgl. Kapitel Landwirtschaft der „Empfehlung für 
eine niedersächsische Klimaschutzstrategie der 
Regierungskommission Klimaschutz“, 2012) eine 
Verpfl ichtung aus eigenem Interesse und gegenü-
ber den stärker betroffenen Ländern. 

5.3.3 Anpassungsfähigkeit und 
Reaktionszeit der Landwirtschaft

„Die Anpassungsfähigkeit der Landwirtschaft eines 
Landes hängt von sozioökonomischen Beschrän-
kungen, dem technologischen Potenzial, dem Bil-
dungsstand und den fi nanziellen Mitteln ab“ (AEA 
2007)32. Mit dieser Anpassungsfähigkeit können 
die negativen Klimafolgen kompensiert, die positi-
ven Folgen sogar noch ausgebaut werden. 

Es stellt sich die Frage, ob die Landwirtschaft in 
den letzten Jahren an dieser Fähigkeit zur Anpas-
sung verloren oder gewonnen hat. Einerseits sind 
die Betriebe weniger fl exibel. Verdeutlichen lässt 
sich das an dem klassischen Gemischtbetrieb mit 
mehreren Produktionszweigen. Seine Produkt-
palette ist vielfältig. Sein Einkommen bezieht er 
aus diversen Quellen. Missernten oder Preisab-
stürze in einem Produktionszweig können meist 
durch einen anderen kompensiert werden. Diesen 
Gemischtbetrieb gibt es heute immer seltener: 
„Die Spezialisierung in der Landwirtschaft nimmt 
immer mehr zu. Im Zuge dieses Prozesses haben 
sich inzwischen viele Betriebe von der Viehhaltung 
verabschiedet und konzentrieren sich auf reinen 
Ackerbau, in der Börde vornehmlich auf Weizen 
und in der Heide auf Kartoffelanbau. Während die 
Viehhaltung in diesen Regionen stark zurückge-
gangen ist, hat sie in der Geest der mittleren We-
ser-Ems-Region deutlich zugenommen. Damit setzt 
sich der Trend zu einer spezialisierten Landwirt-
schaft mit einer starken regionalen Differenzierung 
der Wirtschaftscluster fort.“33 

Die Betriebe haben rationalisiert mit der Folge, 
dass sich ihr Einkommen aus wenigen Quellen, 
teilweise nur noch aus einer einzigen Quelle speist. 
Die Anpassungsfähigkeit und die Widerstandsfä-
higkeit gegenüber bestimmten Veränderungen 
haben darunter gelitten. Hinzu kommt, dass der 
hohe Spezialisierungsgrad mit größeren Investi-
tionen und großen Kapitaldienstverpfl ichtungen 
gekoppelt ist. Die Reaktionszeiten eines solchen 
Betriebes, also die Zeit die er braucht, um sich 
grundlegend auf neue Rahmenbedingungen ein-
zustellen, haben sich damit verlängert. 

Andererseits reagiert heute die Landwirtschaft 
deutlich reaktionsschneller und ist auch witte-
rungstoleranter geworden. Dazu trägt ganz we-
sentlich die Landtechnik bei. Heu, Silage, Getreide 
oder andere Hackfrüchte lassen sich in wenigen 
Tagen ernten. In kurzer Zeit lassen sich heute die 
erforderlichen Arbeiten wie Bestellung, Pfl ege 
oder Ernte  erledigen. Und schließlich bestehen 
fast überall Möglichkeiten der Trocknung. Mit der 
deutlich genaueren Wettervorhersage lässt sich 
diese Schnelligkeit noch effektiver umsetzen. Wet-
tervorhersagen, wenn sie sich auf den nächsten 
Tag beziehen, ermöglichen es, die Arbeiten fast 
auf die Stunde zu planen. 

Nicht unerwähnt sollte dabei auch der Einsatz von 
Pfl anzenschutzmitteln bleiben, mit denen sich die 
Ausbreitung witterungsbedingter Schädlingspopu-
lationen mindern oder ganz verhindern lässt. Mit 
moderner Wasser sparender Beregnungstechnik 
können Verluste durch Dürrephasen gemindert 
werden. Voraussetzung dafür ist, dass Beregnungs-
wasser in entsprechender Qualität, Menge und be-
triebswirtschaftlich sinnvoller Nähe zur Verfügung 
steht und andere Schutzgüter und Nutzer nicht 
beeinträchtigt werden. Vor dem Hintergrund der 
wachsenden Notwendigkeit Energie und Ressour-
cen zu schonen, ist aber auch nach alternativen 
Nutzungen zu suchen, die mit geringerem Wasser-
verbrauch auskommen.

In vielen Teilbereichen kann die Landwirtschaft 
schnell reagieren. Insbesondere bei einjährigen 
Kulturen hat der Landwirt vielfältige Möglich-
keiten, sich kurzfristig anzupassen z. B. durch 
Änderung der Aussaattermine, Anbau anderer 
Sorten oder Kulturen, die Anpassung des Dünge- 
und Pfl anzenschutzregimes oder der Bodenbear-
beitung. Die längeren Reaktionszeiten fi ndet man 
naturgemäß bei Dauerkulturen und im Bereich 
größerer Investitionen, die aufgrund ihrer Verbind-
lichkeiten und Abschreibungen Reaktionszeiten 
bis zu 20 Jahren zur Folge haben können (z. B. 
Großgeräte, Kartoffelanbau mit Aufbereitung, 
Biogasanlagen, Beregnungsanlagen und Stallbau-
ten). Viele andere Anpassungsprozesse, wie die 
Entwicklung neuer Techniken, die Umstellung der 
Düngung, des Pfl anzenschutzes, der Fruchtfolgen, 
der Bodenbearbeitung, vollziehen sich auch heute 
schon kontinuierlich bzw. lassen sich in kürzeren 
Zeiträumen vollziehen.

32  Loccumer Protokolle 02/10 (2010), Klimawandel und Deutsche Landwirtschaft, Dominique Bruhn, Mareike Lange, Sonja Peterson – Institut 
für Weltwirtschaft Kiel, S. 10, Evangelische Akademie Loccum.
33  Landwirtschaftskammer Niedersachsen: „Agrarstatistisches Kompendium 2011“, November 2011.
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Fazit

Die Landwirtschaft ist grundsätzlich sehr anpas-
sungsfähig. Sie kann relativ schnell auf Klimaände-
rungen reagieren. In vielen Bereichen kann sie es 
von einem Jahr zum andern, in anderen Bereichen 
benötigt sie nicht mehr als 25 Jahre. 

In Kap. 4 werden die klimatischen Veränderungen 
beschrieben. Sie werden in der ersten Hälfte dieses 
Jahrhunderts moderat, in der zweiten Hälfte deut-
lich größer sein; in der 2. Hälfte sind sie allerdings 
mit deutlich größeren Unsicherheiten verbunden. 

Vor diesem Hintergrund scheint es ratsam mit der 
Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen in der 
Landwirtschaft abzuwarten, die sich auf die 2. 
Hälfte des Jahrhunderts beziehen. Es ist außerdem 
davon auszugehen, dass es in den kommenden 
Jahren Fortschritte bei der Klimamodellierung über 
die 2. Hälfte des Jahrhunderts geben wird, so dass 
die Anpassung auf eine bessere Grundlage gestellt 
werden kann. 

5.3.4 Handlungsziele

Das grundsätzliche Handlungsziel besteht darin, 
der Landwirtschaft und den ihr vor- und nachge-
lagerten Bereichen eine effektive Anpassung zu 
ermöglichen, so dass sie ihre multifunktionalen 
Aufgaben auch unter den sich ändernden Be-
dingungen des Klimas und der Weltagrarmärkte 
erfüllen können. Dazu gehören primär die Er-
nährungssicherung mit qualitativ hochwertigen 
Lebensmitteln, der Anbau nachwachsender 
Rohstoffe, aber auch die Bewahrung der natürli-
chen biotischen und abiotischen Ressourcen und 
Produktionsgrundlagen sowie der Erhalt und die 
Entwicklung vitaler ländlicher Räume mit einer 
vielfältigen mittelständischen Struktur. Außerdem 
müssen diese Anpassungsstrategien im Einklang 
mit den übrigen Schutzgütern stehen.

Aufgabe des Landes ist es, dafür die geeigneten 
Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Folgende (Rahmen-)Bedingungen sind für einen 
effektiven Anpassungsprozess sicherzustellen:

Zuverlässige Datengrundlage (s. Kap. 4)

• Es gibt zuverlässige und aktualisierte Daten-
quellen zu Fragen des Klimawandels bei Fachin-
stitutionen, die den Landwirten oder anderen 
Akteuren bekannt sind und genutzt werden 
können. Beratungsstellen unterstützen diesen 
Prozess.

• An der Weiterentwicklung, Bereitstellung und 
Pfl ege dieser Daten sind diverse Fachverwaltun-
gen und -institutionen beteiligt. 

• Da der Klimawandel ein sektorenübergreifendes 
und raumspezifi sches Problem darstellt, wird 
die Integration der Datenpools verbessert.

Wissenschaft und Forschung

• Die vorgelagerten Bereiche der Landwirtschaft, 
die Wissenschaft und die Forschung schätzen 
den Klimawandel und mögliche regionale 
Auswirkungen des Klimawandels unter Berück-
sichtigung der Standorte ab und entwickeln 
klimaangepasste Techniken z. B. für Anbau, Be- 
und Entwässerung, Tierhaltung und Betriebs-
führung. 

• Der Markt entwickelt die erforderliche Dyna-
mik von der Produktentwicklung bis hin zur 
Vermarktung, z. B. für klimaangepasste Sorten 
und Rassen sowie praxisgerechte Lösungen 
im Bereich der Landtechnik für ein klimaange-
passtes Wirtschaften. Das Land schafft dafür 
im Rahmen seiner Möglichkeiten in Form von 
gesetzlichen Regelungen und Anreizen die 
erforderlichen Leitplanken. 

Information und Öffentlichkeitsarbeit

• Die Landwirte sind für Fragen des Klimawandels 
sensibilisiert. 

• Die Landwirte wissen, wo sie sich zuverlässig 
über den Klimawandel informieren können. 

• Die Ergebnisse der Projekte zum Thema „An-
passung an den Klimawandel“ sind bekannt34 
und geben Orientierung für politisches Han-
deln. Sie liefern u. a. Entscheidungsgrundlagen 
für die Landespolitik und für private Akteure.

Beratung und Qualifi zierung

• Die Landwirte haben die Kompetenz und die 
Fähigkeiten zur Anpassung. Sie sind gut ausge-
bildet und qualifi ziert. Sie können die Informa-
tionen zum Klimawandel und Lösungsansätze 
bewerten und ggf. für ihren Betrieb nutzen. 

• Die Landwirte bzw. ihre Berater kennen den 
richtigen Zeitpunkt für Anpassungsmaßnah-
men, d. h. sie entscheiden sich nicht zu früh 
oder zu spät dafür bzw. dagegen (Pünktlich-
keit). Bei diesem Entscheidungsprozess werden 
sie durch kompetente Beratungsstellen unter-
stützt. 

Anpassungsfähige Landwirte

• Die Betriebe sind robust und widerstandsfähig. 
Die Landwirte haben die fi nanzielle Kraft zu 
notwendigen Anpassungsmaßnahmen. Sie 

34 Siehe Aufl istung von Projekten im Anhang.
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verfügen über die erforderliche Kreditwürdig-
keit. Sie können die vermehrt auftretenden und 
ungünstigen Witterungsverläufe verkraften, 
weil sie Vorsorge getroffen haben z.B. durch 
Vorräte, fi nanzielle Rücklagen oder Abschluss 
von Versicherungen. 

• Die Landwirte bzw. die betroffenen Unter-
nehmen wissen, dass es bei der betrieblichen 
Anpassung vor allem auf ihre eigene Initiative 
ankommt. Denn grundsätzlich haben die Be-
triebe selbst davon den größten Vorteil. Sie sind 
die Profi teure bzw. die Verlierer, sowohl bei der 
Frage der Risikovermeidung oder -minderung, 
als auch bei der Nutzung der Chancen. Außer-
dem sind auf betrieblicher Ebene die individu-
ellen Anpassungsreaktionen zielführender und 
damit effi zienter, weil dort die unterschiedli-
chen Standortbedingungen, die Ausrichtung 
der Betriebe bzw. des Unternehmens und nicht 
zuletzt die verschiedenen individuellen Möglich-
keiten und Neigungen am besten berücksich-
tigt werden können (Subsidiarität). Staatliches 
Engagement ist hier entbehrlich.

• Das Land stellt klar, wo es Verantwortung im 
Anpassungsprozess übernimmt und wo nicht. 
Unverzichtbar ist z. B. das Engagement des 
Landes bei der Erforschung bzw. Erarbeitung 
von Grundlagen. Außerdem übernimmt das 
Land Aufgaben bei der Datenbeschaffung und 
-bereitstellung sowie bei Bildungs- und Qualifi -
zierungsmaßnahmen. 

Schutz der Ressourcen und Produktions-
grundlagen 

• Die ordnungsrechtlichen und förderpolitischen 
Regelungen sind geeignet, unter den Bedingun-
gen des Klimawandels Boden, Luft, Wasser und 
biologische Vielfalt zu schützen, um Ressour-
cen und Produktionsgrundlagen zu erhalten, 
so dass ein umweltverträgliches Wirtschaften 
gesichert ist und die durch die Landwirtschaft 
betroffenen Ökosysteme geschützt sind. 

Zusammenarbeit mit anderen Handlungs-
feldern und Politikebenen

• Durch die Diskussion zum Klimawandel wird 
die Vernetzung verschiedener Fachressorts 
und auch Entscheidungsebenen als notwendig 
erkannt und entsprechend umgesetzt. 

• In Zusammenarbeit mit den Fachdienststellen 
LBEG und LWK werden Konzepte erarbeitet, 
wie der Bodenwasserhaushalt generell verbes-
sert und der Pfl anzenbedarf durch entsprechen-
de Sortenentwicklungen und Fruchtfolgeemp-
fehlungen verringert werden kann. 

• Das Land berücksichtigt die unterschiedlichen 
Anpassungsaktivitäten auf Ebene der Kommu-
nen, der Länder, des Bundes und der EU und 
vertritt dort die Interessen des Landes.

Strategische Prioritätensetzung

• Das Land konzentriert seine Aktivitäten auf die 
Lösung der größten klimabedingten Anpas-
sungsprobleme. Im Bereich der Landwirtschaft 
bestehen sie in bestimmten Regionen Nieder-
sachsens zu Fragen der Beregnung und zur 
Verbesserung des Bodenwasserhaushalts. Dabei 
nutzt das Land die Ergebnisse einer Vielzahl von 
Projekten.35

5.3.5 Maßnahmen

Über die Wirksamkeit entscheidet ganz besonders 
bei Anpassungsmaßnahmen nicht allein der Inhalt, 
die Finanzierung oder die Zielgruppe, sondern 
auch der Zeitpunkt der Implementierung. Ist der 
Zeitpunkt falsch gewählt, verliert sie entweder 
teilweise oder auch ganz an Wirksamkeit. Und im 
Gegensatz zu den Treibhausgas-Minderungsmaß-
nahmen, die besser heute als morgen umgesetzt 
werden sollten, besteht bei Anpassungsmaßnah-
men aufgrund der großen Unsicherheiten die 
besondere Notwendigkeit und Schwierigkeit, den 
richtigen Zeitpunkt (s. Kap. 2) zu fi nden. 

Für ein Abwarten spricht bei Anpassungsmaß-
nahmen in fernerer Zukunft (z.B. für die 2. Hälfte 
des Jahrhunderts) ein gewichtiger Grund. Die 
Entscheidungsgrundlagen werden allein durch 
die Verkürzung der Zeitspanne immer genauer, 
weil sich die Entwicklung der sozioökonomischen 
Rahmenbedingungen für die Landwirtschaft und 
die Entwicklung der Agrarmärkte besser abschät-
zen lassen. Außerdem nimmt das Wissen über die 
komplexen Klimaabläufe und die Rechnerleistung 
zu. Vielleicht kann manche Maßnahme sogar ganz 
unterbleiben, weil sich Klima, die Agrarmärkte 
oder die sozioökonomischen Rahmenbedingungen 
dann doch anders entwickeln als projiziert. 

Aber wie lange kann abgewartet werden? Denn 
es gibt auch ein „zu spät“. Zu spät wäre, wenn 
die Umsetzungszeit der Maßnahme (Reaktionszeit) 
nicht mehr ausreichen würde z.B. um klimabe-
dingte Missernten oder Erosionsschäden zu verhin-
dern bzw. Chancen zu nutzen. Diese einleitenden 
Ausführungen machen deutlich, dass bei Anpas-
sungsmaßnahmen die Klärung des optimalen 
Umsetzungszeitpunktes von zentraler Bedeutung 
sind. Vor diesem Hintergrund haben auch No 
Regret Anpassungsmaßnahmen ihre besondere 
Berechtigung. 

35 Regionales Management von Klimafolgen in der Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg (2008-2011)“, - KLIMZUG 
NORD No Regret, Aquarius.
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Bildung und Beratung

Um neue Erkenntnisse schnell in die Fläche zu 
bringen, bedarf es einer aktiven Bildungs- und 
Beratungsarbeit (s. Kap. 5.18 und 5.19). Der 
Bildungsstand der Landwirte ist in Niedersachsen 
gut. Dies ist anpassungsrelevant und sollte grund-
sätzlich beibehalten werden.

• Die Kompetenz und Qualifi kation der Akteure 
sollte verstärkt auf Fragen der Klimaänderung 
und Anpassung ausgerichtet werden. Landwirte 
sollten in der Lage sein, die Informationen zu 
Klimaänderungen kritisch zu hinterfragen und 
richtig einzuschätzen. Dies ist Voraussetzung 
für effi ziente Entscheidungen zum richtigen 
Zeitpunkt. Darauf sind berufl iche Ausbildungs-, 
Qualifi zierungsmaßnahmen und entsprechende 
Beratungsangebote in Zusammenarbeit mit 
den Bildungsträgern (Kultusministerium, LWK 
Niedersachsen) und Beratungsinstitutionen 
(LWK Niedersachsen, Beratungsringe) verstärkt 
auszurichten. 

• Die Beratung muss befähigt werden, die Land-
wirte im Sinne einer klimaangepassten und 
-optimierten Betriebsführung zu beraten. Die 
Erarbeitung entsprechender Grundlagen und 
die Einführung der Beratung sollten zeitnah 
erfolgen.36

Beratungsgrundlagen erhalten
(Versuchswesen, Datenbestand und 
Prognosemodelle)

Beratungsgrundlagen werden nicht nur aus der 
Forschung, sondern vor allem auch aus dem 
Versuchswesen (z. B. durch Fachbehörden, Erzeu-
gerorganisationen, Zuchtverbände, Industrie, 
Hochschulen) erarbeitet. Niedersachsen weist 
europaweit ein sehr gutes und breit aufgestelltes 
Versuchswesen auf, das in seiner Qualität erhal-
ten werden sollte. Diese Versuchsanlagen sind 
zwangsläufi g dem jeweiligen Klima ausgesetzt 
und berücksichtigen damit automatisch den 
Klimawandel auf einer Vielzahl unterschiedlicher 
Standorte. Zudem sollten „länderübergreifende, 
neutrale Landessortenversuche nach dem Anbau-
gebietskonzept und deren Auswertung auf Basis 
defi nierter Boden-Klima-Räume“ stattfi nden.37 Die 
Berücksichtigung klimarelevanter Fragestellungen 
kann kontinuierlich und sofort beginnen. Zusam-
men mit den Bodendauerbeobachtungsfl ächen 
des LBEG gibt es in Niedersachsen ein umfang-
reiches Datenpotenzial, was weiter im Bestand 
gepfl egt und speziell hinsichtlich klimarelevanter 
Fragestellungen zu pfl egen ist. 

Konkret werden folgende Vorschläge gemacht: 

• Weiterentwicklung eines klimaangepassten 
Nährstoffmanagements mit Hilfe von Prognose- 
und Berechnungsmodellen für die Düngung, 
N

min
-Untersuchungen, Aufbereitungs- und Aus-

bringungsverfahren von Gülle- und Gärresten
• Fortführung und Verbesserung von Prognose-

modellen wie z. B. das Informationssystem In-
tegrierte Pfl anzenproduktion (ISIP). Dazu gehört 
der kontinuierliche Ausbau des Monitorings auf 
den Anbaufl ächen zur Feststellung von Verän-
derungen im Artenspektrum. 

• Zur Optimierung der kleinräumigen Frostprog-
nose für den Obstbau sollte ein fl ächendecken-
des Netz moderner Wetterstationen installiert 
werden, deren Stationen übers Internet in 
Echtzeit vernetzt werden. 

• Die Verbesserung und die Zugänglichkeit der 
Daten/ des Wissens über Ausmaß, Geschwin-
digkeit und Unsicherheiten des Klimawandels 
mit seinen einzelnen für die Landwirtschaft re-
levanten Klimaparametern in den unterschied-
lichen Regionen u.a. auf der Basis von Geoin-
formationssystemen sind staatliche Aufgaben 
(s. Kap. 5.7 und 5.17). Dem Land stehen hierzu 
verschiedenen Instrumente zur Verfügung, wie 
z. B. das Versuchswesen der LWK Niedersach-
sen mit den landesweit erfassten Wetterdaten, 
dem Testbetriebsnetz , dem Niedersächsischen 
Bodeninformationssystems (NIBIS) und der 
Boden-Dauerbeobachtung.

• Einsatz weniger Wasser verbrauchender Feld-
früchte, Wasser sparende Bewirtschaftung und 
Beregnung - Versuchswesen und Beratung

• Im Sinne eines optimierten Bodenwasserhaus-
halts sind vorhandene Entwässerungssysteme 
hinsichtlich ihrer Funktion und Zielsetzung 
zu überprüfen und ggf. anzupassen, um den 
Beregnungsbedarf zu minimieren.

Steuerungs- und Förderprogramme 

Staatliches Engagement orientiert sich an den 
größten klimabedingten Problemen. Konkret vor-
geschlagen werden deshalb Maßnahmen zur Ver-
besserung der Potenziale zur landwirtschaftlichen 
Grundwassernutzung in besonders betroffenen 
Regionen. Die Voraussetzungen für eine nachhalti-
ge Wasser- und Grundwasserbewirtschaftung sind 
hier zu optimieren. Hierzu wurden und werden 
in den Projekten „Klimafolgenanpassung in der 
Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttin-
gen“38, „No Regret – Genug Wasser für die Land-
wirtschaft“, „Aquarius - dem Wasser kluge Wege 

36 Siehe dazu: Klimawandel Unterweser, Leittext „Anpassung an den Klimawandel“ für Auszubildende im Ausbildungsberuf Landwirt/ Land-
wirtin (Projekttabelle im Anhang).
37 Verband der Landwirtschaftskammern: „Klimawandel und Landwirtschaft – Anpassungsstrategien im Bereich Pfl anzenbau“, 2010 Fachin-
formationen.



69

ebnen“ wie auch in dem Projekt „Klimzug Nord: 
Strategische Anpassungsansätze zum Klimawandel 
in der Metropolregion Hamburg“ Maßnahmen 
erarbeitet:

• Die Förderung von Infrastrukturmaßnah-
men zum Wassermanagement (z. B. Be- und 
Entwässerung, Speicherung, Waldumbau etc.) 
in Zusammenarbeit mit Fachbehörden und 
Verbänden. 

• Die Förderung der regionsspezifi schen Koo-
perationen zwischen Landwirtschaft, Forst-
wirtschaft, Naturschutz, Wasserwirtschaft 
und Kommune (z. B. mit Hilfe von Kulturland-
schaftsverbänden)39.

• Anpassung der Agrarstruktur zur Verbesse-
rung einer nachhaltigen Grundwassernutzung 
und zur Erhöhung der Beregnungseffi zienz 
in besonders vom Klimawandel betroffenen 
Regionen. Dabei sollen die agrarstrukturellen 
Rahmenbedingungen und damit die Kulturland-
schaft klimawandelorientiert unter Berücksich-
tigung aller Ökosystemfunktionen wie auch des 
Vorrangs der Trinkwasserversorgung weiterent-
wickelt werden. 

• Eine Ausweitung der Beregnung sollte ins-
besondere in Regionen mit konkurrierenden 
Nutzungen und knappen Reserven einhergehen 
mit Maßnahmen zur Stützung des Wasserhaus-
halts. Zielsetzung sollte sein, die vermehrt im 
Winterhalbjahr ungenutzt abfl ießenden Nieder-
schläge und gereinigtes Abwasser (Klarwasser) 
zurückzuhalten und einer späteren Nutzung in 
der Vegetationsperiode zugänglich zu machen.  

• Bei der Wasser- und Grundwasserbewirtschaf-
tung kann auf das Instrument der Wasserent-
nahmegebühr (WEG) zurückgegriffen werden. 
Hierdurch ist auch eine Lenkungsfunktion 
für die Wassernutzung gegeben. Gleichzeitig 
könnten aus den Einnahmen bei entsprechen-
dem Nutzen für den Wasserhaushalt Maß-
nahmen, zum Beispiel für Wasserspeicherung 
und Grundwasserneubildung zweckgebunden 
gefördert werden. 

Datengrundlage und Forschung 
(s. a. Kap. 5.17)

Die Unterstützung von Forschungsaktivitäten 
orientiert sich an den größten klimabedingten 
Problemen. Konkret werden folgende Maßnahmen 
zur Umsetzung oder Fortführung vorgeschlagen:

• Die Datenlage zur Optimierung der Grundwas-
sernutzung ist zu verbessern. 

 LBEG, NLWKN, NW-FVA, LWK Niedersachsen 
und die Beregnungsverbände können ihren 
Beitrag dazu liefern.  

• Der Beregnungsbedarf in der Landwirtschaft 
muss quantifi ziert und bewertet werden. Ins-
besondere die Organisation der Wassernutzer 
(Fachverband Feldberegnung, Dachverbände) 
sowie die LWK Niedersachsen können hier 
zuarbeiten. Dazu sollen die tatsächlichen Bereg-
nungsmengen erfasst werden, um den zusätzli-
chen Bedarf ermitteln zu können. 

• In einer landesweiten Betrachtung der dränier-
ten Flächen ist zu bilanzieren, wo und in wel-
chem Umfang der Bodenwasserhaushalt durch 
intelligentes Dränmanagement sowie Rückbau 
oder Ausbau von Entwässerungseinrichtungen 
verbessert werden kann.

• Dort, wo aufgrund der Topografi e und Flä-
chennutzung eine gezielte Versickerung von 
Hochwässern möglich erscheint, sollten ent-
sprechende Maßnahmen initiiert werden (z.B.: 
Pilotprojekt Wulbeck).

• In Regionen mit gegenwärtiger oder zukünftig 
größerer Abhängigkeit von Beregnungsmaß-
nahmen müssen die Potenziale zur Grundwas-
sernutzung projiziert werden. Diese Maßnahme 
ist von LBEG, NLWKN, NW-FVA und LWK 
Niedersachsen zu übernehmen.

• Erweiterung, Test und Einführung standortspe-
zifi scher Verfahren zur Beregnungssteuerung 
auf Grundlage von Klima- und Bodendaten. 
Einrichtung eines landesweiten Informations-
dienstes zur vegetationsbegleitenden Bereitstel-
lung aktueller Beregnungsbedarfsdaten. Diese 
Maßnahme ist von LBEG und LWK Niedersach-
sen zu übernehmen.

• Die Erprobung neuer wasser- und energiespa-
render Bewässerungssysteme auf entsprechen-
den Versuchsfeldern mithilfe der LWK Nieders-
achsen und Fachfi rmen unter Berücksichtigung 
vorhandener Ergebnisse.

• Fortführung von Versuchen zur Humusanreiche-
rung mit Biomasse(-produkten) strukturschwa-
cher Böden zur Erhöhung der Wasser- und 
Nährstoffverfügbarkeit und C-Sequestration 
auf Versuchsfeldern der LWK mit Forschungs-
partnern und von Versuchen zu weiteren 
Anpassungsoptionen (Sorten- und Düngungs-
versuche, Bodenbearbeitung) (Zurzeit u. a. in 
KLIMZUG-NORD laufende Versuchsanstellun-
gen, LWK, LEUPHANA, TU HH).

38 Kapitel „Wasserwirtschaftliche Anpassungsstrategien im Grundwasserkörper Fuhse-Wietze vor dem Hintergrund des Klimawandels“, Regio-
nales Management von Klimafolgen in der Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg (2008-2011) 
www.klimafolgenmanagement.de.
39 Während der Projektlaufzeit von KLIMZUG–NORD wurde der Kulturlandschaftsverband Obere Wipperau gegründet, ein Wasser- und 
Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes, mit Sitz in Uelzen. Mit Vertretern aus Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft, 
Forschung, Naturschutz und Politik werden in einem Arbeitspaket in KLIMZUG-NORD die für dieses Gebiet erarbeiteten Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel erprobt.
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• Versuche mit weniger Wasser verbrauchen-
den Feldfrüchten, sowie zur Quantifi zierung 
des Wasserverbrauchs der Kulturpfl anzen bei 
erhöhter CO

2
 Konzentration der Atmosphäre 

(Zurzeit bspw. UNI Göttingen).
• Wasserverbrauch von Energiepfl anzen und 

-plantagen (zurzeit bspw. BEST, Uni Göttingen).

Tierproduktion 

Die Tierproduktion ist durch Schutz vor Krankhei-
ten durch verbesserte Diagnose, Vorbeugung und 
Bekämpfung von Tierseuchen abzusichern. Erfor-
dernisse des Tierschutzes sind entsprechend den 
klimatischen Veränderungen weiterzuentwickeln: 
• Durchführung von Forschungs- und Entwick-

lungsarbeiten zur Verbesserung des Verständ-
nisses der Biologie von neuartigen Erregern, 
Vektoren und Wirten, die sich durch den Klima-
wandel hier festsetzen. Akteure sind dabei u.a. 
Universitäten und Hochschulen sowie Bundes-
forschungsanstalten. 

• Durch die neuen Krankheitserreger wird es 
u. U. notwendig, neue Medikamente bzw. 
alternative Behandlungsmethoden und Thera-
piemaßnahmen zu entwickeln und einzuführen 
(Akteure s. o.). 

• Die gute fachliche Praxis beim Lebendtiertrans-
port40 ist an die Bedingungen des Klimawandels 
anzupassen.

Die Tierproduktion muss außerdem in den Berei-
chen Management, Haltung und Züchtung auf 
die erwarteten Klimaänderungen reagieren. Dazu 
müssen Wirkungspfade und Empfi ndlichkeiten 
bekannt sein.
• Durchführung von Forschungs- und Entwick-

lungsarbeiten zur Verbesserung des Verständ-
nisses der Zusammenhänge zwischen klima-
tischen Bedingungen, Leistung und Fitness. 
Akteure sind dabei Universitäten und Hoch-
schulen sowie Bundesforschungsanstalten.

• Wissenstransfer in die Beratung und auf die 
Betriebe. Akteure sind erneut die Hochschu-
len zusammen mit LWK, Beratungsringen und 
Verbänden.

• berprüfung und Weiterentwicklung von Leis-
tungsstandards und Zuchtzielen unter neuen 
Klimabedingungen. Akteure sind dabei u.a. 
Hochschulen und Verbände. 

Auf Anpassungsmaßnahmen zu Ackerfutter 
und Grünlandwirtschaft wird hier nicht spezi-
ell eingegangen. Für sie gelten weitgehend die 
Ausführungen zur Pfl anzenproduktion. Außer-
dem sind spezielle Maßnahmen zur Grünland-
bewirtschaftung und -pfl ege wegen der hohen 

Kohlenstoffspeicherfunktion des Grünlands den 
Klimaschutzmaßnahmen zugeordnet worden (vgl. 
hierzu „Empfehlung für eine niedersächsische 
Klimaschutzstrategie der Regierungskommission 
Klimaschutz“, Kap V, Landwirtschaft und Erhalt 
organische Böden, Maßnahme 6, 2012). 

Anpassungscheck gesetzlicher Regelungen 

Ermöglichen die rechtlichen Instrumente für die 
landwirtschaftliche Bodennutzung wie das Boden-, 
Natur- , Gewässerschutz-, Düngemittel- und Pfl an-
zenschutzrecht sowie das Tierschutzrecht einen 
effektiven Anpassungsprozess an den Klimawan-
del, so dass die Klimarisiken für die Landwirtschaft 
gemindert und die Chancen genutzt werden 
können? Und sind sie gleichzeitig geeignet, bei 
einem anpassungsnotwenigen Verhalten der 
Landwirtschaft die Widerstandskraft der landwirt-
schaftlichen Ökosysteme zu schützen oder sogar 
zu stärken und in der Nutztierhaltung Tierschutz 
und Tierwohl weiterzuentwickeln? In diesem Zu-
sammenhang sei verwiesen auf die Beschreibung 
der direkten Klimafolgen für die Landwirtschaft (s. 
Kap. 5.3.2).
 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die 
diversen gesetzlichen Regelungen den vermehr-
ten Anforderungen hinsichtlich des Klimawandels 
gewachsen sein werden. 

• Ein besonderer Schwerpunkt wird in der 
Prüfung wasserrechtlicher Grundlagen gese-
hen, in denen verstärkt wasserwirtschaftliche 
Planungen und wasserrechtliche Festlegungen 
sowie Nutzungsrechte für geeignetes Wasser 
von Oberfl ächengewässern und Grundwasser-
leitern berücksichtigt werden. Hierfür stehen 
dem Land die entsprechenden Institutionen wie 
NLWKN, LBEG, NW-FVA und LWK Niedersach-
sen mit ihrem Fachwissen und Ergebnisse aus 
laufenden und abgeschlossenen Forschungs-
vorhaben zur Klimaanpassung zur Verfügung. 
Diese Maßnahmen sollten entsprechend des 
Bedarfs kurzfristig umsetzbar sein. 

Die Bedeutung der Versicherungen im Anpas-
sungsprozess prüfen

Neben den schleichenden Klimaänderungen von 
Jahr zu Jahr spielen für die Landwirtschaft die 
Wetterextreme eine große Rolle. Von Bedeutung 
ist hier die Zunahme der Wahrscheinlichkeit von 
Hitzeextremen und Trockenperioden. Aber auch 
Extremwetterereignisse wie Hagel, Starkregen, 
Sturm und Frost können den Ernteertrag drastisch 

40 Klimawandel und Landwirtschaft – Positionspapier mit Strategien zur Anpassung und zum Klimaschutz im Bereich Tierhaltung. Verband der 
Landwirtschaftskammern, Stand 12.09.2011 (abgestimmter Entwurf). 
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schmälern. Sich auf diese zunehmende Klimava-
riabilität einzustellen, ist für die Landwirtschaft 
sehr viel schwieriger. Hier können in Zukunft 
Elementarversicherungen für die Landwirtschaft an 
Bedeutung gewinnen. 

Während das Hagelrisiko in Deutschland derzeit 
schon in breitem Maße privatwirtschaftlich über 
die Hagelversicherung abgedeckt wird, besteht 
dagegen für andere Wettergefahren nur be-
grenzter Versicherungsschutz. In nennenswertem 
Umfang werden erweiterte Versicherungspolicen 
z. Zt. nur für Bioenergiepfl anzen angeboten. Hier 
besteht zusätzlich zum Hagelschutz eine Deckung 
für Sturm- und Starkregenschäden. Zwei Versiche-
rungsunternehmen bieten zusätzlich erweiterte 
Gefahrendeckungen bzw. Erweiterungsbausteine 
für alle landwirtschaftlichen Hauptkulturen an, je-
doch nur mit geringem Gesamtanteil in Bezug auf 
die Gesamtproduktionsfl ächen Deutschlands.

• Die Landesregierung sollte vor dem Hintergrund 
des Klimawandels prüfen, ob sich durch die 
Einführung einer Elementarversicherung die 
Anpassungsvoraussetzungen für die Land-
wirtschaft verbessern und ob ggf. die dafür 
notwendigen Voraussetzungen für eine solche 
Einführung gegeben sind. 



72

5.4 Fischerei

5.4.1 Sektorbeschreibung

Hochsee- und Küstenfi scherei

Die niedersächsische Seefi scherei hat ihren 
wirtschaftlichen Schwerpunkt in der Nordsee.41 
Die Fischereifl otte umfasst rund 150 Schiffe, die 
Nordseegarnelenfi scherei hat mit über 120 Kuttern 
daran den größten Anteil. Fünf Kutter werden 
in der Muschelfi scherei eingesetzt. Der Umsatz 
der Kleinen Hochsee- und Küstenfi scherei betrug 
2010 knapp 50 Millionen Euro, hinzu kommt der 
Umsatz eines Betriebes mit drei Fahrzeugen der 
Großen Hochseefi scherei. Auf den niedersäch-
sischen Fischereischiffen arbeiten derzeit rund 
500 Menschen, eine weitaus größere Anzahl ist 
allerdings in der Fischwirtschaft mit Fisch verar-
beitenden Gewerbebetrieben, Fischgroßhandel 
und -einzelhandel sowie Gastronomie tätig. In 
den strukturschwachen Küstenregionen hat die 
Fischerei deshalb eine große wirtschaftliche Be-
deutung. Die Basis der deutschen Fischwirtschaft 
bildet jedoch importierte Rohware. 88 Prozent 
(1,9 Millionen Tonnen) der in Deutschland nach-
gefragten Fische und Fischereierzeugnisse werden 
durch Importe gedeckt. Der Anteil der deutschen 
See- und Binnenfi scherei inklusive Aquakultur lag 
2010 mit rund 0,27 Millionen Tonnen dementspre-

chend bei 12 Prozent. Die Fischerei ist traditionell 
in die Wirtschafts- und Lebensweise der Regionen 
eingebunden, insbesondere profi tieren Fischerei 
und die an der Küste bedeutende Tourismusbran-
che voneinander. 

Die Nordsee unterliegt im Küstenbereich sowie in 
der Ausschließlichen Wirtschaftszone einer intensi-
ven Nutzung. Hierzu gehören neben der Fischerei, 
der Schifffahrt, Pipelines und dem Sand- und Kies-
abbau zunehmend auch Offshore-Windkraftanla-
gen mit entsprechenden Kabeltrassen. Derzeit sind 
25 Windparks in der Nordsee genehmigt sowie 
50 im Genehmigungsverfahren.42 In den Offshore-
windparks darf voraussichtlich nicht gefi scht wer-
den. Welche Auswirkungen die Offshore-Anlagen 
auf die Fischfauna haben, ist umstritten.

Binnenfi scherei

Die Bezeichnung Binnenfi scherei umfasst alle 
fi schereilichen Aktivitäten in natürlichen und 
künstlichen Gewässern sowie technische An-
lagen zur Fischhaltung. In Niedersachsen zählt 
dieser Wirtschaftszweig rund 80 Haupt- und 
2370 Neben- und Zuerwerbsbetriebe. Der Umsatz 
betrug in 2009 etwa 30 Millionen Euro, wobei 
die Aquakultur – insbesondere die Forellen- und 
Aalzucht – daran den größten Anteil hat. Die er-
werbsmäßige Seen- und Flussfi scherei erwirtschaf-
tet in Niedersachsen mit geschätzt 0,5 Millionen 
Euro nur relativ geringe Erlöse. Knapp ein Drittel 
der Wasserfl äche Niedersachsens wird fi schereilich 
genutzt. Zu berücksichtigen sind auch die knapp 
140.000 Mitglieder von Angelvereinen in Nieder-
sachsen und zahlreiche Touristen, die an nieder-
sächsischen Flüssen und Seen angeln.

5.4.2 Auswirkungen des Klimawandels

Die Nordsee – ein komplexes Ökosystem

Die Nordsee ist ein fl aches Randmeer des Atlanti-
schen Ozeans. Es ist ein offenes System, welches 
sich nach Nordwesten zwischen den Shetland-
Inseln und Norwegen und im Südwesten durch 
den Ärmelkanal dem Nordost-Atlantik öffnet. Die 
Einfl üsse des Klimawandels auf die Fischvorkom-
men müssen vor dem Hintergrund der natürlichen 
Schwankungen und der anderen anthropogenen 
Einfl üsse – Fischerei, Habitatverluste, Verschmut-
zungen und veränderte Meeresnutzungen – be-
urteilt werden. Da die zukünftige Entwicklung bei 
den meisten Faktoren sehr komplex und auch de-
ren Zusammenwirken nur unzureichend bekannt 
ist, sind insgesamt Prognosen über die zukünftige 
Entwicklung von Fischbeständen extrem schwierig 

41 Die Entwicklung von Anpassungsstrategien beschränkt sich daher auf dieses Seegebiet.
42 www.offshore-wind.de

Abb. 28 Schematische Darstellung der wichtigsten Wirkungen des Klimawandels auf die 
Meere (UBA 2009)
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und ungenau. Aufgrund des Klimawandels sind 
neben einer Erwärmung auch Änderungen im 
Strömungssystem, eine Versauerung der Meere 
und ein Anstieg des Meeresspiegels zu erwarten. 
Alle Faktoren können sich auf Reproduktion, 
Wachstum und Sterblichkeit von Fischen, Krebsen 
und Weichtieren und auf das Ökosystem ins-
gesamt auswirken. Zumindest in der deutschen 
Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) und in 
den Küstengewässern ist ein Trend zu höheren 
Temperaturen erkennbar, insbesondere in den 
Sommermonaten. 

Sollte sich dieser Trend fortsetzen, wären folgende 
Szenarien möglich:

• Arealverschiebungen im Meer
 Durch die Temperaturveränderung könnten 

Werte erreicht werden, die außerhalb der 
ökologischen Präferenz von Arten wie dem 
Kabeljau liegen. Hierdurch ergeben sich Ver-
änderungen in der Verteilung der Arten. Beim 
Kabeljau in der Nordsee haben Auswertungen 
von Daten, vor allem des International Bottom 
Travel Survey (IBTS), gezeigt, dass in der mittle-
ren Verteilung eine Verschiebung nach Norden 
hin erfolgt ist. Eine Hypothese für die Verschie-
bung ist die Erwärmung der Nordsee, aber auch 
der Rückgang des Kabeljau-Bestands könnte 
eine Rolle für die Verschiebung spielen. Ob der 
Klimawandel Auswirkungen auf die Nordsee-
krabbenbestände und die Miesmuschelbestän-
de hat, lässt sich derzeit nicht abschätzen.

• Die Temperaturerhöhung, insbesondere das 
Fehlen der kalten Eiswinter, ermöglicht Arten 
die Einwanderung, deren Temperaturpräferenz 
vorher in südlicheren Meeresgebieten lag. Die 
Streifenbarbe entwickelte sich seit Beginn die-
ses Jahrhunderts zu einer Handelsart der Nord-
see: Ihre Fangmenge stieg von 10 Tonnen im 
Jahr 1985 auf 700 Tonnen im Jahr 2005. Süd-
lich von Helgoland kommen bereits regelmäßig 
laichreife Sardellen vor. Durch die verstärkte 
Einwanderung kann es zu einer Verdrängung 
der „heimischen“ Arten, aber auch zu einer 
Koexistenz kommen. Diese Entwicklung lässt 
sich zum Beispiel an der Verbreitung der Pazifi -
schen Auster im Wattenmeer beobachten. Der 
Klimawandel kann durchaus eine Chance für 
die Fischerei darstellen. Allerdings ist noch nicht 
einschätzbar, ob hieraus eine ökonomische 
Kompensation für die zurückgehenden Kabel-
jaufänge resultiert. Die veränderten Umweltbe-
dingungen könnten überdies exotische Krank-
heitserreger und Parasiten begünstigen.

• Veränderung des Planktons
 Bei einer Erwärmung des Meerwassers könnten 

sich die Artenzusammensetzung innerhalb des 
Planktons ändern und sich die Phytoplank-
tonblüten jahreszeitlich nach vorne verlagern. 
Sofern sich die vom Phytoplankton lebende 
Fauna dem nicht anpassen kann, kann es zu 

einem Auseinanderreißen des Nahrungsnetzes 
kommen und die in der Nahrungskette höher 
stehenden Organismen werden aus diesem 
Gebiet entweder auswandern oder aussterben.

• Zunahme von Stürmen
 Die Fischerei könnte durch die Zunahme von 

Starkwindlagen beeinfl usst werden. Grabe-
mann und Weisse (2008) diagnostizieren eine 
Zunahme extremer Seeganghöhen in der Deut-
schen Bucht um etwa 5 bis 10 Prozent (15 bis 
46 cm) zum Ende des 21. Jahrhunderts. In der 
offenen Nordsee weichen die Details der Ergeb-
nisse der einzelnen Experimente jedoch zum Teil 
erheblich voneinander ab, so dass die mit den 
Projektionen verbundenen Unsicherheiten sehr 
hoch sind. Die Untersuchung ergab außerdem, 
dass die beschriebene Erhöhung der extremen 
Seegangshöhen im Wesentlichen durch eine 
Zunahme in der Anzahl von Extremereignissen 
verursacht wird, während längere Andauer und 
höhere Intensität nur eine geringe Rolle spielen.

Binnenfi scherei

Bezüglich Art und Ausmaß des zu erwartenden 
Klimawandels in Niedersachsen wird es zu erhebli-
chen regionalen Unterschieden kommen, da zum 
Beispiel Klimaveränderungen an der Küste deutlich 
anders ausfallen werden als etwa im kontinental 
geprägten Südostniedersachsen (s. Kap. 4). Dies 
trifft auch auf die damit verbundenen Auswirkun-
gen auf die Aquakultur und die Fluss- und Seen-
fi scherei zu. 

Aquakultur

Soweit die Forellenteichwirtschaften maßgeblich 
von einer ausreichenden Wasserversorgung aus 
Oberfl ächengewässern abhängig sind, ist zukünf-
tig mit gesteigerten Betriebskosten durch zusätz-
lichen oder verlängerten Einsatz von technischen 
Belüftungseinrichtungen zu rechnen, wenn 
Sauerstoffmangelsituationen infolge geringen 
Zulaufs oder hoher Wassertemperaturen ausgegli-
chen werden müssen. Darüber hinaus wachsen die 
Fische bei längerfristig über das physiologische Op-
timum erhöhten Wassertemperaturen langsamer 
(Minderproduktion). 

Für die Karpfenteichwirtschaften ist grundsätz-
lich von verbesserten Produktionsbedingungen 
auszugehen, da höhere Wassertemperaturen und 
eine längere Vegetationsperiode das Wachstum 
der Fische begünstigen. Möglicherweise können 
aufgrund einer erhöhten Verdunstung von großen 
Teichfl ächen jedoch auch regional Probleme 
bezüglich einer ausreichenden Wasserversorgung 
auftreten, insbesondere wenn die Teichanlagen 
aus kleinen Zuläufen gespeist werden. 
Für die vielfach an Fließgewässern beziehungswei-
se in deren potenziellen Überschwemmungsgebie-
ten liegenden traditionellen Forellen- und Karpfen-
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teichwirtschaften besteht zukünftig ein erhöhtes 
Risiko wie die Zerstörung der Infrastruktur oder 
Abschwemmung des Fischbestandes durch die 
projizierte Zunahme von Hochwasserereignissen, 
insbesondere Extremhochwässern. 

Die Auswirkungen des Klimawandels auf Kreis-
laufanlagen lassen sich nicht abschätzen. Kreis-
laufanlagen arbeiten mit einem von natürlichen 
Gewässern unabhängigen Wasserkreislauf. Auch 
hier können möglicherweise im Einzelfall erhöhte 
Produktionskosten durch zusätzliche Belüftung 
und Kühlung entstehen. 

Fluss- und Seenfi scherei

Für die Fluss- und Seenfi scherei in den großen 
Flussläufen und natürlichen Flachseen besteht 
ein höheres Risiko von Fischsterben durch hohe 
Wassertemperaturen und daraus resultierendem 
Sauerstoffmangel. In den großen Flachseen kann 
es außerdem während der Niedrigwasserphasen 
im Hochsommer infolge erhöhter Verdunstung zu 
weiteren Einschränkungen der Befi schbarkeit in 
Randbereichen und einer beschleunigten Verlan-
dung von Uferbereichen als Aufwuchsgebiete für 
Jungfi sche kommen.

Darüber hinaus gibt es hinsichtlich der Bestand-
sentwicklung beim Aal (Anguilla anguilla) als 
umsatzstärksten Fisch der Fluss- und Seenfi scherei 
deutliche Hinweise auf eine mögliche Abhängig-
keit von der Klimaentwicklung, da die Nordat-
lantische Oszillation (NAO) offenbar sowohl die 
Rekrutierung der Glasaale in den Flussmündun-
gen über die Strömungsverhältnisse als auch die 
Blankaalabwanderung über die Niederschlagsent-
wicklung beeinfl usst. Als Nordatlantische Oszilla-
tion wird die Schwankung des Druckverhältnisses 
zwischen Islandtief und Azorenhoch bezeichnet. 
Momentan zeigt sich ein Trend zu mehr Jahren 
mit einem positiven NAO-Index, die in Nordeuropa 
zwar mit erhöhter Blankaalabwanderung jedoch 
auch mit einem verringerten Glasaalaufkommen 
verbunden sind.

Angelfi scherei

Für die angelfi schereiliche Nutzung wirkt sich der 
Klimawandel insoweit nachteilig aus, als dass 
sinkende fi schereiliche Erträge in Salmonidenge-
wässern, sowie eine Verkürzung von Salmoniden-
regionen zugunsten von Karpfenfi schregionen in 
den Tiefl andgewässern sowie damit einhergehen-
de Wertverluste von Fischereirechten zu erwarten 
sind. In zahlreichen kleinen angelfi schereilich ge-
nutzten Stillgewässern ist darüber hinaus aufgrund 
höherer Wassertemperaturen, teilweise verbunden 
mit absinkenden Wasserspiegeln zukünftig mit 
einer Zunahme von sommerlichen Fischsterben zu 
rechnen. 

Fischartenschutz

Vom Klimawandel werden einzelne Fischarten, ins-
besondere Salmonide wie Äsche oder Bachforelle, 
vielfach auch ganze Fischbestände oder Arten-
gemeinschaften negativ betroffen sein. In som-
merkühlen Fließgewässern können eine niedrige 
Wasserführung in Verbindung mit hohen Wasser-
temperaturen bei Salmoniden zu physiologischem 
Stress, Verschiebung von Wander-und Laichzeiten 
und Abwanderung von gewässerspezifi schen Ar-
ten führen. Indirekte Wirkungen ergeben sich aus 
einer erhöhten Anfälligkeit gegenüber Krankheiten 
und Parasiten. In den großen Flachseen kann infol-
ge erhöhter Verdunstung die Fischerei in Randbe-
reichen eingeschränkt sein und es zur beschleu-
nigten Verlandung von Uferbereichen kommen. 
Kleinen Gewässern wie Auengewässern droht eine 
häufi gere Austrocknung und Verlandung.

Durch erhöhte Nährstoff- und Schadstoffeinträge 
infolge einer Zunahme von Starkregenereignissen 
sind ebenfalls Beeinträchtigungen von Fischbestän-
den in Fließgewässern zu erwarten. Schadstoffein-
träge sind auch als Folge von extremen Hochwas-
serereignissen möglich, etwa durch Umlagerung 
kontaminierter Sedimente, häufi gere Überlastung 
von Mischkanalisationen, insbesondere in inner-
städtischen Bereichen oder Überfl utungen von 
Industrie- und Kläranlagen sowie privaten Heizöl-
tanks.

5.4.3 Handlungsziele

Verbesserung des Wissensstands

Die Fischereipolitik ist stärker als bisher auf ver-
lässliche und kurzfristig verfügbare Informationen 
angewiesen, um ein erfolgreiches Bestandsma-
nagement und damit eine nachhaltige Fischerei 
zu ermöglichen. Die Fischereiforschung hat das 
Problem, dass ihre Bestandsprognosen durch den 
Faktor Klimawandel noch schwieriger werden und 
mit noch größeren Unsicherheiten behaftet sind. 
Die Forschung muss daher intensiviert werden und 
sich verstärkt den Anpassungserfordernissen der 
Fischerei zuwenden. 

Schutz und Pfl ege von Lebensräumen

Der Schutz des Lebensraums Nordsee ist ein 
wichtiges Ziel, um die Reproduktionsfähigkeit der 
kommerziellen genutzten Fischpopulationen zu 
verbessern und die Pufferfähigkeit gegen mögliche 
Klimaänderungen zu erhöhen. Genetisch vielfäl-
tige Populationen und artenreiche Ökosysteme 
haben ein größeres Potenzial, sich dem Klimawan-
del anzupassen. Gesunde Bestände mit großer 
Population von Fischlarven können zudem besser 
auf Populationsverschiebungen und Veränderun-
gen der Ökosystemstrukturen reagieren. Bei durch 
Überfi schung stark verkleinerten Beständen wird 
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die für den Bestandserhalt erforderliche Min-
destzahl an reproduktionsfähigen Tieren leichter 
unterschritten.

Die EG-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, die seit 
dem 15. Juli 2008 europäisches Recht ist, hat zum 
Ziel, durch einen integrativen Politikansatz eine 
nachhaltige Nutzung der europäischen Meere zu 
fördern, die Meeresökosysteme zu schützen und 
zu erhalten und so bis zum Jahr 2020 einen guten 
Meereszustand zu erreichen. Die Mitgliedstaaten 
sind gehalten, für ihre Meeresgewässer nationale 
Aktionspläne zu entwickeln, um die Umweltziele 
und das Gesamtziel des guten Meereszustands mit 
geeigneten Maßnahmenprogrammen zu errei-
chen.

Mit der Nationalen Strategie zur nachhaltigen 
Nutzung und zum Schutz der Meere (Nationale 
Meeresstrategie) hat sich die Bundesregierung das 
Ziel gesetzt, bis 2020 einen guten Zustand der 
Meeresumwelt in Nord- und Ostsee zu bewahren 
oder zu erzielen. Das Land Niedersachsen arbeitet 
zur Umsetzung meeresschutzrelevanter Fragen 
am Bund-/Länder-Ausschuss Nord- und Ostsee 
(BLANO) und der Arbeitsgemeinschaft Bund-/Län-
der-Messprogramm (ARGE BLMP) mit. 

Der Niedersächsische Landesbetrieb für Wasser-
wirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) und 
die Nationalparkverwaltung Niedersächsisches 
Wattenmeer untersuchen und überwachen lau-
fend die niedersächsischen Küstengewässer. Das 
Kontrollprogramm richtet sich nach den Anfor-
derungen der EG-Wasserrahmenrichtlinie, dem 
Natura 2000 Netzwerk sowie den Anforderungen 
aus dem Oslo-Paris Abkommen (OSPAR) und der 
Trilateralen Wattenmeerkooperation.

In den niedersächsischen Oberfl ächengewässern 
sollten sich Maßnahmen gegen die zu erwarten-
den negativen Folgen des Klimawandels insbe-
sondere auf die Erhaltung und Restaurierung von 
Lebensräumen konzentrieren. Hier ergeben sich 
Synergien mit dem Naturschutz (s. Kap. 5.6)

5.4.4 Maßnahmen

Verbesserung des Wissensstands

• Die Regierungskommission empfi ehlt der Lan-
desregierung, sich für eine Intensivierung der 
Forschung zum besseren Verständnis der Aus-
wirkungen des Klimawandels auf die Fischerei 
sowie zu möglichen Anpassungserfordernissen 
und -maßnahmen  wie z. B. die Erforschung 
neuer Fangtechniken in der See- und Binnenfi -
scherei einzusetzen, insbesondere am Johann 

Heinrich von Thünen-Institut – Bundesfor-
schungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und 
Fischerei (vTI).

• Ermittlung der Vulnerabilität der Fischbestände 
auf der Basis der Informationen der Wasserrah-
menrichtlinie und der klimabedingten Ände-
rung der Wasserdynamik und -qualität.

Schutz und Pfl ege von Lebensräumen

Hochsee- und Küstenfi scherei

• Fortführung der Arbeit des Landes Niedersach-
sen zur Umsetzung meeresschutzrelevanter 
Fragen im Bund-/ Länder-Ausschuss Nord- und 
Ostsee und der Arbeitsgemeinschaft Bund-/ 
Länder-Messprogramm sowie der Untersu-
chung und Überwachung der niedersächsischen 
Küstengewässer durch den Niedersächsischen 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- 
und Naturschutz und die Nationalparkverwal-
tung Niedersächsisches Wattenmeer

Binnenfi scherei 

• Zügige Umsetzung von Maßnahmen zur Verbes-
serung von Hydromorphologie (Gewässerrena-
turierung) und Durchgängigkeit im Zusammen-
hang mit der EG-Wasserrahmenrichtlinie43 und 
der EG-Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie44 durch 
Wasserwirtschaft- und Naturschutzverwaltung 
zum Erhalt gewässertypischer Fischbestände und 
zur Förderung der Wiederbesiedlung.

• Förderung der Wasserrückhaltung und Grund-
wasserneubildung (v.a. oberfl ächennahe Grund-
wasserleiter) im Einzugsgebiet durch Reaktivie-
rung der Gewässerauen, hydrologische Anbin-
dung von Altgewässern und Wiedervernässung 
von Mooren zur Vernetzung von Teillebensräu-
men und Wiederbesiedlungspotenzialen in Fluss-
landschaften sowie zur Dämpfung der Abfl uss-
ganglinien (Abfangen von Hochwasserspitzen, 
Erhöhung des Niedrigwasserabfl usses).

• Im Zusammenhang mit der Förderung der 
Wasserrückhaltung wären außerdem die Mög-
lichkeiten zu prüfen, inwieweit dort, wo neue 
Gewässer(landschaften) geschaffen werden 
diese auch zur Fischproduktion genutzt werden 
könnten. 

• Um das Aufheizen kleiner Fließgewässer wäh-
rend der Sommermonate zu begrenzen, sollte 
das natürliche Aufkommen von Ufergehölzen 
durch abgestimmte Gewässerunterhaltung 
sowie die Anlage von ausreichend breiten, nicht 
bewirtschafteten Uferrandstreifen erhalten und 
gefördert werden; wo erforderlich und möglich 
sollten außerdem Neuanpfl anzungen zur Ge-
wässerbeschattung vorgenommen werden. Zur 

43 RICHTLINIE 2000/60/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2000 (WRRL).
44 RICHTLINIE 92/43/EWG DES RATES vom 21. Mai 1992 (FFH-RL).
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Einrichtung ökologischer Flächen wie Uferrand-
streifen sind die Vorgaben der Gemeinsamen 
Agrarpolitik und der Wasserrahmenrichtlinie 
zu nutzen bzw. die Schaffung entsprechender 
rechtlicher Grundlagen dafür zu prüfen.

• An durch Kühlwassereinleitungen zusätzlich be-
lasteten Fließgewässern sind auf die natürlichen 
Lebensgemeinschaften abgestimmte Wärme-
lastpläne aufzustellen oder entsprechend zu 
modifi zieren (s. Kap. 5.1).

Nachhaltige Aquakultur

• Weiterentwicklung einer nachhaltigen Aquakul-
tur unter Berücksichtigung der Klimaänderung

• Verstärkte Nutzung des Grundwassers zur Was-
serversorgung von Forellenteichwirtschaften 
(teilweise in den Teichwirtschaften schon umge-
setzt). Hierbei muss ein Ausgleich zwischen den 
Interessen aller Grundwassernutzer und dem 
Ziel einer nachhaltigen Grundwasserbewirt-
schaftung herbeigeführt werden (s. Kap. 5.1).

5.5 Wald und Forstwirtschaft

5.5.1 Hintergrund

Eckdaten

Niedersachsens Wälder sind das Ergebnis einer kul-
turellen Aufbauleistung vieler Generationen. Unter 
dem Einfl uss des Menschen entstanden unter den 
stark differenzierten standörtlichen Bedingungen 
Niedersachsens sehr verschiedenartige Waldland-
schaften (Wald- und Forst-Ökosystemtypen) mit 
artenreichen Lebensgemeinschaften sowie großer 
Bedeutung für den Naturschutz, die Erholung und 
das Landschaftsbild. Niedersachsen weist heute 
mit rund 1,1 Millionen Hektar bundesweit die 
drittgrößte Waldfl äche nach Bayern und Baden-
Württemberg auf. Niedersachsens Kulturland-
schaft wird durch vielgestaltige Wälder auf etwa 
einem Viertel der Landesfl äche geprägt. Das ent-
spricht rund zehn Prozent der Bundeswaldfl äche. 
Die Waldfl äche nimmt weiterhin noch leicht zu.
Der überwiegende Anteil von knapp 60 Prozent 
der Waldfl äche ist Eigentum von rund 60.000 pri-
vaten Waldbesitzern oder Körperschaften. Knapp 
30 Prozent werden von der Anstalt Niedersäch-
sische Landesforsten, 5 Prozent vom Bund und 7 
Prozent der Waldfl äche von kommunalen Eigentü-
mern bewirtschaftet. 

Derzeit wachsen in Niedersachsen jährlich etwa 
zehn Millionen Kubikmeter Holz nach, von denen 
rund fünf Millionen Kubikmeter geerntet wer-
den. Mit einem Umsatz von 15 Milliarden Euro 
(2005) steht der niedersächsische Cluster „Forst 
und Holz“ bundesweit an vierter Stelle. Er ist ein 
von rund 10.000 klein- und mittelständischen 
Unternehmen geprägter Wirtschaftssektor mit etwa 
77.000 sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigten. 

Leistungen für das Gemeinwohl

Heute erfüllen die Wälder umfassende Gemein-
wohlleistungen. Die Waldgesetze des Bundes 
und der Länder sehen die Nutz-, Schutz- und 
Erholungsfunktion des Waldes als grundsätzlich 
gleichrangig nebeneinander an. Der waldrechtliche 
Rahmen für unsere Forstwirtschaft ist verlässlich 
und hat sich bewährt. 

Wälder sichern hochqualifi zierte Arbeitsplätze, 
dienen dem Boden-, Erosions-, Lärm- und Sicht-
schutz, sind grundsätzlich auch Trinkwasserliefe-
rant, Sauerstoffproduzent und für die Erhaltung 
der Biodiversität unersetzlich. Sie sind Oasen der 
Erholung und ideale Stätte einer Bildung für nach-
haltige Entwicklung (BNE). Sie entziehen der At-
mosphäre CO

2
 und speichern es in der zuwachsen-

den Biomasse und im Waldboden. Damit leisten 
sie einen bedeutenden Beitrag zum Klimaschutz. 
Trockenes Holz besteht zur Hälfte aus Kohlenstoff. 



77

Nach der Ernte bleibt Kohlenstoff in langlebigen 
Holzprodukten gespeichert und kann bei nachfol-
gender energetischer Nutzung zur Reduktion von 
Emissionen beitragen, die bei der Verbrennung 
fossiler Energieträger entstehen würden. Der nach-
wachsende Rohstoff Holz kann fossile Brennstoffe 
teilweise ersetzen und ihren Verbrauch strecken. 

Niedersächsische Wuchsregionen

Bedingt durch unterschiedliche naturräumliche 
und standörtliche Voraussetzungen sowie die 
Forstgeschichte haben sich Niedersachsens Wälder 
regional sehr differenziert entwickelt, was im Hin-
blick auf Anpassungsmaßnahmen an den Klima-
wandel zu berücksichtigen ist. Es lassen sich drei 
forstliche Wuchsregionen mit regional geprägten 
Waldstrukturen abgrenzen:

• das Westniedersächsische Tiefl and (Waldfl ä-
chenanteil 14 %),

• das Ostniedersächsische Tiefl and (Waldfl ächen-
anteil 40 %),

• und das Niedersächsische Bergland (Waldfl ä-
chenanteil 32 %).

Vorbelastungen

Im Mittelalter einsetzende massive Entwaldung, 
intensive Holz- und Streunutzung haben groß-
fl ächig den Humusabbau, die Auswaschung von 
Nährstoffen aus dem Oberboden und ihre Verlage-
rung in tiefere Bodenschichten begünstigt sowie 

die teilweise Überschichtung mit extrem nährstoff-
armem Flugsand verursacht.

Wälder erster Waldgeneration vor allem aus 
Wiederaufforstungen der jüngeren Zeit sind 
forsthistorisch bedingt in ihrer Bestandesstruktur 
und Baumartenausstattung oft noch wenig di-
versifi ziert. Aus Mangel an geeignetem Saat- und 
Pfl anzgut, aus Unwissen über die standörtlichen 
Möglichkeiten und die waldbaulichen Risiken 
oder – aus dem Zeitgeist des frühen 20. Jahrhun-
derts heraus – mit dem einseitigen Ziel der reinen 
Ertragssteigerung zur Deckung des gewachsenen 
Holzbedarfs wurden auch Baumarten an Standor-
ten eingebracht, die aus heutiger Sicht ungeeignet 
sind. Die Folgen nicht ökologisch ausgerichteten 
Waldbaus sind noch heute zu spüren, denn die 
Widerstandskraft standörtlich nicht angepasster 
Wälder gegen abiotische und biotische Schäden ist 
deutlich herabgesetzt. 

Regional verursachen überhöhte Wildbestände im-
mer noch Schäl- und Verbissschäden. Sie erschwe-
ren oder verhindern die Entwicklung von Laub- 
und Nadelholzmischbeständen und können einen 
negativen Einfl uss auf die Biodiversität haben.

Schädliche industriebedingte Immissionen bewirk-
ten starke zusätzliche Belastungen des Bodens 
durch unerwünschte Stickstoff- und Säureeinträge. 
Die Belastung der Wälder wird im Vergleich zu 
anderen Landnutzungsformen durch die auskäm-
mende Wirkung der Baumkronen zudem verstärkt. 

Abb. 29 Waldfl ächen- und Baumartengruppenanteile in Niedersachsen und seinen drei Wuchsregionen (Quelle: „Der Wald 
in Niedersachsen, Ergebnisse der Bundeswaldinventur II“, ML, 2004) 
* ALh: sonstige Laubbäume mit hoher Lebensdauer (Ahorn, Esche, Ulme, Hainbuche)
* ALn: sonstige Laubbäume mit niedriger Lebensdauer (Birke, Eberesche, Aspe, Pappel, Weide)
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Zwar sind die Säureeinträge aufgrund erfolgrei-
cher Maßnahmen zur Luftreinhaltung seit Ende 
der Achtzigerjahre signifi kant zurückgegangen, 
dennoch ist mehr als die Hälfte aller Waldböden 
durch Säuremengen, die teilweise bis in untere 
Bodenschichten vorgedrungen sind, erheblich 
vorbelastet. In Verbindung mit weiterhin zu hohen 
Stickstoffeinträgen übersteigen sie das Pufferver-
mögen und die kritischen Belastungsgrenzen (criti-
cal loads) der meisten Waldböden erheblich. Die in 
großem Umfang durchgeführten Schutzkalkungen 
haben den Zustand nur bedingt geändert, da sie 
nur der Kompensation der Säureeinträge dienten.

Daher ist die Widerstandskraft (Resilienz) der 
Waldökosysteme gegen durch den Klimawandel 
bewirkte zusätzliche Stressfaktoren insgesamt 
herabgesetzt.

5.5.2 Auswirkungen des Klimawandels

Der Klimawandel setzt die niedersächsischen 
Wälder zusätzlichen Risiken aus, die nachhaltig 
negative Auswirkungen auf alle Funktionen des 
Waldes haben können.

Allgemeine Wirkungszusammenhänge

Wasserdefi zit

Ein maßgeblicher Faktor für das Waldwachstum 
ist das pfl anzenverfügbare Wasser in der Vege-
tationszeit. Mit zunehmendem Wasserdefi zit im 

Boden können Vitalität, ökonomische Qualität und 
Produktivität der Bäume infolge von Trockenstress 
massiv beeinträchtigt werden und bis zum Abster-
ben führen. 

Die Baumarten haben physiologisch begründet 
unterschiedliche Ansprüche an die Wasserversor-
gung. Als besonders verwundbar gilt die häufi g 
fl ach wurzelnde Fichte (Picea abies), da sie nur 
einen geringen Anteil des im Boden gespeicherten 
Wassers nutzen kann (Abb. 30). Darüber hinaus 
ist sie bei Wasserstress äußerst durch den Bor-
kenkäfer gefährdet. Die Rotbuche nimmt heute 
innerhalb der Waldökosysteme Niedersachsens 
eine zentrale soziologische Stellung ein. Sie besitzt 
aufgrund ihrer Säuretoleranz eine weite ökologi-
sche Amplitude, wird jedoch auf sehr trockenen 
Standorten als labil eingestuft. Infolge des zu er-
wartenden sommerlichen Wassermangels wird ihre 
Konkurrenzkraft auf diesen Standorten vermutlich 
zurückgehen und sie hier voraussichtlich eine 
weniger bedeutende Rolle spielen. 

Wärmere und trockenere Sommer, mild-feuchte 
Winter

Schäden an Bäumen und Beständen haben oft 
mehrere Ursachen im Zusammenspiel von Wit-
terung und mehreren Insekten- und Pilzarten. 
Trockenheit und Sonneneinwirkung mit erhöhten 
Strahlungs- und Temperaturwerten können bei 
Waldbäumen komplexe Schädigungen, Vitalitäts-
schwäche, verfrühten Laubabfall und nachfolgen-

Abb. 30 Abschätzung des Anbaurisikos von Waldbaumarten in Niedersachsen auf Grundlage der klimatischen Wasserbilanz 
und des pfl anzenverfügbaren Wassers (nutzbare Feldkapazität) am Beispiel Fichte (Quelle: Niedersächsischer Waldzustands-
bericht, ML 2009)
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den Schädlingsbefall verursachen. Im ungünstigs-
ten Fall führen lange Trockenphasen vor allem bei 
jüngeren Bäumen zum Absterben. Die Verjüngung 
des Waldes durch Pfl anzung wird erschwert. In 
Dürre- und Hitzejahren ist durch Trockenstress 
auch die natürliche Abwehrkraft der Nadelbäume 
gegen Forstschädlinge wie Borkenkäfer deutlich 
herabgesetzt.

Warme und trockene Sommer begünstigen 
Massenvermehrungen wärmeliebender Käfer, 
blatt- und nadelfressender Schmetterlinge und 
Blattwespen, die bei ausbleibender Bekämpfung 
zu großfl ächigem Kahlfraß führen können. Das 
natürliche Artenspektrum kann sich zugunsten 
dieser Schädlinge und durch mögliche Arealerwei-
terungen fremdländischer Schadorganismen aus 
Südeuropa oder Asien verschieben. Warme und 
niederschlagsreiche Winter begünstigen bestands-
bedrohende Pilzerkrankungen, insbesondere wenn 
auf Perioden mit Wasserüberschuss (Starkregen) 
ausgeprägte Trockenphasen folgen. In den zu 
erwartenden milderen Wintern wird die Zahl der 
Frosttage abnehmen. Dies in Verbindung mit 
einer größeren Feuchte/ Nässe kann die Holzernte 
erschweren und birgt das Risiko von Befahrungs-
schäden an den Waldböden.

Verlängerte Vegetationszeiten – Spätfrost

Generell wirken sich längere Vegetationszeiten 
positiv auf das Wachstum der Bäume aus. Sie 
können aber in Verbindung mit höheren CO

2
-

Konzentrationen in der Luft und den weiterhin 
hohen Stickstoffeinträgen das Konkurrenzver-
halten der Bäume und das der anderen Pfl anzen 
deutlich verändern. Die Folgen dieser komplexen 
Wirkungen für die Strukturen und Funktionen der 
Waldökosysteme sind noch nicht absehbar. Durch 
den früheren Beginn der Vegetationsperiode 
erhöht sich darüber hinaus die Spätfrostgefahr, die 
das Wachstum wirtschaftlich wichtiger Baumarten 
wie Buche und Douglasie einschränken kann. Die 
Verlängerung der Vegetationszeit (höhere Transpi-
ration) in Verbindung mit geringeren Niederschlä-
gen kann gerade auf kritische Böden auch zu einer 
verringerten Grundwasserneubildung unter Wald 
führen.

Extremereignisse

In den vergangenen Jahrzehnten hatte Niedersach-
sens Forstwirtschaft wiederholt Auswirkungen 
schwerer Stürme zu bewältigen (Quimburga 1972, 
Wiebke 1990, Lothar 1999, Kyrill 2007). Bei einer 
wahrscheinlichen Zunahme der Sturmhäufi gkeit 
mit hohen Windgeschwindigkeiten und Turbu-
lenzen ist künftig mit steigenden Schäden durch 
Windwurf und -bruch zu rechnen. Betroffen sind 
vorrangig labile und strukturarme Nadelholzbe-
stände auf fl achgründigen Böden. Aber auch 
Laubholzbestände können betroffen sein. Verblei-

bende Bestände können aufgerissen und dadurch 
weiter geschwächt werden. Es kann in Fichten-
beständen verstärkt Borkenkäferbefall folgen, 
weil Sturmwürfe und -brüche viel bruttaugliches 
Material hinterlassen. Unplanmäßige Hiebe und 
Schadholzmassen nach Extremereignissen in 
Verbindung mit anschließendem Schädlingsbefall 
können Störungen des Holzmarktes verursachen 
und die Planungssicherheit und Wirtschaftlichkeit 
der Forstbetriebe gefährden. 

Risikoschwerpunkte in den Wuchsregionen

Westniedersächsisches Tiefl and

Die Belastungen insbesondere durch Einträge aus 
der Landwirtschaft sind in der Regel außerordent-
lich hoch. Aufgrund einer günstigen klimatischen 
Wasserbilanz ist in der Region das zusätzliche 
Risiko durch Wasserdefi zite überwiegend gering. 
Mit zunehmender Entfernung von der Küste sinkt 
die Humidität, so dass sich Gebiete mit künftig 
erhöhtem Risiko für trockenheitsanfällige Bau-
marten auf die südlichen Geestgebiete konzent-
rieren. Das Trockenheitsrisiko ist in den inselartig 
auftretenden kleinen Waldfl ächen, in denen die 
Verdunstung erhöht ist, besonders hoch. Aufgrund 
der Lage in Küstennähe sind die Wälder einer 
höheren ständigen Windbelastung ausgesetzt. Bei 
zunehmender Sturmhäufi gkeit kann die Region 
schwer betroffen werden. Angesichts der großen 
forstwirtschaftlichen und landeskulturellen Bedeu-
tung der Eichenbestände ist es unter veränderten 
Klimabedingungen besonders wichtig, die künftige 
Bestandesentwicklung forstschädlicher Schmet-
terlinge (Raupen der Eichenfraßgesellschaften) 
zu beobachten, die bei Massenvermehrungen 
zu schweren Blattverlusten bis hin zum Kahlfraß 
führen können. 

Ostniedersächsisches Tiefl and

Aufgrund der nacheiszeitlichen Entwicklung in hu-
midem Klima und Jahrhunderte währender Über-
nutzungen in der vorindustriellen Epoche sind die 
Waldböden in dieser Wuchsregion häufi g versau-
ert und an Nährstoffen verarmt. Auf Standorten 
mit Wassermangel besteht durchweg ein erhöhtes 
Risiko für den Anbau wenig klimaangepasster Bau-
marten, das sich weiter verschärfen wird. Gebiete 
mit besonders hohem Anbaurisiko für die Fichte 
zeichnen sich in den Räumen Hannover–Fuhrberg, 
Gifhorn–Wolfsburg und Lüchow–Dannenberg ab. 
Der heutige Baumartenanteil der Fichte von 13 
Prozent wird sich voraussichtlich deutlich verrin-
gern. Es bleibt zu prüfen, ob die für den Wald-
umbau favorisierte Buche die auf sie gesetzten 
Erwartungen unter veränderten Klimabedingun-
gen erfüllt oder ob andere Baumarten nicht besser 
geeignet sind. Mit der erwarteten Klimaänderung 
steigt das Risiko von Spätfrostschäden und Mas-
senvermehrungen durch Kieferngroßschädlinge 
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(Schmetterlings- und Blattwespenarten). Große 
Teile der Nadelwälder der Heide liegen im Wes-
ten des sich in Sachsen-Anhalt und Brandenburg 
fortsetzenden geschlossenen Waldbrand-Risikoge-
bietes. 

Niedersächsisches Bergland

Die für den risikoarmen Anbau der Fichte geeigne-
te Fläche wird sich wegen teilweisen Wasserman-
gels künftig auf Standorte mit hoher Wasserver-
fügbarkeit und hohen Niederschlagsmengen (Harz, 
niedersächsisches Bergland) reduzieren. Durch 
den überdurchschnittlich hohen Fichtenanteil 
im südniedersächsischen Bergland muss hier mit 
größeren Borkenkäferschäden und Schäden durch 
Extremereignisse (Trockenheits- und Hitzewellen, 
Stürme) gerechnet werden. 

Anfällig sind insbesondere die Fichtenbestände auf 
staunassen oder fl achgründigen Böden. Sie gelten 
daher als Frühwarnsysteme für trockenheitsbe-
dingte Stresserscheinungen in den Waldökosyste-
men und stehen unter intensiver wissenschaftli-
cher Beobachtung. Potenziell gefährdet sind auch 
Buchenbestände auf trockenen Standorten.

5.5.3 Handlungsziele

Sicherung aller Waldfunktionen durch aktive 
Waldentwicklung

Eine zielgerichtete Klimaanpassung im Wald er-
fordert gezielte Waldentwicklung im Rahmen der 
bewährten multifunktionalen Forstwirtschaft auf 
ökologischer Grundlage. Es ist davon auszugehen, 
dass die natürliche Anpassungsfähigkeit heutiger 
Wälder aufgrund der zu erwartenden Geschwin-
digkeit des Klimawandels allein nicht ausreichen 
wird, um die notwendige Anpassung sicherzu-
stellen. Hinzu kommt, dass die niedersächsischen 
Wälder kulturbetont sind und mit teilweise starken 
Vorbelastungen eine zusätzlich verringerte natür-
liche Anpassungsfähigkeit aufweisen. Wichtigster 
Grund für eine forstlich gesteuerte Waldentwick-
lung ist jedoch, dass das Ziel aller Anpassungsmaß-
nahmen im Wald nicht allein auf den Walderhalt 
abgestellt werden darf, sondern vielmehr alle 
Funktionen und Leistungen des Waldes dauer-
haft und umfassend abgesichert werden müssen 
(Nachhaltigkeit und Generationenvertrag).

Vor diesem Hintergrund sollen die notwendigen 
Anpassungsmaßnahmen auf die „Verbesserten 

Abb. 31 Gesamteuropäische Kriterien und Indikatoren einer nachhaltigen Forstwirtschaft (Deklaration des Living Forest Sum-
mit „Europäische Wälder – gemeinsamer Nutzen – geteilte Verantwortung“ der Ministerkonferenz zum Schutz der Wälder 
in Europa, MCPFE, Wiener Deklaration 2003, geändert)
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gesamteuropäischen Indikatoren für die nachhal-
tige Waldbewirtschaftung“ (Abb. 31), zu deren 
Anwendung Deutschland sich mit den anderen 
EU-Staaten anlässlich der 4. Ministerkonferenz 
zum Schutz der Wälder in Europa (MCPFE, Wien 
2003) verpfl ichtet hat, ausgerichtet werden. 
Die Indikatoren sind besonders geeignet, weil 
sie eine umfassende Nachhaltigkeitsdefi nition in 
den Mittelpunkt stellen und einen multifunktio-
nalen Ansatz verfolgen, der die Optimierung des 
Gesamtnutzens der Wälder für Mensch, Natur und 
Gesellschaft zum Ziel hat.
 
Handlungsfeld: Intensivierung der langfristi-
gen Waldentwicklung 

Zur Sicherung der Wälder und ihrer nachhaltigen 
Leistungen für Mensch, Wirtschaft, Natur und 
Klima ist als vorrangige Anpassungsmaßnahme 
die Entwicklung von standortgerechten, vielfälti-
gen, stabilen, anpassungs- und leistungsfähigen 
und ökologisch wertvollen Waldbeständen zu 
intensivieren. Mischwäldern kommt dabei eine 
Schlüsselfunktion zu, um die Risiken für Wald und 
Forstwirtschaft zu mindern und zu verteilen. Seit 
mehreren Jahrzehnten zielt die Waldbewirtschaf-
tung bereits in diese Richtung. Forstwirtschaft 
erfolgt dabei auf ökologischer Grundlage.  
Grundsätzlich sind strukturreiche Mischwälder 
stabiler und weisen eine höhere Resilienz auf als 
Reinbestände mit nur einer Baumart. Historisch 
bedingt sind die heutigen Wälder in Baumarten-
zusammensetzung und Waldaufbau auf nennens-
werter Fläche noch von den angestrebten Leitbil-
dern entfernt.

Entscheidend für die künftige Entwicklung sind die 
jeweiligen Standortbedingungen, die von Boden, 
Wasserhaushalt und Klima bestimmt werden. Der 
Anbau standortgerechter Baumarten, die an die je-
weiligen Boden- und Klimabedingungen angepasst 
sind, ist unter angemessener Beachtung heimi-
scher Baumarten maßgeblich für eine risikoarme 
forstliche Produktion und Sicherung der Wald-
funktionen. Die Anforderungen unserer Waldbau-
marten an die Standorte sind heute bekannt und 
wissenschaftlich abgesichert. Anbaugrenzen sind 
bestimmt. Es ist oberste Prämisse der Forstwirt-
schaft, ausschließlich standortgerechte Baumarten 
anzubauen. Dies setzt die fl ächendeckende Kennt-
nis der  gegenwärtigen Standortbedingungen (Bö-
den, physikalisches und chemisches Klima) voraus 
und erfordert eine Abschätzung ihrer zukünftigen 
Entwicklung. 

Die Entwicklung von Mischwäldern ist besonders 
zielführend, weil Risiken für eine Baumart durch 
das Nebeneinander mit anderen Baumarten 
abgepuffert werden. Die Erfolge dieses Vorgehens 
werden durch die Ergebnisse der Bundeswaldin-
ventur II belegt, die unter anderem eine stärkere 
vertikale Strukturierung, wachsende Mischwaldan-

teile, zunehmende natürliche Waldverjüngung und 
höhere Holzvorräte feststellt. 

Besonders in gefährdeten Ausgangslagen (zum 
Beispiel, wenn die Baumart auf ungeeignetem 
Standort stockt) sollten Umbaumaßnahmen wie 
die Pfl anzung der neuen Waldgeneration oder ein 
Baumartenwechsel rechtzeitig erfolgen. Je früher 
die Waldentwicklung auf ganzer Fläche greift, desto 
geringer fallen die Risiken des Klimawandels aus. 

Im Privatwald bietet das Land Niedersachsen den 
Waldbesitzern unter Bundes- und EU-Beteiligung 
bereits jetzt Fördermöglichkeiten für die Waldent-
wicklung an, die möglichst ausgebaut und gege-
benenfalls stärker auf das Ziel der Klimaanpassung 
und die Leistungsfähigkeit der Wälder im Sinne 
der MCPFE-Kriterien ausgerichtet werden sollten. 
Im Landeswald kann die Intensivierung der Wald-
entwicklung durch die Anstalt Niedersächsische 
Landesforsten im Rahmen des Regierungspro-
gramms zur „Langfristigen ökologischen Waldent-
wicklung“ (LÖWE) erfolgen. 

Die Bundesregierung hat mit dem Entwurf zum 
Bundeshaushalt 2012 die fi nanziellen Grundlagen 
für die Errichtung eines Waldklimafonds geschaf-
fen. Zusätzliche Mittel zur Finanzierung notwen-
diger Maßnahmen und Investitionen könnten 
insbesondere aus diesem Fonds eingesetzt wer-
den, der zum 1. Januar 2013 unter gemeinsamer 
Federführung des Bundeslandwirtschafts- und des 
Bundesumweltministeriums errichtet werden soll. 
Niedersachsen setzt sich verstärkt für die Nutzung 
dieses zusätzlichen Finanzierungsinstrumentes ein.

Handlungsfeld: Absicherung von forstlicher 
Forschung und Beratung 

Die begleitende forstliche Forschung ist langfristig 
abzusichern und die Beratung aller Waldbesitzen-
den dauerhaft zu gewährleisten. Allen aktiven 
Anpassungsmaßnahmen muss eine sorgfältige 
forstliche Risikoanalyse auf wissenschaftlicher 
Grundlage vorausgehen, deren Umsetzung praxis-
orientiert erfolgen muss.

Die bislang gewonnenen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse ermöglichen bereits erste Empfeh-
lungen für Waldbesitzer und Forstwirtschaft. Sie 
reichen derzeit jedoch noch nicht aus, um fl ä-
chendeckend und standortspezifi sch ein Gesamt-
konzept für die Anpassung der Niedersächsischen 
Wälder zu erstellen. Dieses muss schrittweise mit 
zunehmendem Erkenntnis- und Erfahrungsge-
winn entwickelt werden. Ein Nachlassen in der 
begleitenden forstlichen Forschung im Hinblick auf 
Klimawandel und Anpassung der Wälder könnte 
möglicherweise zu falschen Entscheidungen bei 
der Waldentwicklung führen.
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Die Umsetzung der notwendigen Anpassungsmaß-
nahmen vor Ort erfordert fundierten forstlichen 
Fachverstand. Aufgrund der besonderen Bedeu-
tung des Waldes und seines hohen und gesetzli-
chen abgesicherten Stellenwertes ist es auch Auf-
gabe des Staates, eine angemessene forstfachliche 
Beratung und Betreuung des Nichtstaatswaldes zu 
gewährleisten. 

Das waldbaulich-ertragskundliche Versuchswesen 
ist seit 130 Jahren als staatliche Aufgabe etabliert. 
Es soll unter dem Aspekt des Klimawandels fortge-
führt und weiter entwickelt werden. Dazu sind die 
in Niedersachsen angesiedelten Forschungseinrich-
tungen an der Universität Göttingen, an der Fach-
hochschule Hildesheim-Holzminden-Göttingen 
sowie an der Nordwestdeutschen Forstlichen Ver-
suchsanstalt (NW-FVA) den Anforderungen gemäß 
auszustatten. Die NW-FVA ist für Niedersachsen 
und seine Partnerländer zentrale Forschungs- und 
Beratungsstätte für alle Waldbesitzarten. Deren 
Forschungsergebnisse sind über Niedersachsen 
hinaus auch im bundes- und europaweiten Rah-
men wesentliche Grundlage für die Bewertung 
von Waldökosystemen unter dem Einfl uss von 
Stoffeinträgen und des Klimawandels. Forschung 
und Beratung der Waldbesitzer auf dem Gebiet 
des Waldschutzes sowie effi ziente Maßnahmen 
gegen bestandsbedrohende Schädlingsentwicklun-
gen sind zur Existenzsicherung der Forstbetriebe 
unverzichtbar, diese Leistungen können künftig an 
Stellenwert gewinnen. 

Handlungsfeld: Weiterentwicklung und Siche-
rung des Waldmonitorings 

Im Kontext europäischer und nationaler Erfor-
dernisse ist ein auf Niedersachsen abgestimmtes 
Waldmonitoring zu verwirklichen, das unter an-
derem die Folgen des Klimawandels auf den Wald 
dokumentiert, eine Grundlage für die Weiterent-
wicklung von Anpassungsstrategien ist sowie auch 
deren Umsetzung darlegt. 

Das Waldmonitoring soll im Kern die langfristig 
angelegte Dokumentation des Waldzustandes 
(Waldgesundheit), des Bodenzustandes und 
wesentlicher Kenndaten zum Waldaufbau und 
zur Biodiversität im Wald umfassen. Aufgrund 
der Komplexität ökosystemarer Zusammenhänge 
im Wald, dem ebenfalls langfristig verlaufen-
den Klimawandel und den damit verbundenen 
heterogenen Wirkungsgefügen ist ein effektives 
Waldmonitoring die wichtigste Grundlage zur 
Dokumentation der Folgen des Klimawandels auf 
Wälder, zur Weiterentwicklung von Anpassungs-
maßnahmen und auch zur Bewertung der Wirk-
samkeit von Anpassungsmaßnahmen. Die Ergeb-
nisse des Waldmonitorings sollen insbesondere mit 
Blick auf die Klimaveränderungen und Klimafol-
genforschung für das Land wesentliche Daten und 
Informationen über Änderungen der Umweltbe-
dingungen erbringen. Dazu zählen Informationen 
zur Nachhaltigkeit der forstlichen Bewirtschaftung, 
zu Maßnahmen des Waldmanagements und der 
Bodenschutzkalkung für die Stabilität der Stand-
orte, zur Erzeugung erneuerbarer Energie sowie 
zur Kohlenstoffspeicherung in Waldbeständen und 
-böden.
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Tab. 2 Standortsbezogene Bewertung der Anbaueignung von Waldbaumarten unter Berücksichtigung ihrer Trockenresistenz 
und Frosthärte (KlimaArtenMatrix Wald „KLAM-Wald“, nach A. Roloff und B. Grundmann, 2008) 
Fett: Haupt-Wirtschaftsbaumart oder Baumart mit großer ökologischer oder Flächenbedeutung in Niedersachsen
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Handlungsrahmen: Künftige Anbaueignung 
der Baumarten 

Angesichts der langfristigen Wirkungen forstlicher 
Entscheidungen und waldbaulichen Handelns 
sollte jeglicher Aktionismus vermieden werden. Die 
Langfristigkeit der Waldentwicklung erfordert den-
noch verstärktes Handeln zum jetzigen Zeitpunkt, 
um alle Waldfunktionen dauerhaft abzusichern. 
Alle Maßnahmen müssen sowohl auf die heute 
wachsenden Waldbestände (kurz- bis mittelfristige 
Maßnahmen) als auch den weit in die Zukunft 
weisenden klimagerechten Waldaufbau (mittel- bis 
langfristige Maßnahmen) im Blickfeld haben. Die 
heute stockenden Waldbestände müssen aufgrund 
der langen Produktionszeiträume sowohl mit den 
derzeitigen als auch mit künftigen Klimabedin-
gungen auskommen. Maßgeblich ist daher die 
künftige Anbaueignung der Baumarten. 

Standörtliche Eignung, Trockenheitstoleranz und 
Frostresistenz sind wesentliche Parameter, wenn es 
gilt, Vermehrungsgut mit optimaler Anpassungs-
fähigkeit an den Klimawandel für den zukunfts-
sicheren Waldbau auszuwählen (Tab. 2). Gerade 
Vermehrungsgut, das besonders gut an trockene 
Standorte angepasst ist, wird künftig an Bedeutung 
gewinnen (trockenheitsangepasste Herkünfte).

Deutschland liegt im Zentrum des auf Europa 
beschränkten Rotbuchenwaldareals. Die mittel-
europäische Siedlungs- und Kulturgeschichte 
ist eng mit der Ausbreitung der Buche und den 
Buchenwäldern verbunden. Ihrem Erhalt in ihrer 
biologischen Vielfalt mit den waldspezifi schen 
Arten, die hier kontinental und global ihren Ver-
breitungsschwerpunkt besitzen, kommt besondere 
Bedeutung zu. Die Buche besitzt mit Ausnahme 
der Feuchtstandorte und extremen Trockenstand-
orte unter den heutigen großklimatischen Gege-
benheiten fast überall in Mitteleuropa die größte 
Konkurrenzkraft. Diese verliert sie jedoch mit 
zunehmendem Wassermangel, was Änderungen 
in der Baumartenzusammensetzung innerhalb der 
Buchenbestände und ihrer Begleitarten zur Folge 
haben kann. Stark anfällig ist sie gegen Dürre, 
Waldbrand, Insekten und Pilze sowie gegen Stau-
wasser. 

Das natürliche Verbreitungsgebiet der Fichte unter 
unseren Klimabedingungen sind die Hochlagen 
der Mittelgebirge und der Gebirge. Hier ist die 
Wasserversorgung gesichert und aufgrund der 
niedrigen Temperaturen ist die Schädlingsgefahr 
geringer. Beides ist in ihren Anbaugebieten nur 
bedingt gesichert. Diese Situation wird sich in 
Folge des Klimawandels verschärfen. Die Fichte gilt 
daher auf vielen Standorten als schlecht an den 
Klimawandel angepasst. 

Aus den beschriebenen Handlungszielen leiten 
sich die im Folgenden beschriebenen Maßnahmen 

ab. Bislang liegen konkrete Handlungsempfeh-
lungen zur klimaangepassten Waldentwicklung 
überwiegend erst für die regionale Ebene vor. Mit 
fortschreitendem Erkenntnisgewinn der Forschung 
werden die Aussagen verfeinert und in konkrete 
Empfehlungen für die Forstbetriebe auf lokaler 
Ebene münden. Die erforderlichen Umsetzungs-
instrumente (u. a. Waldrecht, Forsteinrichtung, 
Wirtschaftsplanung, Beratung und Förderung) sind 
bereits vorhanden, müssen jedoch zielgerichtet 
angepasst werden.

5.5.4 Maßnahmen

Handlungsfeld: Intensivierung der langfristi-
gen Waldentwicklung

• Einleitung und Verstärkung eines klimagerech-
ten Waldumbaus auf Grundlage wissenschaft-
licher Erkenntnisse und Empfehlungen für 
alle niedersächsischen Waldeigentumsarten. 
Wichtigste Eingangsparameter sind die stand-
örtliche Eignung der Baumarten und Herkünfte, 
ihre ökologische Verträglichkeit, langfristige 
klimatische Widerstandskraft, ihre ökonomische 
Verwertbarkeit und die Diversifi zierung der 
Forstbetriebe 

• Laufende Überprüfung der Anbaueignung von 
Baumarten im Hinblick auf die sich verändern-
den Standortsbedingungen (einschließlich der 
erhöhten CO

2
-Konzentration der Atmosphäre) 

und Ableitung standortspezifi scher Empfehlun-
gen zur Waldentwicklung

• Schaffung waldverträglicher Schalenwildbestän-
de als wesentliche Grundlage einer effektiven 
und erfolgreichen Waldentwicklung 

• Anbau standortgerechter bewährter Baumar-
ten bevorzugt in Mischbeständen auf Basis 
geeigneter Herkünfte und unter besonderer 
Berücksichtigung des heimischen Baumarten-
spektrums 

• Fortführung und Intensivierung der eingeleite-
ten Entwicklung von Nadelholz-Reinbeständen 
zu Mischwäldern unter Verwendung klimaan-
gepasster Baumarten und Herkünfte

• Verzicht auf den Anbau von Baumarten in 
ihren standörtlichen oder klimatischen Grenz-
bereichen auch aus Gründen der betrieblichen 
Sicherheit

• Stabilisierung der Wälder durch geeignete 
Durchforstungsmodelle und -maßnahmen 
sowie  Anpassung der Produktionszeiträume. 
Verbesserung des Pfl egezustandes und Misch-
baumartenförderung

• Zurückdrängen nicht standortsgerechter 
Naturverjüngung und Ersatz durch Pfl anzung 
standortsgerechter, klima- und betriebssicherer 
Baumarten und Herkünfte 

• Auf Standorten kritischer Wasserversorgung 
bewusster Anbau trockenheitstoleranter, leis-
tungsfähiger Baumarten und Herkünfte sowie 
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Umsetzung von waldbaulichen Maßnahmen zur 
Reduktion der Verdunstung

• Verbesserung des Wasserrückhalts mit dem 
Ziel der Optimierung des pfl anzenverfügbaren 
Wassers vorrangig in Gebieten mit negativer 
Wasserbilanz und zur Verbesserung des dezent-
ralen Hochwasserschutzes

• Beimischung von Laubbäumen in Nadelwäldern 
zur ökologischen Bereicherung und zur Sen-
kung des Waldbrandrisikos 

• Bedarfsgerechte Kalkung zur Kompensation der 
Versauerung von Waldböden. Sie dient in Ver-
bindung mit weiteren Maßnahmen zur Luftrein-
haltung der Stärkung der Widerstandskraft der 
Waldbäume, verbessert das Wurzelwachstum, 
verringert die Versauerung und Nährstoffver-
lagerung im Boden und damit insgesamt die 
Verwundbarkeit durch klimabedingte Stressfak-
toren 

• Schaffung von Bodenmilieus, die den Anbau 
anspruchsvoller Baumarten erlauben

• Erhalt und Förderung gefährdeter Wald- und 
Gebüschgesellschaften und naturnahe Bestän-
de im Rahmen waldbaulicher Maßnahmen

• Neuwaldanlage durch Erstaufforstung unter 
Abwägung landschaftsökologischer Belange 

Handlungsfeld: Absicherung von forstlicher 
Forschung und Beratung

• Mittelfristig ganzfl ächige und konsistente 
Standortskartierung und Strukturdatenerfas-
sung („Waldinventur“). Sie liefern Erkenntnisse 
und Hauptparameter für die Steuerung und 
ggf. die Förderung forstlicher Maßnahmen und 
sind als Grundlage allen Handelns vor Ort un-
verzichtbar. Die Standortskartierung ist Grund-
lage jeder forstlichen Planung, insbesondere für 
eine zukunftssichere Baumartenwahl. Beratung 
der Bewirtschafter aller Waldbesitzarten und 
verbesserter Wissenstransfer in die Forstwirt-
schaft 

• Aufgrund des großen Flächenanteils sowie der 
noch unsicheren Perspektive intensive wissen-
schaftliche Dokumentation der Auswirkungen 
des Klimawandels auf Buchenwälder auch im 
Hinblick auf ihre besondere wirtschaftliche und 
große ökologische Bedeutung

• Identifi kation und Bereitstellung forstlichen Ver-
mehrungsgutes klimaangepasster, anpassungs-
fähiger und leistungsfähiger Baumarten und 
Herkünfte, Abschätzung der Stresstoleranz und 
der Anbaurisiken für die Herkünfte auf lokaler 
Ebene

• Überprüfung waldbaulicher Produktions-
programme zur Erhöhung der Stabilität und 
Produktivität der Bestände, zur Minderung der 
Risiken sowie Anbauempfehlungen für be-
stimmte Baumarten 

• Entwicklung standortangepasster Mischungs-
formen

• Erhaltung, Prüfung, und Charakterisierung 
des forstlichen Genpools (im Einklang mit dem 
Konzept „Forstliche Genressourcen in Deutsch-
land“)

• Auswertung der Herkunftsversuche im Hinblick 
auf Klimaangepasstheit. Erweiterung der mole-
kularbiologischen Methoden zur Erkennung der 
Anpassungsfähigkeit von Bäumen an Trocken-
stress

• Sicherung und Anpassung der Förderung von 
forstwirtschaftlichen Maßnahmen einschließlich 
Maßnahmen zur Verbesserung der Stabilität 
und der ökologischen wie ökonomischen Leis-
tungsfähigkeit der Wälder

• Regionalisierung von Klima- und Standortin-
formationen einschließlich der klimatischen 
Wasserbilanz für verschiedene Klimaszenarien

• Quantifi zierung und Bewertung klimabeding-
ter abiotischer Risiken (z. B. Dürre, Sturm) und 
biotischer Risiken (Schädlingsforschung für 
Insekten und Pilze)

• Erforschung der Auswirkungen der veränderten 
ökologischen Rahmenbedingungen für den 
Waldnaturschutz - insbesondere der kombinier-
ten Wirkungen verlängerter Vegetationszeiten, 
erhöhter CO

2
-Konzentrationen und N-Einträge 

bei gleichzeitigem Wandel des Klimas auf das 
Konkurrenzverhalten der Arten

• Auswertung von Forschungsergebnissen über 
die natürlich ablaufenden Prozesse und die 
ungestörte Entwicklung der Waldgesellschaften 
in Naturwäldern im Rahmen des Regierungs-
programms zur Langfristigen ökologischen 
Waldentwicklung in den Landesforsten (LÖWE, 
unbewirtschaftete Referenzfl ächen)

• Sicherung, Mehrung und Vernetzung von Bio-
topen und Arten auf Grundlage vorhandener 
Biodiversitätszentren

• Erforschung der Wanderungsgeschwindigkeiten 
und -fähigkeiten von Waldarten

• Prüfung der Eignung nichtheimischer Baum-
arten mit besonderer Berücksichtigung ihres 
Invasionspotentials

Handlungsfeld: Sicherung und Weiterentwick-
lung des Waldmonitorings

• Sicherstellung eines langfristig angelegten wie 
fi nanzierbaren Waldmonitorings, das in ein von 
EU und Bund zu erarbeitendes Gesamtkonzept 
einzupassen ist 

• Nutzung und Anpassung der bereits vorhan-
denen Instrumente (Bodenzustandserhebung, 
Waldzustandserhebung,  Bundeswaldinventur, 
genetisches Monitoring) 

• Fortschreibung des „Waldprogramms Nieders-
achsen“ als Fachprogramm unter Berücksichti-
gung der Auswirkungen des Klimawandels

• Anpassung der bestehenden Planungsinstru-
mente an die Belange des Klimawandels 

• Fortsetzung und Weiterentwicklung der Wald-
funktionenkartierung und weiterer Instrumente 
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des Kontroll-, Monitoring- und Berichtswe-
sens im Rahmen bundes- und europaweiter 
Verpfl ichtungen unter Berücksichtigung der 
Auswirkungen des Klimawandels

Regionale Maßnahmenschwerpunkte

Westniedersächsisches Tiefl and

• Konsequente Minderung derzeitiger, über-
durchschnittlich hoher Vor- und Zusatzbelastun-
gen - insbesondere von Immissionen

• Verstärkter Umbau der häufi g noch strukturar-
men und instabilen, aus erster Waldgeneration 
(Aufforstungen) hervorgegangenen Waldbe-
stände, vor allem vor dem Hintergrund ver-
mehrt zu erwartender Extremereignisse (z. B. 
Stürme) in Mischwäldern mit stabilen Haupt-
baumarten. Der Eiche kommt in Mischung mit 
anderen Laubbäumen standortbedingt eine 
Schlüsselrolle zu

• Erhalt aller vorhandenen, teilweise auch kul-
turhistorisch sehr wertvollen Wälder mit ihren 
besonders bedeutungsvollen Funktionen für 
Landschaft, Natur und Erholung in der waldar-
men Region

Ostniedersächsisches Tiefl and

• Sukzessive Ablösung stark risikobehafteter und 
nicht standortgerechter Fichtenbestände 

• Angesichts des sehr hohen Flächenanteils 
der bereits heute als mäßig frisch bis trocken 
eingestufter Standorte ist der Kiefer als Pio-
nierbaumart und standörtlich vergleichsweise 
anspruchsloser Baumart (Wasserversorgung) 
beim künftigen Waldaufbau möglicherweise 
eine größere Anbaufl äche zuzuweisen 

• Ökologische Aufwertung strukturarmer Kiefern-
reinbestände (z. B. durch Mischbaumartenein-
bringung oder Mischbaumartenförderung) mit 
dem Ziel bestandsbedrohende Risiken, die von 
Kieferngroßschädlingen ausgehen, zu senken 

• Weitere Minderung des Waldbrandrisikos durch 
Fortsetzung der erfolgreich eingeleiteten An-
reicherung der Nadelwälder mit Laubholz und 
Qualifi zierung der Waldbrandbekämpfung und 
-prävention 

• Vorrangige Überführung (im Zuge von Wald-
pfl ege und -verjüngung) der großfl ächigen 
strukturärmeren, oft aus Wiederaufforstung 
nach Heide hervor gegangenen Nadelwäl-
der in strukturreichere und leistungsfähigere 
Mischwälder, soweit standörtlich möglich und 
sinnvoll unter Beteiligung von Laubholz. Auch 
die Douglasie wird in dieser Wuchsregion am 
Waldumbau beteiligt werden, wo sie sich in das 
forstliche Baumartenspektrum einfügt. 

• Förderung dauerwaldartiger Waldaufbaufor-
men mit Bevorzugung von Naturverjüngung 
„unter Schirm“ zur Senkung der zunehmenden 
Spätfrostgefahr 

• Durchführung von Kleinkahlschlägen zur Eta-
blierung von Lichtbaumarten und zur Bereit-
stellung von Offenfl ächen aus Belangen des 
Naturschutzes

Niedersächsisches Bergland

• Überführung nicht standortgerechter Fichten-
wälder in standortgerechte Mischwälder 

• Anbau der Fichte, die standörtlich weiterhin 
vielfach anbaugeeignet bleiben wird, zukünftig 
verstärkt in Mischbestandstypen vor allem mit 
Buche und anderen geeigneten Nadelbaum-
arten. Dies dient der Betriebssicherheit im 
Hinblick auf zusätzliche Risiken durch Extremer-
eignisse und biotische Schaderreger 

• Erhöhung der Mischbaumartenanteile in Bu-
chenbeständen mit dem vorrangigen Ziel der 
betrieblichen Risikoverteilung und -minderung. 
Damit Schaffung zusätzlicher Naturverjün-
gungspotenziale für klimabedingte Schadereig-
nisse auch in Buchenbeständen
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5.6  Biodiversität und Naturschutz

5.6.1  Auswirkungen des Klimawandels

Ökosysteme spielen eine wichtige Rolle im globa-
len Klimageschehen, etwa bei der Bindung und 
Freisetzung von Treibhausgasen, für den Wasser-
kreislauf oder die Wind- und Sturmentwicklung. 
Gleichzeitig ist das Klima ein entscheidender 
Standortfaktor für Arten und Lebensräume. Die er-
warteten Klimaänderungen werden deshalb auch 
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt haben, 
die positiv oder negativ ausfallen können. Diese 
Projektion wird bereits heute durch Erkenntnisse 
und Hinweise aus zahlreichen Untersuchungen 
untermauert. 

Im Laufe der Erdgeschichte musste sich die belebte 
Natur immer wieder an veränderte Lebensbedin-
gungen, insbesondere an ein sich wandelndes 
Klima anpassen. Die Geschwindigkeit der derzeit 
zu beobachtenden klimatischen Veränderungen 
unterscheidet jedoch die aktuelle, maßgeblich vom 
Menschen verursachte Entwicklung von den natür-
lichen Klimaänderungen vergangener Zeiten und 
dürfte die Anpassung für Organismen erschweren. 

Änderung der Standortbedingungen

Die projizierten Klimaänderungen (s. Kap. 4) lassen 
auch für Niedersachsen einen Anstieg der Jahres-
durchschnittstemperatur mit milderen Wintern 
und sommerlichen Trockenperioden, höheren Nie-
derschlägen im Winterhalbjahr und gegebenen-
falls einer Zunahme von Extremwetterereignissen 
(Starkregen, Hitzeperioden, Stürme) erwarten. 

Dies hat vielfältige direkte Auswirkungen auf den 
Naturhaushalt, zum Beispiel:
• Verlängerung der Vegetationsperiode bei 

gleichzeitiger Erhöhung der Spätfrostgefahr
• Verursachung oder Verstärkung von Wasserde-

fi ziten im Sommer (Grundwasser, Oberfl ächen-
gewässer)

• erhöhtes Wasserangebot im Winterhalbjahr 
• erhöhter Oberfl ächenwasserabfl uss, zunehmen-

de Hochwässer, Erosion
• Veränderung des chemisch-physikalischen 

Zustands von Gewässern (z. B. Erwärmung, 
Sauerstoffdefi zite, s. Kap. 5.1)

• Änderung des Lokalklimas 
• Beeinfl ussung der Bodenfunktionen (s. Kap. 

5.7)

Für die Küstenregion wird zusätzlich davon ausge-
gangen, dass es auch zu verstärkten Sturmfl uten 
(Zunahme der Erosion) und einem erhöhten Mee-
resspiegelanstieg kommen  wird. Beide Faktoren 
werden sich über die Ästuare weit bis ins Hinter-
land auswirken (s. Kap. 5.2). 

Reaktionen von Fauna und Flora

Auf diese Veränderungen in den Standortbedin-
gungen der Ökosysteme werden viele Organismen 
reagieren: Änderungen im Jahresrhythmus, im 
Verhalten, im Fortpfl anzungserfolg, in der Vitalität, 
der Konkurrenzfähigkeit und den Nahrungsbezie-
hungen von Pfl anzen und Tieren sind zu erwarten 
und in einigen Fällen auch schon belegt. Häufi g 
erwähnt werden bereits dokumentierte Verän-
derungen im Zugverhalten von Vögeln. So ist bei 
23 Vogelarten eine deutliche Vorverlegung ihres 
Frühjahrsdurchzugs auf Helgoland in den letzten 
46 Jahren belegt. Die Mönchsgrasmücke zieht  
zum Beispiel im Mittel fast 17 Tage früher auf Hel-
goland durch als vor 46 Jahren. Untersuchungen 
in Nordrhein-Westfalen ergaben, dass Arten, die 
früher nach Südwesteuropa zogen, wie Bachstelze 
und Kiebitz, zunehmend in Nordrhein-Westfalen 
überwintern, während andererseits immer weniger 
Individuen von Saatgans und Nebelkrähe in Nor-
drhein-Westfalen überwintern, sondern in Osteur-
opa verbleiben. Bei Langstreckenziehern kann es in 
ihrem mitteleuropäischen Brutgebiet zu einer so-
genannten Desynchronisation kommen, das heißt 
einer zeitlichen Entkoppelung von Brutgeschehen 
und den zur erfolgreichen Jungenaufzucht erfor-
derlichen Naturvorgängen wie Blühbeginn oder 
Insektenentwicklung. So wird der Rückgang des 
Trauerschnäpperbestandes in Nordrhein-Westfalen 
um 25 Prozent seit 2003 mit diesem Phänomen 
in Verbindung gebracht. Für Siebenschläfer in 
Hessen wurde nachgewiesen, dass sich das Ende 
des Winterschlafs in den letzten 30 Jahren um 
durchschnittlich vier Wochen nach vorne verscho-
ben hat, was zu einer erhöhten Nestprädation bei 
einigen Singvögeln durch Siebenschläfer führte. 

Artenverschiebungen 

In Folge veränderter Standortbedingungen und 
Wechselbeziehungen zwischen den Organismen 
können sich Änderungen in der geografi schen Ver-
breitung von Arten ergeben: Wärme liebende Ar-
ten können sich ausbreiten oder neu einwandern 
– sofern sie geeignete Lebensräume vorfi nden. In 
Niedersachsen wurden beispielsweise im Kartier-
zeitraum 1993 bis 2003 eine Reihe von Wärme lie-
benden Pfl anzenarten deutlich häufi ger kartiert als 
im Kartierzeitraum 1982 bis 1992: unter anderem 
die Echte Walnuss (Juglans regia) mit einer starken 
Zunahme besiedelter TK 25-Quadranten (ohne 
Anpfl anzungen). 

Die Einwanderung oder Ausbreitung von Arten 
kann eine Bereicherung der biologischen Vielfalt 
darstellen. Beispiel: Die aus dem Mittelmeerraum 
stammenden Feuerlibelle (Crocothemis erythraea) 
hat sich in den letzten etwa 20 Jahren in Deutsch-
land ausgebreitet und kommt inzwischen bis 
Schleswig Holstein und Mecklenburg-Vorpommern 
vor. Auf der anderen Seite können Arten kühl-
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feuchter Lebensräume Lebensraum verlieren. Dies 
könnte zum Beispiel die auch in Niedersachsen 
vom Aussterben bedrohte Alpen-Smaragdlibel-
le (Somatochlora alpestris) betreffen, die nur in 
den Mooren der Harzhochlagen anzutreffen ist. 
Klimasensitive Arten dürften besonders gefährdet 
sein, wenn sie (natürlich oder belastungsbedingt) 
selten und hoch spezialisiert sind, eine gerin-
ge Ausbreitungsfähigkeit und/oder ein kleines 
Verbreitungsgebiet haben. In letzter Konsequenz 
können solche Arten aussterben. Das Bundesamt 
für Naturschutz geht aufgrund von Modellrech-
nungen von Artenverlusten von 5 bis 30 Pro-
zent in den nächsten Jahrzehnten aus, die nur 
zum Teil durch die Zuwanderung neuer Spezies 
ausgeglichen werden dürften. Die Studie über 
„mögliche Auswirkungen des Klimawandels auf 
das Netzwerk Natura 2000 in der Metropolregion 
Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg“ 
des Instituts für Umweltplanung der Leibnitz-Uni-
versität Hannover45 kommt zu dem Ergebnis, dass 
in 83 der 184 untersuchten FFH-Gebiete potenziell 
ungünstig durch den Klimawandel beeinfl usste 
FFH-Arten vorkommen und nur in 26 FFH-Gebie-
ten potenziell begünstigte FFH-Arten. Die soge-
nannten FFH-Arten, also Arten der Anhänge II und 
IV der europäischen Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 
sind wegen ihrer europäischen Bedeutung für den 
Naturschutz besonders wichtig, machen aber nur 
einen verschwindend kleinen Teil des Arteninven-
tars von Schutzgebieten aus. 

Höhere Jahresdurchschnittstemperaturen eröffnen 
auch verschiedenen vom Menschen aktiv einge-
brachten oder passiv eingeschleppten Arten güns-
tige Lebensbedingungen, die zu einer invasiven 
Ausbreitung auf Kosten heimischer Arten oder so-
gar zu gesundheitlichen Folgen für den Menschen 
oder wirtschaftlichen Schäden führen können. Die 
Pollen der Beifuß-Ambrosie (Ambrosia artemisiifo-
lia) sind beispielsweise starke Allergieauslöser (s. 
Kap. 5.13). Durch den weltweiten Handel mit Holz 
- auch als Verpackungsmaterial - werden nicht-hei-
mische Forst- und Holzschädlinge eingeschleppt.

Veränderung von Lebensräumen

Veränderungen der Standortbedingungen und sich 
daraus ergebende Artenverschiebungen werden 
sich auf die Struktur und Zusammensetzung von 
Ökosystemen auswirken. Vor allem solche Lebens-
räume werden voraussichtlich negativ betroffen 
sein, die in hohem Maße wasserabhängig sind 
und/ oder ein kühleres Klima benötigen. Hierzu 
zählen Moore, feuchte oder nasse Wälder, Sümp-
fe, feuchte Heiden und Feuchtgrünland sowie die 
Lebensräume der Mittelgebirgshochlagen (z. B. die 
Berghochmoore und Fichtenwälder in der natür-

lichen Fichtenwaldstufe im Harz). In Fließ- und 
Stillgewässerlebensräumen wird es voraussichtlich 
zu  verlängerten Niedrigwasserperioden, Erwär-
mung des Wasserkörpers und damit einhergehend 
geringeren Sauerstoffspeicherkapazitäten und 
höheren Konzentrationen von Schad- und Nähr-
stoffen kommen. Stärkere Hochwässer können zu 
strukturellen Veränderungen in Fließgewässer und 
Aue führen. Auch die Küstenlebensräume, insbe-
sondere das Wattenmeer, werden als besonders 
sensibel gegenüber den Folgen eines Klimawan-
dels eingeschätzt, vor allem wird eine Verkleine-
rung der Vorlandlebensräume aufgrund verstärkter 
Kantenerosion durch Meeresspiegelanstieg und 
Sturmfl uten projiziert. Besonders betroffen dürften 
auch einige kleinräumige Sonderstandorte sein, 
die allein aufgrund ihrer geringen Größe eine 
Änderung in den Standortbedingungen nicht 
abpuffern können. Hierzu zählen z. B. temporäre 
Tümpel, die durch vermehrte Trockenheit im Früh-
jahr und Sommer so früh austrocknen könnten, 
dass die Jungtiere von hier laichenden Amphibien 
sich nicht mehr vollständig entwickeln können. 

Dagegen könnten sich Bedingungen für trocken-
heits- und wärmeliebende Lebensräume, die heute 
in der Regel in Niedersachsen selten sind, verbes-
sern. Hierzu zählen vor allem  trocken-warme 
Wälder und Gebüsche, trockene Magerrasen und 
Heiden sowie Felsfl uren trocken-warmer Standor-
te.  

In o. g. Studie wird davon ausgegangen, dass 
63 Prozent der in der Metropolregion Hannover-
Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg anzutreffen-
den FFH-Lebensraumtypen durch den Klimawandel 
potenziell ungünstig beeinfl usst werden und nur 
26 Prozent günstig.

Vorbelastungen

Es ist davon auszugehen, dass die Widerstandsfä-
higkeit von Arten und Lebensräumen gegenüber 
klimatischen Veränderungen aufgrund verschiede-
ner Vorbelastungen eingeschränkt ist: anhaltender 
Flächenverbrauch, intensive Landnutzungen, Zer-
schneidung und Verinselung von Lebensräumen, 
Nährstoffeinträge aus der Luft und Veränderungen 
des natürlichen Wasserhaushalts sind auch heute 
noch wirksame Gefährdungsfaktoren, die zu 
Beeinträchtigungen der Natur führen. Zu diesen 
bereits seit langem auf die biologische Vielfalt ein-
wirkenden Stressfaktoren kommen nun die Folgen 
eines Klimawandels hinzu und verschärfen diese 
bestehende  Belastungssituation. Am Beispiel der 
Moore lässt sich dies anschaulich verdeutlichen: So 
kann ein heute mäßig entwässertes Moor durch-
aus noch die charakteristische Moorvegetation 

45 www.klimafolgenmanagement.de
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und -fauna beherbergen, wenn der sommerliche 
Wasserstand nicht unter das für ihr Überleben not-
wendige Niveau fällt. Sollte allerdings in Zukunft 
aufgrund zunehmender sommerlicher Trockenheit 
der Wasserstand im Moorkörper während der 
Vegetationsperiode weiter sinken, so kann die 
moortypische Vegetation – insbesondere im Zu-
sammenwirken mit hohen Stickstoffeinträgen aus 
der Luft  - verdrängt werden. Auch die an einen 
hohen Wasserstand und/oder die Moorvegetation 
gebundene Fauna wird dann verschwinden (z. B. 
die seltenen hochmoortypischen Libellen).

In der heutigen Landschaft bestehende Belas-
tungsfaktoren können darüber hinaus die An-
passungschancen von Arten und Lebensgemein-
schaften erschweren. Arealveränderungen werden 
beispielsweise nicht möglich sein, wenn in künftig 
klimatisch geeigneten Landschaften nicht die 
geeigneten Lebensräume vorhanden sind und eine 
fehlende Vernetzung von Biotopen Wanderbewe-
gungen stark einschränkt. Dies gilt gleichermaßen 
für sich ausbreitende wie für zurückweichende 
Arten.

Indirekte Auswirkungen des Klimawandels 

Da der Klimawandel auch Schutz- und Anpas-
sungsmaßnahmen in anderen Handlungsfel-
dern nach sich zieht, die sich auf die Landschaft 
auswirken, können dadurch zusätzliche indirekte 
Auswirkungen des Klimawandels für die biologi-
sche Vielfalt die Folge sein, z. B. durch:
• Flächenverbrauch (z. B. durch Windkraftanla-

gen, Freifl ächen-Solaranlagen, technische Hoch-
wasser- und Küstenschutzschutzmaßnahmen)

• Nutzungs- und Bewirtschaftungsänderungen 
(z. B. Verlust von Habitatbäumen und Totholz 
durch verstärkte Energieholzgewinnung, Anbau 
fremdländischer Baumarten, Umwandlung 
von Brachfl ächen oder Dauergrünland für den 
Anbau nachwachsender Rohstoffe)   

• erhöhte Wasserentnahmen in Folge eines 
gestiegenen Bedarfs in Landwirtschaft und 
Gartenbau.

Verlust von Ökosystemdienstleistungen

Die direkten und indirekten Auswirkungen einer 
Klimaänderung auf die Natur haben nicht nur 
Folgen für die heimische biologische Vielfalt; sie 
können – insbesondere in Wechselwirkung mit 
bereits bestehenden Beeinträchtigungen – auch 
dazu führen, dass für den Menschen wichtige 
Ökosystemdienstleistungen wie die Treibhaus-
gassenkenfunktion von Mooren und Wäldern, 
der Erosionsschutz, das Wasserdargebot und die 
Wasserrückhaltung oder die Selbstreinigungskraft 
der Gewässer nicht mehr im bisherigen Umfang 
gewährleistet  sein werden. So verhindern Moore 
mit einem intakten Wasserhaushalt eine CO

2
-Frei-

setzung und stellen langfristig eine wichtige CO
2
-

Senke dar. Zunehmende sommerliche Trockenheit 
in Verbindung mit künstlicher Entwässerung führt 
jedoch zur Freisetzung von Treibhausgasen. Eine 
Aue mit naturnahen Fließgewässerstrukturen und 
Vegetationsverhältnissen leistet  einen wesentli-
chen Beitrag zum Hochwasserschutz. Naturfern 
gestaltete, geradlinig verlaufende Bäche und Flüs-
se ohne ausreichende Retentionsräume verstärken 
dagegen Hochwasserereignisse, die durch die 
projizierte Zunahme von Starkregenfällen mögli-
cherweise künftig häufi ger auftreten werden.

5.6.2 Handlungsziele

Um den Zielen des Naturschutzes auch künftig 
gerecht zu werden, sind Strategien und Maßnah-
men zur Anpassung an die Auswirkungen des 
Klimawandels in angemessenem Umfang einzu-
beziehen. Eine vielfältige Natur und ein intakter 
Naturhaushalt sind die beste Voraussetzung für 
eine Anpassung der Ökosysteme an den Klima-
wandel. Naturschutz ist eine staatliche Aufgabe. 
Weitere wichtige Akteure neben der öffentlichen 
Hand sind auch die Umweltverbände, die Landnut-
zer und die Wissenschaft.

Verbesserung des Wissenstands 

Zum Thema „Klimawandel und Biologische 
Vielfalt“ gibt es inzwischen eine ganze Reihe von 
Studien und Untersuchungen – unter anderem 
initiiert durch das Bundesamt für Naturschutz 
(BfN). Die meisten der Arbeiten beschäftigen 
sich schwerpunktmäßig mit der Entwicklung von 
Modellen und Projektionen zu einer künftigen 
Entwicklung der biologischen Vielfalt unter dem 
Einfl uss des Klimawandels. Der Beweis für heute 
schon nachweislich primär auf den Klimawandel 
zurückzuführende Veränderungen in Fauna und 
Flora ist jedoch sehr schwer zu führen. Dies hat 
mehrere Gründe:
• Nach Einschätzung der Meteorologen werden 

die projizierten klimatischen Veränderungen 
erst gegen Mitte dieses Jahrhunderts verstärkt 
in Erscheinung treten. Pfl anzen und Tiere rea-
gieren auf Veränderungen ihrer Lebensbedin-
gungen mit einer gewissen zeitlichen Verzöge-
rung, so dass davon auszugehen ist, dass auch 
etwa erst ab diesem Zeitpunkt mit deutlichen 
und gravierenden Veränderungen bei Flora und 
Fauna zu rechnen ist.

• Ökosysteme zeichnen sich durch eine hohe 
Komplexität und Dynamik aus. Veränderungen 
in deren Gefüge können deshalb selten mo-
nokausal begründet werden, sondern können 
viele Ursachen haben.

• Die Datenlage ist oftmals nicht ausreichend, um 
eine abgesicherte Aussage treffen zu können.

Bezogen auf Niedersachsen lässt sich sagen, dass 
zwar auch hier einige Beobachtungen auf Verän-
derungen hindeuten; ob diese jedoch ausschließ-
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lich auf klimatische Veränderungen zurückgehen 
oder (auch) andere Ursachen haben, kann zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht mit Sicherheit beurteilt 
werden. Beispiel Höhere Pfl anzen: Die im Rahmen 
des Niedersächsischen Pfl anzenarten-Erfassungs-
programms seit 1982 (überwiegend ehrenamtlich) 
erhobenen Daten geben Hinweise auf die Aus-
breitung von 13 wärmeliebenden Pfl anzenarten: 
Allerdings kann für den gleichen Zeitraum auch 
eine Zunahme von 71 weiteren Arten, die nicht als 
Wärmezeiger gelten, beobachtet werden. Beispiel 
Flechten: Unter den Flechtenarten, die sich in 
den letzten Jahren in Niedersachsen ausbreiten, 
befi nden sich auch einige wärmeliebende Arten, 
die möglicherweise von einem Temperaturan-
stieg bereits profi tiert haben. Die Bedeutung der 
Klimaerwärmung für diese Flechtenarten lässt sich 
allerdings nur sehr schwer von dem Einfl uss einer 
zurück gehenden SO

2
-Belastung und einer zuneh-

menden Eutrophierung trennen. Die Ursachen für 
die Ausbreitung der Arten sind nicht  hinreichend 
untersucht. Systematische Auswertungen oder 
Projektionen für naturschutzrelevante Pfl anzen, 
Tiere und Lebensräume im Hinblick auf einen 
Klimawandel sind bisher für Niedersachsen kaum 
erfolgt. Ein Ansatz wurde im Rahmen der oben 
erwähnten Studie über die Auswirkungen des 
Klimawandels auf das Netzwerk Natura 2000 in 
der Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göt-
tingen-Wolfsburg für diese Teilregion vorgestellt.

Die Verbesserung des Wissenstands über klima-
bedingte (projizierte und eingetretene) Verände-
rungen des Naturhaushaltes und der biologischen 
Vielfalt, speziell bezogen auf Niedersachsen und 
dessen naturräumliche Regionen, ist deshalb eine 
wichtige Voraussetzung für eine angemessene 
Einbeziehung der Klimathematik in Naturschutz-
handeln. Da sich Änderungen im Naturhaushalt, 
bei Arten und Lebensräumen nicht innerhalb 
von Ländergrenzen, sondern naturraumbezogen 
vollziehen werden, sind ein Erfahrungsaustausch 
und eine Zusammenarbeit mit Einrichtungen 
des Bundes und der Länder (BfN, Landesämter) 
sinnvoll. Durch eine Zusammenarbeit mit anderen 
Fachdisziplinen, die sich mit dem Naturhaushalt 
beschäftigen – wie Land- und Forstwirtschaft, 
Wasserwirtschaft oder Bodenschutz – können sich 
hilfreiche Synergieeffekte ergeben, breitere fach-
liche Entscheidungsgrundlagen geschaffen und 
gemeinsame Wege für geeignete Anpassungs-
maßnahmen entwickelt werden. Zur Erforschung 
komplexer Zusammenhänge sind Hochschulen 
und andere Forschungseinrichtungen mit ihren 
wissenschaftlichen Ressourcen am besten geeig-
net. Für eine an der Naturschutzpraxis orientierte 
Forschung sollen die Akteure des Naturschutzes 
einbezogen werden. 

Klimaveränderungen und damit auch deren Aus-
wirkungen auf Arten und Lebensräume werden 
regional unterschiedlich ausgeprägt sein. Deshalb 

sind vor allem die Ergebnisse regionaler Klima-
forschung für eine realistische Einschätzung der 
möglichen Auswirkungen eines Klimawandels auf 
die Biodiversität von Bedeutung.

No-regret-Strategie

Wegen der bestehenden Unsicherheiten in der 
Projektion der künftigen Klimaentwicklung und 
deren möglichen Auswirkungen auf die biologi-
sche Vielfalt und wegen der bereits bestehenden, 
auch weiterhin wirksamen Gefährdungsfaktoren 
und Beeinträchtigungen für Arten und Lebensräu-
me, müssen die naturschutzfachlichen Strategien 
vor allem solche Maßnahmen in den Vordergrund 
stellen, die heute schon naturschutzfachlich 
sinnvoll und darüber hinaus in besonderem Maße 
geeignet sind
• die natürliche Anpassungsfähigkeit von Orga-

nismen und Ökosystemen an den Klimawandel 
zu unterstützen,

• deren Widerstandsfähigkeit gegenüber den 
Folgen des Klimawandels zu erhöhen,

• einen Beitrag zur Klimafolgenanpassung in 
anderen Handlungsfeldern zu leisten (z.B. 
Hochwasser- und Erosionsschutz), 

• einen Beitrag zum Klimaschutz zu liefern (z.B. 
Erhaltung und Renaturierung von Mooren zur 
Vermeidung des Kohlenstoffabbaus und als 
Treibhausgas-Senke).

Wegen des - aus planerischer Sicht - langen zeitli-
chen Horizonts für klimabedingte Veränderungen 
im Naturhaushalt sind viele konkrete Anpassungs-
maßnahmen nur in einem adaptiven Prozess zu 
entwickeln. Besondere Bedeutung kommt aller-
dings schon heute der Beseitigung bestehender 
Defi zite bei Schutz, Pfl ege und Entwicklung von 
Arten und Lebensräumen zu, um deren Ausgangs-
bedingungen für eine Anpassung an sich verän-
dernde Umweltbedingungen zu verbessern.

Informations- und Öffentlichkeitsarbeit

In der Öffentlichkeit wird das Thema „Klima-
wandel und Biodiversität“ bisher eher auf einer 
globalen Ebene wahrgenommen (zum Beispiel 
die Gefährdung des Lebensraums der Eisbären). 
Bezogen auf Niedersachsen nimmt diese Proble-
matik bisher noch keinen breiten Raum in der 
öffentlichen Wahrnehmung ein. Die Informations- 
und Öffentlichkeitsarbeit des Naturschutzes sollte 
deshalb um diese Thematik erweitert werden, um 
eine breite Öffentlichkeit dafür zu sensibilisieren 
und Verständnis für die Belange des Naturschut-
zes bei der Klimafolgenanpassung zu gewinnen. 
Darüber hinaus ist auch der Wissenstransfer von 
Forschungsergebnissen zu den Akteuren im Natur-
schutz zu verbessern bzw. zu gewährleisten, damit 
Klimaanpassungsmaßnahmen im Naturschutz 
rechtzeitig und auf einer fundierten fachlichen 
Basis erfolgen können (s. Kap. 5.19).
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Zusammenarbeit mit anderen Handlungs-
feldern

Im Hinblick auf mögliche Folgen des Klimawandels 
und auch auf Klimaschutz gibt es mit verschiede-
nen anderen Handlungsfeldern eine gemeinsame 
Schnittmenge der Betroffenheiten, Ziele  und 
Handlungsoptionen. Hier sollten von vornherein 
gemeinsame Wege gesucht und abgestimmte 
Handlungskonzepte erarbeitet werden, um gegen-
läufi ge Entwicklungen zu vermeiden, Aktivitäten 
zu bündeln und erforderliche Maßnahmen mög-
lichst einvernehmlich voranzubringen. 
  
Daneben können verschiedene Klimaschutz- und 
-anpassungsmaßnahmen Beeinträchtigungen für 
den Naturhaushalt mit sich bringen (s. Kap. 5.6.1). 
Um diese so gering wie möglich zu halten, müssen 
auch bei deren Umsetzung Naturschutzaspekte 
berücksichtigt werden. Dies erfolgt bei allen land-
schaftswirksamen Maßnahmen im Rahmen der Be-
stimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes und 
des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum 
BNatSchG sowie des jeweiligen Fachrechts. Zur 
Minimierung von Beeinträchtigungen empfi ehlt 
es sich jedoch darüber hinaus, in den jeweiligen 
Handlungsfeldern möglichst frühzeitig ökologische 
Belange mit zu betrachten, etwa bei der Durch-
führung fachspezifi scher Forschung und bei der 
Entwicklung von Konzepten.

5.6.3 Maßnahmen

Verbesserung des Wissensstands 

• Nutzung und Weiterentwicklung der vorhande-
nen Erfassungs- und Monitoringprogramme in 
Niedersachsen zur Identifi zierung und Doku-
mentation klimabedingter Veränderungen bei 
Arten und Lebensräumen. 

• Erstellung einer Klimasensitivitätsanalyse für 
Arten und Lebensräume, die für Niedersachsen 
von besonderer Bedeutung sind (z. B. selten 
und/oder gefährdet, Natura 2000-relevant, 
besondere Verantwortlichkeit Niedersachsens), 
um daraus abzuleiten, für welche Arten und 
Lebensräume künftig ein besonderer Hand-
lungsbedarf im Hinblick auf den Klimawandel 
bestehen wird.

• Die niedersächsischen Untersuchungen sollten 
mit den Ergebnissen der auf Bundesebene 
und in anderen Bundesländern laufenden 
Forschungen rückgekoppelt werden. Eine Zu-
sammenarbeit im Rahmen bundesweiter bzw. 
länderübergreifender Untersuchungen und 
Monitoringprogramme ist anzustreben bzw. 
fortzuführen. 

• Einbeziehung der Ergebnisse regionaler Klima-
forschung bei der Analyse und Projektion der 
Auswirkungen auf die heimische biologische 
Vielfalt und bei der Entwicklung von künftigen 
Strategien und Planungen des Naturschutzes .

• Zusammenarbeit mit anderen Fachdisziplinen, 
die sich mit dem Naturhaushalt beschäftigen (z. 
B. Biologie, Land- und Forstwirtschaft, Was-
serwirtschaft, Bodenschutz, Stadtentwicklung) 
bei der Situationsanalyse, Projektion und der 
Entwicklung von Anpassungsstrategien. 

• Projektbezogene Zusammenarbeit und fachli-
cher Austausch zwischen Forschungseinrich-
tungen und Naturschutzakteuren, insbesondere 
mit der Niedersächsischen Fachbehörde für 
Naturschutz im NLWKN, bei Forschungsthemen 
mit Relevanz für die Naturschutzpraxis.   

Naturschutzfachliche Strategien und 
Maßnahmen

Planungen, Konzepte, Programme

• Integration der naturschutzrelevanten Aspekte 
des Klimawandels in die Landschaftsplanung 
(Landschaftsprogramm, Landschaftsrahmen-
plan, Landschaftsplan, Grünordnungsplan) 
unter Berücksichtigung der naturräumlichen, 
regionalklimatischen Zusammenhänge (s. Kap. 
5.15).

• Berücksichtigung klimabedingter Erfordernisse 
bei der Neuausrichtung von Naturschutzpro-
grammen und Förderrichtlinien (insbesondere 
für Moore und Fließgewässer einschließlich 
Auen).

• Adaptive (d. h. in Abhängigkeit von Erkennt-
nisgewinn) Anpassung von Leitbildern,  Ma-
nagementzielen und Maßnahmen in Pfl e-
ge- und Entwicklungsplänen und Arten- und 
Biotopschutzkonzepten.

• Anpassung von Schutzzweckformulierungen in 
Schutzgebietsverordnungen, sofern sich Ent-
wicklungen im Naturhaushalt so weit manifes-
tiert haben, dass hierzu ein Erfordernis besteht. 

Maßnahmen für Arten und Lebensräume

Eine zentrale Rolle bei der Anpassung von Ökosys-
temen an den Klimawandel spielen die Schutzge-
biete. Daneben zielen diese jedoch auch auf die 
Landschaft außerhalb von Schutzgebieten.
• Zügige Schaffung bzw. Weiterentwicklung 

eines funktionsfähigen, landesweiten und län-
derübergreifenden Biotopverbundes in einer Di-
mension, die das langfristige Überleben der hier 
heimischen Arten und Lebensräume ermöglicht, 
und ausgestattet mit den erforderlichen Biotop 
vernetzenden Landschaftsstrukturen, um eine 
geografi sche Anpassung von Organismen 
infolge klimatischer Verschiebungen zu ermögli-
chen, insbesondere durch:
- ein repräsentatives Schutzgebietsnetz,
- Trittsteinbiotope und Strukturvielfalt in der 

gesamten Landschaft,
- Minimierung des Zerschneidungseffekts für 

Lebensräume,
- Minimierung des Verbrauchs insbesondere 
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naturnaher Flächen,
- Wiederherstellung der Durchgängigkeit von 

Auen und Fließgewässern,
- naturnahe Bewirtschaftung von Nutzfl ächen 

im Biotopverbund.
• Optimierung der Lebensräume klimasensitiver 

und/oder gefährdeter Arten, um diese wider-
stands- und anpassungsfähiger zu machen, 
insbesondere durch:
-  Vorhalten ausreichend großer Flächen mit 

Lebensraumschutzfunktion zur Stabilisierung 
von Populationen und Lebensgemeinschaften.

- Minderung bestehender Beeinträchtigungen 
und Intensivierung von Entwicklungsmaßnah-
men zur Förderung einer größeren Naturnähe 
von Ökosystemen (z. B. Regeneration des 
Landschaftswasserhaushalts durch Wiederver-
nässung von Feuchtgebieten und natürliche 
Wasserrückhaltung, Waldumbau zu naturna-
hen Laubmischwäldern, Erhaltung und Ent-
wicklung wichtiger Lebensraumstrukturen). 

-  Das Zulassen der natürlichen Dynamik von 
Ökosystemen ermöglicht deren Selbstorgani-
sation bei sich ändernden Umweltbedingun-
gen; gleichzeitig können aus diesen unbeein-
fl usst ablaufenden Entwicklungen wertvolle 
Informationen für Naturschutzhandeln und 
Landnutzungsstrategien (z. B. in der Forst-
wirtschaft) unter sich ändernden Klimabedin-
gungen gewonnen werden.

Informations- und Öffentlichkeitsarbeit 

Hier ergeben sich im Wesentlichen vier Aufgaben-
felder:
• Darstellung der Bedeutung von Ökosystemen 

für den Klimaschutz und die Klimafolgenanpas-
sung.

• Information über zu erwartende und bereits 
eingetretene Auswirkungen auf die biologische 
Vielfalt (auch in Wechselbeziehung mit anderen 
Wirkungsfaktoren wie Landnutzung, direkte 
und indirekte Einbringung von Arten durch den 
Menschen etc.).

• Darstellung der Möglichkeiten des Naturschut-
zes zur Unterstützung von Klimaschutz- und 
-anpassungsmaßnahmen (z. B. Wasserrückhal-
tung, Erosionsschutz, Erhaltung von Treibhaus-
gassenken).

• Aufklärung über die Belange des Naturschutzes 
bei der Umsetzung von landschaftsbezogenen 
Klimaanpassungsmaßnahmen in anderen Hand-
lungsfeldern (Wasserwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Landwirtschaft etc.).

Adressaten sind zum einen die interessierte 
Allgemeinheit und zum anderen die Akteure im 
Naturschutz. Um vor allem für Letztere einen 
optimalen Wissenstransfer zu gewährleisten, ist 
ein ausreichender fachlicher Austausch zwischen 
Forschungseinrichtungen und Bildungs- und Infor-
mationseinrichtungen zu gewährleisten. 

5.7  Bodenschutz

5.7.1 Auswirkungen des Klimawandels

Böden spielen eine zentrale Rolle im Klimage-
schehen. Einerseits haben der Zustand und die 
Zusammensetzung des Bodens ganz erhebliche 
Auswirkungen auf das Klima. Andererseits sind 
Bodeneigenschaften und Bodenfunktionen unmit-
telbar von künftigen Klimaänderungen betroffen. 
In diesem Kapitel soll in erster Linie auf die Folgen 
des Klimawandels für die Böden eingegangen wer-
den ohne aber die zum Teil sehr klimarelevanten 
Effekte von Bodenveränderungen unberücksichtigt 
zu lassen. 

Als offene Systeme reagieren Böden direkt auf 
Witterungs- und Klimawandel mit der Verände-
rung ihrer Eigenschaften und Funktionen. Die 
Reaktionen von Böden sind jedoch ambivalent. 
Zum einen führen die Klimaänderungen direkt zu 
Struktur- oder Funktionsänderungen, die sowohl 
negativer als auch positiver Natur sein können. Als 
Beispiele seien der Bodenabtrag nach Starkregen 
und die Förderung biotischer Prozesse bei erhöhter 
Temperatur genannt. Zum anderen bewirken oder 
beschleunigen menschliche Eingriffe in den Boden 
oder Klimaänderungen Bodenprozesse, die sich 
negativ auf das Klima auswirken. Hier ist beson-
ders der Humusabbau mit der damit verbundenen 
Emission klimarelevanter Gase zu nennen.

Bedeutung der Böden

Böden spielen eine bedeutende Rolle im Natur-
haushalt. Sie sind Lebensgrundlage und Lebens-
raum für Pfl anzen, Tiere, Pilze und Mikroorga-
nismen, aber auch für Menschen (Lebensraum-
funktion). Sie sind Regulatoren im Wasser- und 
Stoffhaushalt der Landökosysteme, (Regelungs-
funktion). Böden werden intensiv von Menschen 
genutzt und leisten dabei nicht zu ersetzende 
Dienste. Sie dienen als Anbaufl äche für die Er-
zeugung von Nahrungsmitteln, Futtermitteln und 
pfl anzlichen Rohstoffen (Produktionsfunktion). 
Sie dienen außerdem der Anlage von Siedlungen, 
der Ver- und Entsorgung für die industrielle und 
gewerbliche Produktion sowie der Entsorgung von 
Abfällen (Trägerfunktion). Des Weiteren dienen sie 
als Erholungsraum sowie als Archiv der Natur- und 
Kulturgeschichte (Kulturfunktion). 

Eine zentrale Bedeutung hat der Humus im Boden. 
Er entscheidet ganz wesentlich über das Vermögen 
Wasser aufzunehmen, zu speichern und wieder 
abzugeben, so dass es dem Bodenleben und dem 
Pfl anzenwachstum zur Verfügung steht. Verliert 
ein Boden seine Humusbestandteile, so verliert er 
sein stabiles Bodengefüge. Niederschlagswasser 
trifft dann auf verschlämmte Oberfl ächen und 
wird oberfl ächlich abfl ießen und dabei Erosion und 
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im weiteren Verlauf Überschwemmungen verursa-
chen. Ein Humusmangel würde nicht nur zu mehr 
Wasser- und Winderosion führen, sondern auch 
das Risiko der Bodenschadverdichtung erhöhen, 
sowie die biotische Aktivität der Böden, seine 
Filterfunktion und damit auch die Qualität des 
Grundwassers beeinträchtigen. Schließlich kommt 
dem Humus als Kohlenstoffspeicher besonders in 
Niedersachsen mit seinen sehr großen Anteilen hu-
musreicher Böden und Moore, eine Treibhausgas 
speichernde Funktion zu. 

Böden sind nicht vermehrbar, kaum erneuer-
bar und haben ein langes „Gedächtnis“. Daher 
müssen sie nach dem Prinzip der Vorsorge genutzt 
und geschützt werden. Der Schutz von Böden und 
ihren Funktionen erfolgt durch entsprechende Ge-
setze und Verordnungen auf Bundes- und Lände-
rebene. Dieser Schutz ist auch unter sich wandeln-
den Klimabedingungen zu gewährleisten. 

Aufgrund der landschaftlichen Vielfalt werden 
sowohl die Klimaänderungen als auch deren 
Auswirkungen auf die Böden regional und lokal 
differenziert in Erscheinung treten. Dies erfordert 
eine standortspezifi sche Betroffenheitsanalyse der 
Böden. Erst auf dieser Basis lassen sich effi ziente 
Anpassungsstrategien entwickeln, um mittel- bis 
langfristig klimabedingte Schäden von den Böden 
abzuwenden. Um dieses Ziel zu erreichen, sind 
die notwendigen rechtlichen und administrativen 
Voraussetzungen zu schaffen.

Auswirkungen auf Bodenzustand und Boden-
funktionen

Die Bodenfunktionen werden durch eine Vielzahl 
verschiedener Faktoren bestimmt und es muss 
mit regional unterschiedlichen Ausprägungen der 
Folgen des Klimawandels gerechnet werden. Die 
erwarteten  Klimaänderungen werden sich deshalb 
regional differenziert auf den Bodenzustand, die 
Bodenfunktionen und die im Boden ablaufenden 
Prozesse auswirken.

Bodenwasserhaushalt

Die saisonalen Verlagerungen der Niederschläge 
(Zunahme im Winter, Rückgang im Sommer) bei 
gleichzeitigem Temperaturanstieg wie es von 
verschiedenen Modellen projiziert wird (s. Kap. 4) 
hätten durch die resultierende höhere Verdunstung 
eine abnehmende klimatische Wasserbilanz in der 
Hauptvegetationsperiode zur Folge, einhergehend 
mit einer stärkeren Ausnutzung der Bodenwasser-
vorräte im Sommer.

Es wird mit einer Zunahme von ausgedehnten 
Trockenperioden gerechnet. Als Folge steigen die 
Gefahr von Trockenstress für die Vegetation und 
Verschlechterung der Nährstoffverfügbarkeit . So-
wohl die beregnungsbedürftige Fläche als auch die 

notwendige Beregnungswassermenge pro Bereg-
nungsfl äche nehmen zu.

Auch eine verstärkte Ausnutzung der Grundwas-
servorräte mit zunehmenden Nutzungskonfl ikten 
(höhere Verdunstungsleistung der Vegetation 
auf Flächen mit Grundwasseranschluss, längere 
Vegetationsperiode mit möglichem Zweitanbau, 
verstärkter Beregnungswasserbedarf in der Land-
wirtschaft, erhöhter Wasserbedarf der Bevölke-
rung) ist zu vermuten.

Eine Verlängerung der Vegetationszeit, höhere 
Temperatursummen und gleichzeitig eine höhere 
CO

2
-Konzentration in der Atmosphäre ermög-

lichen aber auch höhere Biomasseerträge und 
andere Fruchtfolgen. Ein Zweitanbau kann auch 
in bisher ungünstigen Lagen möglich werden, 
allerdings nur, wenn eine gute Wasserversorgung 
gewährleistet ist, was im Zuge des Klimawandels 
zunehmend zur Herausforderung werden kann (s. 
Kap. 5.3).

Für die Winterhalbjahre sind aber auch gegenläu-
fi ge Verhältnisse möglich. Durch den zu erwar-
tenden Anstieg der klimatischen Wasserbilanz im 
Winter kann es auch zu einer Erhöhung der durch-
schnittlichen jährlichen Sickerwasserrate kommen
Durch die projizierte Veränderung der Nieder-
schlagsverhältnisse mit Zunahme der Winternie-
derschläge und Zunahme von Starkregenereignis-
sen ist mit einem verstärkten Oberfl ächenabfl uss 
zu rechnen. Eine zunehmende Bodenerosions- und 
Hochwassergefährdung wären die Folge. Durch 
einen Meeresspiegelanstieg sind außerdem Sal-
zintrusionen für Böden in Küstennähe zu befürch-
ten, welche erstmalig mit Salzwasser in Kontakt 
kommen.

Kohlenstoffhaushalt

Auch die Humusspeicherung im Boden wird 
maßgeblich vom Klima beeinfl usst. Gleichzeitig 
spielen Böden selbst eine essenzielle Rolle im 
Klimageschehen. Sie sind ein wichtiger Bestandteil 
im globalen Kohlenstoffzyklus. Böden speichern 
achtmal mehr Kohlenstoff als die Atmosphäre. 
Böden stellen den drittgrößten Kohlenstoffvorrat 
der Erde dar (berechnet aus DENMAN et al./IPCC 
2007), wovon etwa 15 bis 30 Prozent auf die 
Moore entfallen. Sie sind deshalb von großer Be-
deutung bei der Regulierung des globalen Kohlen-
stoffkreislaufs. Niedersächsische Moore enthalten 
auf weniger als 10 Prozent der Landesfl äche mehr 
als 50 Prozent der Bodenkohlenstoffvorräte des 
Landes.

Durch die zu erwartenden höheren Temperaturen 
und die erwartete verstärkte Sommertrockenheit 
können vor allem hydromorphe Böden (Moore, 
Marschen, Gleye) in den Sommermonaten stärker 
entwässern, so dass die durch Wasserüberschuss 
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konservierte organische Substanz dem oxidativen 
Abbau ausgesetzt werden kann. Langfristig wären 
Humusabbau und CO

2
-Freisetzung die Folge. 

Gleiche Effekte würden dadurch bewirkt, dass 
sich aufgrund der projizierten Sommertrockenheit 
mehr Grünlandstandorte für eine Ackernutzung 
eignen und umgebrochen werden könnten. 

Der Rückgang der organischen Bodensubstanz 
hätte nicht nur Folgen für die Regulierung des 
globalen Kohlenstoffkreislaufs, sondern auch für 
das Nährstoff- und Wasserspeichervermögen der 
Böden, insbesondere bei tonarmen Böden, sowie 
für die Bodenbiodiversität und die Mobilität von 
Schadstoffen.

Mildere Wintertemperaturen und eine ausreichen-
de Bodenfeuchte können die Mineralisierungspro-
zesse der organischen Substanz beschleunigen. 
Dem steht allerdings möglicherweise eine konser-
vierende Wirkung durch Wasserübersättigung und 
- in nicht hydromorphen Böden - eine verringerte 
Mineralisation in trockenen Sommermonaten 
gegenüber.

Biodiversität

Der Boden ist Lebensraum für diverse pfl anzliche 
und tierische Lebewesen. Bodentiere und Mikro-
organismen, beispielsweise Bakterien und Pilze, 
spielen eine maßgebliche Rolle für den Abbau und 
die Mineralisierung der organischen Substanz, die 
Durchmischung und Stabilisierung organischer und 
mineralischer Partikel und damit für den Humus-
aufbau und die Bodenaggregation, die Bindung 
atmosphärischen Stickstoffs sowie Verwitterungs-
prozesse und für die Bodenbildung. Sie beeinfl us-
sen zahlreiche Stofffl üsse im Boden und spielen 
eine maßgebliche Rolle bei der Nährstoffbereitstel-
lung für die Pfl anzen. Auch der Abbau organischer 
Schadstoffe erfolgt durch Bodenorganismen. Sie 
leisten damit einen wichtigen Beitrag zum Boden-
aufbau und zur Standortqualität. Veränderungen 
der Biodiversität im Boden können daher weitrei-
chende Konsequenzen haben. 

Klimaveränderungen, die die Bodentemperatur 
und -feuchte beeinfl ussen, können zu einer Verän-
derung der Bodenbiodiversität führen, mit Folgen 
für die ökosystemaren Funktionen im Boden. Es 
besteht jedoch noch erheblicher Forschungsbedarf 
zu den Auswirkungen der Klimaveränderungen 
auf die Biodiversität im Boden und zu den ökologi-
schen Folgen einer Veränderung der Bodenfauna.

Erosion

Feuchtere Winter sowie die Zunahme von lang 
andauernden Niederschlagsereignissen hätten 
einen verstärkten Oberfl ächenabfl uss im Winter 
zur Folge.

Vor allem für die Sommermonate wird damit 
gerechnet, dass die insgesamt abnehmenden 
Niederschläge häufi ger als Starkregenereignis-
se eintreten. Auch dies hätte einen verstärkten 
Oberfl ächenabfl uss und damit eine Zunahme der 
Erosionsgefährdung zur Folge.

Ebenfalls negativ auf die Erosionsanfälligkeit der 
Böden wirken sich weitere mögliche, durch den 
Klimawandel ausgelöste Bodenveränderungen aus. 
Durch möglichen Humusabbau und weniger Frost- 
und Eistage verschlechtert sich die Bodenstruktur 
und die Gefügestabilität verringert sich – die 
Verschlämmungsneigung und damit die Erodier-
barkeit der Bodenoberfl äche nehmen zu.

Eine in Folge des Klimawandels zunehmende Ver-
dunstung bei gleichzeitig projizierter Abnahme der 
Niederschläge im Sommerhalbjahr würde zu einem 
schnelleren Austrocknen der Oberböden führen. 
Die Winderosionsgefährdung v.a. feinsandiger und 
schluffi ger Böden würde zunehmen. 

Insgesamt ist mit einer Zunahme von Bodenero-
sionsereignissen sowie einer Zunahme der durch 
Bodenerosion gefährdeten Flächen zu rechnen.
Folgen für die Ökosysteme ergeben sich sowohl 
auf der betroffen Fläche (im „On-Site“-Bereich) 
– die betroffenen Flächen verlieren vor allem 
humoses und nährstoffreiches Oberbodenmaterial 
mit Folgen für die Bodenfruchtbarkeit, Wasser-
speicherfähigkeit und Gefügestabilität; außerdem 
verringert sich die Gründigkeit der Standorte – als 
auch außerhalb (im „Off-Site“-Bereich) durch 
Nährstoffeinträge/ Eutrophierung in benachbarte 
Ökosysteme und/oder Oberfl ächengewässer.

Verdichtung

Zu Schadverdichtungen kann es kommen, wenn 
die Tragfähigkeit landwirtschaftlich genutzter 
Böden bei der Bearbeitung bzw. Befahrung 
überschritten wird. Die Tragfähigkeit eines Bodens 
hängt von der Stabilität des Bodengefüges ab, die 
wiederum durch verschiedene Faktoren beein-
fl usst ist, welche ihrerseits einer Veränderung im 
Zuge des Klimawandels unterworfen sein können. 
Durch erhöhte Niederschlagsmengen im Winter 
können zu Beginn der Frühjahrsbodenbearbeitung 
höhere Bodenwassergehalte auftreten, die die Sta-
bilität des Bodengefüges herabsetzen. Gleichzeitig 
würde sich eine Abnahme der Frosttage negativ 
auf die Gefügestabilität auswirken, da ein wieder-
holtes Auftauen und Wiedergefrieren zur Aggre-
gatbildung beiträgt. Auch durch einen möglichen 
Humusabbau kann die Gefügestabilität vermindert 
und die Verdichtungsgefahr erhöht werden.

Folgen einer Schadverdichtung sind eine Verrin-
gerung des Wasserspeichervermögens und der 
Durchwurzelbarkeit. Das Infi ltrationsvermögen 



95

wird vermindert und die Verschlämmungsneigung 
erhöht, was auf der einen Seite zu Staunässe und 
auf der anderen Seite zu einer Erhöhung des Erosi-
onsrisikos beiträgt.

Natürliche  Bodenfunktionen 

Die mit dem Klimawandel einhergehenden Nieder-
schlags- und Temperaturänderungen werden sich 
in verschiedener Weise auf die Bodenfunktionen 
auswirken, da sie in vielfältiger Wechselwirkung 
mit dem Wasser- und Stofftransport, den Stoffum-
wandlungs- und Speicherprozessen, dem Humus-
gehalt und der biologischen Aktivität stehen. Inso-
fern wirken sich Klimaänderungen direkt auf die in 
§2 des Bundesbodenschutzgesetzes beschriebenen 
Bodenfunktionen aus.

Insbesondere werden davon die natürlichen Bo-
denfunktionen betroffen sein, die von besonderer 
Bedeutung für den Naturhaushalt sind. Dies sind 
die Lebensraum-, Regulations- sowie Filter- und 
Pufferfunktion des Bodens.

Über die Beeinfl ussung des Bodenwasserhaushal-
tes sind Auswirkungen aber auch auf die Nut-
zungsfunktionen (v.a. Standort für die Land- und 
Forstwirtschaft) zu erwarten.

Stoffhaushalt

Die projizierte Zunahme der Sommertrocken-
heit mit einer stärker werdenden Austrocknung 
der Böden, insbesondere der Oberböden in der 
Hauptvegetationsperiode, kann zu einer Änderung 
der Nährstoffdynamik führen. Da der Transport 
von Düngenährstoffen zur Pfl anzenwurzel und die 
Aufnahme zahlreicher Pfl anzennährstoffe an das 
Vorhandensein von Wasser gekoppelt sind, wer-
den die Nährstoffverfügbarkeit und die Düngewir-
kung (ohne zusätzliche Beregnung) eingeschränkt. 
Dadurch und durch den erwarteten zunehmenden 
Trockenstress steigt das Risiko von Mindererträgen 
mit schlechter Nährstoffausnutzung.

Als Folge können höhere Nährstoffüberhänge im 
Herbst auftreten. Durch die gleichzeitig zu erwar-
tenden höheren Sickerwasserraten im Winter (also 
im Zeitraum ohne Nährstoffaufnahme) steigt das 
Auswaschungsrisiko, insbesondere für Salze wie 
zum Beispiel Nitrat, ins Grundwasser. Zusätzlich 
kann durch die höheren Wintertemperaturen die 
Mineralisation organischer Substanz im Boden 
zunehmen, was zu einer Verstärkung der Auswa-
schungsproblematik führen würde.

5.7.2 Handlungsziele

Um den genannten Risiken des Klimawandels für 
die Böden und Bodenfunktionen zu begegnen 
ergeben sich folgende Handlungsziele:

Schutz der Böden und Bodenfunktionen

Die Böden und Bodenfunktionen sind zu schützen 
und die Widerstandsfähigkeit der Böden gegen-
über den Auswirkungen des Klimawandels zu 
erhöhen. Insbesondere organische Böden müssen 
geschützt und hohe Gehalte von organischem 
Kohlenstoff in Böden erhalten werden. Der beson-
dere Schutz der organischen Böden begründet sich 
damit, dass diese sowohl in der Klimafolgenanpas-
sung als auch im Klimaschutz eine Schlüsselrolle 
spielen. Böden mit hohen C-Vorräten sind gegenü-
ber Stoffausträgen, Erosion und Schadverdichtung 
widerstandsfähiger. In der Regel haben sie ein 
stabileres Gefüge, können mehr Wasser und Nähr-
stoffe (und Schadstoffe) halten, und ihre biologi-
sche Aktivität ist höher als bei Böden mit niedrigen 
C-Gehalten.

Entwicklung regionaler Anpassungsstrategien

Sowohl die Ausprägungen der Klimaveränderun-
gen als auch die Auswirkungen auf die Boden-
funktionen werden regional und lokal differenziert 
in Erscheinung treten. Deshalb ist die Entwicklung 
regionalspezifi scher Anpassungsmöglichkeiten 
für die verschiedenen Handlungsfelder im Boden-
schutz unter besonderer Berücksichtigung der 
Folgen des Klimawandels notwendig.

Erst die Kenntnis der regionalen Betroffenheit 
ermöglicht eine räumlich differenzierte und zielge-
richtete Entwicklung von Anpassungsstrategien. 
Klimafolgenanpassung kann durch differenzierte 
Betrachtung sehr viel effi zienter und damit auch 
wirkungsvoller umgesetzt werden. Zunächst 
müssen also die vom Klimawandel besonders 
betroffenen Gebiete nach Art der Auswirkung 
und nach Empfi ndlichkeit der betroffenen Böden 
und Bodenfunktionen identifi ziert und bewertet 
werden.

Voraussetzung hierfür ist die Verknüpfung von 
Bodendaten mit den aktuellen Ergebnissen der 
regionalen Klimaforschung. Auf dieser Basis 
können regionale und standortbezogene Anpas-
sungsstrategien erarbeitet werden. Die Daten und 
Methoden des Niedersächsischen Bodeninformati-
onssystems (NIBIS) und die Daten der Boden-Dauer-
beobachtung sind dafür eine wichtige Grundlage.
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5.7.3 Maßnahmen

Übergreifende Maßnahmen

Identifi zierung besonders betroffener Gebiete

• Voraussetzung für die Identifi zierung und 
Bewertung der durch den Klimawandel be-
sonders betroffenen Bereiche ist die Erhebung 
und Verfügbarmachung belastbarer Daten zu 
den Klimafolgen sowie die Verknüpfung von  
Bodendaten mit den aktuellen Ergebnissen  
der regionalen Klimaforschung. Auf dieser 
Basis können regionale und standortbezogene 
Anpassungsstrategien erarbeitet werden. Die 
Daten und Methoden des Niedersächsischen 
Bodeninformationssystems (NIBIS) und die 
Daten der Boden-Dauerbeobachtung (BDF) 
sind dafür eine wichtige Grundlage. Darüber 
hinaus  sind verstärkte Aktivitäten notwendig, 
um die Qualität und die Verfügbarkeit der 
Daten (z. B. Niederschlagsdaten zur Modellie-
rung der Erosion) zu verbessern. Deshalb ist die 
Fortschreibung und Anpassung an den zusätz-
lichen Bedarf der Datengrundlagen zu Klima 
und Boden sowie Implementierung geeigneter 
Auswertungsmethoden im Niedersächsischen 
Bodeninformationssystem erforderlich. Dazu 
gehört auch eine Erweiterung des bestehen-
den BDF - Programms um die klimarelevanten 
Fragestellungen (z.B. Biodiversität, Kohlenstoff-
vorräte). 

Entwicklung regionaler Anpassungsstrategien

• Weiterhin bedarf es der Verknüpfung von 
Bodendaten mit anderen Fachdaten. Zwischen 
Klima auf der einen Seite und Boden und an-
deren Umweltkompartimenten auf der anderen 
Seite bestehen komplexe Wechselwirkungen. 
So fi ndet zwischen Böden und Atmosphäre der 
Austausch klimarelevanter Gase (CO

2
, N

2
O und 

CH
4
) statt und klimatisch bedingte Änderungen 

im System Boden haben auch Auswirkungen 
auf die natürliche Bodenfruchtbarkeit, auf den 
Wasserkreislauf, auf die biologische Vielfalt 
und somit auf die Standorteigenschaften für 
natürliche und land- und forstwirtschaftliche 
Vegetation. Der Boden stellt also eine wichtige 
Schnittstelle im Landschaftshaushalt dar. Auf 
dieser Grundlage können Verfl echtungen mit 
anderen Fachbereichen dargestellt und wir-
kungsvolle Anpassungsmöglichkeiten abgeleitet 
werden.

Überprüfung von Fachrechten und Leitlinien

• Zur Klimafolgenanpassung sind bisher keine 
spezifi schen bodenschutzrechtlichen Instrumen-
te vorhanden. Es sollte geprüft werden, ob die 
Einführung einer „Klimaschutzfunktion“ der 
Böden in die Bodenschutzgesetze sinnvoll ist. 

Dadurch könnten  die Belange des Klimaschut-
zes in Planungs- und Genehmigungsverfahren 
besser berücksichtigt werden. Erforderlich ist 
also die Überprüfung und ggf. Ergänzung von 
Fachrechten und Leitlinien mit bodenschutz-
rechtlichen Bezug  in Hinblick auf den Klima-
wandel (z.B. BBodSchG, ROG, BNatSchG u.a.) 
(REESE, M. et al. 2010).

Maßnahmen, Förderprogramme, Forschung 
nach Themenfeldern

Auswirkungen des Klimawandels sind insbesonde-
re auf die natürlichen Bodenfunktionen sowie auf 
die Funktion der Böden als Standort der Land- und 
Forstwirtschaft sowie als natürlicher Lebensraum 
zu erwarten.

Es ist zu berücksichtigen, dass Klima und Boden 
durch komplexe Wechselbeziehungen miteinander 
in Verbindung stehen und zwischen dem Boden 
als Querschnittsmedium und anderen Landnutzun-
gen zahlreiche Schnittstellen bestehen. Gefordert 
sind deshalb kooperative Lösungsstrategien, die 
Zielkonfl ikte minimieren und Synergieeffekte mit 
anderen Fachrichtungen nutzen. Bei der Auswahl 
der Maßnahmen ist darauf zu achten, dass sie den 
Anstrengungen zum Klimaschutz nicht entgegen-
wirken.

Bodenwasserhaushalt

• gezielte und standortabhängige Beregnung und 
Beregnungssteuerung, Einsatz wassersparender 
Beregnungstechniken.

• Verankerung der Bedeutung des Bodens als 
Wasserspeicher im Sinne des Hochwasser-
schutzes und als Kohlenstoffspeicher für den 
Klimaschutz im BBodSchG.  

• Förderung der Versickerung durch Maßnah-
men zur Verbesserung der Bodenstruktur (z.B 
Humusaufbau).

• Identifi zierung und Freihaltung von Böden mit 
einem wesentlichen Beitrag zur Klimafolgenbe-
wältigung in Städten (Kühlfunktion, Teilnahme 
am Wasserkreislauf).

• Entsiegelung und Verringerung von Flächenver-
brauch und Versiegelung zur Wiederherstellung 
und Sicherung des Wasserspeichervermögens

• Anpassung der landwirtschaftlichen Produkti-
onsrichtung unter Beachtung sich verändernder 
Wasservorräte.

• Handlungs- und Förderprogramme zum verbes-
serten Schutz und Erhalt von Dauergrünlandfl ä-
chen als Wasserspeicher.

• Anpassung der Wasserrechte für Feldberegnung
• Regeneration bzw. Erhalt des natürlichen Was-

serhaushalts (z.B. Moore, Auen). Das Verfahren 
der kontrollierten Dränung sollte zur Steuerung 
des Dränwasserabfl usses und der Grundwas-
serneubildung auf gedränten Standorten zur 
Praxisreife weiter entwickelt werden.
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Kohlenstoffhaushalt

Ein entscheidender Beitrag zur Stärkung der Resi-
lienz der Böden besteht darin, einer Abnahme der 
Humusgehalte entgegen zu wirken und damit zum 
einen die Funktionen des Bodens im Wasserhaus-
halt sowie als Lebensraum für das Bodenleben so 
weit wie möglich zu erhalten, wiederherzustellen 
oder nachhaltig zu verbessern und zum anderen 
die Kohlenstoffsenkenfunktion zu erhalten. 
Aufgrund der vielen positiven Eigenschaften von 
Humus und seiner Kohlenstoffspeicherfunktion 
greifen Anpassungs- und Treibhausgasminde-
rungsmaßnahmen oft ineinander. Eine scharfe 
Trennung dieser beiden Maßnahmentypen im Be-
reich Bodenschutz ist daher nicht immer möglich. 

• Erhaltung des standorttypischen Humusgehal-
tes, Moorrenaturierung/ -regeneration, 

• Entwicklung von Torfersatzstoffen mit dem Ziel, 
eine Reduktion des Torfeinsatzes zu erreichen 
(vgl. Empfehlung für eine Niedersächsische 
Klimaschutzstrategie)

• Verzicht auf Grünlandumbruch.
• Überprüfung von Fördermaßnahmen bei acker-

baulicher Nutzung auf Moorstandorten.
• Reduzierung des Flächenverbrauchs. Schutz von 

Böden, insbesondere solchen mit sehr hohem 
C-Speichervermögen bzw. hohem C-Vorrat vor 
Überbauung im Rahmen von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren.

Biodiversität

• humusschonende und Verdichtung vermeiden-
de Bodenbearbeitungsformen.

• Programme für den Erhalt und die Entwicklung 
einer standorttypischen Bodenbiodiversität als 
Voraussetzung für eine vielfältige Tier- und 
Pfl anzendiversität in genutzten Ökosystemen 
(wie insbesondere Landwirtschaft, Gartenbau 
und Forstwirtschaft) sowie naturbelassenen 
Ökosystemen.

• Entwicklung von in der Praxis handhabbaren 
und fi nanzierbaren Indikatoren der Bodenbi-
odiversität. Diese soll es erlauben, den aktuel-
len Zustand der Böden hinreichend genau zu 
beschreiben, um in Zukunft Veränderungen 
erkennen zu können.

Erosion

• Weiterentwicklung/ Umsetzung eines geeigne-
ten Bewertungs- und Beratungskonzeptes zur 
bodenschonenden Bewirtschaftung (konservie-
rende Bodenbearbeitung, Windschutzhecken 
etc.).

• Weiterentwicklung praxisnaher Erosionspro-
jektionsmodelle zur Beurteilung des potenzi-
ellen Erosionsrisikos und der Effektivität von 
Maßnahmen gegen Erosion mit Blick auf den 
Klimawandel.

• Erosionsmonitoring (auch zur Umsetzung der 
Ziele der EU-WRRL zu Verringerung diffuser 
Stoffeinträge aus der Landwirtschaft).

• Anpassung des Erosionsschutzkatasters (CC) an 
den Klimawandel.

• Förderprogramme zur Erhöhung der natürlichen 
Wasserretention.

• Neuausrichtung von  Förder- und Beratungs-
programmen auf bodenbezogene Klimaanpas-
sungsmaßnahmen.

Verdichtung

• Berücksichtigung der Bodenfeuchte bei der 
Wahl des richtigen Bearbeitungszeitpunktes.

• Erhöhung der Aggregatstabilität durch humu-
serhaltende Bewirtschaftungsverfahren.

• konservierende Bodenbearbeitung (an dafür 
geeigneten Standorten).

Natürliche Bodenfunktionen

• Maßnahmen des vorsorgenden Bodenschutzes 
(wie z.B. Vermeidung von Verdichtung und 
Versiegelung, Erosionsschutz, Entsiegelung,…) 
Ergänzung von §8 NBodSchG zur Weiterent-
wicklung der Methoden im NIBIS zur Berück-
sichtigung der Auswirkungen des Klimawandels 
und der Bewertung von Anpassungsmaßnah-
men.

• Ergänzung des Aspekts Klimaauswirkungen 
und Bodenfunktionen in der Bodenschutzge-
setzgebung.

• Identifi zierung und Konkretisierung des Bedarfs 
an erforderlichen Boden(Flächen-) Daten und 
-informationen (Art und Qualität).

• Raumordnung/ Flächennutzungsplanung: 
Ermittlung und Sicherung (insbesondere durch 
Freihaltung von Überbauung oder Entsiegelung) 
von Räumen mit besonderen Anforderungen 
des Boden- und Gewässerschutzes wie was-
ser- und winderosionsempfi ndliche Bereiche, 
verdichtungsempfi ndliche Böden, organische 
Böden in Ackernutzung, Gebiete mit hoher 
Grundwasserneubildungsrate.

• Verstärkte Ausrichtung der Agrarumweltmaß-
nahmen (AUM) auf bodenbezogene Klima-
schutz- und -anpassungsmaßnahmen.

• Konkretisierung und Weiterentwicklung der 
guten fachlichen Praxis der landwirtschaftlichen 
Bodennutzung im Sinne einer Klimafolgenan-
passung.

• Weiterentwicklung und Abstimmung der 
Dauerbeobachtungsprogramme im Hinblick auf 
die Erfordernisse eines auf den Klimawandel 
bezogenen Bodenmonitorings.

• Maßnahmen zur Förderung des Bodenbewusst-
seins in der Bevölkerung.

• Bewertung von Bodenfunktionen hinsichtlich 
Senkenfunktion, Ausgleichsfunktion für Klima-
folgenbewältigung (Kühlfunktion, Teilnahme 
am Wasserkreislauf).
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• Vorrangige Beplanung und Entwicklung von 
Flächenreserven im Innenbereich von Siedlungen

Stoffhaushalt

• Anpassung der Düngestrategie mit zeitlicher 
Abstimmung zu Bewässerungsmaßnahmen

• Anpassung der Pfl anzenschutzstrategie
 Da Böden immer von Nutzungen geprägt wer-

den oder Standorte für Naturschutz, Bebauung 
etc. sind, werden detaillierte Maßnahmen u.a. 
auch in den jeweiligen sektoralen Handlungsfel-
dern (z.B. Kap. 5.1 Wasserwirtschaft, Kap. 5.3, 
Kap. 5.5, Kap. 5.6) beschrieben.

5.8 Industrie und Gewerbe 

5.8.1 Auswirkungen des Klimawandels

Hintergrund

Wichtige Standpfeiler der niedersächsischen Wirt-
schaft sind die Automobil- und Zulieferindustrie, 
der Maschinenbau, die Luftfahrt, die Medien-
wirtschaft, die Ernährungswirtschaft und der 
Dienstleistungssektor. Auch die Energiewirtschaft 
trägt mit 19 konventionellen Kraftwerken und 
der zunehmenden Gewinnung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen einen erheblichen Anteil zur 
Wertschöpfung in Niedersachsen bei (s. Kap. 5.9). 
Der Klimawandel erhöht das unternehmerische 
Risiko für einige Branchen. Betroffen sein können 
nicht nur Anlagen an den Unternehmensstand-
orten in Niedersachsen, die Klimaänderungen 
bergen Risiken in der gesamten Lieferkette. In 
einer Umfrage des Instituts der deutschen Wirt-
schaft gaben etwas über die Hälfte der deutschen 
Unternehmen an, bereits heute vom Klimawandel 
betroffen zu sein. In der Metropolregion Bre-
men-Oldenburg ist der Klimawandel bereits für 
21 Prozent der Unternehmen deutlich spürbar, 
insbesondere in den Branchen Grundstücks- und 
Wohnungswesen, Landwirtschaft, Baugewerbe, 
Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahr-
zeugen sowie im Gastgewerbe. Dies ergab eine 
Umfrage des Forschungsverbunds nordwest2050. 
55 Prozent der Unternehmen in der Metropolre-
gion Bremen-Oldenburg gehen davon aus, dass 
der Klimawandel bis 2050 eine „eher hohe“ bis 
„sehr hohe“ Bedeutung für ihren individuellen 
Unternehmenserfolg haben wird. Eine realisti-
sche Schätzung möglicher Schäden ist schwierig. 
Grundsätzlich kann man davon ausgehen, dass die 
Kosten von Klimafolgenschäden ohne Anpassung 
die Kosten der Anpassungsmaßnahmen deutlich 
übersteigen.

Anlagensicherheit

Extremwetterereignisse wie Starkniederschläge, 
Hitzeperioden, Stürme oder Hochwasser könnten 
Industrie- und Gewerbeanlagen und deren Betrieb 
unmittelbar betreffen. Dies kann für Unternehmen 
zu erhöhten Versicherungsprämien führen. Nied-
rigwasser aufgrund ausbleibender Niederschläge 
kann zudem die Kühlwasserversorgung bestimm-
ter  Industrieunternehmen gefährden. Die Rück-
leitung von Kühlwasser kann in Sommermonaten 
durch Einleitungsverbote zum Schutz der Flussöko-
systeme eingeschränkt werden. Kraftwerke, die ihr 
Kühlwasser aus dem Grundwasser beziehen, sind 
ebenfalls betroffen. Die sinkenden Wasserstände 
während anhaltender Trockenperioden begrenzen 
auch hier den Zugang zu ausreichender Wasserver-
sorgung. Produktionsausfälle bis hin zu Umsatzver-
lusten sind die Folge für Unternehmen.
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Gefährdet sind außerdem Industrie- und Gewerbe-
standorte in traditionellen Überschwemmungsge-
bieten. Auch in Niedersachsen können Hochwasser 
an kleinen und mittleren Flussläufen zunehmen. 
Eine regionale Modellierung von Abfl üssen in Nie-
dersachsen läuft zurzeit im Forschungsvorhaben 
KLIFF (s. Kap. 4 und 5.1).

Liefer- und Absatzwege 

Für international stark verfl ochtene Industriestand-
orte ist die zuverlässige Versorgung mit Rohstoffen 
bedeutsam. Betriebseinschränkungen können 
durch wetterbedingte Unterbrechungen der vor- 
oder nachgelagerten Beschaffungs- oder Absatz-
wege entstehen und Produktionsausfälle nach sich 
ziehen. Auch der Berufsverkehr kann durch extre-
me Witterung eingeschränkt sein. Viele Unterneh-
men weisen bei der Rohstoffversorgung nur gerin-
ge Pufferkapazitäten auf. In der Metropolregion 
Bremen-Oldenburg gaben mehr als 50 Prozent der 
befragten Unternehmen an, spätestens nach einer 
Woche nicht mehr voll produktions- oder arbeits-
fähig zu sein, wenn zentrale Lieferanten ausfallen. 
Bei jedem zehnten Unternehmen ist dies bereits 
nach weniger als sechs Stunden der Fall.

Das Niedrigwasser 2003 in Deutschland hat ge-
zeigt, dass die Wirtschaft durch die Einschränkung 
der Verkehrswege unmittelbar betroffen ist. Ein 
Ausfall der Binnenschifffahrt kann von den bereits 
überlasteten Schienen und Straßen nicht kom-
pensiert werden. Im Bereich der Straßen führen 
längere Hitzeperioden auch zu Problemen, weil 
ältere Asphaltdecken nicht hitzeresistent sind (s. 
Kap. 5.11).

Ressourcensicherheit

Die Folgen des Klimawandels können Einfl uss so-
wohl auf die Verfahren und Produkte als auch das 
Personal eines Unternehmens nehmen. Engpässe 
im Wasserangebot könnten z.B. wasserintensive 
Herstellungsverfahren verändern. Stromausfälle 
aufgrund von Extremereignissen würden viele Un-
ternehmen empfi ndlich treffen. Durch vielgliedrige 
Wertschöpfungsketten und komplexe Lieferket-
tenbeziehungen verbinden sich mehrere Risiken: 
Marktrisiken, veränderte Standortbedingungen, 
Transport von Rohstoffen und Fertigprodukten und 
Konsumverhalten. 

Der Klimawandel gefährdet auch die Ertragssi-
cherheit bei landwirtschaftlichen Produkten (s. 
Kap. 5.3). Dies könnte neue Anforderungen an die 
Ernährungswirtschaft und an Betriebe stellen, die 
nachwachsende Rohstoffe verarbeiten. Insbeson-
dere die im Nordwesten Niedersachsens vertretene 
Fischwirtschaft muss mit einer Veränderung der 
Ressourcenverfügbarkeit rechnen (s. Kap. 5.4). Bei 
Herstellung, Verarbeitung, Lagerung und Transport 
von Lebensmitteln – insbesondere leicht verderbli-

chen Lebensmitteln – bestehen erhöhte Anforde-
rungen. 

Für bestehende oder geplante Industriestandorte 
sind grundsätzlich national wie international die 
Auswirkungen des Klimawandels zu berücksichti-
gen, zum Beispiel die Folgen eines zu erwartenden 
Anstiegs des Meeresspiegels in küstennahen Ge-
bieten. Dabei ist für Unternehmen neben tatsäch-
lichen Schadensereignissen auch ein zunehmender 
Planungsbedarf für künftige Entscheidungen zu 
erwarten. Die Produktivität der Mitarbeiter kann 
durch Hitzwellen sinken, vor allem, wenn sie im 
Freien oder in nicht ausreichend isolierten Gebäu-
den arbeiten (s. Kap. 5.13).

Chancen des Klimawandels

Die Anpassung an den Klimawandel birgt auch 
Chancen für innovative Unternehmen. Der Anstieg 
der Temperatur könnte etwa die Heizkosten redu-
zieren und teilweise frühere Erntezeiten sowie den 
Anbau neuer Pfl anzensorten ermöglichen. Verän-
derte Windbedingungen bieten möglicherweise 
Chancen für Windkraftbetreiber. Bestehende 
Nachfrage etwa nach regenerativen Energien, bei 
der Gebäudeklimatisierung z.B. durch die Be-
pfl anzung von Innenräumen, bei Baumaßnahmen 
zum Hochwasserschutz, oder wassersparenden 
Technologien könnten sich durch den Klimawan-
del ausweiten. In Deutschland werden seit den 
1980er-Jahren in vielen Branchen wassersparende 
und abwasserfreie Verfahren entwickelt und um-
gesetzt. Möglich ist auch, dass neue Geschäftsfel-
der entstehen wie eine Risiko- und Anpassungsbe-
ratung, „schwimmende Häuser“ oder intelligente 
und fl exible Gebäudefassaden. Chancen ergeben 
sich auch für die Bauindustrie durch den Einsatz 
neuer Materialien und Dämmtechniken. Mit einer 
frühen Positionierung als „klimafi ttes“ Unterneh-
men, etwa durch die Einführung von zertifi zierten 
Risikomanagementsystemen, können sich Unter-
nehmen profi lieren und sich Wettbewerbsvorteile 
schaffen. 

5.8.2 Handlungsziele

Risikomanagement in Unternehmen fördern

Börsennotierte Unternehmen in Deutschland 
müssen aufgrund gesetzlicher Vorgaben Risiko-
managementsysteme einsetzen. Auch in nicht 
börsennotierten Kapitalgesellschaften werden 
nach aktuellen Untersuchungen in 50 bis 75 
Prozent der Unternehmen zentrale Risikomanage-
mentsysteme eingesetzt. Klimafolgen werden 
jedoch nur von wenigen Unternehmen explizit 
berücksichtigt. Kleine und mittlere Unternehmen 
verfügen häufi g nicht über Fachabteilungen für 
den Bereich Riskmanagement, sodass Aspekte der 
Risikominimierung oftmals im operativen Geschäft 
zurückstehen müssen.
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Besonders intensiv wird ein Risikomanagement 
vor allem im Banken- und Versicherungssektor 
angewendet, da in diesen Branchen die Absiche-
rung vor möglichen Risiken, wie Kreditausfällen, 
Insolvenzen, Eintreten von Versicherungsfällen 
zum Kerngeschäft gehört. Auch in Unternehmen 
außerhalb des Banken- und Versicherungssektors 
liegt ein deutlicher Schwerpunkt des Risikoma-
nagements häufi g im Themenfeld Finanzen und 
Versicherungen, da hier in der Regel die offen-
sichtlichen und direkt das Geschäft gefährdenden 
Risiken vorliegen. Andere Risiken, wie regulato-
rische, operative und Umwelt-Risiken werden in 
einem umfassenden Risikomanagement ebenfalls 
erfasst. Auch wenn in der Praxis die durch den 
Klimawandel begründeten Risiken für die Un-
ternehmen bislang kaum eine Rolle spielen, sind 
Risikomanagementsysteme prinzipiell sehr gut 
geeignet, um die unternehmerische Befassung mit 
dieser Thematik in Abhängigkeit von den jeweili-
gen Standortbedingungen zu unterstützen.

Innovationsmanagement in Unternehmen 
fördern

Da der Bedarf für innovative Lösungen der Kli-
maanpassung zunehmen wird, stellt nicht nur der 
Bereich Klimaschutz, sondern auch der Bereich 
Klimaanpassung ein wichtiges Innovationsfeld dar. 
Die Anpassung von Unternehmen an den Klima-
wandel erfordert in vielen Fällen auch neue und 
innovative Lösungen. Dabei kann es sich sowohl 
um technische Innovationen (z.B. der Gebäu-
deklimatisierung oder der dezentralen Energie-
versorgung), als auch um organisatorische oder 
geschäftsfeldbezogene Innovationen handeln. Die 
Berücksichtigung von Fragen des Klimawandels im 
Rahmen des Innovationsmanagements kann daher 
eine zentrale Rolle spielen. Die systematische 
Untersuchung von Klimafolgen kann wichtige An-
passungsbedarfe und neue Ideen für Anpassungs-
lösungen befördern, die dann sowohl im eigenen 
Unternehmen angewendet als auch in Form neuer 
Produkte oder Dienstleistungen anderen zur Verfü-
gung gestellt werden können. 

5.8.3 Maßnahmen

Verbesserung des Wissenstands

• Weitere Förderung von Forschung und Entwick-
lung, etwa von noch spezifi scheren Untersu-
chungen der Folgen des Klimawandels für die 
zentral betroffenen wirtschaftlichen Teilbereiche 
und den Transfer dieses Wissens zu den An-
wenderinnen und Anwendern.

• Weitere Förderung und Intensivierung der 
Aufklärungs- und Informationsarbeit über die 
gesicherten Erkenntnisse zu den Folgen des 
Klimawandels gerade für die kleinen und mit-
telständischen Unternehmen in Niedersachsen. 

In Zusammenarbeit von Behörden, Kammern 
und Branchenverbänden sollten hier Daten zum 
Klimawandel und den branchenspezifi schen 
Auswirkungen zielgruppengerecht zur Verfü-
gung gestellt werden.

• Im Dialog mit Unternehmensverbänden, 
Industrie- und Handelskammern sowie Hand-
werkskammern sollten praxisnahe Checklisten 
zur Überprüfung der Betroffenheit durch den 
Klimawandel sowie Handlungsempfehlungen 
gerade für kleine Unternehmen bereitgestellt 
werden. Diese sollen Handlungs- und Innovati-
onsnotwendigkeiten aufzeigen.

Reduzierung von Risiken

• Bezüglich der Anlagensicherheit sind bundes- 
und europaweit zu überprüfen und ggf.  anzu-
passen: die statische Auslegung von Anlagen 
an häufi gere und stärkere Stürme, der betrieb-
liche Schutz gegen Extremniederschläge und 
Hochwasser, das Sicherheitsmanagement sowie 
die rechtlichen und technischen Vorschriften.

• Überarbeitung von Entwicklungs- und Be-
bauungsplänen. Bei Neuausweisungen von 
Gewerbe- und Industriegebieten ist es dabei 
notwendig, Risikofl ächen zu meiden und ggf. 
die Schaffung von Baurecht zu versagen.

• Die Entwicklung und Einführung  von kosten-
günstigen, effi zienten und klima- und ressour-
censchonenden Kühl- und Klimatisierungssyste-
men sollte gefördert werden.

• Unterstützung der Entwicklung von Klimaan-
passungsstrategien von Unternehmen und 
Gewerbestandorten insbesondere mit Blick auf 
die gesamte Wertschöpfungskette.

• Unterstützung insbesondere von kleinen und 
mittleren Unternehmen bei der Integration von 
Klimarisiken in das Risikomanagement.

Nutzung von Innovationschancen

• Die bestehenden Technologie- und Innovati-
onsförderprogramme sollten daraufhin über-
prüft werden, ob Fragen des Klimawandels als 
potentielle Innovations- und Technikentwick-
lungschance bereits hinreichend berücksichtigt 
werden.

• Zur Deckung des zunehmenden Bedarfs an 
innovativen Klimaanpassungslösungen und zur 
Nutzung der hieraus erwachsenden Innovati-
ons- und Gründungschancen sollten die beste-
henden Einrichtungen und Dienstleistungen der 
Innovations- und Gründungsförderung um Fra-
gen der Klimaanpassung und des Klimaschutzes 
erweitert werden und dafür spezifi sche Ana-
lyse-, Beratungs- und Vernetzungsleistungen 
entwickeln und diesbezüglich auch mit der von 
der Regierungskommission vorgeschlagenen 
zentralen Klimaschutzinstitution kooperieren. 
(Empfehlung für eine niedersächsische Klima-
schutzstrategie der Regierungskommission 
Klimaschutz, 2012, 12)
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5.9 Energiewirtschaft

5.9.1 Auswirkungen des Klimawandels

Energieversorgung im Umbruch

Die Energieversorgung in Deutschland und Nieder-
sachsen befi ndet sich zurzeit in einem grundlegen-
den Prozess der Strukturveränderung. Bereits seit 
mehr als 20 Jahren wird die Nutzung der erneuer-
baren Energien in Niedersachsen entwickelt und 
ausgebaut. Mit rund einem Viertel der installierten 
Windenergieleistung (7.039 MW von bundesweit 
etwa 29.100 MW) hat Niedersachsen Ende 2011 
bei der Windenergie die Spitzenstellung unter 
den Bundesländern inne. Auch bei Biogasanlagen 
hat Niedersachsen mit rund 1.300 Anlagen und 
einer installierten Leistung von etwa 650 MW 
Ende 2011 (dies entspricht rund 25 Prozent der 
in Deutschland installierten Leistung) die führen-
de Position unter den Bundesländern. Sogar bei 
der Photovoltaik nimmt Niedersachsen, trotz der 
geographisch ungünstigen Lage zur Nutzung der 
Sonnenenergie, mit einer installierten Leistung von 
etwa 2.200 MW Ende 2011 einen der vorderen 
Plätze im Ländervergleich ein. In keinem anderen  
Bundesland wird heute mehr Strom aus Wind 
beziehungsweise Biogas gewonnen. Insbesondere 
bei der Stromerzeugung aus Wind als auch aus 
Biomasse hat Niedersachsen auch aufgrund seiner 
günstigen natürlichen Gegebenheiten sehr gute 
Voraussetzungen für eine weitere Entwicklung und 
eine weitere Ausweitung der Erzeugungskapazität. 
Für die Grundlast in der Stromversorgung stehen 
in Niedersachsen noch konventionelle Gas- und 
Kohlekraftwerke mit einer installierten Leistung 
von über 6.500 MW sowie zwei Kernkraftwerke 
zur Verfügung. In Folge der Reaktorkatastrophe 
von Fukushima ist in Deutschland die politische 
Entscheidung getroffen worden, den Ausbau der 
erneuerbaren Energien zu beschleunigen, und die 
Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung 
stufenweise bis zum Jahr 2023 zu beenden. Deren 
Erzeugungsaufgabe soll schrittweise von Anlagen 
zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
und ergänzend effi zienten konventionellen Kraft-
werken übernommen werden. 

Durch die Energiewende wird sich der Mix von 
zentralen und dezentralen Anlagen zur Strom-
erzeugung verändern. Die damit verbundenen 
Veränderungen in Art und Verteilung der Risiken 
für die Systemstabilität der Stromerzeugung bei 
Extremwetterlagen sollten verstärkt wissenschaft-
lich mit dem Ziel erforscht werden, die Vulnera-
bilität des gesamten Energieversorgungssystems 
auch beim verstärkten Ausbau der regenerativen 
Energieerzeugung weiter zu verringern. 

Kühlwasser

Durch die vorgesehene Abschaltung der Kern-
kraftwerke entfällt zukünftig auch deren Kühl-
wasserbedarf. Damit werden an deren bisherigen 
Standorten keine zusätzlichen Wärmeeinträge 
in die Fließgewässer mehr erfolgen oder im Falle 
eines zukünftigen Neubaus eines konventionellen 
Kraftwerks nach erfolgtem Rückbau der Kernkraft-
werke die Einträge erheblich geringer ausfallen. 

Da auch der Anteil der Stromerzeugung aus kon-
ventionellen Kraftwerken schrittweise zurückge-
hen wird, sinkt auch deren Kühlwassergesamtbe-
darf. Bei den verbleibenden Kraftwerken können 
sich möglicherweise in Trockenperioden Kühlwas-
serversorgungsengpässe ergeben. Diese werden 
dazu führen, dass diese Kraftwerke ihre Leistung 
reduzieren müssen oder sogar zeitweise vom Netz 
genommen werden müssen (Gößling-Reisemann 
et al. 2012). 

Brennstoffversorgung

Für die Steinkohlekraftwerke, die ihren Brennstoff 
über Flüsse auf dem Wasserweg erhalten, stellen 
Hoch- und Niedrigwasser einen Versorgungseng-
pass dar, falls die verwendeten Wasserstraßen für 
einen längeren Zeitraum nicht schiffbar sein sollten 
und Halden und Schienenwege zur temporären 
alternativen Versorgung nicht im erforderlichen 
Umfang zur Verfügung stehen. Eine weitere 
Gefährdung kann von Hochwasser und Sturmfl u-
ten ausgehen, die den Betrieb von Anlagen zur En-
ergieerzeugung beeinträchtigen könnten (s. Kap. 
5.1 und 5.2).

Wind- und Wetterextreme

Die Stromversorgungsstrukturen sind in Deutsch-
land traditionell gut auf Schadensereignisse 
beispielsweise durch extreme Wetter- und Sturm-
situationen ausgelegt. Durch das (n-1)-Sicher-
heitskonzept in der Elektrizitätswirtschaft sind die 
deutschen Netze in der Regel so ausgelegt, dass 
im Falle des Ausfalls eines Betriebsmittels ein zwei-
tes dessen Funktion übernimmt. Das bedeutet, 
dass heute schon in der Regel immer eine Anlage 
mehr als nötig vorhanden ist, damit es nicht zu 
Stromausfällen kommt. In den Stromverteilnetzen 
der Mittel- und Niederspannungsebenen erweist 
sich die Erdverkabelung bei extremen Wettereig-
nissen als weniger schadensanfällig und robust im 
Vergleich zu Freileitungen. Im Bereich der Hoch- 
und Höchstspannungsnetze bietet die vorherr-
schende Freileitungstechnik im Falle einzelner 
Betriebsstörungen und Schäden gute Vorausset-
zungen für die kurzfristige Störungsbeseitigung. 

Der Einsatz von Erdkabeltechnologie im Hochspan-
nungsnetz entspricht heute bereits dem Stand der 
Technik, soll weiter zunehmen und erreicht eine 
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vergleichbare Zuverlässigkeit. Auch im Transport-
netz sollen künftig Erdkabel in Siedlungsnähe 
erprobt werden und zum Einsatz kommen, jedoch 
sind nach Schäden notwendige Reparaturen in der 
Regel deutlich zeitaufwändiger. Unwetterereignisse 
wie extreme Schneefälle und Eisregen treffen eher 
Freileitungen,  Überschwemmungsereignisse eher 
Höchstspannungskabel und deren Nebenanlagen. 
Das jeweilige Risiko ist eine Frage der Wahrschein-
lichkeit  und Häufi gkeit, mit der diese Ereignisse 
zukünftig eintreten werden. Windenergieanlagen 
neuerer Bauart im Binnenland sind technisch und 
genehmigungsrechtlich auf Starkwinde ausgelegt. 
Probleme können vereinzelt durch Starkhageler-
eignisse und Tornados bei Solaranlagen auftreten, 
soweit sie nicht auf künftige Wetterereignisse 
ausgelegt sind. 

Untersuchungen des Instituts für Küstenforschung 
des Helmholtz-Zentrums Geesthacht (Grabemann 
und Weisse 2008) deuten auf eine Zunahme von 
Stürmen für die Deutsche Bucht zum Ende des 
21. Jahrhunderts hin. Die in der Deutschen Bucht 
in der Ausschließlichen Wirtschaftszone geplan-
ten und im Bau befi ndlichen Offshore-Windparks 
werden konstruktiv unter Berücksichtigung der-
artiger Sturmereignisse geplant und genehmigt. 
Neben der Gefahr von direkten Schäden, geht 
von veränderten Sturmhäufi gkeiten bei zuneh-
mendem Windenergieanteil auch eine Anfälligkeit 
der Stromversorgung allgemein aus, wenn die 
Anlagen wegen Starkwinden abgeregelt werden 
müssen (Wachsmuth et al 2012).

Klimawandel und Biomasseanbau

Der Klimawandel birgt im Bereich der Energiege-
winnung aus Biomasse Risiken, bietet aber auch 
Chancen. Dürre, Hitzestress und Extermereignisse 
wie Hagel, Starkregen oder Überschwemmung 
gehen mit einer Zunahme von Ernteverlusten auch 
beim Anbau von Energiepfl anzen einher. Auf der 
anderen Seite können höhere Temperaturen und 
verlängerte Vegetationsperioden den Biomassezu-
wachs fördern und den Anbau neuer Biomasse-
pfl anzen ermöglichen. (s. Kap. 5.3). Grundsätzlich 
besteht aber ein bisher ungelöster und zunehmen-
der Flächennutzungskonfl ikt zwischen Energieer-
zeugung und Nahrungsmittelproduktion, sowie 
weiteren Flächennutzungsarten.

Veränderung der Energienachfrage

Insgesamt ist nur mit geringfügigen Veränderun-
gen im Energieverbrauch durch eine Klimaerwär-
mung zu rechnen (Prognos Studie 2011). Dies gilt 
sowohl für den Heizungs- als auch den Kühlgerä-
teeinsatz.

Insbesondere werden die systematische Erhöhung 
der gesetzlichen Anforderung an die Wärmedäm-
mung und der sinkende Wärmeenergiebedarf im 

Gebäudebestand sowie ein anwendungsspezifi sch 
sinkender Strombedarf durch den Einsatz ener-
gieeffi zienter Technologie auch im privaten und 
gewerblichen Bereich zu einem sinkenden Ener-
gieverbrauch führen. Punktuelle Mehrverbräuche 
können durch weitere Klimatisierungen und den 
verstärkten Einsatz von Kühlanlagen entstehen. 

5.9.2 Handlungsziele

(n-1)-Sicherheit erhalten, Sicherheitskonzept 
weiter umsetzen

Durch den hohen Standard des Energieversor-
gungssystems in Deutschland sind die zu erwar-
tenden Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Versorgungssicherheit insgesamt eher als gering 
einzustufen. Neue Risiken ergeben sich aber dar-
aus, dass durch die Dezentralisierung der Stromer-
zeugung und den wachsenden Anteil von Anlagen 
mit unsteter volatiler Stromerzeugung die Netzsta-
bilität tendenziell stärker gefährdet ist. Nur durch 
einen verstärkten Netzausbau auf allen Span-
nungsebenen, die Entwicklung der Netze zu einem 
Smart Grid und die zusätzliche Bereitstellung von 
Reserveerzeugungskapazitäten lassen sich auch 
punktuell erhöhte Risiken durch Unwetterereig-
nisse begrenzen. Das Prinzip der (n-1)-Sicherheit 
muss auch unter den veränderten Rahmenbedin-
gungen erhalten und umgesetzt werden.

5.9.3 Maßnahmen

Niedrigwasser, Hochwasser und Sturmfl uten

Soweit die in Zukunft verbleibenden konventio-
nellen Kraftwerke auf Flusswasserkühlung ange-
wiesen sind, deren Verfügbarkeit bei Extremwet-
terlagen nicht gesichert ist, muss deren Leistung, 
bei notwendigen Abschaltungen, durch andere 
Anlagen in anderen Landesteilen oder durch den 
internationalen Stromaustausch kompensiert 
werden. Der Netzausbau ist darauf auszulegen, 
dass für diese Situationen ausreichende Reserven-
etzkapazitäten vorgesehen werden (siehe auch 
Maßnahmen zum Niedrigwassermanagement in 
der Maßnahmenübersicht unter 5.1.2.2.c). Bei den 
konventionellen Kraftwerken in Küstennähe ist 
weiter regelmäßig zu prüfen, ob die Küstenschutz-
maßnahmen insbesondere gegen zu erwartende 
höhere Sturmfl uten und den ansteigenden Mee-
resspiegel ausreichend sind.
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Sturm und Wetterextreme

Eine Durchführung von vertiefenden Analysen 
zu den klimatischen Veränderungen der Tempe-
raturverhältnisse sowie Einbeziehung weiterer 
Klimaelemente (Solarstrahlung, Niederschläge, 
Windverhältnisse) ist notwendig. Die von der 
Energiewirtschaft und dem staatlichen Katastro-
phenschutz vorgesehenen Notfallpläne sind wie 
bisher regelmäßig den sich jeweilig verändernden 
Rahmenbedingungen anzupassen.

5.10 Bauwesen

5.10.1 Auswirkungen des Klimawandels

Risiken

Klimafolgenforscher erwarten, dass sich der Klima-
wandel auch auf Gebäude sowie Bautätigkeit und 
Wohnkomfort auswirken könnte. Lang anhaltende 
Hitzewellen im Sommer, zunehmende Starkregen 
und Überschwemmungen sowie möglicherweise 
stärkere Stürme können die Substanz von Gebäu-
den, Bauwerken und die zugehörige Infrastruktur 
wie die Straßen und die Kanalisation verändern. 
Auch häufi ger auftretende feuchte Winter könnten 
Schäden an Bauwerken verursachen (s. Kap. 4).

Städte und Ballungsräume heizen sich durch 
intensive Bebauung und fehlende Grünfl ächen 
bereits heute stärker auf als das Umland. Diese 
Stadtklimaeffekte könnten durch den Klimawandel 
verstärkt werden (s. Kap. 5.13). Länger anhalten-
de Hitzebelastungen in Gebäuden schaden der 
Gesundheit und beeinträchtigen den Wohnkom-
fort. Hiervon sind insbesondere ältere und pfl e-
gebedürftige Personen sowie Bewohner schlecht 
gedämmter Dachgeschosswohnungen betroffen. 
Mit steigenden Raumtemperaturen steigen 
auch Emissionen aus Bau- und Pfl egeprodukten 
an, Gerüche und weitere unerwünschte Stoffe 
gelangen in die Raumluft. Die Konzentration von 
unerwünschten Fremdstoffen kann besonders 
ansteigen, wenn ein natürlicher Luftwechsel durch 
Tür- und Fensterfugen stark reduziert ist, zum Bei-
spiel nach einer energetischen Sanierung. Die Mi-
nimierung thermischer Belastungen ist somit auch 
ein Schritt zur Minimierung von Innenraum-emissi-
onen. Darüber hinaus können sich die Baugrund-
verhältnisse durch den Klimawandel verändern. Es 
besteht besonderer Anpassungsbedarf beim Bauen 
in Hanglagen, in Gebieten mit quellfähigen Böden 
und Grundwassereinfl uss sowie beim Bauen in 
hochwassergefährdeten Bereichen und in ehemali-
gen Bergbau-/ Tagebaugebieten.

Chancen 

Der Klimawandel stellt durch erforderliche bauliche 
Anpassungsmaßnahmen eine Wachstumschan-
ce für das Bauwesen und insbesondere für die 
Gebäudetechnik dar. Das Baugesetzbuch benennt 
die Förderung der Klimaanpassung als ein Ziel der 
Bauleitplanung  (§ 1 Abs. 5 BauGB). Im Bereich 
Klimaanpassung können sich für Unternehmen 
auch neue Aufgabenfelder ergeben durch neue 
Kühltechnologien wie solare Kühlung oder refl ek-
tierende Fassaden und Dächer. Der Bedarf für die 
Gebäudekühlung in Europa und Deutschland wird 
zukünftig weiter ansteigen.



104

5.10.2 Handlungsziele

Verbesserung des Wissensstands

Für Anpassungsmaßnahmen im Bereich Bauwe-
sen bildet die Verfügbarkeit von Informationen 
und Leitfäden eine wesentliche Grundlage. Im 
Forschungsprogramm „Experimenteller Woh-
nungs- und Städtebau“ (ExWoSt) des BMVBS 
werden unter anderem integrierte Strategien und 
Handlungskonzepte zur Anpassung an den Klima-
wandel entwickelt und erprobt. Zur Unterstützung 
von Kommunen wird ein planungsorientierter 
Leitfaden („Stadtklimalotse“) entwickelt.46 Das 
Programm umfasst außerdem acht Pilotprojekte 
zu immobilien- und wohnungswirtschaftlichen 
Anpassungsstrategien, darunter die Erprobung 
eines Instruments zur Bewertung von Klimarisiken 
durch Akteure in der Immobilien- und Wohnungs-
wirtschaft und ein Geo-Informationssystem zu 
Klimarisiken.

Anpassung der Bauleitplanung

Klimaanpassung sollte in der Stadt- und Siedlungs-
entwicklung umfassend berücksichtigt werden. 
Hierbei sind verschiedene Handlungsbereiche 
betroffen, die in anderen Kapiteln ausführlicher 
beschrieben werden:
• Hochwasserangepasstes Bauen (§ 5 Abs 2 

WHG) und Ausweisung von Überschwem-
mungsgebieten (§ 76 ff. WHG) (s. Kap. 5.1.1)

• Anpassung der vorhandenen Infrastrukturen 
der Wasserver- und -entsorgung (s. Kap. 5.1.4)

• Stadtklima, insbesondere in Ballungsräumen: 
Auf regionaler und kommunaler Ebene deckt 
die Landschaftsplanung die Bearbeitung 
klimaökologischer Inhalte (bioklimatische und 
lufthygienische Ausgleichsfunktionen) hin-
sichtlich makroklimatischer Funktionen der 
Kaltluftentstehung und des Luftaustauschs im 
städtischen sowie im ländlichen Raum ab (s. 
Kap. 5.15). Ziel ist es unter anderem, positive 
Funktionen wie die Bildung kühlerer Luft und 
die Frischluftzufuhr in besiedelten Bereichen zu 
entwickeln und zu sichern, um hitzebedingte 
Auswirkungen zu minimieren (s. Kap. 5.13). Die 
Landschaftsplanung bietet die Möglichkeit für 
einzelne besiedelte Bereiche Anpassungsmaß-
nahmen wie Dachbegrünung zur Gebäudeküh-
lung in überhitzungsgefährdeten Gebieten oder 
die Nutzung von Solarenergie in besonders 
strahlungsbegünstigten Lagen räumlich verortet 
darzustellen. 

Anpassung der Gebäudeplanung und 
Bautechnik

Klimaszenarien bei Bauvorhaben berücksichtigen 

Bauplanung, -technik und -ausführung haben in 
Deutschland einen hohen Standard und sind für 
verschiedenste Klimabeanspruchungen ausgelegt, 
beziehungsweise können an diese angepasst wer-
den. So können technische Baubestimmungen bei 
Notwendigkeit relativ zügig neuen Entwicklungen 
und Erkenntnissen angeglichen werden. Die Sat-
zung des DIN e.V. sieht vor, die DIN-Normen alle 5 
Jahre hinsichtlich der Notwendigkeit einer Über-
arbeitung zu überprüfen. Normen im Bauwesen 
und Bemessungshilfen orientieren sich jedoch im 
Wesentlichen an Beobachtungsdaten der Vergan-
genheit. Daten über mögliche klimatische Entwick-
lungen in der Zukunft werden nicht berücksichtigt. 
Da Gebäude und Infrastrukturen häufi g mehr als 
hundert Jahre genutzt werden, wäre dies künftig 
zu empfehlen. Bund und Länder sollten eine mög-
liche Anpassung von Grundsätzen und Normen 
hinsichtlich des Klimawandels und zukünftigen 
Bedingungen prüfen. Gleichzeitig sollten Möglich-
keiten gefunden werden, wie die Umsetzung eines 
angepassten Bauens durch private und öffentliche 
Bauträger befördert werden kann.

Gebäudekühlung stärker einbeziehen

Bei der energetischen Sanierung und beim 
Neubau von Gebäuden sollte die Minimierung 
der Gebäudeerwärmung (z.B. durch Begrenzung 
und Steuerung der Sonneneinstrahlung) und die 
Gebäudekühlung zwingend berücksichtigt und auf 
zu erwartende steigende Temperaturen ausgerich-
tet werden. Die im Bereich der Gebäudekühlung 
vorherrschenden rechtlichen Instrumente, die 
Energieeinsparverordnung (EnEV) und das Erneu-
erbare-Energien-Wärme-Gesetz (EE-WärmeG) 
greifen das Thema Gebäudekühlung bereits auf. 
So schließt die EnEV für Nicht-Wohngebäude die 
Gebäudekühlung in die Berechnung der maxima-
len Primärenergiekennwerte mit ein. Gerade im 
Bereich der Wohngebäude und Bestandsbauten, 
die nicht umfassend renoviert werden, ist bisher je-
doch kein kühlungsspezifi scher Ansatz vorhanden. 
Überdies berücksichtigen die Berechnungsmetho-
den zur Ermittlung des Jahres-Primärenergiebe-
darfs für Kühlung in DIN V 18599 innovative und 
alternative Berechnungsmethoden wie Betonkern-
kühlung, Nachtkühlung und solare Kühlung noch 
nicht (Bettgenhäuser et al. 2011: 101ff.).

46 www.stadtklimalotse.de
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Baustoffe auf Klimaverträglichkeit prüfen

Die Leistungsfähigkeit und Belastbarkeit von 
Baustoffen gegenüber extremen Witterungsereig-
nissen muss vermutlich in Zukunft stärker bei Ent-
scheidungen für oder gegen bestimmte Konstruk-
tionen und Materialien berücksichtigt werden. Bei 
Neubauten kann bereits zukunftsorientiert geplant 
und mit neuen Materialien und Konstruktionen 
gebaut werden. Bei älteren Gebäuden ist das bei 
umfassenden Sanierungs- und Modernisierungs-
maßnahmen möglich. Historische Gebäude stellen 
dabei eine besondere Herausforderung dar.

5.10.3 Maßnahmen

Verbesserung des Wissensstands

• Entwicklung einer lokalen Risikobewertung: Um 
regional angepasste Bauvorhaben zu realisieren 
ist es notwendig, lokale Vulnerabilitätsanalysen 
bereitzustellen, um klimatische Veränderungen 
abschätzen zu können.

• Monitoring der thermischen Belastung in öf-
fentlichen Gebäuden.

• Öffentliche Bauten als Pilotprojekte: Bei ausge-
wählten öffentlichen Bau- und Sanierungs-
vorhaben sollten Maßnahmen zur Klimafolgen-
anpassung unter wissenschaftlicher Begleitung 
entwickelt und erprobt werden. Die Pilotpro-
jekte sollten Aspekte der Minimierung des 
energetischen Verbrauchs, der dezentralen 
Energieversorgung sowie auch verschiedener 
Kühlkonzepte erproben und hierbei ökonomi-
sche Aspekte prüfen.

• Anpassung der Architekten-/ Ingenieurausbil-
dung: Klimaangepasstes Bauen und Sanieren 
erfordert neue Bauweisen und neue Baumateri-
alien. Klimaanpassung und Klimaschutz sollten 
in der Architekten- und Ingenieursausbildung 
stärker berücksichtigt werden.

Anpassung der räumlichen Planung 

• Integration der Klimafolgenanpassung in die 
räumliche Planung (s. Kap. 5.1, 5.13 und 5.15).

Anpassung Gebäudeplanung und Bautechnik 

• Berücksichtigung von Klimaszenarien in Nor-
men des Bauwesens: Anpassen des bautech-
nischen Regelwerkes hinsichtlich möglicher 
zukünftiger Extremereignisse und damit verbun-
dener erhöhter bauphysikalischer Belastungen 
– vor allem bei Bauten in Hanglagen, in Erdfall-
gebieten, in Gebieten mit quellfähigen Böden, 
unter Grundwassereinfl uss und unter Hochwas-
sereinfl uss sowie in ehemaligen Bergbau- und 
Tagebaugebieten – sowie der Zunahme der 
Hitzebelastung.

• Verstärkter Einsatz von Maßnahmen zur Mini-
mierung thermischer Belastung in öffentlichen 
Gebäuden, zum Beispiel Schulen. Die Minimie-
rung thermischer Belastungen trägt auch zur 
Reduzierung von Innenraumemissionen bei.

• Neubewertung der Leistungsfähigkeit und 
Belastbarkeit von Baustoffen: Die Leistungsfä-
higkeit und Belastbarkeit von Baustoffen ge-
genüber extremen Witterungsereignissen muss 
in Zukunft stärker bei Entscheidungen für oder 
gegen bestimmte Konstruktionen und Materi-
alien berücksichtigt werden. Besonders zu prü-
fen ist hier auch das Verhalten von Materialien 
unter dem Einfl uss steigender Temperaturen.
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5.11 Verkehrswege und -netze

5.11.1 Sektorbeschreibung

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau 
und Verkehr ist verantwortlich für rund 17.700 
Kilometer Straße in Niedersachsen. Dazu gehören 
auch die Bundesautobahnen und Bundesstraßen, 
die das Land im Auftrag des Bundes betreut. Das 
niedersächsische Schienennetz erstreckt sich über 
3.400 Kilometer mit 357 Bahnhöfen. Das Land 
Niedersachsen ist nur für den Teil der Strecken 
zuständig, die nicht zur bundeseigenen Schienen-
infrastruktur zu zählen sind. Als technische Auf-
sichtsbehörde überwacht die Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr die Straßenbahnen in 
Hannover und Braunschweig. Hinzu kommt die 
Aufsicht über sechs Seilbahnen und die Transrapid-
Versuchsanlage Emsland. Die Landesbehörde ist 
weiterhin Luftfahrt- und Luftsicherheitsbehörde. 
In Niedersachsen sind zurzeit 145 Flugplätze für 
den zivilen Luftverkehr zugelassen, darunter fallen 
auch Landeplätze und Segelfl uggelände. Nieder-
sachsen besitzt überdies 39 Häfen, die 15 landes-
eigenen Seehäfen repräsentieren die zweitstärkste 
Hafengruppe Deutschlands. Sie haben eine erheb-
liche regionalwirtschaftliche und strukturpolitische 
Bedeutung für die Küstenregionen in Niedersach-
sen. Darüber hinaus liegen knapp 2.000 Kilometer 
Bundeswasserstraßen in Niedersachsen.

5.11.2 Auswirkungen des Klimawandels

Mobilität

Extreme Wetterlagen wie Schnee, Eis, Stürme, 
Hoch- und Niedrigwasser oder Hitze beeinträchti-
gen bereits heute den Verkehr auf Straße, Schiene, 
Wasser und in der Luft. Der Klimawandel kann 
sich sowohl negativ als auch positiv auf die ein-
zelnen Verkehrsträger auswirken. Häufi gere oder 
stärkere Niederschläge verringern zum Beispiel die 
Sicherheit im Verkehr durch schlechte Sichtver-
hältnisse und nasse Fahrbahnen. Hangrutsche und 
Unterspülungen können zur Destabilisierung und 
Zerstörung von Straßen- und Bahntrassenabschnit-
ten führen, Stürme direkt oder über Windwurf 
Straßen, Gleise und Stromleitungen schädigen. 
Auch durch Hitzewellen in den Sommermonaten 
können die Unfallzahlen steigen, da bei hohen 
Temperaturen in der Regel die Konzentrations-
fähigkeit sinkt. Bei steigenden Temperaturen im 
Winter werden hingegen möglicherweise Unfall-
gefahren aufgrund von Schnee- und Eisglätte auf 
Straßen abnehmen.

Eine systematische Analyse, inwieweit die un-
terschiedlichen Verkehrsträger in Niedersachsen 
von den Folgen des Klimawandels betroffen sein 
könnten, steht noch aus. Für einige Verkehrs-
träger lassen sich aus den Forschungsergebnis-

sen regionaler oder nationaler Untersuchungen 
Schlussfolgerungen für Niedersachsen ziehen. 
Mobilitätseinschränkungen durch den Klimawan-
del können grundsätzlich zu einer veränderten 
Wahl der Verkehrsmittel und zu einer Verteuerung 
der Mobilität führen.

Straßeninfrastruktur

Bei lang anhaltender Hitze weichen hohe Tem-
peraturen die Oberfl äche des Straßenbelags auf. 
Es können Spurrillen und langfristig Schäden 
an Straßen entstehen. Die Auswirkungen von 
Hitze und vermehrten Niederschlägen werden als 
beherrschbar eingeschätzt, denn modifi zierte Bau-
stoffe können Straßen zukünftig hitzebeständiger 
machen und ergiebigere Niederschläge lassen sich 
durch vergrößerte straßeneigene Entwässerungs-
systeme ableiten.

Schieneninfrastruktur

Direkt durch Sturm gefährdet sind hoch ragende 
Anlagen der Stromversorgung sowie Signalanla-
gen. Gegen umstürzende Bäume muss insbeson-
dere vorgesorgt werden, etwa indem sie zurück 
geschnitten werden. Bei der Anpassung des 
rechtlichen Rahmens muss beachtet werden, dass 
viele solcher Bäume auf Privatgrund stehen. Auch 
Hoch- und Niedrigwasserperioden wirken sich auf 
den Schienenverkehr aus. 

Hier besteht vor allem Gefahr durch die Über-
schwemmung von Bahnanlagen, insbesondere in 
Gebieten mit geringen Höhendifferenzen zwischen 
Schienen und Wasserfl ächen. Forschungsbedarf 
besteht insbesondere darin, ob hohe Temperatu-
ren neue Instandhaltungstechnologien erforderlich 
machen, also ob etwa die inneren Spannungen 
bei lückenlos verschweißten Schienen gefährlich 
ansteigen könnten. Gleiches gilt für Maßnahmen 
zur Klimatisierung von Fahrzeugen und Gebäuden.

Um einer möglicherweise steigenden Gefahr von 
Wald- und Böschungsbränden vorzubeugen, ist 
gegebenenfalls der Bewuchs etwa durch entspre-
chende Bewirtschaftungsformen im Umfeld von 
Bahnanlagen in Zusammenarbeit mit Forstbehör-
den der klimatischen Entwicklung anzupassen.

Seeschifffahrt/ Häfen

Schifffahrt

Klimaänderungen, und damit Veränderungen der 
Luft- und Wassertemperatur, des Niederschlags, 
der Eisbedeckung, des Wasserstandes, der Wind-
stärke, der Windrichtung oder des Seegangs, 
haben unmittelbaren Einfl uss auf Seeschifffahrt 
und Seeschifffahrtsstraßen. Insbesondere sind 
Veränderungen im Zusammenhang mit Extrem-
wetterereignissen von Bedeutung. Seeschiffe und 
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Navigation hängen ebenso wie Ausbau, Unterhalt 
und Betrieb der Seeschifffahrtsstraßen von den 
ozeanografi schen, hydrologischen und meteoro-
logischen Bedingungen in der offenen See und 
in der Küstenzone ab. Durch den projizierten 
Meeresspiegelanstieg sind unter anderem Häfen 
und andere maritime Infrastruktur betroffen. Es er-
geben sich ebenfalls Veränderungen der Strömun-
gen, Erosion und Sedimentation in den Ästuaren 
und Seeschifffahrtsstraßen, die näher untersucht 
werden müssen. Für die Schifffahrt könnten sich 
aber auch neue Schifffahrtswege eröffnen, wie 
die arktischen Seewege, deren optimale Nutzung 
frühzeitig überprüft und koordiniert werden muss.

Häfen

Das landeseigene Unternehmen Niedersachsen 
Ports ist mit seinen 16 Standorten47 der größte 
Betreiber von Hafeninfrastruktur in Niedersachsen. 
Darüber hinaus sind auch kommunale und private 
Seehäfen von den Auswirkungen des Klimawan-
dels betroffen wie Leer, Papenburg, Oldenburg 
oder Nordenham. Von wesentlicher Bedeutung 
für die niedersächsischen Häfen sind zunächst die 
mögliche relative Zunahme von Sturmtagen sowie 
die Zunahme der maximalen Windgeschwindig-
keiten im Zusammenhang mit den Folgen des 
Klimawandels. Weiterhin verursachen der Anstieg 
des mittleren Meeresspiegels und des mittleren Ti-
dehochwassers sowie der Anstieg der Wasserstän-
de durch Windstau höhere Sturmfl utwasserstände 
(s. Kap. 5.2). 

Die Hafeninfrastrukturen könnten häufi ger und 
mit einem höheren Wasserstand überfl utet 
werden. Dieses Szenario stellt nicht nur einmali-
ge Belastungsproben für die Hafenanlagen dar, 
die kurzfristige Betriebsunterbrechungen und 
temporäre Reparaturen zur Folge haben. Langfris-
tig kann auch zum Beispiel durch die häufi gere 
Überspülung der Kaianlagen der hydrostatische 
Druck hinter den Spundwänden (Ebbephase nach 
Überfl utung) ansteigen und zu einer geringeren 
statischen Belastbarkeit der Hafenanlagen führen. 
Zudem sind durch die höheren Wasserstände auch 
größere Wellenbelastungen zu erwarten. 

Nach Untersuchungen des Forschungsverbunds 
nordwest2050 sind die Auswirkungen des Klima-
wandels erst nach 2050 als bedeutsam anzusehen. 
Allerdings werden Extremereignisse, die sich auf 
die Wertschöpfungsketten der Hafenwirtschaft 
und der Logistik auswirken, bereits in den nächs-
ten 30 Jahren eine spürbare Herausforderung 
darstellen. Durch die Extremwetterlagen bestehen 
außerdem Risiken, dass Anlagen häufi ger ausfal-

len (z.B. elektrische Spills, Landstromversorgung), 
die Hafenbecken verschlicken und Havarien und 
Unfälle zunehmen. 

Die klimabedingten Auswirkungen könnten ein 
wirtschaftliches Risiko für die Hafenbetreiber 
bedeuten. Abgesehen vom Ausfall der Umschlags-
einnahmen entstehen Kosten durch Baggerungen, 
Reparaturen und Instandsetzungsmaßnahmen, mit 
der Gefahr, dass die Kosten für das Unternehmen 
in keinem Verhältnis mehr zu dem Nutzen stehen. 
Die Häfen wären dann nicht mehr erreichbar, nicht 
leistungsfähig und würden demnach unattraktiv.
Auch für die Hafenkunden, die als Betreiber von 
Suprastrukturen wie Kränen und Lagerhallen 
sowie als Nutzer von der Leistungsfähigkeit der 
Hafenanlagen abhängig sind, bergen die Fol-
gen des Klimawandels Risiken: Schäden an den 
Suprastruktureinrichtungen, nautische Probleme 
durch Extremwetterlagen (Sturm, Strömungen, 
Wasserstände) oder Umschlagsausfälle durch Be-
triebsunterbrechungen, Wartezeiten und Lieferver-
zögerungen.

Binnenwasserstraßen

Das System der Binnenschifffahrt mit seinen wich-
tigsten Kompartimenten – Wasserstraße, Schiff-
fahrtsfl otte, Häfen und die auf den Verkehrsträger 
Wasserstraße angewiesene Wirtschaft – hängt in 
vielfältiger Weise direkt oder indirekt vom Klima 
und damit auch von dem erwarteten Klimawandel 
ab. Die wichtigste Größe hierbei ist der Abfl uss, 
der den Wasserstand und damit die Schiffbarkeit 
der frei fl ießenden Strecken des Wasserstraßen-
netzes direkt über die zur Verfügung stehende 
Wassertiefe bestimmt.

Probleme für die Binnenschifffahrt sind sowohl 
Niedrigwasser- als auch Hochwasserphasen. Mit 
sinkenden Fahrrinnentiefen sinkt die mögliche 
Zuladungsmenge der einzelnen Schiffe. Dies 
führt dazu, dass die Unternehmen für die gleiche 
Ladungsmenge eine größere Zahl von Schiffen im 
Vergleich zu optimalen Wasserverhältnissen benö-
tigen. Zusammen mit der Anzahl der benötigten 
Schiffe erhöhen sich die Transportkosten eben-
falls. Eine Verlagerung auf andere Verkehrsträger 
ist wegen fehlender Kapazitäten nur begrenzt 
möglich. Mögliche Anpassungsstrategien sind die 
Konstruktion fl achgängiger Schiffe und der Bau 
von Stauwerken. 

In Hochwasserphasen kann es zur Einstellung der 
Schifffahrt kommen, wenn die notwendigen Brü-
ckendurchfahrtshöhen nicht mehr gewährleistet 
bzw. aufgrund der Überfl utung der Seitenräume 

47 Die großen Seehäfen Brake, Cuxhaven, Emden, Stade, Wilhelmshaven, die Inselversorgungs- und Inselhäfen Norddeich, Bensersiel, Norder-
ney, Baltrum, Langeoog, Spiekeroog und Wangerooge (verwaltet durch die Niederlassung Norden), die Regionalhäfen Großensiel, Fedderwar-
dersiel und Hooksiel sowie die Niedersächsische Hafen-Zentrale in Oldenburg.
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die Ränder der Wasserstraße nicht mehr erkennbar 
sind. Ein vom BMVBS in Auftrag gegebenes For-
schungsprogramm (KLIWAS) untersucht die Aus-
wirkungen des Klimawandels auf Wasserstraßen 
und Schifffahrt in Deutschland. Die Bundesländer 
sind darin ebenfalls eingebunden. Das Programm 
läuft seit März 2009 und soll im Dezember 2013 
abgeschlossen sein. Es zielt darauf ab, mögliche 
klimabedingte Änderungen der Abfl üsse und Was-
serstände für Binnenwasserstraßen abzuschätzen. 
Analog werden für die Küstengewässer klimabe-
dingt veränderte Strömungen und Tidewasserstän-
de und deren Auswirkungen auf die Schifffahrt 
untersucht. Gleichzeitig werden die Auswirkungen 
der Spannweite zukünftiger hydrologischer Zu-
stände auf die Schadstoffbelastung, die Ökologie 
und die Ökonomie, vor allem auf die Schifffahrt, 
abgeschätzt und Anpassungsoptionen entwickelt. 
Bislang vorliegende Ergebnisse für den Rhein weisen 
darauf hin, dass bis etwa 2050 zunächst keine 
eiligen Vorkehrungen getroffen werden müssen. 

Inwieweit diese Ergebnisse auch auf andere Flüsse 
– zum Beispiel die Elbe – übertragbar sind, kann 
derzeit noch nicht abschließend abgeschätzt 
werden. Eine Verunsicherung über die zukünftige 
Nutzbarkeit der Wasserstraßen ist für diesen um-
welt- und klimafreundlichen Verkehrsträger nicht 
angebracht. Der geforderte Ausbau von Binnen-
wasserstraßen kann im Einzelfall zu Nutzungskon-
fl ikten etwa mit der Wasserwirtschaft führen.

Luftverkehr

Der Luftverkehr ist aktuellen Analysen zufolge nur 
bedingt von möglichen Klimaänderungen betrof-
fen. Allerdings müssen Betriebsabläufe an Flughä-
fen und bei der Flugsicherung unter Umständen 
an häufi gere Extremwettersituationen angepasst 
werden.

5.11.2 Maßnahmen

Mobilität

• Entwicklung eines Verkehrsmanagement- und 
-informationssystems, das im Alltagsbetrieb 
Informationen zur Verkehrsmittelwahl und 
zur Verkehrssteuerung liefert (s. Empfehlung 
der Regierungskommission Klimaschutz, ein 
Multimodales Mobilitätsportal mit diesen Auf-
gaben für das Land Niedersachsen aufzubauen, 
Regierungskommission Klimaschutz 2012: 124). 
Dieses Portal soll darüber hinaus in der Lage 
sein, Informationen zu Extremwetterereignis-
sen und aktuellen Umweltdaten zu liefern und 
direkt und administrationsarm in das Verkehrs-
reaktionssystem einzuspeisen, um Verkehrs-
ströme auch in Gefährdungssituationen schnell 
und effektiv lenken zu können (zum Vergleich: 
Sachsen-Anhalt – „ST -MOSAIQUE“)

• Vulnerabilität (Verwundbarkeit) der Verkehrsträ-
ger prüfen, und Redundanzen bestimmen, um 
versorgungskritische Güter- und Verkehrsströ-
me gesichert abwickeln zu können

• Monitoring der Auswirkungen der Maßnahmen, 
um hier fortlaufend Verbesserungen/ Ergänzun-
gen einbringen zu können

Straßeninfrastruktur

• Verwendung von hitzeresistenten Straßenbelä-
gen für Straßen in öffentlicher Hand

• Bei Bedarf Vergrößerung der straßeneigenen 
Entwässerungssysteme

• Bauliche Maßnahmen zur Verhinderung von 
Hangrutschungen (Anker, Netze oder Stütz-
mauern)

Schieneninfrastruktur

• Erforschen, ob hohe Temperaturen neue In-
standhaltungstechnologien erforderlich machen 
(Anstieg innerer Spannungen bei lückenlos 
verschweißten Schienen, Klimatisierung von 
Fahrzeugen und Gebäuden)

• Der steigenden Gefahr von Wald- und Bö-
schungsbränden kann vorgebeugt werden, 
indem gegebenenfalls. der Bewuchs in Zusam-
menarbeit mit Forstbehörden angepasst wird 
(z.B. Brandschutzstreifen).

Seeschifffahrt/Häfen

• Es bleibt zu prüfen, ob Anpassungen bei der 
Überwachung, bei Vorhersage- und Warn-
diensten, im Notfall– und Rettungswesen oder 
schiffstechnische Maßnahmen oder Ausbau-
maßnahmen bzw. Anpassungen der maritimen 
Infrastruktur notwendig werden.

• Niedersachsen Ports wird kurzfristig ein Früh-
warnsystem in Zusammenarbeit mit der Wasser-
wirtschaft (NLWKN), BSH und DWD entwickeln 
und die Bemessungswerte bei der Erneuerung 
oder Unterhaltung von Hafenanlagen berück-
sichtigen. Es könnten auch die anderen Hafen-
standorte (kommunale und private Seehäfen) in 
diese Systematik mit eingebunden werden.

• Die Niedersachsen Ports GmbH wird bei 
Neubau- oder Ersatzmaßnahmen relevante 
Hafenanlagen auf die möglichen Folgen des 
Klimawandels anpassen (NPorts rechnet mit 
einem Vorsorgemaß des Anstiegs der Mittleren 
Tidehochwasser in Höhe von 50 Zentimeter pro 
Jahrhundert). 

Binnenschifffahrtsstraßen

• In der Maßnahmenübersicht werden unter 
5.1.1.2.c Maßnahmen im Bereich Niedrigwas-
sermanagement genannt. Da gewerbliche 
Binnenschifffahrt in Niedersachsen fast aus-
schließlich auf Bundeswasserstraßen stattfi ndet, 
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sollen die Forschungsergebnisse von KLIWAS 
abgewartet werden, bevor Niedersachsen An-
passungsmaßnahmen entwickelt, die über die 
genannten Maßnahmen hinausgehen. Nieders-
achsen ist in das Forschungsprogramm KLIWAS 
eingebunden. 

Flugverkehr

• Anpassung von Betriebsabläufen und Anlagen 
auf Flughäfen und bei der Flugsicherung  an 
häufi gere Extremwettersituationen

5.12 Tourismus

5.12.1 Auswirkungen des Klimawandels

Tourismus und Klimawandel stehen in einer vielfäl-
tigen Wechselbeziehung. Einerseits ist der Touris-
mus ein Verursacher des Klimawandels, vor allem 
durch den Reiseverkehr, aber auch durch andere 
energieintensive Komponenten wie Beschneiungs-
anlagen in Wintersportgebieten, beheizte Swim-
mingpools, Hallenbäder, Ski- und Eislaufhallen, 
Klimaanlagen etc. Andererseits sind viele Urlaubs-
arten direkt durch veränderte Klimafaktoren 
betroffen (z.B. Strand- und Badeurlaub, Wander-, 
Fahrrad- und Wintertourismus). 

Für die langfristige Tourismusentwicklung eines 
Zielgebietes (Destination) spielt ein intaktes und 
herausragendes Umfeld eine große Rolle, um 
den Gästen Erholung, aber auch Erlebnisse oder 
eine gesundheitsfördernde Umgebung zu bieten. 
Landschaften wie Küsten- und Gebirgsregionen 
haben dabei eine hohe Bedeutung. Selbst wenn 
bestimmte Angebote, wie z. B. ganzjährig nutz-
bare wetterunabhängige Ferienanlagen, immer 
wichtiger werden, ist davon auszugehen, dass 
auch zukünftig die Sehnsucht nach intakter 
Landschaft sowie der Aufenthalt in einem ange-
nehmen humanbiometeorologischen Klima zu 
den Hauptmotiven gehören, eine Reise in eine 
bestimmte Region zu unternehmen. Entsprechend 
haben auch die Nationalparks Wattenmeer und 
Harz für den Tourismus eine große Bedeutung. Mit 
dem fortschreitenden Klimawandel können sich 
die Landschaften und die klimatischen Faktoren 
jedoch verändern. So werden schneearme Win-
ter deutliche Spuren bei Tourismusanbietern in 
Mittelgebirgsregionen hinterlassen und tempera-
turbedingtes Algenwachstum oder Stranderosion 
Probleme in Küstengebieten nach sich ziehen. Au-
ßerdem verursachen Extremwetterereignisse, wie 
Stürme, Hitzeperioden oder Hagelschauer, neben 
materiellen Schäden auch Imageschäden für eine 
Tourismusregion. Nachfolgend sind die wichtigsten 
plausiblen Auswirkungen des Klimawandels für 
den Tourismus dargestellt.
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Betrachtet man lediglich den direkten Einfl uss der 
Klimaänderung, wie Temperaturanstieg, Nieder-
schlagsveränderungen oder Extremwetterereignis-
se auf den Tourismus, so greift dies zu kurz. Der 
Klimawandel tangiert alle Wirtschaftszweige sowie 
Gesellschaft und Politik. So führt beispielsweise 
ein anderes Verhalten in der Land-, Forst- oder 
Wasserwirtschaft aufgrund des Klimawandels 
zu Veränderungen der Bedingungen des Tou-
rismus (s. Kap. 5.1, 5.3, 5.5) z.B. Windparks an 
touristisch sensiblen Standorten, großfl ächiger 
Maisanbau, Bioenergieanlagen, langfristig verän-
derter Waldbestand, steigende Investitionskosten 
für energetische Sanierung etc. Der Einfl uss der 
Klimaveränderung auf den Tourismus muss daher 
im Gesamtsystem der Einfl ussfaktoren betrachtet 
werden. Es sind wahrscheinlich eher die indirekten 
Folgen des Klimawandels, die einen Einfl uss auf 
die Tourismuswirtschaft haben werden.

5.12.2 Handlungsziele

Der Tourismus wird, wie aufgezeigt, auf vielfältige 
Weise durch den Klimawandel beeinfl usst. Dabei 
sind drei Arten des Einfl usses zu unterscheiden, die 
entsprechend unterschiedliche Handlungsweisen 
erfordern:
• Direkte Einfl üsse des Klimawandels auf den 

Tourismus, wie beispielsweise die Folgen des 
Meeresspiegelanstiegs oder Schneemangel im 
Mittelgebirge.

• Indirekte Einfl üsse des Klimawandels auf den 
Tourismus, durch Anpassung der Landnutzung 
an den Klimawandel.

• Verändertes Klimabewusstsein in der Bevölke-
rung mit entsprechend verändertem Reisever-
halten und  anderem Anspruch an die Anbieter 
touristischer Leistungen (Anpassung an Kun-
denwünsche).

Generelles Ziel muss es sein, die wirtschaftliche 
Bedeutung des Tourismus in Niedersachsen zu 
erhalten und möglichst zu stärken. Der Tourismus 
gehört zu den wichtigsten Wirtschaftszweigen 
besonders im ländlichen Raum und ist Jobmotor in 
Niedersachsen. Mehr als 38,5 Millionen Übernach-
tungen belegen dies. Die Branche sichert insge-
samt 338.000 Arbeitsplätze und generiert einen 
Umsatz von 15,2 Milliarden Euro im Jahr. 

Verbesserung des Wissensstands und des 
Wissenstransfers

In vielen Bereichen besteht weiterer Forschungs-
bedarf. Dies betrifft sowohl die Erforschung 
der Auswirkungen des Klimawandels auf Natur 
und Landschaft, als auch die Erforschung eines 
veränderten Urlauberverhaltens. Zusätzlich sind 
auf dieser Basis regionalspezifi sche Empfehlungen 
zu erarbeiten (Leitfaden mit Handlungsfeldern, 
Empfehlungen und Praxisbeispielen). Dazu zählen 
auch Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung und 
Sensibilisierung.

Erhalt der touristischen Potenziale 

Vordringliches Ziel muss es sein, die touristischen 
Potenziale im Bereich Landschaft und Natur zu 
erhalten und, wo möglich, zu verbessern. Hierzu 
gehört der naturschutzfachlich verträgliche Schutz 
der Inseln und Küsten, die Renaturierung von 
Gewässern, der Schutz von Auenlandschaften und 
Hochwasserschutz, die Erhaltung und ökologische 
Aufwertung von Natur- und Kulturlandschaften, 
von Flora und Fauna sowie der Qualität der Ge-
wässer. Für Gebiete, in denen der Wintersport eine 
wirtschaftliche Bedeutung hat, muss wegen der 
zu erwartenden Abnahme der Schneemenge (s. 
Kap. 4) bereits jetzt mit der Konzeption und dem 
Aufbau neuer Tourismusangebote unabhängig 
von den Schneeverhältnissen begonnen werden. 

Tab. 3 Auswirkungen des Klimawandels auf den Tourismus, eigene Darstellung

Positive Effekte durch den Klimawandel für 
den Tourismus 

Negative Effekte durch den Klimawandel 
für den Tourismus 

Temperaturerhöhung 

Ausweitung der Saison, höhere 
Wassertemperaturen, verlängerte 
Vegetationsperioden, veränderte Flora/Fauna, 
Verschiebung der Reiseströme von den heißen 
Mittelmeerregionen nach Deutschland 

 
Hitzestress und Schwüle, Zunahme von Krankheiten 
(Infektionen und Herz-Kreislauf), veränderte 
Flora/Fauna, Verlust von Mooren und anderen 
Feuchtgebieten, Algenwachstum, Zunahme von 
Quallen in den Badegewässern, Zunahme von 
Blaualgen (Gesundheitsgefahr, allergische 
Reaktionen), Zunahme von Schaumalgen, 
(Verschmutzung der Strände), Zunahme von 
sauerstoffarmen Bereichen am Meeresgrund, 
(Anspülung von Meerestieren an die Strände), 
Zunahme von Algenmatten in den Wattbereichen, 
Zunahme von Fäulnisgerüchen und schwarzen 
Flecken im Watt vermehrter Pollenflug, 
Waldbrandgefahr, Schneemangel im Winter 
 

Veränderung der Niederschläge 

Weniger Niederschläge im Sommer  

 
Mehr Niederschläge im Frühjahr und Winter, 
Trockenheit im Sommer, Schädigung der Pflanzen, 
Trinkwasserknappheit, mögliche negative Effekte für 
Wald und Heide, Moore und andere Feuchtgebiete 
 

Anstieg des Meeresspiegels 

 

 
Deicherhöhungen  führen zu einem veränderten 
Landschaftsbild, Sedimentverlust an den 
Niedersächsischen Sandstränden und Salzwiesen 
(insb. Ostfriesische Inseln) aufgrund erhöhter 
Brandungsenergie, Überflutungshöhe und -Dauer, 
Verlängerung der Überflutungsdauer von 
Wattbereichen, Erschwerung von Wattwanderungen 
 

Stürme und Starkregen 

 

 
Sturmfluten, Sanderosion und Strandverlust, 
Überflutungsgefahr an Flüssen, Hangrutschungen 
vor allem an Steilküsten, Schäden an Bauwerken und 
touristischen Infrastrukturen, Waldschäden  
(Sturmschäden und Schädlinge), Schäden an 
Wanderwegen 
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Damit könnte gleichzeitig eine Verbesserung des 
touristischen Angebots in der Nebensaison erreicht 
werden. Der Einsatz von Fördermitteln bei heu-
tigen Investitionen in Wintersporteinrichtungen 
muss jeweils hinsichtlich Wirtschaftlichkeit und 
Nachhaltigkeit auch mit Blick auf die klimabeding-
ten Veränderungen bei den Schneeverhältnissen 
geprüft werden. 

Verbesserung der Angebotsqualität im Tou-
rismus (Qualitätsverbesserung zur Anpassung 
an die Kundenwünsche)

Ein generelles  Ziel im Tourismus muss es sein, die 
Qualität der Angebote zu verbessern. In Bezug auf 
das Thema Klimawandel sind Gäste zunehmend 
sensibel und fordern von touristischen Anbietern 
ein klimabewusstes Verhalten. Eine nachhaltige 
Tourismusentwicklung schließt klimabewusstes 
Handeln mit ein. Klimabewusstes Verhalten ist ein 
Qualitätskriterium.

Kooperation und Zusammenarbeit mit ande-
ren Wirtschaftsbereichen

Zur Reduzierung der negativen Auswirkungen von 
Anpassungsstrategien anderer Wirtschaftsbereiche 
auf den Tourismus muss eine verstärkte Koope-
ration und Zusammenarbeit erfolgen. Tourismus-
verantwortliche sind in die Entscheidungsprozesse 
einzubeziehen, damit  Klimaanpassungsstrategien 
entwickelt werden, die keinen negativen Einfl uss 
auf den Tourismus haben.

5.12.3 Maßnahmen

Verbesserung des Wissensstandes und des 
Wissenstransfers

• Die Auswirkungen des Klimawandels auf Natur 
und Landschaft,  z.B. die Gewässerqualität oder 
Flora und Fauna, sind differenzierter zu untersu-
chen und die Auswirkungen auf den Tourismus 
sind zu erfassen.

• Zur Abschätzung des Urlauberverhaltens sind 
weitere Untersuchungen zum Reiseverhalten 
und zur Reiseentscheidung unter veränder-
ten Klimabedingungen notwendig, auch im 
Hinblick auf die mögliche Gewinnung neuer 
Zielgruppen, beispielsweise aus den Mittelmeer-
staaten, für einen Urlaub in Niedersachsen.

• Analyse der derzeitigen Klimaschutz- und 
Anpassungsaktivitäten der Destinationen der 
niedersächsischen Tourismusregionen mittels 
einer Studie.

• Erarbeitung von Leitlinien für touristische Desti-
nationen und Leistungsträger.

• Erarbeitung von Vorschlägen, wie die Hand-
lungsempfehlungen durch Projekte der Tou-
rismuswirtschaft vor Ort umgesetzt werden 

können (z. B. Ideenwettbewerb, Beratung, 
Förderrichtlinien).

Landschaft und Natur

• Die Erhaltung und Regeneration von  Feuchtge-
bieten, (z. B. Moore, Feuchtwiesen, Auwälder) 
ist auch aus touristischer Sicht wichtig. 

• Die Wasserqualität von Meeren, Seen und 
Flüssen ist zu gewährleisten und ggf. durch 
aktive Maßnahmen zu verbessern (z.B. durch 
Verringerung des Stoffeintrages), damit eine 
touristische Nutzung weiterhin sichergestellt ist. 

Qualitätsverbesserung zur Anpassung an die 
Kundenwünsche

• Entwicklung eines Leitbildes „klimaneutraler 
Urlaub“.

• Förderung von Pilotprojekten um Lösungen für 
„klimaneutrale touristische Destinationen“ zu 
erarbeiten, beispielsweise eine Insel und die 
Erschließung eines Feriengebiets als Modell 
für eine klimaangepasste Erschließungs- und 
Bauweise (Stichworte: Brachfl ächenrecycling, 
Niedrigenergiebauweise/ Passivhaustechnolo-
gie, alternative Energiekonzepte, Mobilitätskon-
zepte).

• Integration der klimafreundlichen Destinationen 
der niedersächsischen Tourismusregionen in die 
Vermarktungsaktivitäten der regionalen touris-
tischen Einrichtungen sowie der TourismusMar-
keting Niedersachen GmbH.

• Durch eine mögliche verminderte Schneesicher-
heit vor allem im Harz, ist als Ergänzung und 
Alternative zum Wintersport mittel- bis lang-
fristig in den Aufbau einer neuen und qualitativ 
hochwertigen touristischen Infrastruktur zu 
investieren. Voraussetzung hierfür ist die Erstel-
lung eines Klimaanpassungskonzeptes. 

• Sandverluste an Badestränden sind zu kompen-
sieren, um die weitere Nutzbarkeit der Strände 
zu garantieren. Dies muss unter Berücksichti-
gung der Belange des Naturschutzes erfolgen.

• Die Wassersportinfrastruktur sollte baulich und 
unter Berücksichtigung ökologischer Belange 
an die geänderten Wasserstände anzupassen.

• Abstimmung fachübergreifender Lösungsan-
sätze mittels der Instrumente des Integrierten 
Küstenzonenmanagements und des Integrier-
ten Flussgebietsmanagements. Z. B. sollten  
Küsten- und Hochwasserschutzmaßnahmen 
mit touristischen und naturschutzfachlichen 
Erfordernissen abgestimmt werden.

Kooperation und Zusammenarbeit mit ande-
ren Handlungsfeldern

• Institutionalisierung eines Dialog- und Vernet-
zungsprozesses mit denjenigen Einrichtungen, 
die für die Entwicklung und Umsetzung sekto-
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raler Anpassungsstrategien verantwortlich sind, 
um Belange des Tourismus mit zu berücksichti-
gen. 

• Entwicklung besonderer raumordnerischer 
Leitbilder für Regionen, die von Klimawan-
del touristisch besonders betroffen sind und 
Erarbeitung regionaler Betroffenheitsanalysen. 
Leitbilder und Betroffenheitsanalysen sind auch 
über die Landesgrenzen hinaus in Kooperation 
mit den angrenzenden Regionen zu entwickeln.

• Vernetzung der regionalen Tourismusakteure 
zur Entwicklung integrierter Entwicklungsansät-
ze.

• Berücksichtigung touristischer Aspekte bei der 
Entwicklung land- und forstwirtschaftlicher An-
passungsstrategien, in der Landschaftsplanung 
sowie bei der Umsetzung von Schutzmaßnah-
men vor Sturm oder Starkregen.

5.13 Gesundheitswesen

5.13.1 Auswirkungen des Klimawandels

Gesundheit wird in vielfältiger Weise direkt und 
indirekt von meteorologischen Faktoren geprägt 
und beeinfl usst. Die erwarteten starken und anhal-
tenden Veränderungen in den Sommermonaten 
mit längeren Hitzeperioden und höheren mittleren 
Temperaturen werden zu intensiveren körperlichen 
Anpassungsbelastungen für die Allgemeinbevölke-
rung, aber insbesondere für empfi ndliche Gruppen 
wie alte Menschen und pfl egebedürftige Personen 
führen. Auch im Arbeitsschutz sind häufi ger auf-
tretende Hitzetage und Extremwetter zu berück-
sichtigen. Die klimatischen Veränderungen treffen 
auf demographische Veränderungsprozesse; das 
Durchschnittsalter der niedersächsischen Bevölke-
rung steigt und damit wächst die Zahl gesundheit-
lich anfälligerer Personen.

Die Ansiedlung und Verbreitung neuer Pfl anzen 
mit hohem allergenem Potenzial wie Ambrosia 
sowie neuer tierischer Krankheitsüberträger (Vek-
toren, hier vor allem Stechmücken) und mit ihnen 
assoziierter, gesundheitlich relevanter Viren wird 
über die Veränderung der ökologischen Lebensbe-
dingungen voraussichtlich befördert. Die Verände-
rung der ökologischen Lebensbedingungen wird 
vermutlich auch eine Ausbreitung bereits bekann-
ter vektorgebundener Erkrankungen wie FSME-
Übertragung durch Zecken nach sich ziehen. 

Hitzebedingte Morbidität und Mortalität

Die Zunahme länger anhaltender Hitzeperioden 
führt zu einer Zunahme der Hitzebelastung. Hier-
durch sind bei entsprechend vorbelasteten Perso-
nen vermehrte hitzebedingte Gesundheitsschäden 
(Dehydration, Hitzeschlag etc.), Klinikaufenthalte 
und Todesfälle zu befürchten.

Eine erhöhte Sterblichkeit im Zuge solcher Hit-
zewellen ließ sich für Deutschland beobachten, 
zuletzt im Juli 2010. Dies belegen Daten, die vom 
Robert Koch-Institut und vom Hessischen Landes-
prüfungs- und Untersuchungsamt im Gesundheits-
wesen ermittelt wurden. Während dieser Hitzewel-
le starben vor allem in den oberen Altersgruppen 
rund 20-30 Prozent mehr Menschen als gewöhn-
lich im selben Zeitraum.

Städte und Ballungsräume heizen sich durch die 
intensive Bebauung und fehlende Grünfl ächen 
deutlich stärker auf als das Umland und bilden 
sogenannte Hitzeinseln. Anwohner in verdichteten 
städtischen Siedlungsgebieten sind einer erhöh-
ten Hitzebelastung ausgesetzt. Die zunehmende 
Verdichtung und Versiegelung der Städte und ihre 
Ausdehnung in der Fläche verstärken die Hitzebe-
lastung zusätzlich. 
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Mehr Hitzetage im Sommer könnten über eine 
verstärkte Sonneneinstrahlung das Hautkrebsrisiko 
erhöhen. Häufi gere sommerliche Hochdruck-
wetterlagen begünstigen zudem die Bildung von 
bodennahem Ozon, ein Reizgas, das in höheren 
Konzentrationen zu gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen führen kann. 

Infektionskrankheiten

Jährlich erfolgt auch in Deutschland durch den 
Reiseverkehr die Einschleppung viraler Infektions-
krankheiten, ausgelöst zum Beispiel durch Sindbis-, 
Chikungunya-, West-Nil- oder Dengue-Viren, de-
ren Übertragung durch verschiedene Stechmücken 
erfolgt. Die ausgelösten Erkrankungen können 
unterschiedliche, zum Teil schwerwiegende Sym-
ptome auslösen. Bei einigen Viren (zum Beispiel 
West-Nil oder Sindbis) liegt auch ein bekanntes 
tierpathogenes Potenzial vor. Auf der Grundlage 
neuerer Untersuchungen besteht die Vermutung, 
dass die erwarteten Klimaveränderungen die An-
siedlung sowohl neuer Mückenarten als auch die 
Verbreitungsfähigkeit neuer Viruserkrankungen in 
Deutschland begünstigen. 

Auftreten neuer Viren: In einer 2010 publizierten 
Studie wurde in Süddeutschland das erstmals in 
Ägypten nachgewiesene Sindbis-Virus in mehre-
ren heimischen Stechmückenarten nachgewiesen 
– darunter auch in Arten, deren Vektorkompetenz 
(Übertragungsfähigkeit für Viren) zuvor nicht 
bekannt war. Autochthone Infektionen in der 
Bevölkerung mit dem Chikungunya-Virus wurden 
in den letzten zwei Jahren unter anderem für 
Italien sowie Frankreich gemeldet. Somit ist davon 
auszugehen, dass der Erreger andauernd gehäuft 
in diesen Ländern auftritt (endemisch). Ausbrüche 
von West-Nil-Fieber traten auch in einer Vielzahl 
europäischer Staaten auf (z. B. Italien, Griechen-
land), darunter in Woronesch in Süd-Russland, 
wo das Klima in den Sommermonaten dem in 
Norddeutschland ähnlich ist.

Auftreten neuer Vektoren: Für die Schweiz, Italien, 
Niederlande und seit einigen Jahren Deutschland 
ist die Etablierung neuer Mückenarten wie Asiati-
sche Tigermücke (Aedes albopictus) und Asiatische 
Buschmücke (Aedes japonicus)bereits nachgewie-
sen. Der Nachweis der Ägyptischen Tigermücke 
(Aedes aegypti), einer der Hauptüberträger des 
Dengue- und Gelbfi eber-Virus, wurde erstmals 
2010 in den Niederlanden erbracht. 

Aufgrund dieser Erkenntnisse muss mit einer 
weiteren Einschleppung und gegebenenfalls 
längerfristigen Etablierung neuer Mücken und/
oder neuer Viren in Norddeutschland gerechnet 
werden. Daten, die eine genaue Zustandsbeschrei-
bung des aktuellen Vektoren- oder Virenstatus 
erlauben würden, fehlen ebenso wie Daten über 
den möglichen Vektoreneintrag über relevante 

Pfade, wie der Einzugsbereich von Vogelzugrouten 
oder Transportwege (Flughäfen und Seehäfen, 
Schienen und Autobahnnetz). Auch nach Ein-
schätzung der Gesundheitsministerkonferenz (82. 
GMK, 2009) liegt der Schwerpunkt der klimaab-
hängigen Infektionserkrankungen bei von Tier zu 
Mensch übertragenen Erkrankungen (Zoonosen), 
insbesondere vektorassozierten Erkrankungen. 
Auf diesen Gebieten bestehen nach Experten-
meinung deutliche Forschungsmängel und somit 
Wissensdefi zite. Forschungsprojekte existieren mit 
unterschiedlichen, sich nur begrenzt ergänzenden 
Ansätzen etwa vom Robert Koch-Institut oder vom 
Bernhard Nocht-Institut in Hamburg. Durch ein 
Untersuchungsprojekt über relevante Mückenar-
ten und virale Krankheitserreger sollen aktuelle 
Informationen für Niedersachsen ermittelt werden, 
die unter Berücksichtigung der Klimaprojektionen 
auch Aussagen auf zu erwartende vektorgebunde-
ne Erkrankungen ermöglichen sollen.

Ansteigende Temperaturen wirken sich auch auf 
die Genusstauglichkeit von Lebensmitteln aus. In-
fektionen durch Salmonellen, Campylobacter und 
andere Erreger aus verdorbenen Lebensmitteln 
zählen bereits jetzt zu den häufi gsten Infektions-
krankheiten. Bei fortschreitender Erwärmung ist zu 
befürchten, dass die Zahl solcher Magen-Darm-Er-
krankungen ansteigt.

Luftallergene

Durch den Klimawandel verlängert sich die Pollen-
fl ugsaison, so dass es zu höheren Pollenkonzentra-
tionen kommt. Infolgedessen verlängern sich das 
jahreszeitlich bedingte Auftreten und die Dauer 
allergischer Erkrankungen. Damit erhöht sich die 
Zahl der Allergiker und auch der Leidenszeitraum 
der Allergiker wird verlängert. Als besonders stark 
allergieauslösend sind Pfl anzen der Gattung Am-
brosia einzustufen. Die Betroffenen leiden unter 
Fließschnupfen, Bindehautentzündungen und 
Asthma. Man geht davon aus, dass Menschen, 
die schon unter Allergien leiden, zusätzlich auf 
Ambrosia reagieren werden. Durch Berührung der 
Pfl anze kann es auch zu Hautreaktionen kommen. 
Kreuzallergien zu Melonen und Bananen sind 
bekannt.

Die Beifußblättrige Ambrosie (Ambrosia arte-
misiifolia) ist eine einjährige Pfl anze. Sie wird 
in Deutschland 0,20 bis 1,80 Meter hoch und 
überwintert in Form von Samen, die bis zu ca. 40 
Jahren keimfähig sind. Die Pfl anze blüht von Mitte 
Juli bis November. Die Ambrosiasamen werden in 
Deutschland überwiegend durch verunreinigtes 
Wintervogelfutter eingeschleppt und beim Anbau 
von Sonnenblumen, die mit Ambrosiasamen ver-
unreinigt sind, verbreitet. Die weitere Verbreitung 
der Samen erfolgt in Deutschland zum Beispiel 
durch Umlagerung von Erdreich bei Bauvorhaben. 
Ein beständiges Vorkommen von Ambrosia wird in 



114

Bayern, Baden-Württemberg, Südhessen, Bran-
denburg und Berlin beschrieben.

Auch die Ausbreitung des Eichenprozessionsspin-
ners (Thaumetopoea processionea L.) wird mit dem 
sich wandelnden Klima in Verbindung gebracht. 
Die Haare der Raupen können beim Menschen zu 
starken gesundheitlichen Beschwerden (Raupen-
dermatitis, Bindehautentzündung und allergische 
Reaktionen) führen. Der Eichenprozessionsspinner 
ist sowohl auf Eichen in der freien Landschaft als 
auch in besiedelten Bereichen zu fi nden.48

Weitere klimabedingte Gesundheitsgefähr-
dungen

Bei Extremereignissen wie Starkniederschlägen, 
Hochwasser oder Stürmen werden auch Men-
schen verletzt, mit zum Teil tödlichem Ausgang. 
Akute Katastrophen können sich auch psychisch 
auswirken. Bei Überschwemmungen oder Stark-
regen können durch die Überfl utung von Abwas-
seranlagen Krankheitserreger freigesetzt werden. 
Durch sommerliches Niedrigwasser, d. h. fehlende 
Verdünnung im Wasserkörper, erhöht sich die 
bakterielle Kontaminierung von Gewässern (s. 
Kap. 5.1). Höhere Wassertemperaturen können in 
Binnenseen in Kombination mit einem erhöhten 
Nährstoffeintrag z. B. durch die Landwirtschaft 
zu vermehrten Blaualgenblüten (Cyanobakterien) 
führen. Da bestimmte Blaualgen Giftstoffe pro-
duzieren, sinkt die Qualität betroffener Gewässer 
insbesondere für die Nutzung als Badegewässer 
deutlich. Der Kontakt mit dem verunreinigten 
Wasser kann zu Haut-, Magen- und Darmirritatio-
nen sowie Leber- und anderen schweren Gesund-
heitsschäden führen.

Bei Wassertemperaturen über 20 Grad Celsius 
kann sich die Konzentration des Bakteriums Vibrio 
vulnifi cus in Meer- und Brackwasser deutlich 
erhöhen. Erkrankungen durch Vibrionen sind in 
Deutschland zwar selten, zeichnen sich jedoch 
durch einen sehr ernsthaften Verlauf in Form von 
schweren Wundinfektionen und Blutvergiftungen 
aus. Besonders gefährdet sind Menschen mit chro-
nischen Vorerkrankungen und offenen Wunden.49 

Die Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Volkswirtschaften, die Verfügbarkeit von Lebens-
mitteln und Wasser sowie der Anstieg der Mee-
resspiegel können die Bevölkerungsbewegungen 
weltweit verstärken. Eine verstärkte Migration 
durch den Klimawandel könnte langfristig auch 
den Gesundheitssystemen in Deutschland und 
Niedersachsen eine höhere Leistungsfähigkeit 
abverlangen.

Chancen für die menschliche Gesundheit

Nicht alle Klimaveränderungen wirken sich auf die 
menschliche Gesundheit negativ aus. In Nieder-
sachsen könnten mildere Winter mit weniger 
kältebedingten Todesfällen einhergehen. Die win-
terlich bedingten Einschränkungen des Innenraum-
klimas (niedrige Luftfeuchte, niedrige Luftwech-
selrate) können bei einer kürzeren Heizperiode 
verringert werden. Im Freien Beschäftigte werden 
im Winter unter geringeren kältebedingten 
Belastungen leiden. Im Winter verbessern höhere 
Temperaturen die Bedingungen für gesundheits-
fördernde Aktivitäten im Freien. Zudem sinken die 
gesundheitlichen Belastungen durch Kältestress. 
Der Zusammenhang zwischen Wärmebelas-
tung und Mortalität ist allerdings direkter als der 
Effekt von Kältestress auf die Mortalität, da sich 
Menschen im Winter häufi ger in Innenräumen 
aufhalten, deren thermisches Milieu stärker von 
den Außenbedingungen abgekoppelt ist als im 
Sommer. Zusätzlich spielen Infektionskrankheiten 
wie Grippewellen für die Wintermortalität eine 
nicht unwesentliche Rolle.

5.13.2 Handlungsziele

Die genannten Veränderungsprozesse werden in 
den Gesundheitsdiskussionen auf allen Ebenen 
aufgegriffen und bedürfen neuer Antworten. Für 
die Gesundheit gilt das Vorsorgeprinzip. Danach 
müssen Belastungen und Schäden für die mensch-
liche Gesundheit im Voraus vermieden oder wei-
testgehend verringert werden. 

Gesamtvernetzung und Öffentlichkeitsarbeit

Um Maßnahmen gegen die Auswirkungen des 
Klimawandels im Hinblick auf nicht-übertrag-
bare Krankheiten, insbesondere bei vulnerablen 
Gruppen in der Bevölkerung (z. B. Kleinkinder 
und betagte Menschen, Menschen, die von 
mehreren Krankheiten gleichzeitig betroffen sind 
[Multimorbide]), zu ergreifen, muss eine Vielzahl 
von zusätzlichen Einfl ussfaktoren berücksichtigt 
werden, etwa veränderte Lebens-, Wohn- und 
Umweltbedingungen, Veränderungen des Gesund-
heitsverhaltens und der medizinischen Versorgung. 
Die Deutsche Anpassungsstrategie sieht vor, eine 
zuverlässige Datengrundlage zu schaffen, um ein 
gesundheitspolitisches Transferkonzept zu entwi-
ckeln, das unter anderem evidenzbasierte Emp-
fehlungen zu den nötigen Anpassungsstrategien 
ausspricht. Die Informations- und Öffentlichkeits-
arbeit sollte dabei sowohl das Fachpublikum, die 
Gesamtbevölkerung allgemein wie auch deren be-
sonders vulnerablen Gruppen gezielt ansprechen.

48 www.nlga.niedersachsen.de -> Umwelt & Gesundheit -> Weitere Themen/Projekte -> Eichenprozessionsspinner
49 www.nlga.niedersachsen.de -> Infektionen & Hygiene -> Krankheitserreger/Krankheiten -> Vibrio vulnifi cus 
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Zusammenarbeit mit anderen 
Handlungsfeldern

Hier zeigt sich ein enger Zusammenhang zwischen 
Gesundheitsvorsorge und baulichen Planungen: 
Geeignete Architektur sowie Stadt- und Land-
schaftsplanung können dazu beitragen, eine 
klimatisch bedingte verstärkte Aufheizung der 
Städte und damit Hitzestress zu lindern. Gerade 
in Ballungszentren sollte die Frischluftzufuhr über 
unverbaute Frischluftkorridore gewährleistet sein. 
Dies kann durch die Anlage unverbaubarer Frisch-
luftschneisen, Erhöhung des Albedo-Effekts und 
extensiver Grünanlagen als „Kälteinseln“ erfolgen. 
Kommunale Planungsträger sollten dem Trend 
einer weiteren Versiegelung von Freifl ächen durch 
Siedlungs- und Verkehrsfl ächen in der Bauleitpla-
nung entgegen wirken (s. Kap. 5.10 und 5.15).

Darüber hinaus sollten private und öffentliche 
Bauherren insbesondere in Gemeinschaftsein-
richtungen (wie Krankenhäusern, Pfl ege- und 
Seniorenheimen) für ausreichende Isolation 
(Wärmedämmung), Beschattung und (passive) 
Kühlungsmöglichkeiten sorgen. 

Gesundheitsgefährdungen durch andere Extremer-
eignisse (wie Sturm oder Hochwasser) werden laut 
der Deutschen Anpassungsstrategie insbesondere 
durch Vorsorgemaßnahmen im Bauwesen, bei 
der kommunalen Infrastruktur, ein Risiko- und 
Krisenmanagement von Infrastrukturbetreibern, 
durch Notfallpläne, angepassten Hochwasser- und 
Küstenschutz sowie durch angemessenes Verhal-
ten der Bevölkerung zu reduzieren sein.

5.13.3 Maßnahmen

Anpassung des DWD-Hitzewarnmodells in 
Kooperation mit dem DWD 

• Um Wärmebelastungen frühzeitig zu erkennen 
und eindeutig zu defi nieren, damit gesundheit-
liche Folgen von Hitzestress verringert werden 
können, hat der Deutsche Wetterdienst (DWD) 
ein Hitzewarnsystem entwickelt. Dieses System 
fasst gemessene Temperaturen, Luftfeuch-
tigkeit, Windgeschwindigkeit und die Dauer 
von Hitzeereignissen in einer gemeinsamen 
Messgröße der „empfundenen Temperatur“ 
zusammen, die wie alle Wettervorhersagen Be-
dingungen im Freien beschreibt. Die Bedingun-
gen im Freien unterscheiden sich allerdings von 
Innenraumsituationen: Wind kühlt Innenräume 
seltener und schwächer als Flächen im Freien, 
außerdem sinken in geschlossenen Räumen 
die Temperaturen in der Nacht weniger stark. 

Eine Temperaturabsenkung in der Nacht ist für 
die nächtliche Erholung besonders wichtig. 
Ein neu entwickeltes Innenraummodul für das 
Hitzewarnsystem des DWD soll in einer Test-
phase überprüft werden, um festzustellen, ob 
es ausreichend genau die Temperaturverläufe 
in Innenräumen modellieren kann. Die Nieder-
sächsische Landesregierung prüft derzeit, ob 
ein gemeinsames Messprojekt mit dem DWD 
zur Validierung des DWD-Innenraummodells 
durchgeführt werden kann. Im Erfolgsfall sollte 
das Innenraummodell in das Hitzewarnsystem 
integriert werden. Das DWD-Hitzewarnmodell 
wird in Niedersachsen von zahlreichen Pfl ege-
einrichtungen als Informationsquelle benutzt. 
Die Verbesserung des Modells hat somit unmit-
telbar Einfl uss auf die Qualität von hitzebeding-
ten Anpassungsmaßnahmen in der Pfl ege.

Überwachung der Sommer-Mortalität 

• Für die Politik und den Gesundheitssektor ist 
das Wissen um eine erhöhte Sterblichkeit von 
entscheidender Bedeutung, um Entscheidungen 
vorbereiten, Maßnahmen planen und vor allem 
die Bevölkerung adäquat informieren zu kön-
nen. Studien aus Europäischen Staaten, aber 
auch aus anderen Bundesländern (z. B. Hessen) 
sowie unveröffentlichte Auswertungen nieder-
sächsischer Daten zeigen übereinstimmend eine 
signifi kant erhöhte Sterblichkeit (Excess-Mortali-
tät) in Hitzeperioden. Auf der Basis dieser Daten 
sollen regionalspezifi sche Vorhersagenmodelle 
entwickelt werden. Aufgrund der zu erwarten-
den häufi geren und länger anhaltenden Hitze-
perioden im Zusammenhang mit den starken 
demographischen Veränderungen in den nächs-
ten Jahren und Jahrzehnten ist eine weitere 
Erhöhung dieser Excess-Mortalität zu erwarten. 
Prognosen sollten auf Basis der klimatischen 
Projektionen und demographischen Entwicklun-
gen für Niedersachsen durchgeführt werden. 
Durch eine zeitliche und räumliche Differen-
zierung der Prognosen könnten Schwerpunkt-
regionen mit besonderer Hitzebetroffenheit 
für weitergehende Maßnahmen identifi ziert 
werden.

Informationen bei Hitzeereignissen

• Eine erhöhte Sterblichkeit und gesundheitliche 
Belastungen im Zuge von Hitzewellen lassen 
sich zum Teil durch entsprechende Verhaltens-
weisen wie ausreichende Flüssigkeitszufuhr 
oder das Vermeiden von Aktivitäten im Freien 
reduzieren. Voraussetzung für eine überzeu-
gende Kommunikation des erhöhten Risikos 

50  www.nlga.niedersachsen.de -> Umwelt & Gesundheit -> Weitere Themen/Projekte -> Sommerhitze
www.senioren-in-niedersachsen.de -> Gesundheit -> Warndienste
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während einer Hitzewelle ist das Erkennen der 
erhöhten Sterblichkeit in der Bevölkerung. Ins-
besondere in der Pfl ege und Pfl egeausbildung 
muss das Thema deshalb auch weiterhin eine 
große Beachtung erfahren. Aber auch die Seni-
oren ohne professionelle Pfl ege sollten erreicht 
werden. Das NLGA hat bereits verschiedene 
Merkblätter zur Sommerhitze mit Hinweisen 
für die Bevölkerung, Hinweisen für Hausärzte, 
Hinweisen für Pfl egende, Pfl egekräfte und 
Heimleitungen und Hinweisen für den Umgang 
mit Kindern veröffentlicht.50

Forschungsprojekt zu neuartigen Viren und 
Virusüberträgern in Niedersachsen

• Durchführung eines Untersuchungsprojekts zu 
vektorassozierten Erkrankungen, welches die 
geografi schen und verkehrsmäßigen Beson-
derheiten Niedersachsens berücksichtigt sowie 
folgende Inhalte umfasst:
- Der Aufbau eines geeigneten Monitorings 

für die Erfassung der relevanten Vekto-
ren aus der Gruppe der Neozoa (Aedes 
albopictus, Aedes japonicus und Aedes 
aegypti) sowie indigener Stechmückenarten 
(Vektormonitoring).

- Die molekularbiologisch abgesicherte Be-
stimmung der erfassten Vektoren (Vektori-
dentifi zierung).

- Der molekularbiologische Nachweis der 
Vektorenkompetenz, das heißt die Unter-
suchung auf das mögliche Vorhandensein 
von Chikungunya-, West-Nil-, Sindbis- bzw. 
Dengue-Viren in den genannten Vektoren 
(Virusidentifi zierung). 

- Die Analyse der Bruthabitate, Entwicklungs-
bedingungen und der Entwicklungsdyna-
mik der relevanten Stechmücken (Vermeh-
rung, Verbreitung).

- Die Modellierung der Einschleppungs- und 
Ausbreitungswege von Vektoren und Viren.

- Die Durchführung einer Risikoanalyse unter 
Bezug auf Klimaprojektionen, Vektorökolo-
gie und Virusprävalenz.

- Entwicklung von Handlungsempfehlungen 
und Präventionsmaßnahmen.

Erfassung und Reduzierung neuer Arten am 
Beispiel der Ambrosia-Pfl anzen 

• Im Hinblick auf die Reduzierung des Allergie-
risikos sind die Regulierungen vorhandener 
Ambrosia-Bestände zur Minimierung der Pollen-
belastung und die Verhinderung der weiteren 
Ausbreitung dieser Pfl anze notwendig. Ihre 
Ausbreitung sollte beobachtet werden. 

In Niedersachsen gibt es keine Dokumentati-
onspfl icht über das Auftreten dieser Pfl anze. 
Niedersachsen ist allerdings über die Landwirt-
schaftskammer Niedersachsen an dem „Akti-
onsprogramm Ambrosia“ beteiligt, das 2007 
vom Julius Kühn-Institut initiiert wurde. Im 
Rahmen dieses Programms erfolgt die Meldung 
von Ambrosia-Standorten über die Gemein-
den und Kreise an die Landwirtschaftskammer 
(Standordefi nition: Ambrosia-Ansammlung von 
20 Pfl anzen), die für eine fachgerechte Entfer-
nung der Pfl anzen sorgt. Zu Programmbeginn 
gab es einige Ambrosia-Standorte, die jeweils 
entfernt wurden. Im letzten Jahr wurde kein 
Standort sondern lediglich Fälle einzeln stehen-
der Pfl anzen gemeldet. 

Ob sich Ambrosia in Niedersachsen als Folge 
des Klimawandels oder als Folge von Verschlep-
pungsprozessen ansiedelt, kann nicht abschlie-
ßend beantwortet werden, da der Einfl uss des 
Klimawandels als begünstigender Faktor für 
die Verbreitung und Vermehrung noch nicht 
einschätzbar ist.

Die Länderarbeitsgruppe Umweltbezogener 
Gesundheitsschutz (LAUG) befasst sich schon 
seit längerem mit der Thematik Ambrosia. 
Die LAUG hat sowohl bestehende gesetzliche 
Regelungsmöglichkeiten geprüft als auch die 
Überlegung verfolgt, eine neue Gesetzesgrund-
lage zu schaffen. Für eine präventive Bekämp-
fung der allergieauslösenden Pfl anze werden 
eine belastbare Berechnung der zusätzlichen 
Gesundheitskosten sowie eine Kostenaufstel-
lung zur Vernichtung der Pfl anze benötigt. Da 
die Pfl anze ein sehr hohes allergenes Potenzial 
hat, sollten weitere Forschungsergebnisse nicht 
abgewartet werden, sondern das Ausbreiten 
weiterhin mit geeigneten Maßnahmen verhin-
dert werden.51

Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

• Die Regelwerke zum Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten genügen auch Bedingungen, wie 
sie bei einer Zunahme heißer Sommertage vor-
stellbar sind. Die Regelungen für Tätigkeiten bei 
höheren Umgebungs- und damit vielfach ver-
bundenen höheren Raumtemperaturen würden 
dann entsprechend häufi ger zur Anwendung 
kommen. Dies hätte unter Umständen - auf 
Grundlage einer Gefährdungsbeurteilung -
höhere Kosten für den Arbeitgeber für die 
Realisierung von Schutzmaßnahmen, wie das 
Einrichten und Betreiben von technischen 
Anlagen zur Luftkühlung, das Anbringen von 

51 Informationen zu Ambrosia: Julius-Kühnel-Institut – http://pfl anzengesundheit.jki.bund.de/index.php?menuid=60&reporeid=73
Landwirtschaftskammer Niedersachsen – www.lwk-niedersachsen.de/index.cfm/portal/7/nav/1095/article/16880.html
52 www.umwelt.niedersachsen.de -> Themen -> Luftqualität -> Luftmessnetz Niedersachsen-LÜN -> aktuelle Messwerte 
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Vorrichtungen zum Schutz vor Sonneneinstrah-
lung oder die Bereitstellung von Getränken, 
zur Folge. Eine geringere Leistungsfähigkeit der 
Mitarbeiter kann nicht ausgeschlossen werden. 
Die geltenden Rechtsvorschriften und anderen 
Regelwerke sind ausnahmslos dem Bundesrecht 
zuzuordnen. Sie werden den wissenschaftlichen 
Erkenntnissen entsprechend fortentwickelt.

Informationen über bodennahes Ozon und 
den UV-Index 

• Werte für das bodennahe Ozon und der UV-
Index werden in Niedersachsen kontinuierlich 
im Rahmen des Lufthygienischen Überwachungs-
systems Niedersachsen (LÜN) ermittelt und im 
Internet und Teletext veröffentlicht.52 Im Fall 
von Schwellwertüberschreitungen wird die 
Öffentlichkeit zusätzlich über Rundfunksender 
informiert. Zur Bestimmung der UV-B-Strahlung 
betreibt das LÜN an sieben Standorten Mess-
einrichtungen, aus denen der UV-Index ermit-
telt wird. Das bodennahe Ozon wird stündlich 
an 21 Standorten gemessen. Darüber hinaus 
wird eine Prognose für die Ozonbelastung der 
kommenden drei Tage zur Verfügung gestellt. 
Durch diese Maßnahmen wird eine repräsenta-
tive Umweltbeobachtung im Sinne der Vorsorge 
sowie eine möglichst frühzeitige Gefahrenab-
wehr für Mensch und Umwelt gewährleistet.

Badegewässerüberwachung

• Niedersachsen hat die Badegewässerrichtli-
nie der EU durch die „Verordnung über die 
Qualität und die Bewirtschaftung der Badege-
wässer (Badegewässerverordnung)“ im Jahr 
2008 umgesetzt. Bis zum Ende der Badesaison 
am 15. September entnehmen die örtlichen 
Gesundheitsbehörden mindestens alle vier 
Wochen Wasserproben und prüfen diese auf 
bakterielle Belastungen. Informationen zu den 
niedersächsischen Badegewässern mit aktuellen 
Untersuchungsergebnissen werden im Internet 
bereitgestellt.53 Zusätzlich zur routinemäßigen 
Beprobung bei der Überwachung der EU-Bade-
gewässer hat das NLGA das Vorkommen des 
Bakteriums Vibrio vulnifi cus an der niedersäch-
sischen Nordseeküste untersucht.

Berücksichtigung des Klimawandels in der 
Bauleitplanung und Architektur

• Maßnahmen der Bauleitplanung und Archi-
tektur können Temperaturen in Innenstädten 
und Gebäuden absenken, zum Beispiel durch 
Frischluftzufuhr, Gebäudeisolierung oder aktive 
Kühlung. Viele Maßnahmen werden derzeit 

diskutiert, sind jedoch oft noch weit von der 
Umsetzung entfernt (s. Kap. 5.10 und 5.15). 
Mit steigenden Raumtemperaturen steigen 
Emissionen aus Bauprodukten wie zum Beispiel 
Lösemittel an, was in Kombination mit der 
zunehmenden Gebäudeisolierung (Reduzierung 
des Luftaustausches) somit vor allem bei Tem-
peraturerhöhungen im Sommer ein zunehmen-
des Problem darstellen dürfte. Die Minimierung 
thermischer Belastungen ist somit auch ein 
Schritt zur Minimierung von Innenraumemis-
sionen, zu denen auch Gerüche aus Bau- und 
Pfl egeprodukten zählen. Die Regulierung von 
Innenraumluftbelastungen wird in Bund-Län-
der-Gremien derzeit diskutiert.

53 www.badegewaesser.nlga.niedersachsen.de
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5.14 Katastrophenschutz 

Es gehört zu den originären Aufgaben der Kata-
strophenschutzbehörden, sich mit der Vorberei-
tung auf und der Bekämpfung von Katastrophen 
zu beschäftigen. Dazu gehören auch die Folgen 
von Extremwetterereignissen. Um dies in Zukunft 
zu sichern, müssen neue Herausforderungen 
erkannt, in ihren möglichen Folgen abgeschätzt 
und in sinnvolle Maßnahmen überführt werden. 
Die bereits heute getroffenen Vorbereitungen der 
Katastrophenschutzbehörden bilden die Grundla-
gen, um die Maßnahmenoptionen unter geänder-
ten klimatischen Auswirkungen durchführen zu 
können.

Hierfür ist ein geeignetes Monitoring wichtige 
Grundlage und Ausgangspunkt. Ein solches Mo-
nitoring könnte sowohl offen legen, wo sich im 
Laufe der Zeit Anpassungsbedarf für den Katastro-
phenschutz ergibt, als auch dabei helfen, die Wirk-
samkeit von getroffenen Katastrophenschutzmaß-
nahmen zu überprüfen. Zur Durchführung eines 
solchen Monitorings müssen bestimmte Größen 
daher über einen längeren Zeitraum fortlaufend 
aufgenommen werden. Dies ist grundsätzlich kei-
ne neue Aufgabe für die Landesregierung. Statisti-
ken und viele weitere Informationen zu Ereignissen 
werden in den allermeisten Fällen bereits von den 
Fachbehörden vorgehalten. 

Im Rahmen einer solchen zusätzlichen Berück-
sichtigung etwaiger Konsequenzen durch den 
Klimawandel, sind die traditionellen Aufgaben des 
Katastrophenschutzes in geeigneter Weise weiter 
zu entwickeln.54 Hierbei handelt es sich insbeson-
dere um:
• Verbesserung der Kommunikation (Risikokom-

munikation, Krisenkommunikation, s. Kap. 
5.19),

• Sicherstellung der Einsatzfähigkeit der Einheiten 
des Katastrophenschutzes (insbesondere im 
Hinblick auf die Ausstattung),

• Befähigung der Bürger zu Selbstschutz und 
Selbsthilfe (effektive Warnung, Aufklärung zu 
Selbstschutz).

Darüber hinausgehende neue Aufgaben des 
Katastrophenschutzes durch den Klimawandel sind 
hingegen gegenwärtig nicht zu erkennen. Diese 
Einschätzung kann sich insbesondere aufgrund 
neuer Erkenntnisse ändern.

54 In der Maßnahmenübersicht unter Punkt 5.1.1.3.e und 5.1.1.4 sind Maßnahmen im Bereich Hochwasservorsorge und Hochwasserbewälti-
gung genannt, die auch Einrichtungen des Katastrophenschutzes sowie Katastrophenschutzbehörden betreffen.
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5.15 Räumliche Planung auf 
Landesebene, regionaler Ebene 
und kommunaler Ebene

5.15.1 Einleitung 

Herausforderung „Klimawandel“ in der räum-
lichen Planung 

Niedersachsen wird mit seinen verschiedenen Wirt-
schaftsbereichen und Regionen sehr unterschied-
lich von den Auswirkungen des Klimawandels 
betroffen sein. Es ist davon auszugehen, dass die 
Auswirkungen des Klimawandels zu einer Zunah-
me räumlicher Nutzungskonfl ikte führen werden. 
Eine frühzeitige, raum- und fl ächenbezogene Steu-
erung von Nutzungen kann zur Anpassung an den 
Klimawandel beitragen und helfen, 
• Gefahren und Risiken zu mindern, 
• Schadenspotenziale zu reduzieren und dadurch 
• die volkswirtschaftlichen Kosten des Klima-

wandels und die Belastungen für Mensch und 
Umwelt zu verringern und insgesamt

• Konfl ikte zu vermeiden oder zu verringern.

Aufgrund ihres interdisziplinären, querschnittori-
entierten, langfristigen und vorsorgenden Charak-
ters ist gerade die räumliche Planung gefordert, 
Entwicklungen wie die mittel- und langfristigen 
Veränderungen des Klimas, der Extremwetterereig-
nisse, der Vulnerabilität der Bevölkerung sowie der 
Städte und Regionen in ihrer vorausschauenden 
Planung zu berücksichtigen. Konkret bedeutet das 
beispielsweise
• mögliche Belastungen für den Menschen im be-

siedelten Bereich (s. Kap. 5.1, 5.10, 5.13, 5.14),
• mögliche Auswirkungen auf die Biodiversität (s. 

Kap. 5.6),
• mögliche Auswirkungen auf Böden und Land-

schaftswasserhaushalt (Hochwasser, Trocken-
heit, Grundwasserneubildung) (s. Kap. 5.1, 5.3, 
5.7),

• mögliche Auswirkungen auf Sach- und Kultur-
güter (s. Kap. 5.8, 5.9, 5.10 und 5.11) und 

• Nutzungskonfl ikte zwischen Schutzgebietsaus-
weisungen (z. B. Überschwemmungsgebiete, 
Naturschutzgebiete) und wirtschaftlicher Nut-
zung (s. Kap. 5.1 und 5.6) 

in die Planung einzubeziehen.

Basis sind hierbei die jeweiligen sektoralen Fach-
planungen, insbesondere die Landschaftsplanung, 
in deren Rahmen das Schutzgut Klima besondere 
Berücksichtigung fi ndet. Aus diesem Grunde 
wird im Folgenden auf die möglichen Beiträge 
der Landschaftsplanung (Landschaftsprogramm, 
Landschaftsrahmenpläne, Landschaftspläne) im 
System der gesamträumlichen Planung näher 
eingegangen.

Dabei können aus der Klimafolgenanpassung zum 
Beispiel die nachfolgenden Zielkonfl ikte entstehen, 
die im Zuge der räumlichen Gesamtplanung zu 
lösen sind: 
• Neue innerstädtische Freifl ächen und die aus-

reichende Durchgrünung der Siedlungsbereiche 
dienen dem Abbau von Hitzebelastungen. 
Während die Klimaanpassung eine eher lockere 
Bebauung erfordert, sollten aus Gründen der 
Energieeinsparung und des Klimaschutzes eher 
kompakte und stark verdichtete Baugebiete 
entwickelt werden. So können im Einzelfall 
Kompromisse bei der Dichte und der Ausrich-
tung der Gebäude zum Erhalt des Kaltluftzu-
fl usses in hitzebelasteten Siedlungsbereichen 
notwendig sein.

• Rückhalteräume für Starkregenereignisse und 
Hochwasser können mit einer kompakten 
Siedlungsentwicklung konkurrieren. schatten-
spendende Straßenbäume, Dach-, Fassaden- 
und Hofbegrünungen können für den Abbau 
von Hitzestress erforderlich sein, der Nutzung 
solarer Strahlungsenergie demgegenüber im 
Wege stehen bzw. diese verschatten und so 
deren Wirkungsgrad mindern.

Die hierbei erforderliche Abwägung zwischen 
unterschiedlichen Nutzungen und Fachplanungen 
ist neben der Aufstellung langfristiger Programme 
und Pläne eine klassische Aufgabe der Raum-
ordnung und kommunalen Bauleitplanung (vgl. 
Koordinierungsfunktion der Raumordnung gem. § 
1 ROG) und § 1 BauGB.

Allerdings wird bei der Aufstellung von Raumord-
nungs- und Bauleitplänen in der Abwägung weder 
dem Klimaschutz noch der Klimafolgenanpassung 
ein genereller Vorrang vor anderen Belangen 
eingeräumt. Die Umsetzung der Klimaanpassungs-
strategie steht dadurch stets in Konkurrenz mit 
den anderen Raumansprüchen. Umso wichtiger ist 
eine integrative, vorausschauende und langfristige 
räumliche Gesamtplanung zur Koordinierung und 
Sicherung von Flächen und Standorten. 

Eine zentrale Herausforderung bei der Entwick-
lung eines Anpassungskonzeptes bestehen für die 
gesamträumliche Planung darin, Entscheidungen 
unter Unsicherheiten zu treffen und reversibel zu 
bleiben.

Rechtliche und fachliche Rahmen-
bedingungen

Die im Dezember 2008 veröffentlichte Deutsche 
Anpassungsstrategie an den Klimawandel weist 
der Raumplanung eine tragende, koordinierende 
Rolle zum Schutz, zur Sicherung und nachhalti-
gen Entwicklung der Siedlungs-, Verkehrs- und 
Freiraumstruktur sowie auch der natürlichen 
Ressourcen zu. Dementsprechend ist die Koordina-
tion raumbezogener Fachplanungen eine zentrale 

Sektorübergreifende Handlungsfelder
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Querschnittsaufgabe (Koordinierungsfunktion der 
Raumordnung gem. § 1 ROG).

Die Grundsätze der Raumordnung55 (§ 2 ROG) 
bilden auch für die Anpassung an den Klimawan-
del einen Orientierungsrahmen. Sie beinhalten 
insgesamt die Leitvorstellung einer nachhaltigen 
Raumentwicklung. Insbesondere in § 2 Abs. 2 Satz 
6 ROG wird deutlich, dass Maßnahmen, die der 
Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung 
zu tragen ist.

Die Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) 
hat 2009 in ihrem Handlungskonzept zum Klima-
wandel diverse Handlungsfelder hinsichtlich ihrer 
raumordnerischen Anpassungserfordernisse über-
prüft und geht grundsätzlich davon aus, dass die 
im Raumordnungsgesetz des Bundes (ROG) defi -
nierten formellen und informellen Instrumente der 
Raumordnung zum Klimaschutz und zur Klimaan-
passung ausreichend sind, wenngleich die Umset-
zung der raumordnerischen Ziele und Grundsätze 
auf den verschiedenen Planungsebenen stellenwei-
se zu optimieren ist. Darüber hinaus empfi ehlt das 
Handlungskonzept auch eine mögliche Weiterent-
wicklung der vorhandenen Instrumente im Blick zu 
behalten. Denn zukünftige Entwicklungen können 
eine stärkere Flexibilisierung hinsichtlich bedingter 
und befristeter Festlegungen erforderlich machen. 
Die Konkretisierung der Grundsätze der Raumord-
nung erfolgt in Niedersachsen im Landes-Raum-
ordnungsprogramm (LROP). Der aktuelle Entwurf 
zur Änderung des LROP (2012) enthält bereits 
Festlegungen zur Anpassung an den Klimawandel. 
Auf regionaler Ebene erfolgt die Ausgestaltung der 
Grundsätze in den Regionalen Raumordnungspro-
grammen. Nach Inkrafttreten des Landes-Raum-
ordnungsprogrammes (LROP) sind die Regionalen 
Raumordnungsprogramme (RROP) anzupassen. 
Im Bereich der Bauleitplanung können auf loka-
ler Ebene verbindliche Festlegungen zur Art und 
Intensität von Nutzungen im kleinräumigeren 
Maßstab getroffen werden. Die im Juli 2011 in 
Kraft getretene Änderung des Baugesetzbuchs 
war ein erster Schritt zur Integration der Klima-
folgenanpassung in die Abwägungsprozesse der 
kommunalen Planung.

Planungsinstrumentarium

Der Landes- und Regionalplanung steht als formel-
les Instrumentarium die Festlegung von Zielen56 

und Grundsätzen57 der Raumordnung in textlicher 
und/oder zeichnerischer Form im LROP und in den 
RROP auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städ-
te zur Verfügung. Diese formellen Instrumente 
treffen allgemeine und großräumige Aussagen zu 
Raumnutzungen und -funktionen. Aus heutiger 
Sicht sind sie grundsätzlich weiterhin geeignet, 
Nutzungsinteressen zu steuern und Zielkonfl ikte zu 
vermeiden. Jedoch sind sie nur für Verwaltung und 
Träger öffentlicher Belange sowie Personen, die im 
öffentlichen Auftrag handeln bindend, nicht aber 
für Privatpersonen und Unternehmen. Allerdings 
werden die Festlegungen der Raumordnung für 
Privatpersonen und Unternehmen über etwaige 
Genehmigungsverfahren wirksam. 

In den Flächennutzungs- und Bebauungsplänen 
auf kommunaler Ebene erfolgt dann die konkre-
tisierte Umsetzung. Grundsätzlich ist das vorhan-
dene Instrumentarium hinlänglich fl exibel und 
sowohl zum Klimaschutz als auch der Klimaanpas-
sung geeignet.

Wichtig ist zudem die Erkenntnis, dass es nicht 
mehr um die Bewältigung singulärer Fragen wie 
Klimaschutz und -anpassung, sondern um eine 
mit anderen Belangen abgestimmte integrierte 
klimawandelgerechte Raum- und Stadtentwick-
lung geht. Dafür bedarf es guter praktischer 
Beispiele und Handreichungen für die Umsetzung, 
um Prozesse für Kommunikation und Kooperation 
zwischen den professionellen Akteuren zu etablie-
ren. Dies wird von der Planungspraxis für wichtiger 
erachtet als neue Gesetze. 

Bei der Formulierung ihrer Aussagen stützt sich die 
räumliche Gesamtplanung auf die verschiedenen 
Erkenntnisse der einzelnen Fachplanungen. Eine 
besondere Bedeutung kommt dabei wegen ihres 
fl ächendeckenden Ansatzes der Landschaftspla-
nung zu, die gemäß dem Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchG) Angaben enthält über den 
vorhandenen und den zu erwartenden Zustand 
von Natur und Landschaft sowie dessen Beur-
teilung hinsichtlich der konkretisierten Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspfl ege.

Die Landschaftsplanung beinhaltet Angaben über 
die Erfordernisse und Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspfl ege auch zum 
Schutz und zur Qualitätsverbesserung des Klimas. 
Sie kann umfassende Grundlagen für ein land-
schafts- und siedlungsbezogenes Klimafolgenma-
nagement im jeweiligen Planungsraum liefern. 

55 Grundsätze der Raumordnung sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwä-
gungs- oder Ermessensentscheidungen. Sie sind zwar in der Abwägung zu berücksichtigen, müssen aber nicht Priorität erlangen.
56 Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten, abschließend abgewogenen textlichen 
oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Sie haben oberste Priorität 
und können nur durch ein einzelfallbezogenes Zielabweichungsverfahren überwunden werden.
57 Grundsätze der Raumordnung sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwä-
gungs- oder Ermessensentscheidungen. Sie sind zwar in der Abwägung zu berücksichtigen, müssen aber nicht Priorität erlangen.
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Als Fachgutachten wird die Landschaftsplanung 
auf den verschiedenen Ebenen der räumlichen 
Gesamtplanung abgewogen und entsprechend in 
die jeweiligen Planwerke integriert. 

Wie das raumplanerische Instrumentarium 
aufgrund der Anpassungserfordernisse an den Kli-
mawandel zukünftig weiter zu entwickeln ist, wird 
derzeit in verschiedenen Forschungsprojekten wie 
KLIFF IMPLAN, KLIMZUG-NORD58 oder den Klima-
MORO59-Projekten untersucht. Dabei werden zum 
Beispiel die Flexibilisierung der Instrumente oder 
ergebnisorientierte Zielvereinbarungen diskutiert.

Eine adäquate Strategie zum Umgang mit dem 
Klimawandel und den daraus resultierenden 
Anpassungsbedarfen kann sich aber nicht nur 
auf die formelle Planung beschränken. Viele der 
erforderlichen Maßnahmen insbesondere auf 
kommunaler Ebene können nur durch Privatper-
sonen umgesetzt werden. Informelle Instrumente 
können zur Steigerung des Bewusstseins in Politik, 
Wirtschaft und Bevölkerung genutzt werden, so 
dass das Wissen über Ursachen und Folgen des 
Klimawandels verbessert wird. Dem informellen In-
strumentarium (vgl. § 13 ROG) kommt deshalb für 
die Anpassung an den Klimawandel eine wichtige 
Rolle zu; letztlich muss eine Art „Klimawandel-
Governance“ entwickelt werden, wie z.B. in der 
Querschnittsaufgabe Governance und dem The-
menfeld Integrierte Stadt- und Raumentwicklung 
in KLIMZUG-NORD „Strategische Anpassungs-
ansätze zum Klimawandel in der Metropolregion 
Hamburg“ (u. a. Knieling et al., 2011), also neue 
Formen koordinierten kollektiven Handels, die un-
ter anderem das hierarchische Verhältnis zwischen 
Staat und den Adressaten von Politik verringern, 
und auf diese Weise dazu beitragen, komplexe 
Probleme wie die Anpassung an den Klimawandel 
zu lösen. 

Beispiele für informelle Instrumente sind:60

• Von den unterschiedlichen regionalen Akteuren 
gemeinsam entwickelte und regional abge-
stimmte Leitbilder,

• Entwicklungskonzepte/ Strukturkonzepte/ 
Raumnutzungskonzepte, z.B. für bestimmte 
Themenbereiche,

• Modellvorhaben der Raumordnung (z.B. MORO 
„Raumentwicklungsstrategien zum Klimawan-
del“),

• Regionalmanagement, Netzwerke, Partizipation 
und

• Raumordnerische Verträge.

Sinnvoll ist eine enge Verknüpfung des informellen 
mit dem formellen Instrumentarium. Beispielsweise 

58 www.kliff-implan.de, www.klimzug-nord.de
59 www.klimamoro.de
60 www.klima-und-raum.org/artikel/klimaanpassung/instrumente/informelle-instrumente-zur-anpassung-den-klimawandel

kann über informelle Instrumente wie Regional-
management oder Runde Tische ein Beitrag zur 
Umsetzung der im Regionalplan festgelegten Ziele 
und Grundsätze erfolgen.

Defi zite

Im Hinblick auf die langfristigen, zum Teil 100 Jah-
re in die Zukunft gerichteten Betrachtungen zum 
Klimawandel könnten die üblichen Planungshori-
zonte der räumlichen Planung nicht ausreichend 
sein. Die Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels erfordert eine noch vorausschauendere 
und langfristigere Planung weit über die üblichen 
raumplanerischen Betrachtungshorizonte hinaus. 
So haben Raumordnungsprogramme und Flächen-
nutzungspläne einen Planungshorizont von 10 bis 
15 Jahren, während sich die Klimaprojektionen auf 
50 bis 100 Jahre in die Zukunft beziehen. 

Außerdem werden folgende Defi zite gesehen:
• Koordinierung von Anpassungsmaßnahmen 

auf Landesebene fehlt (z. B. beim landesweiten 
Biotopverbund),

• Bereitstellung belastbarer, aktueller (Fach-)Da-
ten, 

• Umgang mit Unsicherheiten, insbesondere auch 
im Hinblick auf rechtliche Überprüfung von 
Plänen und Programmen,

• bislang zu geringes Gewicht der Klimafolgenan-
passung in gesetzlichen Regelungen,

• Klimafolgenanpassung ist nur ein Belang unter 
vielen,

• zum Teil unzureichende Ausschöpfung beste-
hender Instrumente,

• mangelndes Bewusstsein für den Klimawandel. 

In der aktuellen kommunalen Planungspraxis ste-
hen meist die Maßnahmen zum Klimaschutz, zur 
Steigerung der Energieeffi zienz und zur Energie-
einsparung im Vordergrund und nicht Maßnah-
men zur Anpassung an den Klimawandel. 

Die von Bund, Ländern, Städten und Gemeinden  
beschlossene Initiative zu einer gemeinsamen, 
ressortübergreifenden „Nationalen Stadtentwick-
lungspolitik“ entsprechend der Charta von Leipzig 
zur Entwicklung einer nachhaltigen europäischen 
Stadt sollte stärker als bisher zu einer engen Ab-
stimmung der einzelnen Fach- und Politikbereiche 
und damit der jeweils betroffenen Ministerien auf 
Bundes- und Landesebene beitragen, um die Pro-
bleme der Stadtentwicklung (Klimaveränderung, 
demografi scher Wandel, Globalisierung) mit einer 
integrierten und nachhaltigen Strategie bewältigen 
zu können.
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5.15.2 Handlungsziele

Die räumliche Gesamtplanung spielt eine bedeu-
tende Rolle bei einer Anpassungsstrategie an die 
Folgen des Klimawandels. Die Eigenschaften der 
räumlichen Gesamtplanung wie
• Integrationsfähigkeit, 
• Langfristigkeit, 
• gesamträumliche, vorausschauende und vorsor-

gende Betrachtung, 
• Querschnittsorientierung, 
• Neutralität und
• breite Öffentlichkeitsbeteiligung

sind zur Verwirklichung der Handlungsziele besser 
als bisher einzusetzen und weiterzuentwickeln. 
Daneben kommen auch den raumbezogenen 
Fachplanungen bedeutende Aufgaben zu.

Die Erfordernisse und Gestaltungsmöglichkeiten 
einer klimaorientierten Raum- und Siedlungsstruk-
tur sind systematisch und umfassend darzustellen. 
Die Chancen, die sich für die Klimaanpassung aus 
dem demografi schen Wandel ergeben (z. B. durch 
den Siedlungsrückbau) und die Potenziale, die die 
Umweltprüfung mit Climate proofi ng (Runge et 
al., 2010) für die Klimaanpassung eröffnen, sind 
einzubeziehen.

Flankierende Steuerungsansätze aus anderen 
Handlungsbereichen und informelle Planungsin-
strumente der Klimaanpassung sind zu integrieren. 
Dabei sind Synergien zwischen Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen zu identifi zieren und 
im Sinne einer Anpassung von Raumordnung und 
Bauleitplanung an den Klimawandel zu nutzen.
Im Sinne einer No-regret-Strategie ist besonders 
die Eigenschaft der vorausschauenden und vorsor-
genden Betrachtung der räumlichen Gesamtpla-
nung zu nutzen und weiterzuentwickeln.61

Verbesserung der Datengrundlagen

Für die planerische Beurteilung der regionalen 
Betroffenheiten durch den Klimawandel sind regi-
onalisierte Planungsdaten zu erfassen, zu koordi-
nieren und verfügbar zu machen.

Detaillierte Daten und Kenntnisse bilden nicht nur 
die Grundlage für Klimaanpassungsmaßnahmen 
(z.B. Anpassung von Trassenführungen und -ge-
staltungen, Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete 
sowie -leitbahnen) und deren planerische Beurtei-
lung, sondern sie liefern auch die Argumente für 
die Abwägung und die Begründung konkreter, 
eventuell auch einschränkender Planungsentschei-
dungen. 

Es ist sinnvoll, bei der Klimafolgenanpassung die 
Vulnerabilitäten von Regionen oder Nutzungen 
bezogen auf verschiedene Aspekte oder Parameter 
zu berücksichtigen. Aus regionalen oder sekto-
ralen Vulnerabilitätsanalysen können Prioritäten 
abgeleitet und ein geeignetes Vorgehen entwickelt 
werden. Zudem können mögliche Betroffenheiten 
und Bedrohungen aber auch sich bietende Chan-
cen herausgearbeitet und für die Bevölkerung 
sichtbar gemacht werden.

Flexibilisierung des Instrumentariums

Für die Klimafolgenanpassung kann eine verän-
derungsfähigere Planung unter Gewährleistung 
von Planungssicherheit förderlich sein. Dafür ist 
der Spagat zu bewältigen, verbindliche Ziele zu 
erarbeiten, die dennoch fl exibel genug sind, künf-
tige Bandbreiten der klimatischen Entwicklung zu 
berücksichtigen.

Überregionale Planung stärken

Für verschiedene klimafolgenanpassungsrelvante 
Themen (z.B. Biotopvernetzung, Nutzungskon-
fl ikte, Hochwasserschutz) kann die Betrachtung 
größerer Planungszusammenhänge zielführend 
sein. Die Landesplanung selbst stellt an sich schon 
eine überregionale Planung dar. Anders sieht dies 
auf Ebene der Regionalplanung aus. Die Träger der 
Regionalplanung (Landkreise und kreisfreie Städte) 
handeln innerhalb ihrer Kreisgrenzen im eigenen 
Wirkungskreis. Eine gemeinsame kreisgrenzenü-
berschreitende Planung ggf. auch nur für einzelne 
Themen kann Vorteile für die Klimafolgenanpas-
sung haben. 

Integration der Klimafolgenanpassung in die 
Planung 

Im Sinne einer integrativen Planung ist es notwen-
dig, Klimarelevanz und Klimafolgenanpassung 
verschiedener Projekte, Planungen und Planungs-
varianten als weitere Abwägungskriterien stärker 
in die sektorale und die koordinierende Gesamt-
planung zu integrieren (Climate Proofi ng ).62

Neben der bisher bestehenden klassischen Aufga-
be der Umweltfolgenabschätzung von Projekten 
und Plänen sollten die Auswirkungen des Klima-
wandels auf Projekte, Planungen und Nutzungen 
verdeutlicht und deren Resilienz und Anpassungs-
fähigkeit abgeschätzt werden.

Für die gesamträumliche Planung können be-
stimmte Leitvorstellungen bei der Klimafolgenan-
passung hilfreich sein. Dazu gehören: 

61 www.klima-und-raum.org/glossary/124/lettern
62 Erläuterung des Begriffes „Climate Proofi ng“ in: www.klima-und-raum.org/glossary/124/letterc
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• Effi zienz: Verringerung des Ressourcenumsat-
zes, Abfall- und Verkehrsvermeidung.

• Exposition63: Minimierung der Ausweitung der 
Siedlungsfl äche zur Verringerung der Exposition 
der Siedlungsfl ächen gegenüber Klimaänderun-
gen. 

• Diversität: Eine hohe Diversität der Sied-
lungsstruktur dient insbesondere im Wechsel 
zwischen Infrastruktur, Gebäuden und Grünbe-
reichen als Voraussetzung für ein angenehmes 
Stadtklima und höhere Widerstandsfähigkeit 
gegenüber Extremwitterungen.

• Redundanz: Vermeidung monostruktureller 
städtebaulicher Entwicklungen, um die Funk-
tionsfähigkeit des Gesamtsystems auch dann 
aufrechtzuerhalten, wenn einzelne Teile z. B. 
bei Extremwitterungen vorübergehend ausfal-
len. 

• Stärke: Erhöhung der Robustheit z. B. Infra-
struktur neu entwickelter Siedlungsfl ächen zur 
Verringerung des negativen Einfl usses klimabe-
dingter Extremwetterereignisse oder schleichen-
der Umweltveränderungen.

Entwicklung von Bewertungskriterien 

Die Zusammenschau von heutigen Rahmenbedin-
gungen wie 
• demografi scher Wandel, 
• Klimawandel und Klimafolgenanpassung sowie
• Verwaltung und Finanzen.

zeigt, dass Zukunftsfähigkeit eine Herausforderung 
ist und neue/ andere Wege und Lösungen erfor-
dert (z.B. interkommunale Kooperation). 

Vielfach entwickeln sich aus den verschiedenen 
Anforderungen divergierende Zielvorgaben. Daher 
müssen auch die Zusammenhänge und Wechsel-
wirkungen, die zwischen Maßnahmen bestehen 
können, betrachtet werden, um einerseits unbe-
absichtigte negative Effekte auf das jeweils andere 
Ziel zu vermeiden und andererseits nach Möglich-
keit Synergien zu nutzen.

Derartige Wechselwirkungen sind bei der Planung 
zunehmend abzuwägen; geeignete Bewertungsk-
riterien dafür sind zum Teil noch zu entwickeln. 

Informelle Instrumente einsetzen

Ein grundsätzliches Problem ist das geringe 
Bewusstsein für die Folgen des Klimawandels in 
Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit. Ziel ist es, 
informelle Instrumente zur Steigerung des Be-
wusstseins in Politik, Wirtschaft und Bevölkerung 

63 Die Exposition gibt an, wie sehr eine bestimmte Region bzw. ihr soziales oder Ökosystem den klimatisch bedingten Risiken ausgesetzt ist. 
Diese sind regional deutlich unterschiedlich ausgeprägt.
64 Entsprechend  ist ein Indikator-„Referenzfl ächenset“ aus landesweiter Sicht zu ermitteln und festzulegen.

einzusetzen, sodass das Wissen über Ursachen 
und Folgen des Klimawandels verbessert wird 
und das Handeln der unterschiedlichen Akteure 
gefördert werden kann. Das Potenzial besteht 
insbesondere darin, die unterschiedlichen Akteure 
und Interessen in einer Region zusammenzubrin-
gen und gemeinsame Strategien zu entwickeln. 
Deshalb sind Beteiligungsprozesse, die die Zivil-
gesellschaft „mitnehmen“, sehr wichtig für die 
generelle Akzeptanz, sich an den Klimawandel 
anpassen zu müssen. In regionalen Netzwerken 
oder über regionale Entwicklungskonzepte können 
die Strukturen für regionale Anpassungskonzeptio-
nen aufgebaut werden.

Hilfreich sind auch informelle Instrumente wie 
Anleitungen und Arbeitshilfen. Zudem besteht in 
vielen Kommunen Informations- und Weiterbil-
dungsbedarf. Aufgrund fehlender Rechtsverbind-
lichkeit sollten informelle Instrumente in der Regel 
in verbindliche Regelungen überführt werden, um 
bei konkurrierenden Raum- und Flächennutzungs-
ansprüchen eine erfolgreiche Umsetzung der mit 
den informellen Instrumenten verfolgten Anpas-
sungsmaßnahmen herbeizuführen.

5.15.3 Maßnahmen

Verbesserung der Datengrundlagen und Auf-
bereitung

• Regionalisierte Klima- und Fachplanungsdaten 
bereitstellen: Für die planerische Beurteilung 
der regionalen Betroffenheiten durch den glo-
balen Klimawandel sind regionalisierte Klima- 
und Fachplanungsdaten zu ermitteln und allen 
Behörden möglichst barrierefrei verfügbar zu 
machen.

• Referenzfl ächen Klimafolgenanpassung: Zur 
Überprüfung der regionalen Klimaszenarien 
sind im Rahmen eines Monitorings „Referenz-
fl ächen Klimaanpassung“ festzulegen64. Die 
Ermittlung dieser Flächen kann im Rahmen der 
Landschaftsplanung ebenso erfolgen wie die 
Ableitung möglicher Maßnahmen zur Klimafol-
genbewältigung bzw. -anpassung. Als Refe-
renzfl ächen Klimaanpassung bieten sich auch 
landesweit auf vielfache Weise bedeutsame 
Bereiche wie die Nationalparke (Wattenmeer 
und Harz) und weitere sensible Bereiche an.

• Finanzielle Förderung von Vulnerabilitätsana-
lysen: Um Leitbilder und Strategien zur An-
passung an die Folgen des Klimawandels für 
eine Planungsregion zu entwickeln, bedarf es 
zunächst der Erstellung einer regionalen Vulne-
rabilitätsanalyse. Hierdurch können mögliche 
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Bedrohungen, aber auch sich bietende Chan-
cen aufgezeigt werden. Für Planwerke liefern 
diese Analysen zudem die Abwägungsgrundla-
ge. Eine klimafolgenangepasste Planung kann 
demnach forciert werden, indem
- die Entwicklung von Anpassungsstrategien 

unter Berücksichtigung sektoraler Vulnerabi-
litätsanalysen fi nanziell gefördert und

- die Beratungs-, Moderations- und Koordina-
tionsfunktion der Planung gestärkt werden.

Vulnerabilitätsanalysen können Grundlage sein 
für weiterführende integrierte Risiko- bzw. 
Gefahrenhinweiskarten, die Informationen über 
etwaige Schadenshöhen und Wahrscheinlichkei-
ten darstellen.

Flexibilisierung des Instrumentariums

• Ansätze für eine Flexibilisierung können dyna-
mische Planziele (lang-, mittel und kurzfristig), 
räumlich-zeitliche Zielanpassungskorridore, die 
Erarbeitung von Zonierungen verschiedener 
Verbindlichkeitsstufen in den Raumordnungs-
programmen, Zwischennutzungen oder auch 
ergebnisorientierte Zielvereinbarungen sein. 
Wichtig ist dabei die Eignung und Tauglichkeit 
des Instrumentariums für neue Fragestellungen 
und neue Zielkonzepte.

Überregionale Planung stärken

• Kooperation und Zusammenarbeit: Kreisgren-
zenüberschreitende Projekte zur klimafolgenan-
gepassten Regionalplanung und die Förderung 
des Aufbaus von regionalen Netzwerken bzw. 
eines Risikomanagements können eine überre-
gionale Planung befördern und stärken. Durch 
geeignete Anreize sollte die Zusammenarbeit in 
überregionalen Planungsverbünden, zum Bei-
spiel ähnlich der Gebietskooperationen gemäß 
EU-WRRL, weiter voran gebracht werden.

• Konzeptionelle Weiterentwicklung und Fort-
schreibung des Landschaftsprogramms: Ein 
wichtiges Mittel zur Umsetzung der o.g. 
Handlungsziele – jeweils in Verbindung mit 
dem Landes-Raumordnungsprogramm – ist 
die Fortschreibung eines Niedersächsischen 
Landschaftsprogramms (zurzeit Landschaftspro-
gramm von 1989) und dessen kontinuierliche 
Weiterentwicklung mit dem Ziel der Darstellung 
landesweiter landschaftsbezogener Ziele und 
Prioritäten zum Klimafolgenmanagement.

Das Landschaftsprogramm hat den aktuellen 
Zustand von Natur und Landschaft sowie die 
raumwirksamen Nutzungen zu analysieren und 
zu bewerten. Jedoch ist dies aus dem Jahr 1989 
stammende niedersächsische Programm in seiner 
Bestandsanalyse zu aktualisieren. Neben inhaltli-
chen und rechtlich neuen Anforderungen (EU-
Gesetzgebung, BNatSchG von 2010) kommen vor 
dem Hintergrund der Klimafolgenanpassung neue, 

bislang nicht eingearbeitete Anforderungen hinzu 
wie:

- Identifi zierung grundsätzlicher Problemla-
gen von Klimafolgen in einzelnen Regionen 
Niedersachsens,

- Thematisierung von Klimafolgen durch die 
Entwicklung entsprechender Landschaftssze-
narien,

- Entwicklung von Leitbildern zu Landnut-
zungen/ raumwirksamen Nutzungen als 
Klimafolgenanpassung; Schaffung einer 
nachhaltigen, klimaschonenden Raumstruk-
tur: großräumig übergreifendes, ökologisch 
wirksames Freiraumverbundsystem,

- Vorgaben zu einem landesweiten Biotopver-
bund mit Aussagen zu besonders vom Klima-
wandel betroffenen Tier- und Pfl anzenarten.

 Ziel sollte es sein, diese Anforderungen in das 
Landschaftsprogramm einzuarbeiten und an die 
in Folge des Klimawandels geänderten Rah-
menbedingungen anzupassen.

Integration der Klimafolgenanpassung in die 
Planung

• Fortschreibung des Landes-Raumordnungspro-
gramms: Aufgrund der bestehenden Unsi-
cherheiten bezüglich des Klimawandels und 
seiner Auswirkungen sind die Festlegungen 
zur Klimafolgenanpassung bei zukünftigen 
LROP-Fortschreibungen zu überprüfen und ggf. 
anzupassen. Die Aussagen zu den Folgen des 
Klimawandels des neu zu erstellenden Land-
schaftsprogramms (s. oben) sollen unter Abwä-
gung mit den anderen Belangen in das LROP 
Niedersachsen einfl ießen. Hierbei wären neben 
den Vorranggebieten für Natura 2000 v.a. 
- das überregionale Biotopverbundsystem 

sowie
- klimarelevante Natur- und Landschaftsbe-

standteile wie Moore, Grünland, Wälder, 
Fließgewässer einschließlich ihrer Auen mit 
programmatischen Aussagen zum Umgang 
mit ihnen von Belang.

Zudem sollten langfristige Planungen (bis 
2050/2100) zur Nutzung küstennaher Bereiche 
bei steigendem Meeresspiegelanstieg entwi-
ckelt und hinsichtlich einer Berücksichtigung im 
LROP geprüft werden.

• Fortschreibung der Regionalen Raumord-
nungsprogramme: Mit der aktuell geplanten 
Änderung des LROP werden die Träger der 
Regionalplanung dazu aufgefordert, klimaö-
kologisch relevante Flächen zu sichern und zu 
entwickeln. Für die Anpassung der Regionalen 
Raumordnungsprogramme an das LROP kann 
die Landschaftsrahmenplanung mit Aussagen 
zu Mooren, Auen, Wald und Grünland die 
entsprechenden Grundlagen für die Sicherung 
solcher Flächen, zum Beispiel als Vorranggebiet 
für Natur und Landschaft, als Vorranggebiet für 
Grünlandbewirtschaftung, -pfl ege und 
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-entwicklung, als Vorranggebiet für Freiraum-
funktionen oder als Gebiete zur Verbesserung 
der Landschaftsstruktur und des Naturhaushalts 
liefern. Darüber hinaus ist der Biotopverbund 
in den RROP zu berücksichtigen, um verschie-
denen Arten die Klimafolgenanpassung zu 
ermöglichen oder zu erleichtern. Die Integration 
der aus Sicht der Regionalplanung relevanten 
Aussagen des Landschaftsrahmenplans zur 
Klimafolgenanpassung erfolgt zusammen mit 
den anderen landschaftsplanerischen Inhalten 
und unter Abwägung mit anderen fachlichen 
Belangen.

• Konzeptionelle Weiterentwicklung und Fort-
schreibung der Landschaftsrahmenpläne: Nach 
einer Überarbeitung des Landschaftsprogramms 
sind die Landschaftsrahmenpläne bedarfswei-
se anzupassen und die Aussagen des Land-
schaftsprogramms auf der regionalen Ebene zu 
konkretisieren. Die Landschaftsrahmenplanung 
liefert wichtige Grundlagen, zum Beispiel die 
Bewertung der Relevanz der im Planungs-
raum vorkommender Landschaftsbestandteile 
hinsichtlich Klimaschutz und Klimafolgenan-
passung (Moore, Wälder und Feuchtgebiete) in 
ihrer spezifi schen Ausprägung. Ferner hat sie 
die konsistente Umsetzung der Vorgaben zum 
Biotopverbund aus dem Landschaftsprogramm 
auf regionaler Ebene zu gewährleisten. Auf 
Basis der Biotoptypenkartierung, die bei der 
Erstellung der Landschaftsrahmenpläne fl ä-
chendeckend erhoben wird, können zukünftige 
Anpassungsstrategien und Rückschlüsse für ein 
nachhaltiges, integriertes Gebietsmanagement 
abgeleitet werden und in landschaftsplaneri-
sche Zielkonzepte zu Schutz, Pfl ege und Ent-
wicklung von Natur und Landschaft einfl ießen 
(Bsp. Moorschutz/-entwicklung, Auenentwick-
lung, Waldumbau, Grünlandschutz, Boden- und 
Grundwasserschutz) (Vohland et al., im Druck).

• Konzeptionelle Weiterentwicklung und Fort-
schreibung der Landschaftspläne: Das bewährte 
inhaltliche und methodische Rüstzeug der 
Landschaftsplanung soll für die Klimafolgenan-
passung verstärkt genutzt werden. Dazu ist 
es erforderlich, die Landschaftsplanung ziel-
gerichtet weiterzuentwickeln, um die Themen 
Klimawandel und Klimafolgenanpassung besser 
berücksichtigen und abbilden zu können. Im 
Bereich von Städten und Gemeinden geht es 
unter anderem um die klimaangepasste Steue-
rung von Bau- und Siedlungsgebietsausweisun-
gen. Auf regionaler (s. oben) und kommunaler 
Ebene deckt die Landschaftsplanung die Bear-
beitung klimaökologischer Inhalte (bioklimati-
sche und lufthygienische Ausgleichsfunktionen) 
hinsichtlich makroklimatischer Funktionen der 
Kaltluftentstehung und des Luftaustauschs im 
städtischen sowie im ländlichen Raum ab. Bei 

65 Bundesamt für Naturschutz (2007): Landschaftsplanung – Grundlage vorsorgenden Handelns

der Erarbeitung von klimabezogenen Aussagen 
geht es häufi g darum, mit effektivem Mittelein-
satz auf Problemräume konzentrierte Aussagen 
zu den klima- und immissionsökologischen 
Funktionszusammenhängen zu treffen und 
Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen zur Ver-
besserung nachvollziehbar abzuleiten. Ziel ist es 
dabei, positive Funktionen wie z.B. die Kaltluft-
produktion und die Frischluftzufuhr in besiedel-
ten Bereichen zu sichern und zu entwickeln, um 
hitzebedingte Auswirkungen zu minimieren. 
Die Landschaftsplanung bietet die Möglichkeit 
für einzelne besiedelte Bereiche, Anpassungs-
maßnahmen wie Dachbegrünung zur Gebäude-
kühlung in überhitzungsgefährdeten Gebieten 
oder die Nutzung von Solarenergie in besonders 
strahlungsbegünstigten Lagen räumlich verortet 
darzustellen. Ein weiterer Vorteil liegt darin, 
dass die Landschaftsplanung, sofern regionale 
Klimaprojektionen vorliegen, wahrscheinliche 
oder mögliche Auswirkungen auf die Böden, 
die Biodiversität und die Erholungseignung in 
Szenarien darstellen kann.65 Diese Verände-
rungen lassen sich vor Ort zeigen, was dazu 
beitragen kann, der Bevölkerung notwendige 
Klimafolgenanpassungsmaßnahmen zu erklären 
und diesbezüglich Akzeptanz zu schaffen.

• Fortschreibung der Flächennutzungsplanung: 
Die Vorgaben des Landes-Raumordnungspro-
gramms und der regionalen Raumordnungspro-
gramme sind auf der kommunalen Ebene in der 
Flächennutzungsplanung zu berücksichtigen 
und umzusetzen. Darüber hinaus können die 
Inhalte der Landschaftspläne, soweit sie nach 
der Abwägung in entsprechende Darstellungen 
des Flächennutzungsplans münden,  Behör-
denverbindlichkeit erhalten und maßgeblicher 
Bestandteil der räumlichen Planung auf kom-
munaler Ebene werden. Inhalte zur Klimafol-
genanpassung könnten dabei Eingang fi nden.

• Umweltverträglichkeitsprüfung: Die bestehende 
Gesetzgebung zur Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) ist hinsichtlich der Integration 
von Inhalten der Klimafolgenanpassung zu 
überprüfen und ggf. anzupassen. Dabei sind 
insbesondere die Aspekte des Climate Proofi ng 
einzubeziehen (s. oben). Es ist zunächst zu 
prüfen, inwieweit sowohl die Klimarelevanz von 
Planungen als auch die möglichen Umweltfol-
gen durch Klimafolgenanpassungsmaßnahmen 
bereits durch die bestehende Pfl icht zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) und Strategi-
schen Umweltprüfung (SUP) ausreichend erfasst 
werden (Runge und Wachter, 2010). Im Sinne 
einer Weiterentwicklung sind SUP und UVP um 
die Aspekte des Climate Proofi ng zu erweitern. 
In der UVP/SUP werden die Umweltverträglich-
keit und die Auswirkungen einer Planung auf 
ein Schutzgut untersucht. Beim Climate Proo-
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fi ng dreht sich dieser Fokus um: Es werden die 
Auswirkungen von Umwelt- und Klimaände-
rungen auf Projekte, Planungen und Nutzungen 
untersucht (s. Abb. 32). Unter Climate Proofi ng 
ist kein neues Verfahren, sondern die metho-
dische Weiterentwicklung der strategischen 
Umweltprüfung zu verstehen.

Entwicklung von Bewertungskriterien und 
-methoden

• Ziel ist die Entwicklung eines Bewertungssys-
tems, um Zielkonfl ikte zwischen Maßnahmen 
zur Klimafolgenanpassung und damit kon-
kurrierenden Zielen oder Handlungsfeldern 
(Flächensparen durch Siedlungsverdichtung vs. 
Durchlüftung zur Minderung von Hitzefolgen) 
zu lösen. Dies sollte durch eine Arbeitshilfe von 
Seiten des Landes erfolgen.

Informelle Instrumente

• Ausschreibung überregionaler Modellprojekte: 
Das Land schreibt kreisgrenzenübergreifende 
Modellprojekte zur klimafolgenangepassten 
Regionalplanung aus, deren Ergebnisse in die 
gesamträumliche Planung übernommen wer-
den können.

• Information und Weiterbildung: Um nachhal-
tige integrierte Konzepte zur Klimafolgenan-
passung erarbeiten und umsetzen zu können, 
müssen Kommunen das dafür notwendige 
Know-how aufbauen und ihr Personal entspre-
chend qualifi zieren. Die Träger der Landes-, 
Regional- und Bauleitplanung werden daher 
bei der Planung von Vorhaben, die den Zielen 
der Klimafolgenanpassung dienen, durch einen 
wechselseitigen Austausch sowie durch Bereit-
stellung von
- Fortbildungsmöglichkeiten, 
- Fördermitteln und 
- Informationen

 unterstützt, da gerade auf kommunaler Ebene 
Kompetenzen im Aufgabenbereich „Klima-
folgenanpassung“ erforderlich sind. Hilfreich 
sind für die kommunalen Akteure insbeson-
dere auch Maßnahmen informeller Art wie 
Planungsleitfäden, Modellvorhaben oder 
Workshops. Auch hierfür sollte das Land den 
Kommunen geeignete Angebote unterbreiten.

• Dezentrale Beratungsmöglichkeiten: Zum The-
ma Klimafolgenanpassung insbesondere auch 
im Hinblick auf die beiden zuvor genannten 
Aspekte („Modellprojekte“ und „Information 
und Weiterbildung“) besteht für die Träger der 
Regional- und Bauleitplanung sowie sonstige 
öffentliche Akteure, ein Bedarf an dezentralen 
Beratungsmöglichkeiten bzw. Anlaufstellen, die 
dazu dienen sollen
- auf regionaler und kommunaler Ebene die 

Erarbeitung und Umsetzung nachhaltiger 
integrierter Konzepte zur Klimafolgenanpas-
sung zu unterstützen,

- Fortbildungen und Workshops sowie Pla-
nungsleitfäden, Wettbewerbe, Modellprojek-
te und regionale Netzwerke zu initiieren und 
zu begleiten,

- den Aufbau von Know-how und die Qualifi -
zierung von Personal zu unterstützen,

- in Bezug auf die Planung und die Anwen-
dung des Planungsrechts zu beraten. 

Abb. 32 Von der SUP zum Climate Proofi ng; Quelle: Birkmann/Fleischhauer 2009
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5.16 Wissenschaft und Forschung

5.16.1 Hintergrund

Für die Lösung der zukünftigen Probleme der 
Anpassung an den Klimawandel und seine Folgen 
sind Forschung und Innovationen unabdingbar. 
Übergeordnetes Ziel der damit befassten Wissen-
schaften muss es sein, die mit dem Klimawandel 
verbundenen Risiken und Chancen rechtzeitig zu 
erkennen und zu quantifi zieren, um darauf auf-
bauend räumlich dezidiert sektorale und intersek-
torale (integrierte) Strategien für eine klimaange-
passte, nachhaltige Entwicklung Niedersachsens zu 
ermöglichen. Weiter müssen Instrumente erar-
beitet werden, um diese Strategien in praktisches 
Handeln zu überführen. Aufgrund der Komplexität 
der betroffenen Systeme und deren vielfältigen 
Reaktionen auf Veränderungen des Klimas steht 
die Wissenschaft vor sehr großen Herausforderun-
gen, die zum Teil völlig neue Herangehensweisen 
erfordern. Der Klimawandel und seine Folgen sind 
räumlich nicht an politische Grenzen gebunden 
und überschreiten bezüglich ihrer Herausforderun-
gen auch die Grenzen von Fachdisziplinen. Daher 
erfordern die zu erarbeitenden Lösungen zur An-
passung  im Bereich der Forschung einen systemi-
schen Ansatz, d.h. eine enge Zusammenarbeit von 
Natur- und Technikwissenschaften mit Sozial- und 
Kulturwissenschaften. 

Die Anpassung an den Klimawandel und seine 
Folgen setzt somit einen transdisziplinären For-
schungsansatz voraus, denn nur so kann nicht nur 
das erforderliche Wissen bereitgestellt werden, 
sondern über einen öffentlichen Diskurs können 
auch gesellschaftlich abgestimmte Ziele gefunden 
und der Wissenstransfer zu den politisch, sozial 
und wirtschaftlich Handelnden gesichert werden.
Dafür werden grundsätzlich drei Arten von Wissen 
benötigt: System-, Ziel und Transformationswissen 
(ProClim, 1997). Von der Wissenschaft werden 
dabei primär Beiträge zum Systemwissen erwartet. 
Ziel- und Transformationswissen werden in Zusam-
menspiel von Wissenschaft und anderen Akteuren 
erarbeitet (Hunecke 2011; Grothmann et al. 2011; 
Schneidewind 2009; Leser 2007). 

Die Analyse der bisherigen Arbeiten zur Anpas-
sung an den Klimawandel und seine Folgen hat 
gezeigt, dass im Vergleich zum Systemwissen in 
den Bereichen Ziel- und Transformationswissen 
sowie im kultur- und sozialwissenschaftlichen 
Systemwissen noch größere Defi zite bestehen. Zu-
künftige Forschungsvorhaben sollten daher darauf 
abzielen, in integrierten Projekten diese Defi zite 
auszugleichen. Gleichzeitig müssen die Methoden 
der transdisziplinären Forschung für die Anpas-
sung an den Klimawandel und seine Folgen wei-
terentwickelt werden. Dazu werden hinreichend 
differenzierte, aber robuste Modelle benötigt, 
ebenso wie problemorientierte Fallstudien.

5.16.2 Stand der Klimafolgenforschung 
in Niedersachsen

Klimaschutzforschung, die auf die Reduktion oder 
Vermeidung der Emission klimawirksamer Gase 
ausgerichtet ist, stellt seit vielen Jahren einen 
Schwerpunkt der niedersächsischen Forschungs- 
und Innovationspolitik dar und fokussiert v. a. auf 
die Bereiche Windenergie, Geothermie, Biomasse 
und Solarenergie sowie auf Themen wie Energie-
effi zienz oder Intelligente Energienetze (Smart 
Grids) (s. Niedersächsische Klimaschutzstrategie 
und Niedersächsisches Energiekonzept). In den 
vergangenen Jahren ist zudem die Klimafolgen-
forschung in das Blickfeld gerückt. Auch für 
diesen Bereich weist die Forschungslandschaft in 
Niedersachsen ein sehr großes Potenzial auf. Zur 
Bündelung vorhandener Kompetenzen fördert 
das Land seit 2009 den mit fast 14 Millionen 
Euro ausgestatteten  Forschungsverbund KLIFF 
– Klimafolgenforschung in Niedersachsen (www.
kliff-niedersachsen.de). Ziel dieses Forschungsver-
bundes ist die Erweiterung der Wissensgrundlage 
über Auswirkungen der Klimaveränderungen auf 
regionaler und lokaler Ebene, um nachhaltige 
Anpassungsstrategien aufzuzeigen. Das Aller-Lei-
ne-Einzugsgebiet, der Harz, die Lüneburger Heide 
und die Nordseeküste dienen den Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern aus den Disziplinen 
Agrar- und Forstwissenschaften, Biologie, Geogra-
phie, Ingenieurwissenschaften, Meeresforschung, 
Meteorologie, Raumplanung, Sozialwissenschaften 
und Wirtschaftswissenschaften dabei als Modell-
regionen. Die Ergebnisse werden 2013 vorliegen, 
Zwischenresultate sind in die entsprechenden 
Kapitel dieser Anpassungsstrategie bereits einge-
fl ossen.

Auch andere Forschungsvorhaben in Niedersach-
sen befassen oder befassten sich mit den Folgen 
des Klimawandels und möglichen Anpassungen. 
Unter anderem:
• BMBF – klimazwei-Projekte:

- KFM: KlimaFolgenManagement in der Metro-
polregion Hannover - Braunschweig - Göttin-
gen, www.klimafolgenmanagement.deAbb. 33 Notwendige Wissensstruktur zur Umsetzung von 

Anpassungen an den Klimawandel und seine Folgen (Pro-
Clim, 1997).
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- DSS-WuK: Anpassungsstrategien für eine 
nachhaltige Waldbewirtschaftung, www.dss-
wuk.de

- KLIO: Klimawandel und Obstanbau, www.
agrar.hu-berlin.de/fakultaet/departments/
dntw/agrarmet/forschung/fp/KliO_html

- KUNTIKUM: Klimatrends und nachhaltige 
Tourismusentwicklung, www.klimatrends.de

• BMBF-KLIMZUG-Projekte:
- KLIMZUG-Nord: Strategische Anpassungsan-

sätze zum Klimawandel in der Metropolregi-
on Hamburg, http://klimzug-nord.de

- Nordwest 2050: Perspektiven für klimaange-
passte Innovationsprozesse in der Metropol-
region Bremen-Oldenburg im Nordwesten 
www.nordwest2050.de

- RADOST: Regionale Anpassungsstrategien 
für die deutsche Ostseeküste, 
www.klimzug-radost.de

• BMVBS-Projekte:
- Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 

(ExWoSt)
- Urbane Strategien zum Klimawandel - Kom-

munale Strategien und Potenziale. 
- Modellvorhaben Stadt Syke. 

www.bbsr.bund.de
- KLIWAS: Auswirkungen des Klimawandels 

auf Wasserstraßen und Schifffahrt - Entwick-
lung von Anpassungsoptionen. 
www.kliwas.de

• EU-Projekte:
- NO REGRET: Finding the right measures to 

avoid water shortage, 
 www.northsearegion.eu/iiib/projectpresenta 

tion/details/&tid=64&theme=4
- Aquarius: The farmer as water manager un-

der changing climate, www.northsearegion.
eu/ivb/projects/details/&tid=90

- KLIWAS: Auswirkungen des Klimawandels 
auf Wasserstraßen und Schifffahrt - Entwick-
lung von Anpassungsoptionen, 
www.kliwas.de

• Projekte des Landes Niedersachsen
- Globaler Klimawandel – Auswirkungen auf 

die Wasserwirtschaft im Binnenland (KLiBiW) 
 http://www.iww.uni-hannover.de/de-de/

Forschung/Laufende_Forschungsprojekte/ 
_projekte/index.php?pid=2

- Verschiedene Projekte zu Klima und Wasser-
wirtschaft / Boden in Niedersachsen,  Was-
serhaushalt Niedersachsen (zusammen mit 
MU und FZJ) 
www.lbeg.niedersachsen.de/portal/live.php? 
navigation_id=26821&article_id=89975&_
psmand=4, 
www.nlwkn.niedersachsen.de

5.16.3 Forschungsziele

Systemwissen

Systemwissen repräsentiert Faktenwissen über die 
Strukturen und kausalen Zusammenhänge (Funk-
tionen, Prozesse, Variabilität etc.) natürlicher und 
sozialer Systeme sowie über deren Wechselwirkun-
gen untereinander und mit der Umwelt. Weiter lie-
fert Systemwissen Informationen über abgelaufene 
und zukünftige Entwicklungen. Auch wenn – wie 
oben kurz dargestellt – das Wissen über einzelne 
Systeme stetig steigt, sind doch in vielen Bereichen 
Defi zite erkennbar; für die Handlungsfelder, die in 
dieser Klimaanpassungsstrategie betrachtet wer-
den, werden diese Defi zite in den entsprechenden 
Kapiteln exemplarisch benannt. 

Forschungsbedarf ist insbesondere bei den ge-
sellschaftlichen Systemen erkennbar, für die der 
Klimawandel genauso von Bedeutung ist, wie für 
die natürlichen Systeme. Wie wirkt sich der Klima-
wandel auf Lebensstile, auf Konsumverhalten oder 
Investitionen aus? Wie auf die Gesundheit und wie 
auf die kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung? 
Dies sind Fragen, die der Klärung bedürfen. Dar-
über hinaus ist zukünftig besonderes Augenmerk 
der Erforschung der Wechselwirkungen zwischen 
natürlichen und anthropogenen Systemen zu 
widmen, da in diesem Bereich noch erhebliche 
Wissenslücken vorhanden sind.

Der Schwerpunkt der Forschung sollte auf der 
Analyse systembezogener und systemübergreifen-
der Vulnerabilitäten liegen. Die Verletzlichkeit von 
Systemen hängt dabei jeweils von drei Faktoren 
ab, die das Systemwissen ermitteln und, falls mög-
lich, quantifi zieren muss: 
• Wie stark sind anthropogene und natürliche 

Systeme den Klimaänderungen ausgesetzt?
• Wie reagieren diese Systeme auf die Klimaän-

derung oder auf Extremereignisse?
• Wie können sich diese Systeme an die klima-

bedingten Veränderungen anpassen (Resilienz) 
oder angepasst werden?

Diese Analysen stellen das Fundament für die De-
fi nition von Zielen und die Ableitung von Anpas-
sungsmaßnahmen dar.

Anpassung an den Klimawandel und seine Folgen 
kann verlässlich nur auf der Analyse langfris-
tiger Beobachtungen von Systemen erfolgen. 
Dazu müssen die vorliegenden Informationen 
der Forschung zugänglich sein, um retrospektiv 
und räumlich hoch aufgelöst die Variabilität des 
Klimasystems zu erfassen und die Reaktion der 
verschiedenen Systeme abzuschätzen. Gleichzeitig 
dienen langfristige Beobachtungen der Kalibrie-
rung von Modellen und zur Erfolgskontrolle von 
Anpassungsmaßnahmen.
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Zielwissen

Zielwissen beinhaltet normative Zielvorgaben, die 
in gesellschaftlichen Diskurs- und Abwägungs-
prozessen ermittelt werden. Sie umfassen die 
Bewertung des Ist-Zustands und der zukünftigen 
Entwicklung aufgrund von Prognosen, Projek-
tionen und Szenarien. Dazu gehören Risikoab-
schätzungen, Festlegungen von Grenzwerten und 
Standards sowie individuelle und gesellschaftliche 
Wertvorstellungen. Auch die Defi nition von Leitbil-
dern und Visionen zukünftiger Entwicklungen sind 
diesem Bereich zuzuordnen.

Die Risikoabschätzung und -bewertungen sind 
Schwerpunkte der Klimafolgen- und Anpas-
sungsforschung, denn sie bilden die Basis für 
die Entscheidung, ob Anpassungsmaßnahmen 
erforderlich sind oder nicht. Dazu bedarf es neben 
systembezogener besonders auch integrierter, 
systemübergreifender und standortsspezifi scher 
Vulnerabilitätsanalysen.  

Ist die Verletzlichkeit ermittelt, lässt sich auf der 
Grundlage der Eintrittswahrscheinlichkeit der 
Verletzung und der Schadenshöhe das Risiko ab-
schätzen. Für die aufgrund der Risikoanalysen und 
-bewertungen nachfolgend durchzuführenden 
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawan-
del und seine Folgen wird Wissen benötigt, das 
die Formulierung konkreter gesellschaftlich-wirt-
schaftlicher und ökologischer Zielvorstellungen 
ermöglicht. Für die erfolgreiche Entwicklung dieses 
Zielwissens bedarf es der engen Zusammenarbeit 
zwischen Entscheidungsträgern, Interessengrup-
pen und Forschenden, beispielsweise in entspre-
chenden Foren. Zur Konsensfi ndung kann die 
Formulierung von zusammenfassenden Leitbildern 
und Indikatoren hilfreich sein, die auch ethische 
Aspekte berücksichtigen. 

Aufgabe der Forschung muss es sein, Instrumente 
zu entwickeln, die es erlauben, unter Einbeziehung 
verschiedener gesellschaftlicher Gruppen (Akteure) 
und deren Interessen Anpassungsziele für kom-
plexe Systeme an den Klimawandel zu defi nie-
ren. Dabei darf die Nachhaltigkeit der Ziele nicht 
außer Acht gelassen werden. Leitbilder für eine 
klimaangepasste Entwicklung der verschiedenen 
Regionen Niedersachsens (z.B. Küste, Heide, Harz, 
Marschen, Flusseinzugsgebiete) sollten entwickelt 
werden und zukünftigen Maßnahmen vorange-
stellt werden.

Transformationswissen

Transformationswissen beschreibt operative Stra-
tegien, wie die ermittelten Zielvorgaben unter den 

gegenwärtigen oder auch zukünftigen Bedingun-
gen realisiert werden können. In der Vergangen-
heit musste wiederholt festgestellt werden, dass 
zwischen dem Wissen über Veränderungen in der 
Umwelt, dem Bewusstsein derartiger Veränderun-
gen in der Bevölkerung und dem folgerichtigen 
Handeln große Diskrepanzen bestehen. Damit 
wissenschaftliche Erkenntnisse in die politische 
Willensbildung einfl ießen und schnellere Ver-
breitung fi nden, um die Bevölkerung zu aktivem 
Umsteuern ihrer Handlungen zu bewegen, bedarf 
es neuer Konzepte und Instrumente für:

• die Datenaufbereitung und Datenbereitstellung 
(Informationsvermittlung): Damit die Akteure 
auf den verschiedenen Ebenen verantwortungs-
bewusst entscheiden und handeln können, 
müssen sie in die Lage versetzt werden, sich 
selbst über den aktuellen Stand der Entwick-
lung des Klimawandels und seiner Folgen hin-
reichend zu informieren. Die dazu notwendigen 
Informationen sind derzeit nicht in einer Weise 
verfügbar, wie es notwendig wäre. Ziel für Nie-
dersachsen muss es sein, Informationssysteme 
weiter zu entwickeln (s. a. Kap. 5.17). 

• die Gestaltung einer klimaangepassten nach-
haltigen Entwicklung: Die regionalspezifi schen 
Ziele (s. Zielwissen) müssen in Zusammenarbeit 
mit  der Bevölkerung entwickelt und umgesetzt 
werden. Dazu kann auf den Ansätzen aufge-
baut werden, die in der UN-Dekade „Bildung 
für nachhaltige Entwicklung“ entwickelt wur-
den und werden66. Ziel muss es sein, frühzeitig 
ein Klimabewusstsein zu entwickeln und die 
Notwendigkeit klimaangepassten Handelns für 
eine nachhaltige Entwicklung zu vermitteln. 
Dazu müssen Bildungs- und Kommunikations-
konzepte für unterschiedliche Zielgruppen 
erstellt werden (s. Kap. 5.18 und 5.19). 

• die räumliche und fachliche Planung sowie 
deren Integration: Die Regionalplanung kann 
bei der regionalen Anpassung an das Klima 
und seine Folgen als Moderator im „Regional 
Governance Process“ eine wichtige Funktion 
als Koordinator, Informant, Unterstützer und 
Vermittler einnehmen. Sie kann andere Akteure 
unterstützen, indem sie ihre Informationsgrund-
lagen und Netzwerke zur Verfügung stellt. Da 
es sich bei der Anpassung um dynamische Pro-
zesse handelt, kommt den Fachplanungen eine 
entscheidende Rolle zu, da sich diese sekto-
renspezifi sch mit den Chancen und Risiken der 
Klimafolgen befassen. Wesentliche Aufgaben 
sind die Verbesserung und Verstetigung des In-
formationsaustauschs und der Zusammenarbeit 
mit den Fachplanungen. Dazu sind die notwen-
digen Instrumente zu entwickeln (s. Kap. 5.15).

66 Weitere Anknüpfungspunkte fi nden sich auch im Kapitel Bildung der Niedersächsischen Klimaschutzstrategie.
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5.16.4 Maßnahme: Integriertes 
Pilotprojekt

Aufgrund der Vielfalt der Einwirkungen des 
Klimas auf den Menschen sowie auf natürliche 
und anthropogene Systeme ergeben sich für die 
Anpassung an den Klimawandel und seine Folgen 
spezifi sche Probleme, für deren Lösung und zielge-
richtete Bearbeitung weitere Forschung notwendig 
ist. In den einzelnen Kapiteln dieser Klimaanpas-
sungsstrategie sind dazu bereits sektorenspezifi -
sche Angaben gemacht worden. Darüber hinaus 
fi nden sich in den Anpassungsstrategien der EU, 
des Bundes und anderer Länder umfangreiche 
Kataloge über bestehende Wissensdefi zite und 
notwendige Forschungsaufgaben. Diese sollen an 
dieser Stelle nicht erneut aufgelistet werden, da 
einige davon bereits bearbeitet wurden bzw. wer-
den, andere nur länderübergreifend gelöst werden 
können oder für niedersächsische Belange nicht 
relevant sind. 

• Für Niedersachsen wird vorgeschlagen, ein in-
tegriertes Pilotprojekt zu initiieren, in welchem, 
basierend auf den bisherigen Resultaten und 
Erfahrungen der Forschung zur Anpassung an 
den Klimawandel und seine Folgen, der unter 
Abschnitt 5.16.3 beschriebene Ansatz realisiert 
wird. Mit einem solchen Projekt soll in einer 
abgegrenzten Region mit innovativen Metho-
den ein Muster dafür geschaffen werden, wie 
das notwendige System-, Ziel- und Transforma-
tionswissen zusammengebracht bzw. generiert 
werden kann, um Anpassungsstrategien an 
den Klimawandel zu entwickeln. Dabei sollen 
auch Wege aufgezeigt werden, wie die Kluft 
zwischen Wissensgenerierung, -vermittlung 
und praktischem Handeln überwunden werden 
kann.

Die hier gemeinten Regionen sind an Klimaan-
passungszielen ausgerichtete räumliche Einhei-
ten. Sie können den Zielen entsprechend sehr 
vielfältig gestaltet sein (z.B. Flusseinzugsgebiete, 
Metropolregionen, Siedlungen etc.). Sie umfassen 
fl ächenbezogene Nutzungen, zum Beispiel durch 
Land- und Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft sowie 
durch verschiedene Wirtschaftszweige, aber auch 
durch wirtschaftlich nicht genutzte natürliche Sys-
teme (Nationalparke, Naturschutzgebiete) sowie 
Siedlungen mit ihren sozialen und ökonomischen 
Strukturen. Damit beinhalten sie auch  die Um-
weltmedien, wie Böden, Gewässer und Atmosphä-
re.

Zur Bearbeitung innerhalb eines Pilotprojektes 
muss anhand der Fragestellungen und der zu 
erreichenden Ziele eine Region pragmatisch 
eingegrenzt werden, in der das Zusammenwirken 
natürlicher und anthropogener Faktoren umfas-
send untersucht werden kann. Eine so defi nier-
te Region stimmt nicht notwendigerweise mit 

politisch oder naturräumlich begrenzten Regionen 
überein, ermöglicht aber eine integrierte Zusam-
menschau der sie prägenden und verändernden 
natürlichen und anthropogenen Wirkungen mit 
ihren Vernetzungen, Interaktionen sowie Energie- 
und Stoffströmen. Derartige Regionen stellen so 
auch geeignete Einheiten für das Management 
abiotischer und biotischer Ressourcen unter sich 
ändernden Klimabedingungen dar.

Ein solches klimaangepasstes Management ist ein 
Ansatz, der unter Einbeziehung moderner Infor-
mations- und Planungsmethoden fl ächendeckend 
ein abgestuftes, integriertes und dynamisches 
Anpassungskonzept an den Klimawandel und 
seine Folgen entwickelt und umsetzt. Dabei wird 
auf den Erkenntnissen der regionalen Klimaent-
wicklung, der Folgen des Klimawandels in unter-
schiedlichen Systemen sowie auf unterschiedliche 
Landnutzungs-, Schutz- und anderer Entwick-
lungsprogramme aufgebaut. 

Ziel eines Pilotprojektes soll es sein, in einer Bei-
spielregion Niedersachsens die für einen solchen 
Ansatz notwendigen Instrumente zu entwickeln 
und bereitzustellen, damit diese anschließend 
auf andere Regionen Niedersachsens übertragen 
werden können. 

Zur Operationalisierung eines solchen Konzeptes 
bedarf es der Beschreibung des Ist-Zustandes 
der die Region prägenden Strukturen und ihrer 
Funktionen. Für letztere gilt es, Wirkmodelle einzu-
setzen oder zu entwickeln, die retrospektiv an 
vorhandenen Datensätzen kalibriert bzw. validiert 
werden müssen. Die in der Region vorhandenen 
anthropogenen und natürlichen Systeme werden 
auf ihre Vulnerabilität hinsichtlich des Klimawan-
dels analysiert und einer Risikoanalyse unterzogen. 
Treiber des zukünftigen Geschehens sind regionali-
sierte Klimaprojektionen. Mit Hilfe von Indikatoren 
sollen standort- und systemspezifi sche Empfeh-
lungen für Anpassungsmaßnahmen ermöglicht 
werden. Begleitet werden diese systembezoge-
nen Forschungsaufgaben durch die Entwicklung 
effektiver Instrumente zur Ableitung klimaange-
passter Entwicklungsziele für die Region sowie von 
Strategien zur Überführung generierten Wissens in 
praktisches Handeln. 

Voraussetzung hierfür ist sowohl eine interdis-
ziplinäre Vernetzung der Wissenschaften, als 
auch die Vernetzung aller relevanten Akteure der 
untersuchten Region. Zur Erarbeitung von Leitbil-
dern (Zielwissen) und Wegen der Anpassung an 
den Klimawandel (Transformationswissen) müs-
sen Interessenkonfl ikte zwischen verschiedenen 
Akteursgruppen ausgeglichen und Kompromisse 
gefunden werden. Dazu werden Instrumente und 
Plattformen benötigt, die in Zusammenarbeit mit 
der Forschung zu entwickeln sind (s. Abb. 34).



131

Ein integriertes Pilotprojekt zur Anpassung an den 
Klimawandel in einer defi nierten Region würde 
nicht nur die Entwicklung einer wissenschaft-
lich fundierten und die Belange aller Akteure 
der Region weitest möglich berücksichtigenden 
Anpassungsstrategie ermöglichen. Ein solches 
Projekt könnte auch ein Muster für die Entwick-
lung integrierter Strategien in anderen Regionen 
sein und gleichzeitig der Verstetigung sowohl der 
Forschung zur Anpassung an den Klimawandel 
und seine Folgen, als auch von Plattformen zur 
Vernetzung der Akteure zu diesem Thema dienen.

5.16.5 Forschungslandschaft

Niedersachsen verfügt bereits heute über ein 
Netz von universitären und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen sowie Landesämtern, 
die sich mit Fragen der Anpassung an den Klima-
wandel und seine Folgen befassen. Diese Aktivi-
täten gilt es zu verstetigen, zielgerecht weiter zu 
entwickeln und gegebenenfalls auszubauen. Dabei 
sollte eine bedarfsgerechte Entwicklung neuer 
Forschungsstrukturen und Forschungsrichtungen, 
die eine Integration von System-, Ziel- und Trans-
formationsforschung (transdisziplinärer Ansatz) 
anstreben, vorrangig berücksichtigt werden. 
Forschungsprojekte zur Anpassung an den 
Klimawandel und seine Folgen erfordern Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, die gewillt 
sind, die Grenzen ihrer eigenen Disziplinen zu 
überschreiten. In zukünftigen Projekten muss 
daher ausreichend Raum für die interdisziplinäre 
und transdisziplinäre Auseinandersetzung und den 
Informationsaustausch zur Verfügung stehen.
Auch der (wissenschaftliche) Nachwuchs sollte im 
Auge behalten werden. Die Universitäten sollten 
sowohl in der disziplinären, wie in der interdiszip-
linären Forschung und Lehre Aspekte des Klima-
wandels und seiner Folgen integrieren und Aus-
bildungsangebote erweitern. Absolventinnen und 
Absolventen sollen dadurch in die Lage versetzt 
werden, das Thema Klimawandel und seine Folgen 
in seiner disziplinübergreifenden Bedeutung zu 
verstehen und in ihr Handeln einzubeziehen 
Die Anpassung an den Klimawandel und seine 
Folgen ist ein langfristiger Prozess und bedarf einer 
strategischen Ausrichtung der Forschungspolitik. 
Das Land sollte daher gezielt die Expertise der 
Wissenschaftlichen Kommission Niedersachsen 
suchen, um eine auskunfts- und beratungsfähige 
und gleichzeitig national und international wettbe-
werbsfähige Forschungslandschaft zu erhalten und 
zu stärken.

Abb. 34 Umsetzung des Dreiklangs aus System-, Ziel- und Transformationswissen zur Erar-
beitung einer Anpassungsstrategie an den Klimawandel und seine Folgen in einer abge-
grenzten Anthropo-Bioregion (KLIFF 2012).

5.17 Datenmanagement, 
Informationsbereitstellung 
und -pfl ege

5.17.1 Rahmenbedingungen

Da es sich beim Klimawandel um weit in die Zu-
kunft reichende Veränderungen handelt, können 
die offenen Fragen zum regionalen Klimawandel 
nur mit Hilfe von geeigneten Klimamodellen gelöst 
werden. Diese Modelle müssen in der Lage sein, 
die große räumliche und zeitliche Variabilität der 
klimatischen und damit zusammenhängenden 
Messgrößen sowie die Komplexität der physikali-
schen, chemischen und biologischen Prozesse und 
deren Zusammenhänge in den unterschiedlichen 
Landschaften zu berücksichtigen. Hierzu gibt es 
eine Reihe von Ansätzen (s. Kap. 4). 

Eine optimale Nutzung der Informationen zu 
regionalen Klimaänderungen für die Anpassung an 
den Klimawandel ist jedoch nur dann erfolgreich, 
wenn die generierten Klimadaten zum Einsatz in 
Wirkmodellen, z.B. zum Wasserhaushalt, insbe-
sondere Hoch- und Niedrigwasser, Wasserbedarf, 
Erosion, Ertragsbildung, Pfl anzenwachstum etc.
prozessiert und insbesondere regional differenziert 
unter Berücksichtigung der orographischen Struk-
turen auf einer allgemein verfügbaren Plattform 
als Informationssystem Klimafolgenmanagement  
zur Verfügung gestellt werden. Hierzu gehören 
auch die Eingabedaten für die Klimamodelle, wie 
zum Beispiel hochaufgelöste Informationen über 
Landnutzungen. Die Zusammenführung und Ak-
tualisierung der verfügbaren Daten für komplexe 
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interdisziplinär ausgerichtete Untersuchungen und 
Bewertungen erfordert ein abgestimmtes Daten-
management. Die Erfahrungen zeigen, dass der 
Aufwand für die Datenerfassung, Aufbereitung 
und Verfügbarmachung oft größer ist als der für 
die Modellanwendung, Analyse und Darstellung 
der Resultate.

Damit das vorhandene Klimawissen in Nieder-
sachsen (Klimadaten, wissenschaftliche Studien, 
Demonstrationsprojekte etc.) zielgerichtet den 
entsprechenden Nutzern vermittelt und für die 
Praxis verwendbar gemacht werden kann, sollte 
ein Niedersächsisches Informationssystem Klima-
folgenmanagement aufgebaut werden.

5.17.2 Maßnahmen

Als erster Schritt hin zu einem solchen System 
wird zeitnah auf Basis des Umweltdatenkatalogs 
Niedersachsen ein Metadatenkatalog aufgebaut, 
der Informationen zu allen für die Klimafolgenan-
passung relevanten Daten enthält. Hierzu zählen 
u.a. Inhalts- und Qualitätsangaben, verantwortli-
che Stellen und Ansprechpartner sowie Informa-
tionen zur Verfügbarkeit und etwaigen Zugangs-
beschränkungen. Ein solches Katalogsystem bietet 
interessierten Nutzern ein Werkzeug zur schnellen 
Klärung der Fragen „Was gibt es?“ und „Wer ist 
der geeignete Ansprechpartner?“. Darüber hinaus 
können Daten direkt aus dem Metadatenkata-
log verlinkt werden, sofern sie über das Internet 
erreichbar sind.

In einem nächsten Schritt sollte das nutzer- und 
bedarfsorientierte, internetbasierte niedersächsi-
sche Informationssystem Klimafolgenmanagement 
entwickelt werden, in dem alle regionalen Klima-
daten einschließlich spezifi scher Auswertungen 
und kartographischer Darstellungen zusammenge-
führt werden. Hier sollten ebenso die Ergebnisse 
der Wirkmodelle zur Verfügung gestellt werden.
Niedersachsen verfügt über zwei Fachinformati-
onssysteme (FIS-W, NIBIS), über die Klimadaten 
aufbereitet und über das Internet für die Nutzer 
zur Verfügung gestellt werden können
(http://nibis.lbeg.de/cardomap3/ und www.wasser-
daten.niedersachsen.de/cadenza).

Für Daten, für die aufgrund ihrer hohen Dynamik 
eine zentrale Haltung nicht möglich ist (z.B. in 
Hochwasservorhersagemodellen), müssen de-
zentrale Zugänge über geeignete Netzstrukturen 
geschaffen werden.

Die Landesregierung wird gebeten, zu prüfen und 
zu entscheiden, mit welchen technischen Instru-
menten der Aufbau eines Informationssystems 
Klimafolgenmanagement umgesetzt werden kann. 
Dabei wäre dafür Sorge zu tragen, die Erfassung, 
Pfl ege und Bereitstellung klimarelevanter Daten 
und Informationen in den beteiligten Institutionen 

zu optimieren, aufeinander abzustimmen und für 
das Niedersächsische Informationssystem Klima-
folgenmanagement in Hinblick auf klimarelevante 
Fragen entsprechend zu entwickeln. 

Dazu werden folgende Maßnahmen vorgeschla-
gen:

• Der Umweltdatenkatalog wird um einen Ka-
talog „Klimadaten“ erweitert. Voraussetzung 
ist eine Recherche über die in Niedersachsen 
vorliegenden, relevanten Daten. Der Katalog 
wird von den Datenhaltern über eine Inter-
net-Erfassung befüllt und enthält im Ergebnis 
einen über das Internet zu recherchierenden 
Metadatenbestand, in dem sich Interessierte 
informieren und Hinweise zum Aufbau und 
Zugang zu den Datenbeständen erhalten kön-
nen. Nach der initialen Einrichtung des Katalogs 
sind sowohl der technische Betrieb als auch die 
inhaltlich-fachliche Fortführung und Bestands-
pfl ege sicherzustellen. Die Metadaten zu den 
verfügbaren klimarelevanten Daten werden in 
dem im Geschäftsbereich des Umweltministeri-
ums geführten Katalog umweltrelevanter Daten 
gemäß der Vorgaben der INSPIRE-Richtlinie 
geführt. 

• Der bisherige Klimadatenbestand für Nieder-
sachsen (gemessene, projizierte und interpo-
lierte, regionalisierte Klimadaten) soll zu einem 
nutzer- und bedarfsorientierten, internetba-
sierten Informationssystem „Klimadatenma-
nagement“ ausgebaut werden. Dieses soll alle 
regionalen Klimadaten einschließlich spezi-
fi scher Auswertungen und kartographischer 
Darstellungen anbieten. Für ein solches System 
ist zunächst ein fachliches Feinkonzept zu 
erstellen. Im zweiten Schritt kann die Umset-
zung erarbeitet werden. Wo sich eine zentrale 
Haltung wegen der hohen Dynamik in den 
Datenbeständen verbietet, soll über das Nieder-
sächsische Informationssystem Klimafolgenma-
nagement der Zugang zu dezentralen Systemen 
ermöglicht werden. Die dazu erforderlichen 
Netzstrukturen müssen aufgebaut werden. 

• Sowohl im Vorfeld der Entwicklung als auch 
im laufenden Betrieb muss die Sicherstellung 
der kontinuierlichen Fortführung sowie Ab-
stimmung mit den Nutzern des Informations-
systems gewährleistet sein. Dies gilt auch für 
das Management hinsichtlich der Nutzung der 
Klimadaten in Wirkmodellen z.B. zur Ermittlung 
von Vulnerabilitäten sowie zur Entwicklung 
von Anpassungsmaßnahmen in klimasensiblen 
Sektoren (Wasserwirtschaft, Landwirtschaft, 
Naturschutz, Bodenschutz, Raumplanung, Ge-
sundheitsvorsorge, Forstwirtschaft, Städtebau).

Der Einsatz von Wirkmodellen erfordert die 
Verfügbarkeit einer Vielzahl von raum- und nut-
zungsbezogenen, ökologischen sowie sozioöko-
nomischen Parametern. Auch diese Informationen 
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sind Nutzern über das Netzwerk zugänglich zu 
machen. Alle mit Landesmitteln erhobenen Daten 
sollten dabei im Sinne der Empfehlungen des 
Modernisierungsprojekts „Open Government“ 
aus dem Regierungsprogramm „Vernetzte und 
transparente Verwaltung“ des Bundes dort, wo 
es rechtlich möglich und zweckmäßig ist, frei 
zugänglich sein, um die Aufgabenerledigung der 
Verwaltung zu unterstützen, die Verwaltung der 
Daten zu vereinfachen und gleichzeitig ein Höchst-
maß an Nutzbarkeit für die Dateninteressenten zu 
ermöglichen. Letzteres vor allem um die Innova-
tionsfähigkeit von Wissenschaft und Verwaltung 
sowie die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
bestmöglich zu stärken.

5.18 Bildung und Qualifi zierung

5.18.1 Klimaanpassung und Bildung

Bildung und Qualifi zierung nehmen eine zentrale 
Rolle ein, um ein Bewusstsein für Klimafolgen zu 
schaffen und entsprechende Kompetenzen für 
den Umgang mit dem Klimawandel zu erwerben. 
Klimaanpassung als gesellschaftliche Gestaltungs-
aufgabe kommt in Bildungszusammenhängen 
jedoch bisher kaum vor.67  Bildungsziel im Kontext 
einer Klimaanpassung sollte es sein, die Folgen des 
Klimawandels zu erkennen und sie in Bezug auf 
die wirtschaftlichen, sozialen, umweltbezogenen 
und persönlichen Auswirkungen bewerten zu kön-
nen. Dabei soll der Umgang mit überkomplexen 
und unvollständigen Informationen und individu-
elle Entscheidungsdilemmata ausgehalten werden 
und Kompetenzen zur Kommunikation, Koope-
ration und Partizipation an gesellschaftlichen 
Gestaltungs- und Anpassungsprozessen entwickelt 
werden können.

Das Konzept der Gestaltungskompetenz der Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung68 umfasst weite-
re Teilkompetenzen wie vorauschauendes Denken, 
fächerübergreifendes Arbeiten, transkulturelle 
Verständigung, Planungs- und Umsetzungkompe-
tenz, Refl exionskompetenz sowie die Fähigkeit zu 
Empathie und Solidarität.

Bildungsmaßnahmen des Klimaschutzes setzen vo-
raus, dass durch proaktives Handeln Veränderun-
gen in der Zukunft bewirkt werden, die sowohl in 
ihrem Wirkungsumfang als auch in Bezug auf den 
selbstbezogenen Nutzen schwer einzuschätzen 
sind. Im Gegensatz dazu haben Maßnahmen zur 
Klimafolgenanpassung relativ gesehen unmittel-
bare Wirkungen im Umfeld und in Bezug auf den 
eigenen Vorteil. Die Motivation für Lernprozesse, 
wie das Umdenken und die Änderung des eigenen 
Verhaltens, dürfte damit höher sein.

Schulische Bildung

Die Klimaschutzstrategie der Landesregierung 
sieht vor, Klimaschutz im Kontext einer Bildung 
für nachhaltige Entwicklung (BNE) zum integralen 
Bestandteil des Unterrichts im allgemein bildenden 
Schulsystem in Niedersachsen zu machen.69 Die 
Klimaanpassung sollte hierbei strategisch einbezo-
gen werden. Zu beachten ist, dass nur durch eine 
Gesamtkonzeption mittel- bis langfristig Wirkungen 
im Bildungssystem zu erzielen sind. Das umfasst die 
Aus- und Fortbildung von Lehrkräften im Bereich 
Klimafolgen und Klimaanpassung, die Anpassung 

67 http://klimzug-nord.de/index.php/page/2009-07-15-Einzelheiten-Q5.1
68 www.dekade.org
69 www.umwelt.niedersachsen.de/download/64342
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der Lehrpläne sowie die Erstellung von Lehrmate-
rialien. Die kompetenzorientierten Kerncurricula 
gewährleisten bereits in vielen Schulfächern und 
Schulstufen Anknüpfungspunkte zum Klimawan-
del. Die Klimaanpassung sollte explizit in den Kern-
curricula der allgemein bildenden Schulen genannt 
werden. Im Forschungsprojekt KLIMZUG-Nord 
wird die Integration von Anpassungsthemen in 
einer Kooperation mit der Gesamtschule Harburg 
systematisch erarbeitet. Die Ergebnisse lassen sich 
auch für Niedersachsen nutzen.

Es ist zielführend, Aspekte des Themas in verschie-
denen Fächern aufzugreifen und miteinander zu 
verbinden. Sowohl die fachorientierten als auch 
die fächerübergreifend ausgerichteten Materialien 
zur Klimabildung sollten auf die Vermittlung von 
Kompetenzen abzielen. Schulen, die sich intensiv 
mit Bildung für nachhaltige Entwicklung ausein-
andersetzen – wie die über 360 Umweltschulen 
in Europa / Internationale-Agenda-21-Schulen in 
Niedersachsen – könnten ihre Agenda modellhaft 
um den Aspekt der Klimaanpassung erweitern und 
Konzepte für eine klimageprüfte Schule entwi-
ckeln. Das Niedersächsische Kultusministerium 
sollte fi nanzielle und personelle Ressourcen be-
reitstellen, die sich der Vernetzung und Förderung 
schulischer Aktivitäten im Bereich Klimaschutz und 
Klimaanpassung widmen.

Berufl iche Bildung und Qualifi zierung

Klimaanpassung ist als Thema in der berufl ichen 
Bildung stärker in den Fokus zu nehmen. Um Risi-
ken zu vermeiden und Chancen des Klimawandels 
zu nutzen, ergeben sich für Unternehmen und 
Branchen, die sich rechtzeitig auf die Folgen des 
Klimawandels einstellen, strategische Vorteile. Die 
Akteure der berufl ichen Bildung wie Fachverbän-
de, Gewerkschaften, Arbeitgeberorganisationen 
und das Bundesinstitut für berufl iche Bildung 
sollten darauf hinwirken, dass Erkenntnisse aus der 
Klimafolgen- und der Anpassungsforschung früh-
zeitig in die Ausbildungsordnungen integriert und 
entsprechende Qualifi zierungsangebote entwickelt 
werden. 

Hierzu gibt es bereits einige wegweisende Beispie-
le: Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe hat die Themen Klimawandel 
und Klimaanpassung in Lehrveranstaltungen der 
Akademie für Krisenmanagement, Notfallplanung 
und Zivilschutz integriert. Die Klimaanpassungs-
akademie des Forschungsprojekts KLIMZUG-
Nordhessen entwickelte Lehr- und Lernmodule 
zur Fortbildung in der ambulanten Pfl ege und 
Gastronomiebetrieben und bietet individuelle 

Ansätze zur Konzeption von Klimaanpassungspro-
jekten in kleinen und mittleren Betrieben an. Das 
Forschungsprojekt „Klimawandel Unterweser“ 
hat mit Praxisexperten Ausbildungseinheiten zum 
Klimawandel und Anpassungsmöglichkeiten für 
landwirtschaftliche Betriebe erarbeitet. Außerdem 
wurden Handlungsanleitungen für Vor-Ort-Exkursi-
onen erstellt und Ausbilder auf Workshops für das 
Thema sensibilisiert.70

Außerschulische Bildung

Der gesellschaftliche sowie der ökologische Wan-
del stellen auch außerschulische Lernstandorte 
und Erwachsenenbildungseinrichtungen vor die 
Herausforderung, das eigene Programmangebot, 
die Fort- und Weiterbildung sowie die Infrastruktur 
zukunftsfähig darauf auszurichten, dass die Bürge-
rinnen und Bürger aktiv an diesen Veränderungs-
prozessen beteiligt sein können. Im Forschungsver-
bund KLIMZUG Nord wurden 63 außerschulische 
Bildungseinrichtung in der Metropolregion Ham-
burg befragt. Die Umfrage ergab, dass der Klima-
wandel in der außerschulischen Bildung bisher nur 
von wenigen Lernstandorten konkret thematisiert 
wird. Zur Anpassung an regionale Klimafolgen gibt 
es bisher nur wenige Bildungsangebote, es besteht 
bei den Bildungseinrichtungen jedoch ein großes 
Interesse, derartige Angebote mitzugestalten.

Das Bundesumweltministerium beabsichtigt 
Bildungsprojekte auf lokaler und regionaler Ebene 
zu fördern, die Unternehmen bei der Erstellung 
von Anpassungskonzepten unterstützen. Bildungs-
angebote für die außerschulische Bildung zu 
entwickeln oder zu verbreiten, wäre eine mögliche 
Aufgabe einer zu gründenden Klima-Agentur 
in Niedersachsen (s. Kap. 5.19). Im Forschungs-
verbund KLIMZUG-Nord werden verschiedene 
Bildungsansätze erprobt wie partizipative Aus-
stellungen, eine E-Learning-Plattform, ein Bil-
dungsbaustein „Umgang mit Unsicherheit“ sowie 
Bildungsmodule für Kinder im Vorschulalter und 
im Rahmen einer Seniorenuniversität.

5.18.2 Auswirkungen des Klimawandels

Hitze an Schulen 

Durch steigende Temperaturen im Sommer und 
anhaltende Hitzeperioden sind auch die Schulen 
stärkeren Hitzebelastungen ausgesetzt. Studien 
belegen zudem, dass Kinder in der Schule oft zu 
wenig trinken. Das Durstgefühl wird in den Pausen 
durch andere Reize überlagert. Im Unterricht ist 
Trinken häufi g nicht gewünscht. Hitze im Sommer 
verstärkt die Gefahr eines Flüssigkeitsmangels 

70 www.klimawandel-unterweser.ecolo-bremen.de/index.php?obj=page&id=110&unid=133ebc1b6500464617591aa9f380b7ec
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noch. Schon eine Reduzierung von ein bis zwei 
Prozent des Wassergehalts im Körper beeinträch-
tigt die geistige Leistungsfähigkeit. Die Deutsche 
Gesellschaft für Ernährung (DGE) hält Trinkwasser 
am geeignetsten, um den Flüssigkeitsbedarf zu de-
cken. Wasser sollte den Schülerinnen und Schülern 
kostenfrei zur Verfügung gestellt werden, etwa 
durch Trinkwasserspender oder die Installation von 
Brunnen, die regelmäßig auf ihren Keimgehalt 
kontrolliert werden. Auch beim Sportunterricht 
beugen Trinkpausen dem Austrocknen vor. Bei der 
energetischen Sanierung und beim Neubau von 
Schulgebäuden sollte überdies die Gebäudeküh-
lung stärker als bisher berücksichtigt werden (s. 
Kap. 5.10). 

Die Landesregierung sollte an, die Nutzung des 
Hitzefrühwarnsystems des Deutschen Wetterdiens-
tes und den Informationsfl uss zwischen Länder- 
und Landkreisebene sowie Schulen und Kindergär-
ten verbessern, damit jeweils vor Ort vorbeugende 
sowie akute Maßnahmen ergriffen werden können 
(s. Kap. 5.13).

Schulausfälle durch Extremwetter und Hitze

Schulausfälle durch extreme Wetterlagen oder 
Hitze (Hitzefrei) könnten durch den Klimawan-
del zunehmen. Um eine mögliche Häufung von 
Schulausfällen in Niedersachsen zu erkennen und 
darauf reagieren zu können, sollten die dezentral 
vorliegenden Daten von Schulen, Landkreisen 
(Hitze) und der Verkehrsmanagementzentrale 
Niedersachsen (Extremwetter) mögllichst zentral 
aufbereitet und ausgewertet werden.

5.18.3 Maßnahmen

Schulische Bildung

• Stärkung der Aus- und Fortbildung von Lehr-
kräften in den Bereichen Klimafolgen und 
Klimaanpassung (s. Regierungskommission 
Klimaschutz (2012): Kap. VI.5 Bildung, Maß-
nahme 1.I.a).

• Einrichtung von Klimaschutzbeauftragten an 
Schulen: die Person sollte sich neben Fragen 
des Klimaschutzes auch Aspekten der Klima-
folgen und Klimaanpassung annehmen (s. 
Regierungskommission Klimaschutz (2012): Kap 
VI.5 Bildung, Maßnahme 1.I.b Kap. Bildung).

• Horizontale Vernetzung von BNE-Netzwerken 
in Niedersachsen stärken und Synergien fördern 
(s. Regierungskommission Klimaschutz (2012): 
Kap. VI.5 Bildung, Maßnahme 1.II.a).

• Jährlicher landesweiter schulischer Klimaakti-
onstag (s. Regierungskommission Klimaschutz 
(2012): Kap. VI.5 Bildung, Maßnahme 1.lI.e, 
Kap. Bildung).

• Integration von Klimabildung als Bildungsziel 
in den Schulalltag (s. Regierungskommission 
Klimaschutz (2012): Kap. VI.5 Bildung, Maß-
nahme 1.III.c).

• Aufbau einer zentralen Informationsplattform 
zur Unterstützung der schulischen Klimabil-
dungsarbeit (s. Regierungskommission Klima-
schutz (2012): Kap. VI.5 Bildung, Maßnahme 
1.III.e).

Berufl iche Bildung, Fortbildung

• Überprüfung der Ausbildungsrahmenpläne der 
Betriebe und der Rahmenlehrpläne der Berufs-
schulen hinsichtlich der Themen Klimafolgen 
und Klimaanpassung.

• Sensibilisierung der Ausbilder und Funktions-
träger in den für die berufl iche Bildung zustän-
digen Organisationen für die Themen Klimafol-
gen und Klimaanpassung.

Außerschulische Bildung

• Aufbau einer niedersachsenweiten Klimabil-
dungsdatenbank, die auch über Veranstaltun-
gen zu den Themen Klimafolgen und Klimaan-
passung informiert; diese Datenbank könnte 
an die Website des Niedersächsischen Bundes 
für freie Erwachsenenbildung e.V. angesiedelt 
werden.

• Konzertierte Aktion zum Klimaschutz/ Klimabil-
dung für Jugendliche (s. Regierungskommission 
Klimaschutz (2012): Kap. VI.5 Bildung, Maß-
nahme 2).

• Förderung von regionalen Klimaseminaren (s. 
Regierungskommission Klimaschutz (2012): 
Kap. VI.5 Bildung, Maßnahme 7).

• Entwicklung und Verbreitung von Bildungsan-
geboten.

Hitze und Extremwetterereignisse

• Information der Schulträger über Maßnahmen 
zur Kühlung von Schulgebäuden (s. auch Kap. 
5.10).

• Führen einer Statistik zu Schulausfällen sowie 
Auswertung der Daten.

• Verbesserung des Informationsfl usses zu Hitze-
warnungen zwischen Deutschem Wetterdienst, 
Land, Landkreisen und Schulen.

• Unterstützung von Programmen zur Förderung 
des Trinkens im Unterricht.

• Einrichtung von kostenlosen Wasserspendern 
sowie Brunnen in Schulen und Bildungseinrich-
tungen.
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5.19 Kommunikation und 
Beratung

5.19.1 Bedeutung von Kommunikation 
und Beratung

Die Kommunikation spielt in der Anpassungspo-
litik eine zentrale Rolle. Ohne den Austausch von 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und praktischen 
Erfahrungen zu Klimawandel und Klimafolgen und 
ohne die diskursive Verständigung auf politische 
Anpassungsziele ist eine Zusammenarbeit verschie-
dener Akteure und eine wirksame Klimaanpassung 
in Niedersachsen nicht denkbar. 

Die genannten Maßnahmen in den vorangegange-
nen Handlungsfeldern zeigen dies: Viele Maßnah-
men in den sektoralen Handlungsfeldern gehören 
in die Bereiche des Wissenstransfers, der Ausbil-
dung, der Öffentlichkeitsarbeit und Beratung oder 
der Vernetzung von Akteuren. Die Vermittlung von 
Wissen aus der Klima- und Klimafolgenforschung 
an die Öffentlichkeit und an Entscheidungsträger 
aus Politik und Wirtschaft, dient der Information 
und Motivation und der Stärkung der Eigenverant-
wortung aller gesellschaftlicher Akteure. Betriebe 
und Regionen sollten gezielte Informationen zur 
Klimaanpassung erhalten und zu Anpassungsopti-
onen beraten werden. 

Drei zentrale Kommunikationsphasen lassen sich 
in der Anpassungspolitik identifi zieren (vgl. Born, 
Lieberum, Winkelseth 2012: 4ff.): Problemwahr-
nehmung, Erwerb von Handlungskompetenz und 
Umsetzung. Die Problemwahrnehmung umfasst 
die Phase des Erkennens einer Handlungsnot-
wendigkeit; hier geht es um problembezogenes 
Wissen, aber auch um den Aufbau einer Hand-
lungsmotivation. Handlungskompetenz meint die 
Kenntnis von Anpassungszielen und wissensba-
sierten Handlungsmöglichkeiten, die nötig sind, 
um Anpassungsmaßnahmen planen zu können. 
Zur Handlungskompetenz gehört auch die Fä-
higkeit mit Unsicherheiten, zum Beispiel aus der 
Klimafolgenforschung oder bei der Entwicklung 
von Anpassungsoptionen, umgehen zu können. 
Die Umsetzung ist die letzte Phase, in der es zur 
eigentlichen Durchführung der Handlung kommt.

Probleme und Barrieren

In jeder der drei Kommunikationsphasen gibt es 
spezifi sche Probleme. Die Wahrnehmung von 
Risiken des Klimawandels wird erschwert, weil in 
Deutschland die Folgen des Klimawandels noch 
nicht oder nur in geringem Ausmaße direkt wahr-
nehmbar sind. Hinzu kommt, dass von vergan-
genen persönlichen Erfahrungen auf die Zukunft 
geschlossen wird. Die Möglichkeit, dass etwa 
Überschwemmungen stärker ausfallen können 
oder sich auch in bisher verschonten Gebieten 

ereignen können, wird ausgeblendet. Die Öffent-
lichkeit muss sich hier auf die Ergebnisse der 
Klima(folgen)forschung verlassen. Hierzu bedarf 
es vertrauenswürdiger und glaubwürdiger Infor-
mationsquellen. Wissenschaftliche wie politische 
Institutionen brauchen Zeit. um Vertrauen als 
verlässliche Quelle aufzubauen, Glaubwürdigkeit 
ist hingegen schnell verspielt. In der Bevölkerung 
herrscht ein relativ großes Misstrauen gegenüber 
Quellen, die zum Klimawandel informieren. Das 
gilt vor allem für die Politik, aber auch für die 
Wissenschaft, Behörden und die Medien. Eine auf 
Dauer angelegte, zuverlässige und vertrauensbil-
dende Kommunikation ist deshalb eine wichtige 
Aufgabe von Landesregierung und Landesbehör-
den.

Hinzu kommt, dass die Anpassung an den Kli-
mawandel eine hohe Komplexität aufweist. Die 
Möglichkeiten der Veränderungen durch den 
Klimawandel sind nahezu unüberschaubar. Der Kli-
mawandel trifft in den einzelnen Sektoren zudem 
auf unterschiedliche gesellschaftliche, politische, 
wirtschaftliche oder technologische Entwick-
lungen. Auch regional und lokal kann sich der 
Klimawandel in Niedersachsen sehr verschieden 
auswirken, Bevölkerungs- und Akteursgruppen 
sind unterschiedlich stark betroffen. Oft sind lange 
Zeithorizonte von mehreren Jahrzehnten oder 
noch längere Zeiträume zu betrachten. Die Folgen 
sind auch von ihrem Risikopotenzial unterschied-
lich einzuschätzen: Teilweise kann der Klimawan-
del potenziell katastrophale Folgen haben. Er kann 
sich jedoch auch, abhängig von den Rahmen-
bedingungen, relativ leicht abfedern lassen oder 
sogar ökonomische Chancen eröffnen. 

Derartige Unsicherheiten können sowohl in der 
Öffentlichkeit als auch bei Entscheidungsträgern 
in Politik, Verwaltung und Wirtschaft Abwehrreak-
tionen hervorrufen. Unsicherheiten erklären und 
mit ihnen umgehen zu lernen, ist eine wichtige 
Kommunikationsherausforderung bei dem Erwerb 
von Handlungskompetenz. Es gilt aus Kommu-
nikationssicht klarzustellen, dass Unsicherheiten 
auch durch weitere Forschung nur begrenzt 
reduziert werden können. Das Warten auf sichere 
Zukunftsprognosen ist in vielen Handlungsfeldern 
nicht angebracht. Eine Nicht-Anpassung erhöht 
in vielen Handlungsfeldern vielmehr das Risiko 
von klimabedingten Schäden. Auch die Nicht-
Anpassung birgt Unsicherheiten. Somit gilt es in 
Klimadiskussionen deutlich zu machen, dass, wie 
in anderen Arbeitsbereichen, eine Abwägung 
von zum Teil bekannten und zum Teil auch nur 
vermuteten Vor- und Nachteilen die Grundlage 
für Entscheidungsprozesse sind. Andererseits hat 
sich die Klima(folgen)forschung mittlerweile ein 
Fundament gesicherten Wissens erarbeitet. Bei 
No-Regret- oder Win-win-Maßnahmen ist über-
dies der Nutzen der Anpassung gesichert. Nicht 
nur Unsicherheiten führen zu Abwehrreaktionen. 
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Generell verbreitet sind Tendenzen wie die Unter-
schätzung der Wahrscheinlichkeit unangenehmer 
Ereignisse oder die Einschätzung, dass negative 
Ereignisse die eigenen Person mit geringerer Wahr-
scheinlichkeit treffen als andere Menschen. Bei der 
übertriebenen Darstellung von Klimafolgenrisiken 
(Katastrophismus), kann die Kommunikation des 
Klimawandels hingegen eher zur Lähmung führen, 
als dass sie zum Handeln motiviert. 

In der Phase der Umsetzung ist die Kommunikati-
on bedeutsam, um Akteure dialogisch einzubinden 
und, wegen der teils langfristigen Planungshori-
zonte, einen Bezug zum jetzigen Handeln herzu-
stellen. Nutzungskonfl ikte zwischen verschiedenen 
Akteuren sollten möglichst früh identifi ziert und 
gelöst werden.

Die Anpassungskommunikation fi ndet auf 
verschiedenen Ebenen mit unterschiedlichen 
Akteuren und diversen Kommunikationsmitteln 
statt. Die Palette reicht von digitalen Informati-
onsplattformen, Veranstaltungen, Entscheidungs-
unterstützungssystemen oder der persönlichen 
Kommunikation etwa in sozialen Netzwerken, im 
berufl ichen oder privaten Umfeld. Auch neue For-
men der Öffentlichkeitsarbeit wie Computerspiele, 
virales Marketing oder die Nutzung von Social 
Media können für die Anpassungskommunikation 
erfolgreich genutzt werden.  

5.19.2 Kommunikationsprinzipien71

Für eine erfolgreiche Kommunikation im Feld der 
Klimaanpassung ist es hilfreich, folgende - im 
Forschungsprojekt nordwest2050 entwickelten 
und hier leicht verändert und gekürzt dargestellten 
- Kommunikationsprinzipien zu beachten:

Phase Problemwahrnehmung

Differenzierung von Klimaanpassung und Klima-
schutz

Die Begriffe Klimaschutz (Mitigation) und Klimaan-
passung (Adaption) sind klar zu defi nieren und 
voneinander abzugrenzen, um eine refl ektierte 
Diskussion zur Notwendigkeit von Strategien und 
Maßnahmen in beiden Bereichen zu ermöglichen.

Vermittlung von Betroffenheit, Risiken und 
Chancen

Während bisher überwiegend Risiken hervorge-
hoben werden, sollte in einer ausgeglichenen 
Kommunikation auch auf die sich aus erforderli-
chen Anpassungsleistungen ergebenden Chancen 

71 Born, M.; Lieberum, A.; Winkelseth, C. (2012): Prinzipien der Anpassungskommunikation im Projekt „nordwest2050“. 15. Werkstattbe-
richt. Februar 2012. Bremen. (verändert und ergänzt)

hingewiesen werden. Es gilt, die identifi zierten 
Ziele in Zukunft offensiv zu kommunizieren, ohne 
dabei jedoch den Klimawandel und seine Folgen 
zu verharmlosen.

Nutzung von Aufmerksamkeitsfenstern

Für eine Anpassungskommunikation eignen sich 
zurückliegende extreme Wetterereignisse sehr gut 
als Aufmerksamkeitsfenster, um Risikobewusstsein 
zu stimulieren. Aber auch andere, aktuelle Themen 
können als Aufmerksamkeitsfenster genutzt 
werden, sofern sie einen thematischen Bezug zur 
Klimaanpassung haben.

Zielgruppenorientierte Kommunikation

Eine effektive und effi ziente Anpassungskom-
munikation muss sich an den Besonderheiten, 
Bedürfnissen und Anforderungen der Zielgruppe 
orientieren. Die gesellschaftliche Akzeptanz hängt 
in hohem Maße davon ab, wie Botschaften in der 
allgemeinen Öffentlichkeit positioniert und kom-
muniziert werden und ob der richtige sprachliche 
und mediale Stil der Zielgruppe getroffen sowie 
der passende Kommunikationskanal genutzt wur-
de. Kommunikationsinstrumente sollten vor ihrem 
Einsatz an Vertreter/innen der zu erreichenden 
Zielgruppe getestet werden.

Jede Zielgruppe benötigt die Vermittlung von 
Informationen in der jeweils spezifi schen Sprach- 
und Bilderwelt. Bilder und Beispiele aus dem Le-
bensumfeld bieten greifbare Anknüpfungspunkte. 
Das eigene Erleben von extremen Wetterereignis-
sen erhöht die Sensibilität für das Thema Klima-
wandel. Katastrophismus kann vermieden werden, 
indem gleichzeitig Handlungsoptionen aufgezeigt 
werden, wie mit einer bestimmten „Klimawandel-
situation“ umzugehen ist.

Reduktion von Komplexität

Die komplexen Zusammenhänge von Klimamodel-
len und deren mit Ungewissheiten behafteten 
Ergebnisse müssen in einfache und klar verständ-
liche Botschaften übersetzt werden. Der Grad der 
notwendigen Einfachheit hängt dabei von der 
Zielgruppe und dem jeweiligen Vorwissen ab. Die 
unvermeidbare Folge ist ein Balanceakt zwischen 
dem richtigen Maß an Einfachheit und wissen-
schaftlicher Richtigkeit, der stets neu austariert 
werden muss. 
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Phase Handlungskompetenz

Umgang mit Unsicherheiten vermitteln

Unsicherheiten stellen Entscheidungsträger in 
verschiedensten Institutionen vor Schwierigkeiten, 
da die Folgen von Entscheidungen kaum abzu-
schätzen sind. Akteure müssen letztlich lernen, mit 
den Unsicherheiten umzugehen und können sich 
dabei an Politikfeldern und Bereichen orientieren, 
in denen der Umgang mit Ungewissheiten bereits 
alltäglich ist (Wirtschaft, Wasserwirtschaft). Zum 
besseren Umgang mit Unsicherheit erscheinen u.a. 
folgende Aspekte sinnvoll: das Vorsorgeprinzip, 
der Einbezug der Bandbreite möglicher Entwick-
lungen, Reduktion der Verwundbarkeit gegenüber 
Extremereignissen oder die Entwicklung von No-
Regret-Strategien.

Kommunikation von Klimaanpassungszielen

Generell sollten Anpassungsstrategien zwei Ziele 
verfolgen: negative Auswirkungen („Risiken“) mi-
nimieren und positive Folgen („Chancen“) nutzen. 
Von besonderer Bedeutung ist die so genannte 
proaktive (auch: antizipatorische) Anpassung, die 
es erlaubt, gezielt Maßnahmen zur vorbeugenden 
Abwendung negativer Auswirkungen bzw. zur 
besseren Nutzung von Chancen zu treffen – im 
Gegensatz zur sog. reaktiven Anpassung, bei 
der auf Schadensereignisse bzw. Veränderungen 
reagiert wird.

Nutzung von Vorbildern

Besonders die angesprochenen Unwägbarkeiten 
erhöhen den Anspruch an die Glaubwürdigkeit 
einer Informationsquelle. Eine Zusammenarbeit 
mit Schlüsselakteuren oder Netzwerken, die bei 
anzusprechenden Institutionen bereits Vertrauen 
genießen kann daher von Vorteil sein. Regionen, 
Kommunen und Unternehmen, die bereits erfolg-
reich aktiv geworden sind, können als Beispiel 
herangezogen werden. Um dieses im Sinne einer 
Erhöhung der Problemwahrnehmung zu nutzen, 
sollten die bereits vorhandenen Netzwerk- und 
Praxispartner stärker in die Außenkommunikation 
eingebunden werden.

Anschlussfähigkeit und Praxiswissen

Fachliche Inhalte von Klimaanpassung sind bereits 
vielerorts Gegenstand der Aktivitäten zahlrei-
cher Akteure in verschiedenen Sektoren und auf 
verschiedenen Ebenen. An diese vorhandenen 
Ankerpunkte kann mit der Anpassungskommuni-
kation angeknüpft werden. Es sind verstärkt wis-
senschaftliche Erkenntnisse zur Klimaanpassung 

mit den Praxisakteuren aus Verwaltung, Wirtschaft 
und Nichtregierungsorganisationen zu diskutieren.

Phase Umsetzung

Beteiligung sicherstellen

Gerade weil das Thema Klimaanpassung durch Un-
bestimmtheit, Unsicherheit und unterschiedliche 
Betroffenheiten gezeichnet ist, ist ein intensiver 
gesellschaftlicher Dialog wichtig. Gesellschaftliche 
Akteure sind in den Entwicklungs- und Umset-
zungsprozess der regionalen Anpassungsstrategie 
einzubinden. Die faire Beteiligung aller betroffenen 
Akteure ist dabei von großer Bedeutung. 

Nutzung von Veränderungsprozessen

Neben dem Klimawandel gibt es in Regionen, 
Kommunen und Unternehmen weitere Heraus-
forderungen, die das alltägliche Handeln mit-
bestimmen (z.B. technologischer Wandel und 
Strukturwandel, Fachkräftemangel, globale Finanz- 
und Wirtschaftskrise, demographischer Wandel). 
Sollten diese eine höhere Aufmerksamkeit genie-
ßen und lassen sich direkte oder indirekte Zusam-
menhänge zwischen diesen Herausforderungen 
und der Klimaanpassung herstellen, kann eine 
Verknüpfung die Umsetzung von Anpassungsmaß-
nahmen erleichtern.

Multiplikatoren identifi zieren und soziale Diffusion 
nutzen

Bislang lag der methodische Fokus auf schriftlicher 
Information über Websites, Berichte oder Bro-
schüren. Diese Kanäle besitzen allerdings nur eine 
geringe Reichweite, da sie häufi g nicht wahrge-
nommen oder als nicht persönlich bedeutsam 
eingeschätzt bzw. verdrängt werden. Wirksamer 
ist die Nutzung sozialer Diffusion, welche Infor-
mationen in sozialen Netzwerken über vertraute 
Informationsquellen (Freunde, Familie, Nachbarn, 
etc.) verbreitet. Diese eigenständige Verbreitung 
bietet sich auf kommunaler Ebene an, indem 
zentrale Akteure als Multiplikatoren eingebunden 
werden.

Beteiligung von Interessensvertretern und soziales 
Lernen

Dieser Ansatz folgt der Grundidee, einen Aus-
tausch zwischen Wissenschaftlern, Betroffenen, 
Interessenvertretern und lokalen Experten an-
zuregen. Dadurch sollen Konfl ikte vermieden 
und Synergien zwischen verschiedenen Anpas-
sungsaktivitäten genutzt werden. Die Beteiligung 
unterschiedlicher Akteure über Sektoren- und 
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Themengrenzen hinaus generiert Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit. Weiterhin sollen eine breite ge-
sellschaftliche Unterstützung erzielt und dadurch 
die Erfolgschancen von Anpassungsaktivitäten 
erhöht werden.

5.19.3 Maßnahmen

• Ausbau der kommunikationswissenschaftlichen 
Klimaanpassungsforschung, mit dem Ziel die 
Erkenntnisse im Bereich Ziel- und Transformati-
onswissen (s. Kap. 5.16) zu verbessern und die 
Verständlichkeit, Nützlichkeit und Wirksamkeit 
der Kommunikation im Politikfeld Klimaanpas-
sung sowohl auf Landes- als auch auf regionale 
und lokaler Ebene zu erhöhen.

• Die Niedersächsische Landesregierung hat be-
reits auf Empfehlung der Regierungskommissi-
on „Klimaschutz“ im Februar 2012 die Informa-
tionskampagne „Klimarisiko sehen - elementar 
versichern“ zur Elementarschadenversicherung 
gestartet. Die Kampagne soll das Bewusstsein 
der Menschen für die möglichen Folgen von kli-
mawandelbedingten Naturereignissen und die 
daraus resultierenden Schäden sensibilisieren. 
Gleichzeitig wird gezielt darüber informiert, wie 
Elementarschäden versichert werden können. 
Das Niedersächsische Ministeriuim für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz führt die Kampagne 
stellvertretend für die Niedersächsische Lan-
desregierung durch und wird dabei unterstützt 
vom Niedersächsischen Finanzministerium, der 
Innovatives Niedersachsen GmbH, Unterneh-
men und Verbänden aus der privaten Versiche-
rungswirtschaft sowie kommunalen Spitzenver-
bänden.72

72 www.elementar-versichern.niedersachsen.de
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Die von der Kommission erarbeitete Empfehlung 
für eine Anpassungsstrategie erhebt den An-
spruch, alle in Betracht kommenden Sektoren und 
Handlungsebenen systematisch analysiert und im 
Hinblick auf bereits eingeleitete Maßnahmen und 
weitere Maßnahmenerfordernisse konkretisiert 
zu haben. Gleichwohl markiert die Fertigstellung 
dieser Anpassungsstrategie keinen Abschluss, 
sondern bildet im Gegenteil einen Auftakt: Im 
Weiteren gilt es nicht nur, die vorgeschlagenen 
Maßnahmen umzusetzen, sondern auch die 
Anpassungsstrategie unter Berücksichtigung neuer 
Erkenntnisse und gesellschaftlicher Erfahrungen 
und Einschätzungen fortzuentwickeln. 

Die Arbeit an dieser Strategie hat gezeigt, dass 
noch erhebliche Wissenslücken und Forschungsbe-
darfe zu den Folgen des Klimawandels und geeig-
neten Anpassungsstrategien in Niedersachsen be-
stehen. Im Jahr 2013 werden der neue (weltweite) 
Klimabericht des IPCC  und die Ergebnisse des seit 
2009 mit fast 14 Millionen Euro ausgestatteten 
Forschungsverbund KLIFF – Klimafolgenforschung 
in Niedersachsen (www.kliff-niedersachsen.de) 
veröffentlicht. Neue Erkenntnisse hieraus sowie 
auch Weiterentwicklungen der niedersächsischen 
Regionalmodelle können eine Überarbeitung der 
Erkenntnisse und Maßnahmen der vorliegenden 
Strategie erforderlich machen.

In dem zurückliegenden gesellschaftlichen Diskurs-
prozess ist deutlich geworden, dass eine verant-
wortungsvolle Anpassungspolitik auf Landesebene 
nur im engen Austausch mit den verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppierungen und Kräften 
vorgenommen werden kann.

Daher empfi ehlt die Regierungskommission – über 
die in den vorherigen Kapiteln dargestellten Ein-
zelmaßnahmen hinaus –, dass die Landesregierung 
beim weiteren Umgang mit dem Klimawandel 
insbesondere folgende Leitlinien und Prinzipien 
berücksichtigt:
• Der gewählte niedersächsische Weg zur Ent-

wicklung einer Anpassungsstrategie hat sich 
aus Sicht der Kommission bewährt. Für die wei-
teren Schritte der Umsetzung,  Fortschreibung 
und Ergänzung der Klimaanpassung in Nieder-
sachsen ist eine ähnliche Form der sektorüber-
greifenden fachlichen Zusammenarbeit und der 
gesellschaftlichen Beteiligung und Kooperation 
anzustreben. Eine solche gesellschaftliche Ein-
bettung erleichtert es auch, die notwendigen 
sektorübergreifenden Zusammenhänge zu be-
rücksichtigen und Anpassung als eine integrier-
te gesellschaftliche Aufgabe wahrzunehmen.

• Die Regierungskommission sieht es als wich-
tig an, geeignete objektivierbare Instrumente 
und Verfahren zu entwickeln, einzuführen und 
anzuwenden. Solche Instrumente und Verfah-
ren sind nicht zuletzt auch erforderlich, um 
eine Prioritätensetzung von Maßnahmen und 

6. Leitlinien und Ausblick

Anpassungserfordernissen transparent und 
intersubjektiv vorzunehmen (s. Kap. 2). Hierauf 
sollte, aufbauend auf der vorliegenden Strate-
gieempfehlung, ein weiterer künftiger Schwer-
punkt der Anpassungspolitik in Niedersachsen 
liegen. Eine Klimaanpassungsstrategie und ihre 
Umsetzung bedeutet auch, Instrumente und 
Verfahren zu entwickeln, die eine systematisch 
und methodisch abgesicherte Begleitung und 
Überprüfung der eingeschlagenen Handlungs-
ziele und Maßnahmen sicherstellen.

• Die Strategieempfehlung zeigt auf, dass erfor-
derliche Maßnahmen und Vorkehrungen zum 
Teil schon erkannt und in den vorhandenen 
Strukturen wahrgenommen werden können. 
Gleichwohl wurden auch veränderte oder gar 
neue Aufgaben und Handlungserfordernisse 
aufgezeigt, die ggf. einen zusätzlichen Auf-
wand für das Land bedeuten können. Soweit 
hierfür zusätzliche Finanzmittel notwendig sind, 
verweist die Kommission – wie schon bei Ihrer 
Empfehlung zum Klimaschutz – darauf, die 
Möglichkeiten, die sich aus der EU-Förderperio-
de ab 2014 ergeben, zu nutzen.

Insgesamt nimmt das Land bei der Anpassung eine 
Doppelrolle wahr: Zum einen ist das Land vielfältig 
in eigenen Zuständigkeiten und Aufgabenberei-
chen angesprochen. Zum anderen fällt dem Land 
die zentrale Mittlerrolle bei der Begleitung und 
Verankerung von Anpassung in der gesamten 
Gesellschaft zu. Die Kommunen sind aufgrund 
ihrer wahrzunehmenden Aufgaben und ihrer 
besonderen Nähe zu den Bürgern und regionalen 
Akteuren für die Anpassung an den Klimawandel 
ein besonders wichtiger Partner des Landes. Bei 
dieser für die Kommunen teilweise neuen bzw. 
veränderten Aufgabenstellung sind sie auf die 
Unterstützung durch das Land in vielfältiger Weise 
angewiesen. Um den Anpassungserfordernissen 
des Klimawandels gerecht zu werden, bedarf es 
daher eines über die bestehende Zusammenarbeit 
hinausgehenden, noch engeren Zusammenwir-
kens von Land und Kommunen.
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Glossar

abiotisch/biotisch Als abiotisch werden Vorgänge und Zustände, gelegentlich auch Gegenstände 
bezeichnet, an denen Lebewesen nicht beteiligt sind, z.B. Boden, Wasser, Klima.

 Als biotisch werden Vorgänge und Zustände, gelegentlich auch Gegenstände 
bezeichnet, an denen Lebewesen beteiligt sind, z.B. Flora und Fauna.

A/E-Maßnahmen Erhebliche Beeinträchtigungen der Natur durch ein bestimmtes Vorhaben (bspw. 
Straßen- oder Städtebau) können durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in 
gleichartiger Weise wiederhergestellt bzw. das Landschaftsbild landschaftsge-
recht wiederhergestellt oder neu gestaltet werden. 

Albedo-Effekt Maß für das Rückstrahlungsvermögen von nicht selbst-leuchtenden Oberfl ä-
chen. Helle Oberfl ächen haben ein hohes und dunkle Oberfl ächen ein niedriges 
Albedo.

Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) 
 Die deutschen Gewässer in Nord- und Ostsee unterteilen sich in die 12 Seemei-

len-Zone (das sogenannte „Küstenmeer“) und die AWZ. Das Küstenmeer ist 
deutsches Hoheitsgebiet und unterliegt der Zuständigkeit des jeweiligen Bun-
deslandes. Seewärts der 12 Seemeilen-Grenze bis maximal 200 km Entfernung 
zur Küste befi ndet sich die ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ), an die sich 
die hohe See anschließt. 

Autochthone Infektionen 
 Infektionskrankheiten, bei denen die Infektion am Ort des Auftretens und nicht 

z. B. am Urlaubsort erfolgt ist. 

Bandbreite Eine einzelne Klimasimulation liefert für jede Zeitperiode nur ein einzelnes Kli-
maänderungssignal. Liegt ein Ensemble aus Klimasimulationen vor, bezeichnet 
man mit dem Begriff „Bandbreite“ die Spanne zwischen dem Minimum und 
dem Maximum der simulierten Klimaänderungssignale.

Bias Als Bias bezeichnet man systematische Abweichungen der Simulationser-
gebnisse eines Klimamodells vom tatsächlich beobachteten Klima in einem 
Kontrollzeitraum. Der Bias ergibt sich aus unrealistischen oder unvollständigen 
Beschreibungen physikalischer Prozesse. Durch eine bessere Modellierung dieser 
Prozesse wird versucht, den Bias zu verkleinern.

CLM Das Klimamodel Climate Local Model (CLM) wurde ursprünglich in Zusam-
menarbeit des Helmholtz-Zentrum-Geesthacht (HZG), des Potsdam-Institut für 
Klimafolgen (PIK) und der BTU Cottbus basierend auf einem Klimamodell des 
Deutschen Wetterdienstes entwickelt. 

Dauerwald Ein Dauerwald (ähnlich: Plenterwald) ist ein bewirtschafteter Wald ohne Kahl-
schläge und Reinbestände, in dem Bäume aller Dimensionen kleinstfl ächig bis 
einzelstammweise vermischt sind 

Eutrophierung Eutrophierung bezeichnet die in ein Gewässer erfolgte erhöhte Nährstoffzu-
fuhr (bspw. durch Überdüngung) und alle daraus resultierenden Vorgänge, die 
infolge natürlicher oder anthropogen bedingter Ursachen zu einem überhöhten 
Angebot pfl anzenverfügbarer Nährstoffe und damit zu einer i.d.R. unerwünsch-
ten Steigerung des Pfl anzenwachstums (Vergrünung) führen. Mögliche Folge 
ist ein durch Sauerstoffmangel entstehendes anaerobes Milieu (Umkippen des 
Gewässers und Fischtod) 

Evapotranspiration Evapotranspiration bezeichnet die Gesamtheit von Bodenverdunstung, Pfl anzen-
verdunstung und der Verdunstung von Niederschlägen auf der Oberfl äche. 

Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 
 Die FFH-Richtlinie dient zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pfl anzen. Zusammen mit der Vogelschutzrichtlinie bildet 
sie die zentrale Rechtsgrundlage für den Naturschutz in der Europäischen Union. 
Ihr Ziel: Alle für Europa typischen wildlebenden Arten und natürlichen Lebensräu-
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me sollen in einen günstigen Erhaltungszustand gebracht werden. Damit dient die 
FFH-Richtlinie dem Erhalt der biologischen Vielfalt in der EU. 

Governance Governance wird hier verstanden als eine Form der Handlungskoordination, die 
freiwillig, nicht formell verfasst, selbstregelnd, transdisziplinär und selbstrefl ek-
tierend ist. 

Habitat Unter dem Begriff Habitat versteht man den Lebensraum einer Art, z. B. ein Feld 
oder eine Felsenküste. 

IMPLAN IMplementierung von Ergebnissen aus KLIFF in der räumlichen PLANung in Nie-
dersachsen (IMPLAN) ist ein querschnittsorientiertes Forschungsthema im durch 
niedersächsische Landesmittel geförderten Forschungsverbund „KLIFF – Klima-
folgenforschung in Niedersachsen“. 

Interdisziplinarität In einem interdisziplinären Ansatz gehen verschiedene Einzelwissenschaften 
einer gemeinsamen Fragestellung nach. Im Unterschied zur Multidisziplinariät 
werden jedoch nicht nur Ergebnisse zwischen den Disziplinen ausgetauscht, 
sondern auch Ansätze, Denkweisen und Methoden. 

IPCC Das Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) ist eine zwischenstaat-
liche Sachverständigengruppe, die sich mit dem Klimawandel beschäftigt und 
auch als Weltklimarat bezeichnet wird. Das IPCC wurde 1988 vom Umwelt-
programm der Vereinten Nationen (UNEP) und der Weltorganisation für Mete-
orologie (WMO) gegründet. Hauptaufgabe des IPCC ist es über den aktuellen 
Forschungsstand der Klimaforschung und der Klimafolgenforschung zu berich-
ten, Risiken der globalen Erwärmung zu beurteilen und Vermeidungsstrategien 
zusammenzutragen. Das IPCC ist als Ausschuss der Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC) beigeordnet.

Kastengrafi ken (engl. Box-Whisker-Plots) 
 Eine Kastengrafi k ist eine Darstellung, mit der sich die Statistik eines Ensembles 

abbilden lässt. Die Bandbreite wird von gestrichelt gezeichneten, an ihren Enden 
mit kurzen horizontalen Querbalken versehenen, vertikalen Linien (den „An-
tennen“) angezeigt. Die Rechtecke („Boxen“) werden durch das obere und das 
untere Quartil (d. h. das 25 Prozent und das 75 Prozent Quantil) begrenzt, in 
ihnen befi nden sich die mittleren 50 Prozent aller Werte. Die schwarzen Quer-
balken innerhalb der Boxen zeigen den Median (d. h. das 50 Prozent Quantil) 
an, dies ist der Wert oberhalb und unterhalb dessen sich genau 50 Prozent der 
Klimaänderungssignale der einzelnen Ensemblesimulationen befi nden. 

Klimaänderungssignal Als Klimaänderungssignal bezeichnet man die Differenz der Mittelwerte einer 
Klimavariablen zwischen einer (meist 30-jährigen) zukünftigen Klimaperiode und 
einer (meist gleichlangen) Kontrollperiode in der Vergangenheit.

KlimaMORO Das regionale Klimamodell „Raumentwicklungsstrategien zum Klimawandel“ 
versucht durch Anwendung und Weiterentwicklung des raumordnerischen 
Instrumentariums in acht Modellregionen regionale Klimaanpassungsstrategien 
zu entwickeln. 

KLIMZUG Das Förderprogramm „KLIMZUG – Klimawandel in Regionen zukunftsfähig 
gestalten“, umfasst insgesamt sieben KLIMZUG-Verbünde und wird durch die 
Forschungsförderung des BMBF unterstützt. In jedem Verbund arbeiten regio-
nale Partnereinrichtungen aus Forschung, Wirtschaft, Politik, Verwaltung und 
Gesellschaft zusammen. Das Ziel der Fördermaßnahme ist, die Anpassungskom-
petenz in Deutschland so zu steigern, dass ein Bewusstsein für die Anpassung in 
der Gesellschaft verankert und diese für ein Leben und Wirtschaften unter sich 
verändernden Klimabedingungen vorbereitet wird. 

KLIMZUG-NORD ist ein Klimaforschungsprojekt zur Erfassung der Auswirkungen des Klimawan-
dels auf die Metropolregion Hamburg an dem Hochschulen, Forschungseinrich-
tungen, Behörden und Unternehmen direkt beteiligt sind. 
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KLIWAS Klima, Wasser, Schifffahrt (KLIWAS) ist ein Ressortforschungsprogramm des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS), um die 
Auswirkungen des Klimawandels auf Wasserstraßen und Schifffahrt zu erfassen, 
sowie Anpassungsoptionen zu entwickeln. 

Modellvalidierung Bei der Modell-Validierung werden für konkrete Parameterkonstellationen die 
Rechenergebnisse den zu modellierenden realen Phänomenen gegenüberge-
stellt.

Netzwerk Natura 2000  Natura 2000 ist ein EU-weites Netz von Schutzgebieten zum Erhalt der in der EU 
gefährdeten Lebensräume und Arten. 

Nmin-Untersuchungen Methode zur Bemessung der Stickstoffdüngung durch Ermittlung des zu Vege-
tationsbeginn bereits im Boden vorhandenen mineralischen Stickstoffes.

No-Regret-Strategie Als „No-regret“-Maßnahmen werden diejenigen bezeichnet, die auf jeden Fall 
einen umweltpolitischen und wirtschaftlichen Nutzen für die Gesellschaft mit 
sich bringen, unabhängig davon in welchem Ausmaß die Klimaänderung aus-
fällt. Als No-regret-Maßnahme werden z.B. die Reduktion von Leck-Schäden bei 
der Wasserinfrastruktur oder die Schaffung von saisonunabhängigen Tourismus- 
und Freizeitangeboten verstanden. 

Phänologie Die Phänologie im Deutschen Wetterdienst befasst sich mit den im Jahresablauf 
periodisch wiederkehrenden Wachstums- und Entwicklungserscheinungen der 
Pfl anzen. Es werden die Eintrittszeiten charakteristischer Vegetationsstadien 
(Phasen) beobachtet und festgehalten. Sie stehen in enger Beziehung zur Wit-
terung und zum Klima und eignen sich daher für die verschiedensten Anwen-
dungsgebiete und für vielseitige wissenschaftliche Untersuchungen. 

Realisierung Mit einer Realisierung wird ein von einem globalen Klimamodell simulierter 
Zeitverlauf eines bestimmten Klimaszenarios bezeichnet. Dieser Zeitverlauf hängt 
von der Initialisierung des Globalmodells ab und beschreibt das „Modellwetter“, 
das von dem tatsächlich beobachteten Wetter abweicht. Verschiedene Initiali-
sierungen führen dabei zu unterschiedlichen Zeitverläufen. Oft werden mehrere 
Realisierungen desselben Szenarios mit einem Globalmodell gerechnet, um den 
Einfl uss der internen Modellvariabilität abschätzen zu können.

Regionales Klimamodell Globale Klimaprojektionen sagen wenig über die Klimaänderungen in Staaten 
oder Regionen aus, sodass die Ausarbeitung regionaler Klimamodelle angestrebt 
wird. 

Resilienz Fähigkeit eines Systems, unter dem Einfl uss externer Schocks und Störungen 
zentrale Funktionen aufrecht zu erhalten, den Ausgangszustand wieder herzu-
stellen (Bewältigungskapazität) oder sich so zu verändern, dass es sich an die 
veränderten Bedingungen anpassen kann 

REMO Regional Model (REMO) ist ein regionalbezogenes Klimamodell, das vom Max-
Plank-Institut für Meteorologie entwickelt wurde. Die über REMO berechneten 
Daten können zur Untersuchung regionaler Klimafolgen genutzt werden. 

Robustheit Im Zusammenhang mit Klimasimulationsensembles spricht man von einem 
robusten Klimaänderungssignal, wenn alle (bzw. bei größeren Ensembles fast 
alle, zum Beispiel mindestens 90%) der Klimasimulationen eine Klimaänderung 
in dieselbe Richtung projizieren. 

Sektorintegration Interdisziplinäre Integration über die Grenzen verschiedener Sektoren (z.B. Land-
wirtschaft, Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft) zu gemeinsamen Fragestellungen.

Subsidiaritätsprinzip Nach dem Subsidiaritätsprinzip soll eine (staatliche) Aufgabe soweit wie möglich 
von der unteren Ebene bzw. kleineren Einheit wahrgenommen werden. 
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System Räumlich abgegrenztes Verknüpfungsgebilde mit einer inneren Struktur bio-ti-
scher und abiotischer Elemente, die durch Prozesse (Energie-, Stoff- oder Infor-
mationsfl üsse) miteinander verbunden sind. Systeme im beschriebenen Sinn 
tauschen mit ihrer Umwelt Energie und Stoffe aus.

Tierpathogenes Potenzial 
 Auch Krankheitspotenzial. ´Tierpathogenität´ ist ein allgemeiner Ausdruck zur 

Beschreibung der Schadwirkung von Erregern bei Tieren, die von geringfügigen 
gesundheitlichen Effekten über schweren Erkrankungen bis zu Todesursache 
reichen kann. 

Transdisziplinarität Integrative Forschung, die wissenschaftliches und praktisches Wissen verbindet. 
Wissenschaft und Forschung lösen sich aus ihren fachlichen Grenzen und defi -
nieren ihre Forschungsthemen und Probleme mit Blick auf außerwissenschaftli-
che  gesellschaftliche Entwicklungen, um die Probleme disziplin- und fachüber-
greifend zu lösen. 

Triticale Neu gezüchtete Getreideart, die durch eine Kreuzung aus Weizen und Roggen 
entstand. Triticale wurde gezüchtet, um die Anspruchslosigkeit des Roggens mit 
der Qualität des Weizens zu verbinden. Triticale wird als Futter angebaut und 
hauptsächlich in der Schweinemast eingesetzt. 

Virusprävalenz Häufi gkeit des Vorkommens bestimmter Vieren in einer Region bzw. in Vekto-
ren, Menschen oder Tieren.

Vulnerabilität Vulnerabilität umfasst Zustände und Prozesse, die die Ausgesetztheit, Anfällig-
keit sowie die Reaktionskapazitäten eines Systems oder Objekts hinsichtlich des 
Umgangs mit Gefahren – wie z. B. Klimawandeleinfl üssen – bedingen. Dabei 
spielen physische, soziale, ökonomische und umweltbezogene Faktoren eine 
Rolle. Exposition, Anfälligkeit, Bewältigungs- und Anpassungskapazität bestim-
men die Vulnerabilität des Systems gegenüber einer Störung.

Vektor Krankheitsüberträger. Der Vektor transportiert einen Infektionserreger vom 
Hauptwirt /Reservoirwirt auf einen anderen Organismus, ohne selbst zu erkran-
ken.

Vektorgebundene/vektorassoziierte Erkrankungen 
 Erkrankungen, die nicht direkt von Mensch zu Mensch, sondern über Wirtstiere 

(Vektoren) verbreitet werden. Beispiele sind übertragbare Krankheiten durch Ze-
cken wie Lyme-Borreliose und Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME), durch 
Mücken wie Malaria, Dengue-Fieber, West-Nil-Fieber und Chikungunya-Fieber 
oder durch Nagetiere wie das Hanta-Fieber.

Waldeigentumsarten Gem. § 3 NWaldLG Landeswald, Kommunalwald, Stiftungswald, Privatwald ein-
schl. Genossenschaftswald sowie Bundeswald oder Wald eines anderen Landes.

WETTREG Die Wetterlagen basierte Regionalisierungsmethode (WETTREG) ist ein Klima-
modell, das von der Climate & Environment Consulting Potsdam GmbH entwi-
ckelt wurde.

Wirkmodelle Diese Modelle beschreiben die Wirkungen von Einfl üssen des Klimawandels in 
verschiedenen Systemen.

Zoonosen Von Tier zu Mensch und von Mensch zu Tier übertragbare Infektionskrankhei-
ten. Die Defi nition der Weltgesundheitsorganisation (WHO) von 1959 besagt 
einschränkend, dass Zoonosen Krankheiten und Infektionen sind, die auf na-
türliche Weise zwischen Mensch und anderen Wirbeltieren übertragen werden 
können.
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In Ergänzung zu ihrer Empfehlung für eine nieder-
sächsische Strategie zur Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels verweist die Kommission auf 
anliegende Maßnahmenübersicht. In der Übersicht 
werden Maßnahmenoptionen für die betrachteten 
Handlungsfelder systematisiert und präzisiert. Die 
Anpassungsmaßnahmen sind immer in Abhängig-
keit von oftmals stark variierenden regionalen und 
situativen Bedingungen zu sehen. Die Kommission 
hält diese Maßnahmenübersicht aber für eine 
wichtige Grundlage für die vielfältigen örtlichen 
Entscheidungsfi ndungsprozesse im Land, die durch 
die Anpassungsstrategie begonnen oder aber wei-
ter stimuliert werden sollen. 

TEIL B - Anhang

Anhang I - Maßnahmenübersicht
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Zu Kap. 4 – 
Klimaentwicklung und Klimaszenarien 

Tabellenwerk

In den folgenden Tabellen sind die Klimaände-
rungssignale der meisten in Abschnitt 4.5 genann-
ten Größen für die niedersächsischen Naturräume 
(s. Abb. 1) aufgelistet. Unterschieden wird dabei 
zwischen den Zeiträumen 2021-2050 und 2071-
2100. Der Referenzzeitraum ist jeweils 1971-2000. 
Grundlage bildet das für die Auswertungen in Ab-
schnitt 4 verwendete Ensemble aus 9 REMO- und 
4 CLM-Simulationen. Für jeden Zeitraum ist jeweils 
das Ensembleminimum (links), das Ensemblemittel 
(Mitte, im Fettdruck) und das Ensemblemaximum 

Anhang II – Klimaänderungssignale für die niedersächsischen 
Naturräume  

(rechts) angegeben, woraus sich die Bandbreite 
der Klimaänderungssignale für die Naturräume 
ablesen lässt. Die einzelnen Zahlenwerte sind als 
Gebietsmittel über den jeweiligen Naturraum zu 
verstehen. Zum Vergleich ist das Gebietsmittel 
über Niedersachsen für jede Größe in rot gedruckt. 
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Anhang III – Auswirkungen des Klimawandels auf die Landwirtschaft

zu Kap. 5.3 – Landwirtschaft, Garten- und Obstbau

Auswirkungen des Klimawandels auf das Pfl anzenwachstum und Ertragsbildung, den Wasser-
haushalt, den Boden, die Nährstoffe, die Pfl anzengesundheit und die Tierproduktion

73 Verband der Landwirtschaftskammern: „Klimawandel und Landwirtschaft – Anpassungsstrategien im Bereich Pfl anzenbau“, 2010 Fachin-
formationen 
74,75  Ebenda
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76,77  Ebenda
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Anhang IV – Klimabezogene Projekte im Sektor Landwirtschaft in 
Niedersachsen

zu Kap. 5.3 – Landwirtschaft
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